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Konstruktiver Journalismus in aller Munde

Der Journalismus ist im wesentlichen und gegebenenfalls ausschließlich
der Berichterstattung und Wiedergabe von Ereignissen des Tages im
Sinne den jeweiligen Tag betreffender Geschehnisse (,jour' franz.
,Tag', von ,giorno' ital. ,Tag') zuzuschreiben. Wenn nun die allen
vertraute Auswahl, Präferenz und Spiegelung zumeist unangenehmer und
schlechter Nachrichten, welche naturgemäß auch unabhängig von direkter
Betroffenheit ihr aufmerksames Publikum finden, den Löwenanteil des
Gebotenen ausmachen, dann sicher nur deshalb, weil eine alles andere
als ausgeglichene Wirklichkeit den Menschen zwecks Gefahrenabwendung
und Sicherheitsbestätigung zu nichts anderem veranlassen kann.

Überwiegend beruhigende und vermeintlich der Objektivität mehr
geschuldete Nachrichten in positiv orientierter Mischung sind dem
Leser doch nach dem Motto ,Und wenn sie nicht gestorben sind, dann
leben sie noch heute' als Hilfsmittel bewahrender und schützender
Erziehung nur allzu vertraut. Jene beruhigende Funktion menschlicher
Erzählungsweisen und Märchen der Kinderzeit wird auch dem primären
Interesse bzw. der ersten Aufmerksamkeit des Erwachsenen für seine
gefahren- und sicherheitsbestimmte Wachsamkeit keinen Abbruch tun.

Wenn gar die konstruktive Gestaltung der Nachrichtenlage zu einem
ausgeglichenen, nicht selten angepaßten und bedarfsgerechten oder gar
opportunistischen Wirklichkeitsbild führt, würde sie gegenüber den
nicht konstruierten, häufig allerdings auch nicht primär positiven
Nachrichten schlecht aussehen und deshalb aus auf der Hand liegenden
Gründen das Interesse und die Aufmerksamkeit der Leser und
Nachrichtenkonsumenten weitreichend einbüßen. Was also soll uns dann
der zur Zeit umgehende Ruch und Lösungsvorschlag für die bessere
Nachrichtentauglichkeit des sogenannten konstruktiven Journalismus
auch anderes als gerade die Botschaft der Käuflichkeit und der
systemischen Täuschungsabsicht täglicher Nachrichten vermitteln?

Schattenblick-Redaktion


6. April 2018
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KOHLEALARM/423: Klimakampf und Kohlefront - Mitspracherecht gefordert ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 08.04.2018

Bürger fordern früheres Ende der Braunkohlegrube Nochten



Rohne, 08.04.2018. Das Lausitzer Bündnis "Strukturwandel jetzt" hat heute
mit einer symbolischen Roten Linie eine Verkleinerung des
Braunkohletagebaues Nochten (Sachsen) gefordert. Die Grube müsse einen
Mindestabstand von 400 Metern zu den angrenzenden Dörfern einhalten.
Zugleich fordert es eine Beteiligung Tagebau-Betroffener an der
Kohlekommission der Bundesregierung.

"Um die Ziele des Klimaschutzes zu erreichen, müssen die
Uralt-Kraftwerksblöcke in Jänschwalde und Boxberg in wenigen Jahren vom
Netz sein. Das heißt auch, dass die bisher genehmigten Tagebaue nicht mehr
voll ausgekohlt werden dürfen. Genau hier in Rohne muss rechtzeitig
unnötiger Schaden durch den Tagebau verhindert werden." sagt René Schuster
vom Umweltverband GRÜNE LIGA.

"In den nächsten Wochen wird die Bundesregierung wahrscheinlich eine
Kommission berufen, die über den Kohleausstieg beraten soll. Wenn dort als
Vertreter der Lausitz nur bisherige Profiteure des Braunkohleabbaus
mitreden, entsteht ein verzerrtes Bild. Auch wir Betroffenen und Kritiker
der Tagebaue sind Lausitzer und sollten in der Kommission vertreten sein!"
fordert Adrian Rinnert vom Bündnis "Strukturwandel jetzt".

"Die evangelischen Kirchen in Deutschland werden alles in ihrer Macht
stehende tun, um Reduzierung ihres eigenen CO2-Austoßes um 40 Prozent bis
2020 zu erreichen. Und so erwarte ich auch von der Bundesregierung, dass
sie alles in ihrer Macht stehende tut, um das Klimaschutzziel 2020 doch
noch zu erreichen." sagt Hans-Georg Baaske, Leiter des Umweltbüros der
Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz, der als Gastredner zu
den Teilnehmern sprach.

Das Bündnis "Strukturwandel jetzt" fordert im Verfahren zur Überarbeitung
des Braunkohlenplanes Tagebau Nochten eine Verkleinerung des Tagebaufeldes.
Stoppt der Tagebau nicht südöstlich der Mühlroser Straße, lägen die Orte
Rohne und Mulkwitz nur wenige Meter von der Grubenkante entfernt.

An den Kraftwerksstandorten Jänschwalde und Boxberg sind noch acht
Kraftwerksblöcke in Betrieb, die in der DDR gebaut und in den 1990er Jahren
für einen Betrieb bis 2020 nachgerüstet wurden. Nur für zwei dieser Blöcke
wurde der Zeitpunkt der Außerbetriebnahme bereits entschieden. Die sechs
weiteren (vier Blöcke in Jänschwalde, zwei in Boxberg) machen mit 3.000
Megawatt Leistung und jährlich ca. 24 Millionen Tonnen CO2-Ausstoß die
Erreichung deutscher und internationaler Klimaschutzziele unmöglich. Die
Kraftwerksblöcke aus DDR-Zeiten sind zugleich für etwa die Hälfte des
Kohleverbrauchs aus Lausitzer Tagebauen verantwortlich.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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SPRACHE/967: Forschungsprojekt untersucht den Einfluss von Zweisprachigkeit auf die Entwicklung von Sprachen (idw)


Technische Universität Kaiserslautern - 06.04.2018

Forschungsprojekt untersucht den Einfluss von Zweisprachigkeit auf die
Entwicklung von Sprachen



Wie Zweisprachigkeit die Entwicklung von Sprachen beeinflusst, damit
beschäftigt sich eine neue Forschungsgruppe, die die Deutsche
Forschungsgemeinschaft für drei Jahre fördert. Insgesamt acht
Universitäten sind mit ihren verschiedenen linguistischen Einzelprojekten
an diesem Vorhaben beteiligt. Mit dabei ist auch Professorin Dr. Shanley
Allen von der Technischen Universität Kaiserslautern (TUK). Sie forscht
zur Psycholinguistik und Sprachentwicklung. Die Projektleitung liegt bei
der Universität Potsdam. Das Projekt ist Anfang April gestartet.

Menschen, deren Eltern oder Großeltern zum Beispiel aus der Türkei nach
Deutschland ausgewandert sind, sprechen meist die Sprache der neuen Heimat
besser als die ihrer Familie. In diesem Zusammenhang sprechen Fachleute
von Heritage-Sprache und Mehrheitssprache. "Heritage stammt aus dem
Englischen und heißt Erbe", sagt Professorin Allen aus dem Fachbereich
Sozialwissenschaften. "Mit dem Begriff bezeichnet man die Sprache, die zum
kulturellen Erbe der Familie gehört, etwa weil die Eltern oder Großeltern
ausgewandert sind." Bei der Mehrheitssprache handelt es sich im Gegensatz
dazu um die Sprache, die in der neuen Heimat gesprochen wird.

Oftmals zeigt sich, dass diese Menschen die Heritage-Sprache verändern.
Dies lässt sich zum Beispiel im Türkischen beobachten, das von Türken
gesprochen wird, die bereits in der zweiten Generation hier heimisch sind.
Sie nutzen das Zahlwort für "eins" genauso wie im Deutschen, obwohl es im
Türkischen, etwa bei "Ich esse einen Apfel", nicht vorkommt. Aber auch bei
der Mehrheitssprache kann es zu solchen Veränderungen kommen, wenn
beispielsweise grammatische Regeln der einen in der anderen Sprache
verwendet werden.

"In dem Forschungsvorhaben geht es darum, die Unterschiede in Satzbau und
Wortfolge von Heritage-Sprechern sowohl in ihrer Heritage-Sprache als auch
in ihrer Mehrheitssprache im Vergleich zu Muttersprachlern zu untersuchen
und zum Teil auch darum, wie die Herkunftssprache die Mehrheitssprache
beeinflusst und umgekehrt", sagt Allen. Im Fokus stehen hierbei
Griechisch, Türkisch, Deutsch, Russisch und Englisch. Dabei untersuchen
die Forscherteams zum einen, wie sich Griechisch, Türkisch, Russisch und
Englisch auf das Deutsche, aber auch wie sich Griechisch, Türkisch,
Russisch, Deutsch auf das Englische auswirken.

Darüber hinaus gehen die Teams der Frage nach, inwieweit die
Heritage-Sprecher den Satzbau der Umgangssprache in die formelle Sprache
übernehmen, obwohl die Muttersprachler dies gewöhnlich nicht tun. Auch
möchten die Forschergruppen herausfinden, wie normale Entwicklungsprozesse
bei verschiedenen Sprachen ablaufen und wie die Umgangssprache die
formelle Sprache beeinflusst. "Die vielfältigen Vergleiche durch die
verschiedenen Sprachen im Projekt erlauben es uns, diese Möglichkeiten
voneinander zu unterscheiden", so die Kaiserslauterer Professorin weiter.
Das Team um Allen wird sich an der TUK damit beschäftigen, wie sich das
Englische in den USA durch Heritage-Sprachen ändert und umgekehrt.

In der neuen Forschungsgruppe werden acht Projekte kooperieren. Neben der
TUK sind daran beteiligt: die Universität Potsdam, die Humboldt-Universität
zu Berlin, das Leibniz-Zentrum "Allgemeine Sprachwissenschaft"
sowie die Universitäten Mannheim und Stuttgart. Darüber hinaus sind zwei
international führende Linguistik-Expertinnen aus den USA und Kanada als
"Mercator Fellows" dabei: Professorin Dr. Maria Polinsky von der
University of Maryland und Professorin Dr. Shana Poplack von der
University of Ottawa.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution124

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Kaiserslautern, Melanie Löw, 06.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/4401: Hamburg - Große Katastrophen in Hamburg, 10. April bis 31. Juli 2018


idw - Pressemitteilung: Helmut-Schmidt-Universität, Universität der
Bundeswehr Hamburg

Ausstellung: Große Katastrophen in Hamburg



Eine neue Ausstellung der Universitätsbibliothek beschäftigt sich mit
den fünf größten neuzeitlichen Katastrophen in der Hansestadt.
Hamburgs Innensenator Andy Grote und der Präsident des Bundesamtes für
Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe, Christoph Unger, eröffnen
die Ausstellung am 10. April 2018 um 18:00 Uhr.

Fünf neuzeitliche Mega-Schrecknisse haben sich in das Gedächtnis der
Stadt eingeprägt: Die Vertreibung von 30.000 Unterverproviantierten,
als die französische Stadt "Hambourg" 1813/14 russisch belagert wurde;
der Große Brand von 1842; die Cholera von 1892; die Luftangriffe der
"Operation Gomorrha" im Jahr 1943; die Sturmflut von 1962.

"Besatzung und Belagerung, Feuersbrünste, Epidemien, Bombardements,
Überschwemmungen - allein aufgrund höherer Gewalt vom Himmel gefallen
ist das alles nicht," erläutert Privatdozent Dr. Helmut Stubbe da Luz.
Der Historiker ist Kurator der Ausstellung. "Zum Teil hat auch der
Faktor Mensch - vor allem an der Spitze des Stadtstaats - dazu
beigetragen, dass diese Desaster entstehen konnten oder zumindest
dazu, dass sie in ihrem Ablauf nicht stärker abgemildert wurden."

Die Ausstellung analysiert rückblickend die Indizien für menschliches
oder staatliches Versagen. Sie stellt aber auch Bezüge zu Gegenwart
und Zukunft her: Hinsichtlich welcher Horror-Szenarien ist Hamburg im
21. Jahrhundert verwundbar? Wie wird die städtische
Widerstandsfähigkeit gesteigert?

Laufzeit der Ausstellung:

10. April bis 31. Juli 2018

Öffnungszeiten:

Mo-Do: 9-16 Uhr

Fr: 9-14 Uhr

Sa, So und an Feiertagen geschlossen

Ausstellungsort:

Helmut-Schmidt-Universität, Hauptbibliothek, Gebäude H1

Holstenhofweg 85, 22043 Hamburg

Begleitveranstaltungen:

Die Ausstellung wird durch eine Reihe von zehn Begleitveranstaltungen
ergänzt. Termine und Themen unter https://ub.hsu-hh.de/termine/

Kommentierte Ausstellungsführungen:

Termine nach Vereinbarung

Begleitband zur Ausstellung: 

Große Katastrophen in Hamburg: Menschliches Versagen in der Geschichte
- wehrhafte Stadtentwicklung für die Zukunft?/Helmut Stubbe da Luz.
Herausgegeben von der Bibliothek der Helmut-Schmidt-Universität. -
Hamburg 2018. ISBN 978-3-86818-094-7; Schutzgebühr 20,- Euro

Weitere Informationen finden Sie unter

https://ub.hsu-hh.de/termine/grosse-katastrophen-in-hamburg-ausstellung/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution83

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmut-Schmidt-Universität, Universität der Bundeswehr Hamburg, Dietmar Strey, 05.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/4400: Bayreuth - Afrika in den 1980er Jahren, Eröffnung am 28.04.18


idw - Pressemitteilung: Universität Bayreuth

Afrika in den 1980er Jahren: Iwalewahaus der Universität Bayreuth
eröffnet neue Ausstellung



Am 28. April 2017 startet im Iwalewahaus der Universität Bayreuth die
Ausstellung "Feedback: Art, Africa and the 1980s". Sie entwickelt aus
historischen und zeitgenössischen Perspektiven ein Bild der 1980er
Jahre in Afrika. Künstlerische Visionen von damals und heute werfen
ein Licht auf soziale, politische und wirtschaftliche Realitäten in
diesem bewegten und bewegenden Jahrzehnt. Die Ausstellung bleibt bis
zum 30. September 2018 geöffnet.

Einige Ausstellungsstücke hat die Makerere Art Gallery in
Kampala/Uganda, eine der bedeutendsten institutionellen
Kunstsammlungen Afrikas, bereitgestellt. Auch der Videokünstler Theo
Eshetu ist beteiligt, der 2016 auf der documenta in Kassel mit
Reflexionen über globale und nationale Identität auf internationale
Aufmerksamkeit stieß.

Die 1980er Jahre in Afrika waren geprägt von Protesten, Bürgerkriegen,
Staatsstreichen, Diktaturen und Hungersnöten. Wirtschaftliche und
politische Experimente hatten nicht selten katastrophale soziale
Folgen, vielerorts machte sich eine Endzeitstimmung breit. Zahlreiche
afrikanische Länder wurden zum Spielball für Konflikte, die ihre
Wurzeln im Kalten Krieg hatten. Gleichzeitig ist in diesem Jahrzehnt
aber auch eine kulturelle Mobilisierung zu beobachten: Künstlerinnen
und Künstler begannen, sich mit den Verfehlungen postkolonialer
Staaten auseinanderzusetzen. Globalisierung, internationale Mobilität
und die zunehmende Urbanisierung wurden kritisch reflektiert, neue
Utopien tauchten auf. Der Lebensalltag der Menschen entwickelte sich
zu einem wichtiges Sujet künstlerischer Arbeiten. Die Ausstellung
setzt sich daher mit der Frage auseinander: Wie kann eine Geschichte
postkolonialer afrikanischer Kunst erzählt werden, in der die 1980er
Jahre eine zentrale Rolle spielen? Wie lässt sich diese Dekade als
Bindeglied zwischen der postkolonialen Moderne der 1960er und 1970er
Jahre und der Dynamik zeitgenössischer Kunst der 1990er Jahre
verstehen?

Der Schwerpunkt von "Feedback: Art, Africa and the 1980s" liegt auf
künstlerischen Entwicklungen in Nigeria, Senegal, D.R. Kongo,
Südafrika und Kenia. Zugleich reflektiert das 1981 gegründete
Iwalewahaus in dieser Ausstellung auch seine eigene Geschichte: In den
1980er Jahren war es weltweit eine der wenigen Institutionen, die sich
der modernen und zeitgenössischen afrikanischen Kunst widmete.

Die neue Ausstellung wird von Ugochukwu-Smooth C. Nzewi vom Cleveland
Museum of Art in Cleveland/Ohio kuratiert. Der aus Nigeria stammende
Kurator war 2014 Teil des Kuratoren-Teams der Dakar Biennale, einer
der wichtigsten internationalen Ausstellungen zeitgenössischer Kunst,
und begleitet das Iwalewahaus bei seiner Forschung zur afrikanischen
Moderne.

"Feedback: Art, Africa and the 1980s" ist eine Kooperation mit dem
Weltkulturen Museum in Frankfurt am Main und der Makerere Art Gallery
in Kampala/Uganda. Das Forschungsprojekt wird von der
VolkswagenStiftung im Rahmen des Förderschwerpunkts "Forschung in
Museen" gefördert.

Weitere Informationen zur Ausstellung:

http://www.iwalewahaus.uni-bayreuth.de

Das Iwalewahaus ist von Mittwoch bis Sonntag jeweils von 13 bis 17 Uhr
geöffnet, der Eintritt beträgt 5 Euro / 3 Euro (ermäßigt). An jedem
ersten Sonntag im Monat ist der Eintritt frei.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution4

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bayreuth, Christian Wißler, 04.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1128: Jena - Öffentliche Podiumsdiskussion zum "March for Science" am 12. April 2018


idw - Pressemitteilung: Friedrich-Schiller-Universität Jena

Wissenschaft ist keine Meinung!

Öffentliche Podiumsdiskussion zum "March for Science" am 12. April
an der Universität Jena



Bewusste Falschmeldungen, sog. Fake News, bedrohen nicht nur die
Medien, sie untergraben außerdem die Demokratie. Auch die Wissenschaft
wird zunehmend diskreditiert, wenn wissenschaftlich erwiesene
Tatsachen geleugnet, relativiert oder "uminterpretiert" werden - und
das selbst in Deutschland. Diese Entwicklung gefährdet ebenfalls die
Gesellschaft als Ganzes. Im Frühjahr 2017 demonstrierten daher
weltweit zahlreiche Menschen beim "March for Science" für die Freiheit
der Wissenschaft. Die Friedrich-Schiller-Universität Jena (FSU)
beteiligte sich mit einer vielbeachteten Veranstaltung. Die großen
Wissenschaftsorganisationen stellten im Herbst 2017 weiteren
Forschungs- und Handlungsbedarf fest. Zum weltweiten "March for
Science" 2018 veranstaltet die FSU dazu eine öffentliche
Podiumsdiskussion am Donnerstag, dem 12. April, ab 16.00 Uhr in der
Aula des Universitätshauptgebäudes (Fürstengraben 1).

Klimaveränderungen werden geleugnet, die Evolution als unbewiesene
Theorie dargestellt und das Wetter wird angeblich längst durch
Regierungen und Wissenschaft manipuliert. Nicht nur
Verschwörungstheoretiker haben dank sozialer Medien die Möglichkeit,
ihre Fantasien ungefiltert zu verbreiten. Auch manche Politiker oder
Lobbyisten stellen die Ergebnisse der Wissenschaft infrage oder deuten
sie so lange um, bis sie zu den eigenen Zielen passen. Doch
Wissenschaft ist keine Meinung, sie beruht auf nachprüfbaren Fakten.

Wie lassen sich wissenschaftliche Fakten vermitteln?

Ist die Wissenschaft aber noch in der Lage, in einer zunehmend
komplexeren Welt das benötigte Orientierungswissen zu liefern? Wird
die Wissenschaft ihrer Verantwortung als unabhängige Institution
gerecht? Soll die Öffentlichkeit mit Prinzipien und Werten der
Wissenschaft vertraut gemacht werden, gerade auch bei kontroversen
Themen und Zweifeln an wissenschaftlichen Befunden? Was kann die
Wissenschaft dem Vertrauensverlust entgegensetzen und wie sollten die
handelnden Personen agieren und kommunizieren? Und steht die
Wissenschaft bei ihrem Kampf für Fakten und Werte alleine da oder wird
sie durch Politik, Medien, Wirtschaft und die Zivilgesellschaft
unterstützt?

Antworten auf solche Fragen suchen die sechs Diskutantinnen und
Diskutanten auf dem Jenaer Podium. Sie repräsentieren Wissenschaft,
Politik, Kultur und Medien und kommen aus Jena, Erfurt,
Bielefeld/Stellenbosch (Südafrika). Moderiert von der Münchner
Journalistin Carolin Matzko wird der gestiegene Erwartungs- und
Handlungsdruck auf alle Teile der Gesellschaft diskutiert. Auch die
Wirksamkeit des Formats "March for Science" wird kritisch hinterfragt -
und dies nicht nur auf dem Podium, sondern auch im Dialog mit den
Besuchern der öffentlichen Veranstaltung. Eingeladen sind alle
Interessierten, der Eintritt ist frei.

Wer nicht in die Jenaer Aula kommen kann, hat die Gelegenheit, die
Veranstaltung per Livestream unter 

http://www2.uni-jena.de/rz/dienst/mmz/Online/index.php zu verfolgen.

Unterstützt wird der March for Science 2018 in Thüringen von
Universitäten, Hochschulen und Forschungsinstituten aus Jena, Weimar,
Ilmenau, Nordhausen, Gera, Eisenach sowie vom Universitätsklinikum
Jena.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www3.uni-jena.de/marchforscience.html

https://marchforscience.de/

alles zum March for Science in Deutschland

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, Axel Burchardt, 06.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1127: Bochum - Zweifler, Fake News, Filterblasen und wer glaubt an die Wissenschaft?, 13.04.18


idw - Pressemitteilung: Ruhr-Universität Bochum

Diskussion im Blue Square: Zweifler, Fake News, Filterblasen und
wer glaubt an die Wissenschaft?



Warum schwindet das Vertrauen in die Wissenschaft und was kann man
dagegen tun? Wie muss Wissenschaft kommunizieren, um Gehör zu finden?
Darüber diskutieren am 13. April 2018, dem Vorabend des "March for
Science", ab 18 Uhr Experten der Univercity Bochum und das Publikum im
Blue Square. Alle Interessierten sind herzlich eingeladen. Der
Eintritt ist frei.

Seit das Internet beliebig viele Wahrheiten anbietet, wachsen die
Zweifel an wissenschaftlichen Erkenntnissen. Dass sich einzelne
Forscherinnen und Forscher zu Fehlverhalten hinreißen lassen, das zu
handfesten Skandalen führt, macht die Sache nicht besser. Die
Wissenschaft befindet sich in der Vertrauenskrise.

Dabei erbringt sie für demokratische Gesellschaften unverzichtbare
Leistungen - zum Beispiel indem sie unabhängig von politischen
Interessen nachprüfbare Fakten bereitstellt. Unter dem Motto:
"Vertrauenskrise? Die Bedeutung der Kommunikation zwischen
Gesellschaft und Wissenschaft" diskutieren

- Prof. Dr. Norbert Hüttenhölscher, Professor für Zukunftsenergien,
Technische Hochschule Georg Agricola Bochum,

- Prof. Dr. Marc Stadtler, Professor für Kompetenzentwicklung und
Kompetenzmodellierung, Institut für Erziehungswissenschaft,
Ruhr-Universität Bochum,

- Kai Rüsberg, Freier Journalist, unter anderem für WDR und
Deutschlandfunk, Blogger.

Angeklickt

http://blue-square.rub.de/veranstaltungen/20180413-vertrauenskrise-die-
bedeutung-der-kommunikation

Veranstaltungsort

Alle Veranstaltungen finden statt im Blue Square, Kortumstraße 90,
44787 Bochum. Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung - wenn nicht
anders angegeben - nicht erforderlich.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, Meike Drießen, 06.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8317: Bremen - Reiner Klingholz, Was tun, wenn das Wachstum schwindet?, 16.04.18


idw - Pressemitteilung: Daimler und Benz Stiftung

Vortrag Reiner Klingholz: Was tun, wenn das Wachstum schwindet?

Vortrag im Rahmen der Reihe "Mensch, Umwelt, Technik"

am 16. April 2018 um 19.00 Uhr

im Mercedes-Benz Kundencenter Bremen

Im Holter Feld, 28309 Bremen



Nicht nur Deutschland, praktisch sämtliche Länder der Welt erleben
gerade einen synchronen wirtschaftlichen Aufschwung. Doch die
Erfahrung lehrt, dass diese Boomphasen zyklischer Natur sind und rasch
wieder enden können. Über solche Konjunkturzyklen hinaus hat sich das
Wirtschaftswachstum der Industrienationen über die Jahrzehnte hinweg
deutlich verlangsamt. Dafür gibt es strukturelle Gründe, wie den
demografischen Wandel, den Rückgang der Produktivitätszuwächse oder
die wachsende Vermögensungleichheit in den Gesellschaften.

Es könnte also sein, dass wir entgegen dem aktuellen Eindruck auf ein
langfristiges Ausklingen des Wirtschaftswachstums zusteuern. Doch sind
wir darauf überhaupt vorbereitet? Oder haben wir unsere Sozialsysteme,
unsere Staatsfinanzen oder unsere Schuldenpolitik nicht viel zu lange
schon vom Wachstum abhängig gemacht? "Wir brauchen einen 'Plan B' für
den Fall, dass das Wachstum, anders als es die meisten Ökonomen
unterstellen, kein Naturgesetz ist", so der Bevölkerungsforscher
Reiner Klingholz. Dies führt ihn zu der Frage: Benötigen wir ein neues
Gesellschaftsmodell für ein Wohlergehen der Menschen und einen
sozialen Ausgleich bei weniger oder gar in Abwesenheit von Wachstum?

Zur Person: Dr. Reiner Klingholz ist Vorstand des Berlin-Instituts für
Bevölkerung und Entwicklung tätig. Bis 1983 arbeitete er als
wissenschaftlicher Assistent an der Universität Hamburg und
promovierte über makromolekulare DNS-Strukturen im Fachbereich Chemie.
Klingholz veröffentlichte mehrere Bücher, unter anderem "Sklaven des
Wachstums" zu den Problemen einer nachhaltigen Entwicklung und "Wer
überlebt? Bildung entscheidet über die Zukunft der Menschheit". Für
seine Arbeit erhielt er mehrere Journalistenpreise, darunter zweimal
den Journalistenpreis Entwicklungspolitik des Bundespräsidenten sowie
den Buchpreis der Deutschen Umweltstiftung.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.daimler-benz-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution671

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Daimler und Benz Stiftung, Dr. Johannes Schnurr, 05.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TREFF/594: Cuxhaven - Infos "E-Books ausleihen - wie geht das?" am 19.4.2018


E-Books ausleihen - wie geht das?



Nach der positiven Resonanz auf die erste E-Book-Sprechstunde findet
am Donnerstag, den 19. April in der Stadtbibliothek Cuxhaven erneut
eine E-Book-Sprechstunde statt. Von 10 bis 11 Uhr geht es um
Grundlegendes: Was ist die Onleihe? Welches Angebot bietet die
Bibliothek? Habe ich die passenden Geräte? Kann ich das?

In der Zeit von 11 bis 13 Uhr gibt es dann Zeit, auch individuelle
Fragen zu beantworten. Interessierte werden gebeten, eigene Geräte
mitzubringen. Dazu eignen sich E-Book-Reader, Tablet, Smartphone und
Notebook/Laptop. Um eine optimale Hilfestellung bieten zu können,
bittet das Team der Bibliothek, Termine zu vereinbaren. Anmeldung
telefonisch unter 04721 / 700 70 803, per E-Mail bei
anne.ulmer@cuxhaven.de oder auch persönlich in der Stadtbibliothek.
Pressekontakt: Ina Jäkel, Stadtbibliothek Cuxhaven, E-Mail:
ina.jaekel@cuxhaven.de, Tel.: 04721/70070800

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 7. April 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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TREFF/593: Braunschweig - eAusleihe-Sprechstunde in der Stadtbibliothek am 12.4.2018


eAusleihe-Sprechstunde in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Die Stadtbibliothek Braunschweig lädt am Donnerstag, 12.
April, zwischen 15.30 Uhr und 17.30 Uhr, zu einer offenen
"eAusleihe-Sprechstunde" ein. In persönlichen Gesprächen werden Fragen
rund um das Herunterladen der digitalen Medien beantwortet und
Grundlagen im Umgang mit der elektronischen Ausleihe vermittelt. Der
Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 470-6835. Die
eAusleihe-Sprechstunde findet monatlich statt. Die Nnächsten Termine
sind Donnerstag, 3. Mai und Donnerstag, 14. Juni 2018.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. April 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AFRIKA/688: Mali - 14 Inhaftierte erschossen, mysteriöse Todesfälle untersuchen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 9. April 2018

Mali: Auf der Flucht erschossen? Nach mysteriösem Tod von 14
Inhaftierten unabhängige Untersuchung gefordert - 
EU-Ausbildungsmission muss Menschenrechte in den Fokus stellen



Göttingen, den 9. April 2018 - Nach dem gewaltsamen Tod von 14
Inhaftierten in einem Militärlager in Mali hat die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) eine unabhängige internationale Untersuchung
des Vorfalls gefordert. Das Hochkommissariat für Menschenrechte der
Vereinten Nationen müsse feststellen, ob die 14 Personen, die dem
Peulh-Volk angehörten, tatsächlich am vergangenen Freitag auf der
Flucht erschossen wurden oder Opfer einer Hinrichtung durch Soldaten
wurden, erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Montag in
Göttingen. "Sollten sich die Massaker-Vorwürfe bestätigen, so müsste
dies auch Folgen für die EU-Ausbildungsmission EUTM in Mali haben.
Dann muss den Menschenrechten bei der Ausbildung der Armee von Mali
unbedingt mehr Vorrang eingeräumt werden." An der seit fünf Jahren
bestehenden EUTM-Mission ist die Bundeswehr maßgeblich beteiligt.

Die 14 Peulh waren am Donnerstag vergangener Woche unter dem Verdacht
festgenommen worden, bewaffnete islamistische Aufständische zu
unterstützen. Sie wurden in ein Militärcamp in dem Ort Dioura im
Zentrum Malis überstellt. Nach Angaben der malischen Armee seien sie
am Tag darauf bei einem Fluchtversuch erschossen worden.
Peulh-Organisationen und Angehörige der Getöteten äußern jedoch
Zweifel an dieser offiziellen Version und bekräftigen die Unschuld
der inhaftierten Zivilisten, die willkürlich festgenommen worden
seien.

Malis Armee stand bereits mehrfach im Verdacht, Massaker an der
Peulh-Zivilbevölkerung begangen zu haben. So wurden zuletzt am 25.
März 2018 sechs Leichen von Zivilisten in einem Massengrab bei dem
Dorf Dogo in der Region Mopti gefunden. Augenzeugen berichteten, die
sechs Getöteten seien drei Tage zuvor von malischen Soldasten
verhaftet worden.

"Die exzessive Gewalt der Armee gegen die Zivilbevölkerung trägt mit
dazu bei, dass die Unzufriedenheit und Unruhe unter den Peulhs immer
mehr zunimmt", warnte Delius. Peulhs werfen den Sicherheitskräften
vor, pauschal als Unterstützer der salafistischen Aufständischen der
"Front de Liberation du Macina" kriminalisiert zu werden. Die 2015
gegründete Rebellenbewegung beklagt die Vernachlässigung der vor
allem in der Macina-Region lebenden Peulhs bei Wirtschaft und
Entwicklung. In Mali leben rund 2,7 Millionen Peulhs. Viele sind
Nomaden oder Halbnomaden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. April 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INTERNATIONAL/255: Weltsozialforum 2018 - Internationaler Treffpunkt mit Daseinsberechtigung (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien / Weltweit

Das Weltsozialforum 2018: Internationaler Treffpunkt mit 
Daseinsberechtigung

Von Sergio Ferrari






[image: Foto: Sergio Ferrari]

Der Frauenblock auf der Auftaktdemonstration zum Weltsozialforum 2018

Foto: Sergio Ferrari



(Salvador de Bahía, 19. März 2018, alai) - Die riesige
Bundesuniversität in Ondina mitten im Zentrum von Salvador de Bahía im
Nordosten Brasiliens sowie zehn andere Begegnungsorte in der ganzen
Stadt kehren zur Normalität zurück: Nach dem Ansturm von 80.000
Menschen, die vom 13. bis zum 17. März an der letzten Ausgabe des
Weltsozialforums (WSF) teilgenommen hatten, ist es jetzt, nach Ende
dieses Treffens Zeit, Bilanz zu ziehen.

Kaum ein Jahr zuvor einberufen; von einem entschlossenen Kollektiv aus
Salvador de Bahía mit "Überschallgeschwindigkeit" organisiert; von
einigen *altgedienten* globalisierungskritischen Akteuren in Frage
gestellt; mit einem Programm, das im letzten Moment nur elektronisch
verbreitet wurde und dessen 19 Themenschwerpunkte durch die fast 2.000
selbst verwalteten Aktivitäten hunderter Organisationen belebt wurde,
hat das 14. Weltsozialforum in Salvador de Bahía den Mut gehabt,
stattzufinden.


Großdemonstration zu Beginn

Die Veranstaltung in Salvador begann am Dienstag, den 13. März,
nachmittags mit einer Demonstration, die ihren Abschluss in der
Altstadt fand und die nach unterschiedlichen Quellen etwa 20.000
Teilnehmer*innen zusammenbrachte.

Diese Demonstration wurde zum Vorzeichen für die restliche
Veranstaltung: Es überwog die bunte und engagierte brasilianische und
die bahianische Beteiligung; der restliche lateinamerikanische
Kontinent - ebenso wie Europa, Afrika und Asien - war nur wenig
präsent. Es gab klare Worte gegen den "Temer-Putsch" des aktuellen
Präsidenten Michel Temer; auffallend war die zentrale Rolle schwarzer
Frauen und Jugendlicher; alles war qualitativ gut organisiert und
verlief ohne bedeutende Zwischenfälle.

Am Mittwoch, den 14. März begann die Veranstaltung - ähnlich wie jede
Ausgabe des WSF - etwas chaotisch. Grund dafür waren verspätete
Akkreditierungen und dass die Aktivitäten in der Stadt verstreut und
somit voneinander entfernt lagen. Dann aber nahm die Veranstaltung
Fahrt auf und die Inhalte rückten in den Vordergrund. Alles in einem -
von den Veranstalter*innen ausdrücklich so gewünschten - Klima der
Offenheit, das keinerlei Exklusion erlaubte.

Jede Person, ob akkreditiert oder nicht, ob mit ihrem Besucherausweis
oder ohne, hatte das Recht, an allen Aktivitäten teilzunehmen, die sie
interessierten. Ohne Polizeiposten oder Sicherheitskontrollen an den
Haupt- und Nebeneingängen des Universitätsgeländes. Unter den
aufmerksamen und solidarischen Blicken von hunderten von Freiwilligen
die bereit waren, die mühsamen langen Wege bei den tropischen
Temperaturen des Sommers in Bahía zu erleichtern.


Drei verschiedene Foren in einem

Was den Inhalt betrifft, so vermischten sich in ein und demselben
Forum drei Foren miteinander. Das von der Bundesuniversität selbst
vorbereitete Forum mit einem speziellen Programm, das auf über 50
Seiten veröffentlicht und in hunderten von Aktivitäten umgesetzt
wurde, von denen viele akademisches Niveau aufwiesen. Das Forum, das
sich der brasilianischen Realität annahm und dies in vielen Fällen mit
klaren politischen Inhalten und mobilisierenden Parolen tat. Und das
Forum für "universellere" Themen, an dem auch viele Anwohner*innen
teilnahmen, was mit internationaler Unterstützung einen bereichernden
und breiten Austausch ermöglichte.

Vom Zelt der "Neuen Paradigmen", das von verschiedenen internationalen
NGOs mit lateinamerikanischen Gegenstücken gefördert wurde, bis zu den
Workshops, die sich den Problemen internationaler Kooperation
widmeten. Vom antiatomaren Widerstand zu den Räumen, die die
Freihandelsabkommen hinterfragten oder die bevorzugt den
internationalen Initiativen gegen die Multis Raum gaben.

Von der Interkulturalität, die für einen multikulturellen Staat wie
Brasilien ein wesentliches Thema ist, zur Migrationsfrage - in einer
Region, in der die kolonisierende Sklaverei ihre Spuren hinterlassen
hat. Auch der Klimawandel wurde mit einbezogen; die Bildung der
Zukunft; die vielschichtige Wirklichkeit der LGBT-Gemeinschaft; die
Herausforderungen für die indigene Bevölkerung; die kontinentalen
Kampagnen des Kontinents gegen die aggressive Ressourcenausbeutung;
lokale Alternativen etc.

Weiterhin gab es die Weltversammlung der Frauen, die im historischen
Zentrum von Pelourinho stattfand; die Versammlung zur Verteidigung der
Demokratie im Fußballstadion von Pituaçu - sie war schwach, was die
Anwesenheit anging, aber stark, was die Inhalte betraf, mit Teilnahme
des ehemaligen Präsidenten Lula da Silva; sowie eine Reihe weiterer
Zusammenkünfte trugen Inhalte bei, die - wenn es gelingt sie in einer
Zukunft vorschriftsgemäß zu synthetisieren - wichtige Referenzen für
viele lokale, regionale und sogar internationale soziale Akteure sein
könnten.

Die "Agora de Zukunft" am letzten Tag des Weltsozialforums hat eine
interessante Methodik auf den neusten Stand gebracht, mithilfe derer
jede*r Teilnehmer*in oder jedes Netzwerk seine Überlegungen,
Vorschläge oder Ergebnisse auf den breiten Mauern der zentralen
Universitätsbibliothek vorstellen konnte. Genau dort, wo vier Tage
zuvor die Akkreditierungen der Teilnehmer*innen durchgeführt worden
waren.


Eine Veranstaltung weit über Grundsatzdebatten hinaus

Die Hintergrunddiskussionen der letzten Monate und Jahre über
Gegenwart und Zukunft des Weltsozialforums scheinen sich nicht direkt
auf die Dynamik der Veranstaltung in Salvador ausgewirkt zu haben.

Sicherlich lässt sich feststellen, dass einige soziale Bewegungen, die
für das globalisierungskritische Universum von entscheidender
Bedeutung sind, bei der Veranstaltung in Salvador abwesend waren -
insbesondere die Vía Campesina (eine internationale Bewegung von
Kleinbäuer*innen und Landarbeiter*innen) Es muss außerdem anerkannt
werden, dass die Bewegung der Landarbeiter*innen ohne Boden MST
(Movimento dos Trabalhadores Rurais Sem Terra), der wichtigste
brasilianische Akteur innerhalb von Vía Campesina, das Forum in Bahía
nicht boykottierte, sondern mit einer Vertretung dort auftrat,
allerdings ohne ihre Basis zu mobilisieren. Die Organisation nutzte
zudem die Anwesenheit verbündeter internationaler Organisationen in
Salvador, um ein informelles Treffen der Freund*innen der MST
abzuhalten.


Ein internationaler Treffpunkt mit Daseinsberechtigung

Salvador brachte keine Lösungen in die Diskussion um die Zukunft des
Weltsozialforums. Aber man ließ sich auch nicht lähmen durch die nicht
abgeschlossene, offene Reflexion. Dass das Forum erfolgreich
stattgefunden hat, trotzt jenen pessimistischen Theorien, die es für
im Sterben liegend halten und ihm den Tod verheißen.
Die aktuelle weltweite Realität ist genauso komplex wie - oder
vielleicht sogar komplexer als - die des Jahres 2001, als das
Weltsozialforum in Porto Alegre geboren wurde. Und sie zeigt gegenüber
der zuversichtlichen Selbstbestimmtheit der sozialen Akteur*innen
keinerlei Erbarmen.

In Lateinamerika leiden die dynamischsten Bewegungen immer öfter unter
Kriminalisierung. In Europa nehmen die zivilisatorischen Krisen, die
sich zum Beispiel im Labyrinth der Migration zeigen, alternativen
Denkweisen den Platz weg. In Nordamerika scheinen die herausfordernden
Proteste der "Occupy-Bewegung" Ende des Jahres 2011 der Vergangenheit
anzugehören, obwohl sich immer noch gesellschaftlicher Widerstand
gegen Donald Trump manifestiert.

Vor diesem Hintergrund hatte das WSF in Salvador - mit seinen
Schwachpunkten und seiner Vielschichtigkeit - den Mut, zu existieren,
stattzufinden, einzuberufen und dies auf eine würdige Art und Weise.
Dabei wurde die vorherige Ausgabe, die 2016 in Montreal stattfand,
zumindest quantitativ weit übertroffen. So wurde ermöglicht, dass
Inhalte, die für die internationale Zivilgesellschaft von
entscheidender Bedeutung sind, in der soeben beendeten Veranstaltung
einen Platz und ein Echo fanden.

Und auch wenn die kritische Reflexion über das Weltsozialforum
vertieft werden muss, so wie es viele der ursprünglichen
Promoter*innen betonen, hat Salvador eines mit Gewissheit gezeigt: das
Weltsozialforum ist ein internationaler Treffpunkt mit
Daseinsberechtigung.


URL des Artikels:
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MELDUNG/893: Drei Monate nach Brandanschlag - Campact mit neuer Schlagkraft (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 9. April 2018

Drei Monate nach Lager-Brand: Campact mit neuer Schlagkraft



Verden, 9. April 2018. Drei Monate nachdem ein Großbrand das Campact-Lager
vollständig zerstört hat, baut die Bürgerbewegung ihren Bestand an
Aktionsmaterialien wieder auf. Kostüme und Megafone, Spendentonnen und
Schutzanzüge, Protestschilder und Pappmaché-Köpfe von Angela Merkel und
Andrea Nahles sind bereits angeschafft. Weitere übergroße Politiker-Köpfe
sind in Arbeit und werden bald in Verden erwartet.

"Der Lager-Brand war ein Schock für uns. Schließlich beruht unsere
Schlagkraft auch darauf, dass wir schnell auf politische Veränderungen
reagieren und bunte Protest-Aktionen auf die Beine stellen können", sagt
Felix Kolb, geschäftsführender Vorstand von Campact. "Durch die
überwältigende Solidarität unserer Bündnispartner und Unterstützer/innen
sind unsere Aktions-Bestände schnell wieder gewachsen. Die nächsten
Aktionen sind bereits geplant."

Nach dem Großbrand folgten innerhalb einer Woche mehr als 3.000 Menschen
dem Förder-Aufruf von Campact. Derzeit wird für die neuen Materialien
vorübergehend ein Lagerraum im Ökozentrum in Verden genutzt, wo auch die
Büros der Organisation sind. Campact hofft, dass das alte Lager bald wieder
aufgebaut und angemietet werden kann.

In der Nacht zum 9. Januar war das Campact-Lager an dem benachbarten
Supermarkt bis auf die Grundmauern abgebrannt. Mehr als 2.500
Aktionsmaterialien wurden bei dem Feuer zerstört. Die Polizei geht von
Brandstiftung aus. Der Staatsschutz hat die Ermittlungen übernommen. Zu den
Täterinnen oder Tätern hat die Polizei bisher keine neuen Anhaltspunkte.

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MELDUNG/892: Informationspool gegen globalen Waffenhandel in acht Sprachen freigeschaltet (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 6. April 2018

Informationspool www.gn-stat.org gegen globalen Waffenhandel 
in acht Sprachen freigeschaltet



Berlin - 06.04.2018. Gestern wurde in einer Pressekonferenz in Berlin
der Informationspool www.gn-stat.org für den Widerstand gegen den
weltweit steigenden Waffenhandel vorgestellt. Nach der Berliner
Pressekonferenz schaltete das Team von Friedensaktivistinnen und
-aktivisten des GLOBAL NET - STOP THE ARMS TRADE (GN-STAT) ihre
Website mit dem ersten Fall frei.

"Das GLOBAL NET ist ein einmaliges Projekt, das aus der Erkenntnis
erwachsen ist, dass die Rüstungsindustrie weltweit agiert.
Waffenfirmen verschieben ihre Produktionswerke nach Belieben von Land
zu Land, dorthin wo die Exportgesetze am laxesten sind. Die
Absatzmärkte für Kriegswaffen sind verstärkt die Krisen- und
Kriegsgebiete der Welt", kritisiert Jürgen Grässlin, einer der
Initiatoren des GN-STAT. "Dem setzen wir unseren Widerstand eines
weltweiten Netzwerkes von Aktivist*innen, Journalist*innen,
Kriegsfotograf*innen, Autor*innen, Filmemacher*innen, Whistleblowern,
Ärzt*innen, Rechtsanwält*innen und Künstler*innen gemeinsam mit der
sozialen Bewegung entgegen. Wir bringen Licht ins Dunkel der
Machenschaften der tödlichsten Industrie - und das in jedem Winkel der
Welt."

"Unsere Website ist noch im Aufbau begriffen. Mit jedem Fall, der neu
hinzu kommt, werden wir mehr liefern: mehr Fakten, mehr Fotos, mehr
Berichte über die schlimmsten Fälle, die Täter, die Unternehmen, die
Opfer und den Widerstand gegen den internationalen Waffenhandel", so
Stephan Möhrle und Magdalena Friedl, die Webmaster des
Internetauftritts. "Unsere Basissprache ist Englisch, ergänzt werden
die Fälle übersetzt in die Weltsprachen. Den ersten Fall
veröffentlichen wir anfangs in acht Sprachen.

Zum ersten Recherchefall des GN-STAT über den Genozid in Armenien 1915
erklärt Wolfgang Landgraeber: "Nach monatelangen Recherchen können wir
belegen, dass bei nahezu fast allen Aktionen des Jahre 1915
einsetzenden systematischen Völkermordes an mehr als einer Million
Armeniern reguläre türkische Truppen und Angehörige der sog.
'Gendarma' beteiligt waren." Der Münchner Filmemacher und Journalist
klagt an: "Bei Mordaktionen griffen deutsche Offiziere, die in
türkisch-osmanischen Generalstäben Dienst taten, aktiv in das
Geschehen ein. Und: In der Mehrzahl waren die Aggressoren mit Gewehren
der Oberndorfer Waffenschmiede MAUSER-Werke ausgerüstet, heute
übernommen von Rheinmetall. Mehr noch: Die Firma Krupp aus Essen
lieferte hunderte von Kanonen, die etwa beim Sturm auf den von
Armeniern besetzten Berg Musa Dagh zum Einsatz kamen. Letztlich wurden
1,2 Millionen Menschen in den Tod getrieben - deutsche Exportwaffen
lieferten die materielle Grundlage für den Völkermord."

"Bis heute ist der NATO-Partner Türkei Abnehmer deutscher
Dual-Use-Güter, Rüstungsgüter und Kriegswaffen. Schon seit Jahrzehnten
werden von Deutschland gelieferte gepanzerte Fahrzeuge und Kleinwaffen
- wie das Sturmgewehr G3 und die Maschinenpistole MP5, in deutscher
Lizenz produziert bei MKEK in Ankara - gegen Kurdinnen und Kurden im
Südosten der Türkei eingesetzt", sagt Dr. Helmut Lohrer, International
Councillor der IPPNW, Ärzte in sozialer Verantwortung. "Unter
Missachtung unserer Exportrichtlinien wurden und werden aus
Deutschland weiterhin militärische Fahrzeuge, Kleinwaffen und
Leopard-2-Kampfpanzer an den NATO-Partner exportiert -
völkerrechtswidrig werden Kurden in Afrin in Nordsyrien mit deutschen
Waffen ermordet."

"Ein internationales Projekt gegen Rüstungsexporte, das die Geschichte
und aktuelle Fälle des Waffenhandels in aller Welt aufarbeitet und das
die Lehren für eine friedlichere Zukunft daraus zieht, ist genau das
richtige Projekt zur jetzigen Zeit. Aus diesem Grund unterstützt das
International Peace Büro, IPB, mit seinen mehr als 300
Mitgliedsorganisationen das neue Netzwerk GLOBAL NET - STOP THE ARMS
TRADE", sagt Reiner Braun, Co-Präsident des IPB und Gastgeber der
Pressekonferenz.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/081: Kiel - Artivism. Kreativer Protest für sozialen Wandel?! am 14.4.2018


Artivism: kreativer Protest für sozialen Wandel?!



Artivism bewegt sich an der Grenze zwischen Kunst und Aktivismus und
zielt darauf ab durch künstlerische, kreative, überraschende Ideen
Menschen emotional anzusprechen. Die Tagesveranstaltung "Artivism:
kreativer Protest für sozialen Wandel?!" lädt dazu ein, das Konzept
Artivismus und seine Rolle für sozial-ökologischen Wandel näher zu
beleuchten und in Workshops kreative Aktionsformen kennenzulernen.

Artivism ist eine Praxis im Grenzbereich zwischen Kunst und
Aktivismus, die vor allem in den letzten Jahren durch Streetart
Künstler wie Bansky und interaktive Protestformen wie Flashmobs an
Aufmerksamkeit gewonnen hat. Als ein umfassendes Konzept kann Artivism
verschiedenste Formen kreativer Aktionen hervorbringen. Die
Veranstaltung setzt sich inhaltlich mit dem Konzept auseinander und
bietet die Möglichkeit verschiedene Aktionsformen kennenzulernen.

Das Tagesprogramm sieht wie folgt aus:

11:00-11:15 Ankommen & Willkommen

11:15-11:45 Einführung in das Konzept Artivism

12:00-13:00 Workshops - Teil 1

13:00-14:00 Potluck Lunch (wir freuen uns wenn jede*r eine Kleinigkeit
zu Essen mitbringt, z.B. Salat, Aufstrich,...)

14:00-16:30 Workshops - Teil 2

16:30-17:30 Ergebnisse, Diskussion & Reflexion

ab 17:30 Pizza am Gemeinschaftsofen

Damit ist die Veranstaltung ab 16.30 auch für Menschen geöffnet, die
vorher kein Interesse/keine Zeit hatten an den Workshops teilzunehmen,
aber Interesse an den Ergebnissen und einer Diskussion bezüglich des
Themas haben.

14.04.2018, 11:00 - 19:00 Uhr

Alte Muthesius Kunsthochschule, Lorentzendamm 6-8, 24103 Kiel

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom April 2018

Rosa Luxemburg Stiftung

Regionalbüro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5 / 24103 Kiel

Ulrich Schippels

Tel.: 0431 260 70 43

E-Mail: schippels@rosalux.de

Internet: www.sh.rosalux.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/158: Bonn - "Schreiben an besonderen Orten" ab 14. April 2018


In der VHS: Kreativer Schreibkurs



BN - Die VHS startet am Samstag, 14.4.2018, einen Schreibkurs, der
unter dem Motto "Schreiben an besonderen Orten" dazu einlädt, Bonn mit
seinen Schönheiten schreibend zu erobern und aus einer neuen
Perspektive zu erleben. Gerne zu schreiben, neugierig und
experimentierfreudig zu sein sind gute Voraussetzungen für eine
Teilnahme. Die Gruppe trifft sich an fünf Vormittagen jeweils von 10
bis 12.15 Uhr an einem der ausgewählten Orte, Start ist am 14.4.2018
der Japanische Garten in der Rheinaue. Nach einer kurzen Einführung in
die Historie und einer zum Ort passenden literarischen Form wird jeder
schreibend kreativ. Verschiedene Methoden des Kreativen Schreibens
werden vorgestellt. Die Dozentin ist Literaturpädagogin, Autorin und
Künstlerin. Bitte einen Notizblock und Stift mitbringen.

Das Entgelt beträgt 51,10 Euro, ermäßigt 37,60 Euro. Anmeldung unter
www.vhs-bonn.de (Kursnummer 6128) oder per E-Mail an
Ottilie.Feuser@Bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 5. April 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8241: Und morgen, den 10. April 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.04.2018 bis zum 11.04.2018 +++
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Abkühlung etwas,

Jean stört das nicht,

er sitzt im Frischgras,

Hand vorm Gesicht.
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INFOPOOL / EUROPOOL / POLITIK





SPANIEN/029: Puigdemont - Dialogverweigerung ist keine Option in der Demokratie (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Puigdemont: Dialogverweigerung ist keine Option in der Demokratie


Von Reto Thumiger, 7. April 2018
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Carles Puigdemont auf der Pressekonferenz in Berlin-Kreuzberg

Bild: © Reto Thumiger



Berlin - 07.04.2018. Carles Puigdemont, der ehemalige katalanische
Regionalpräsident, stellte sich heute Mittag in Berlin erstmalig seit
seiner Freilassung der Presse. Die über Nacht organisierte und
improvisiert wirkende Pressekonferenz fand in Berlin-Kreuzberg in
einem von Journalisten und Sympathisanten überfüllten Kulturraum
statt.

Puigdemont gab eine kurze Erklärung ab und beantwortete danach auf
Katalanisch, Spanisch und Englisch die zahlreichen fragen.

Er habe vor, die Auflagen der deutschen Behörden vollumfänglich zu
erfüllen und werde bis zum Abschluss des Prozesses einer möglichen
Auslieferung in Berlin bleiben. Berlin sei nicht seine Wahl gewesen,
sondern von den Behörden so bestimmt worden.

Der katalanische Politiker nutzte die Gelegenheit erneut, die
spanische Regierung zum Dialog aufzurufen. Dialogverweigerung sei
keine Option in einer Demokratie; und forderte Respekt vor der
Demokratie.

Er habe auch schon früher betont, dass die Unabhängigkeit nicht der
einzige Weg sei. "Natürlich ist es unser Vorschlag, aber wir sind
offen für andere Vorschläge", erklärte er weiter. Überhaupt möchte er
wissen, was für ein Projekt die spanische Zentralregierung für
Katalonien habe. "Gibt es überhaupt einen anderen Vorschlag, als noch
mehr von dem, was wir bereits gehört haben?".

Auf das Thema der Gewalt angesprochen, meinte er, dass die Vorwürfe
lächerlich seien. "Wir alle wissen, die einzige Gewalt hat es auf der
Seite der spanischen Polizei gegeben."

Er habe es nicht darauf angelegt, in Deutschland verhaftet zu werden.
Es sei seine Aufgabe, gewisse Risiken einzugehen und so habe er
verschiedene Länder in den letzten Monaten besucht. Auf eine
Verhaftung in Deutschland habe er weder spekuliert noch habe er damit
gerechnet.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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INFOPOOL / EUROPOOL / WIRTSCHAFT





AGRAR/1699: Maria Noichl - "Europäische Agrarpolitik muss steuern" (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 419 - März 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

"Europäische Agrarpolitik muss steuern

EU-Parlamentarierin Maria Noichl, SPD, fordert mehr Mut,
EU-Agrargelder in bäuerliche, gesellschaftlich gewünschte Richtungen
zu lenken

Das Interview führte Claudia Schievelbein



Unabhängige Bauernstimme: Sie werfen der europäischen Agrarpolitik
vor, ihre selbstgesteckten Ziele in Sachen Umweltschutz oder Stärkung
bäuerlichen Einkommens zu verfehlen, und fordern eine Bindung
zukünftiger Zahlungen an gesellschaftliche Leistungen. Auch die
Kommission sendet vorsichtige Signale in diese Richtung, was fehlt
noch?

Maria Noichl: Was jetzt fehlt, sind Motor und Standfestigkeit.
Agrarkommissar Hogan hat die Zusammenhänge erkannt und jetzt ist die
Frage: Wie mutig wird er sein? Sein Vorgänger als Agrarkommissar,
Dacian Ciclos, war damals mutig und anschließend ist ihm alles
auseinandergenommen worden. Wenn jetzt kritisiert wird, dass die
EU-Kommission die Agrarpolitik renationalisieren will, dann ist
wichtig zu sehen, dass es auch bislang weder gleiche Prämien noch
gleiche Programme in den Mitgliedstaaten gibt. Die EU-Agrarpolitik
gleicht einer Kirchenorgel und jedes Land zieht andere Register. Ich
teile die Angst vor Zersplitterung nicht.

Auf dem Agrarkongress von Bundesumweltministerin Barbara Hendricks
im Januar haben Sie berichtet, wie ausgeprägt in Europa immer noch in
den eigenen Interessensnischen agiert wird, dass es nach wie vor eine
starke Agrarlobby für unqualifizierte Flächenprämien gibt und
Mitgliedsländer, die "erstmal Geld verdienen wollen, bevor sie sich
mit Klimaschutz befassen können". Wie lässt sich ein grundsätzlicher
Paradigmenwechsel in Brüssel durchsetzen?

Auch diese Länder wollen ja Klimaschutz, aber der Wunsch nach einem
höheren Wohlstandsniveau überwiegt noch in vielen osteuropäischen
Mitgliedstaaten. Genau da liegt doch die Herausforderung, beides zu
verknüpfen und den Bauern zu signalisieren: "Tust du etwas für den
Klimaschutz, verdienst du auch mehr, weil du mehr Geld aus Brüssel
bekommst." Schließlich geht es bei den Agrarsubventionen um die
Verteilung von Steuergeldern, das kommt von "steuern". Ich verstehe
sie nicht als Sozialleistungen. Das Klammern an die Direktzahlungen
ist ja ein wenig wie ein Reflex, oft mit der Begründung, sie machten
die Hälfte des Einkommens der landwirtschaftlichen Betriebe aus. Es
ist klar, dass Veränderungen nur Schritt für Schritt erfolgen können,
aber es muss doch auch um Wertschätzung für die Art und Weise gehen,
wie jemand wirtschaftet.

Als erstes wird die Kommission allerdings den Mehrjährigen
Finanzrahmen planen, weniger Geld ist ein entscheidendes Kriterium bei
der GAP, was ist zu beachten?

Das kann man auch positiv sehen, denn wenn ich weniger Geld zur
Verfügung habe, muss ich das noch zielgerichteter einsetzen als in
fetten Jahren, wenn viel Geld zu verteilen ist. Und bislang haben
Direktzahlungen und Greening ja nicht dazu geführt, dass weniger
Betriebe aufgeben. Zum Teil sind sie auch nur eine scheinbare
Einkommensstützung, weil ein Großteil direkt von den Bewirtschaftern
an die Grundeigentümer durchgereicht wird.

Die AbL schlägt ein Punktesystem vor, das vielfältige bäuerliche
Betriebe, die Leistungen in Ressourcen- und Tierschutz erbringen,
besserstellt. Was halten Sie davon?

Prinzipiell halte ich es für ein gutes System, Kriterien wie
beispielsweise die Schlaggröße zu bewerten, die ja im Hinblick auf die
Biodiversität erwiesenermaßen entscheidend ist. Das Modell der AbL
bietet gute Ansätze und ist gut zu kontrollieren, das ist ein
wichtiger Punkt. Würde zukünftig tatsächlich mehr Verantwortlichkeit
in die Mitgliedsländer verlagert, könnte man in Deutschland ja schon
mal damit beginnen, so ein Punktesystem umzusetzen.

Auch in der SPD gibt es unterschiedliche Stimmen zu Kappung und
Degression der Direktzahlungen, wie ist Ihre Position?

Ich bin nicht einer Meinung mit Till Backhaus, dem SPD-Agrarminister
von Mecklenburg-Vorpommern, dass jeder Hektar gleich viel zählt. Man
kann das gut finden oder nicht, aber es ist nun mal so, dass je größer
die Betriebe sind, desto weniger Arbeitskräfte gibt es pro Hektar und
je größer die Schläge, desto geringer ist die Biodiversität. In der EU
gilt es immer, kleine und mittelständische Unternehmen zu fördern, da
krieg ich auch ein Problem, wenn ich es in der Landwirtschaft anders
mache. Deswegen sage ich klar: Wir brauchen eine Kappung. Der
Aufschlag auf die ersten Hektare ist zwar prinzipiell richtig, aber zu
gering. Das ist doch nur Kleingeld, um den Kleinen ein bisschen was zu
geben, aber den Großen nichts wegzunehmen.

Auf dem BMUB-Agrarkongress haben Sie auch gesagt, dass Subventionen
aus Europa kein Marktversagen auffangen können, aber wie können und
sollten aus Ihrer Sicht Märkte politisch so beeinflusst werden, dass
Bauern und Bäuerinnen nicht zu Verlierern werden?

Der Hauptfehler ist zu glauben, für den heimischen Markt und
gleichzeitig für den Weltmarkt so billig wie möglich produzieren zu
müssen. Und eine Abkehr von der Exportorientierung ist mit dem
aktuellen Agrarkommissar auch nicht möglich. Wir können aber nicht zum
einen das Güllelager und der Misthaufen der Welt sein und zum anderen
das Futter für all die europäischen Tiere auf Flächen außerhalb
Europas, beispielsweise in Brasilien, wachsen lassen, wo
Nahrungsmittel für die dortige Bevölkerung angebaut werden müssten. Es
ist auch ein Kulturverlust, dass bei uns nur noch Filets und Koteletts
vermarktet werden können, aber eine handwerkliche Verarbeitung des
ganzen Tieres ohne lange Tiertransporte kaum noch stattfindet.

In Deutschland gibt es gesellschaftliche Forderungen nach
Veränderungen in der Tierhaltung, die auch zumindest in vagen
Formulierungen Eingang in den Koalitionsvertrag gefunden haben,
allerdings fehlt der Prüfauftrag für eine verpflichtende
Haltungskennzeichnung, wie ihn die Jamaika-Sondierer an die EU stellen
wollten. Welche Rolle spielt die Debatte in Europa und wie schätzen
Sie die Frage der verpflichtenden Haltungskennzeichnung ein?

Deutschland ist in der Debatte schon Vorreiter, aber vielleicht auch
in den negativen Entwicklungen in der Tierhaltung, die die Debatte
erst haben nötig werden lassen. Wir müssen Anreize für Veränderungen
in der Tierhaltung schaffen, und ja, eine Haltungskennzeichnung halte
ich für unbedingt notwendig.

Glyphosat ist Symbol für vieles: u. a. ein intransparentes
Zulassungsverfahren, ein industrielles Ackerbaumodell, ein
parteipolitischer Dissens. Wie wollen Sie verhindern, dass es in fünf
Jahren erneut zugelassen wird?

Ich halte den Prüfauftrag der EFSA für nicht richtig, der lediglich
die Gefahr des Reinstoffes für Mensch und Tier erforscht. Damit wird
eine Diskussion um Cocktailwirkungen, den Verlust der Artenvielfalt,
den Grundwassereintrag und die Konzernabhängigkeiten auf der Ebene des
Zulassungsverfahrens gar nicht erst geführt. Wir wollen diese
Diskussion nun im Glyphosat-Sonderausschuss im EU-Parlament führen. Es
geht eben vor allem auch darum, künftig ein anderes, transparenteres
und verlässlicheres Zulassungsverfahren zu etablieren.

Vielen Dank für das Gespräch! 
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KURSUS/053: Braunschweig - Workshop zum Thema Zwangsarbeiter im Zweiten Weltkrieg, 14.4.18


Workshop zum Thema Zwangsarbeiter im Zweiten Weltkrieg



Braunschweig. Zu einem Workshop zum Thema "Ausländische
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter im Zweiten Weltkrieg" lädt das
Städtische Museum Braunschweig am Samstag, 14. April, von 12.30 bis 17
Uhr, ein. Der erste Teil des Workshops findet in der Gedenkstätte
Schillstraße, Schillstraße 25, statt, der zweite Teil im Städtischen
Museum Braunschweig, Haus am Löwenwall, Steintorwall 14. Die Kosten
für den Workshop sind im Eintrittspreis von fünf Euro enthalten. Um
eine Anmeldung zur Veranstaltung unter der Telefonnummer 470-4504 oder
per E-Mail an martin.baumgart@braunschweig.de wird gebeten.

Im Rahmen der Ausstellung "PHILIBERT UND FIFI Karikaturen des
französischen Zwangsarbeiters P. Philibert Charrin im
Nationalsozialismus" bietet das Städtische Museum Braunschweig
zusammen mit der Gedenkstätte Schillstraße Braunschweig diesen
Workshop über Dokumente, Bildquellen und Erinnerungsberichte an. Die
Beschäftigung mit personenbezogenen Quellen bildet einen Schwerpunkt
dieser kooperativen Veranstaltung. Zunächst setzen sich die
Teilnehmenden in der Gedenkstätte Schillstraße nach einer historischen
Einführung exemplarisch mit dem Schicksal ziviler Zwangsarbeiterinnen
und Zwangsarbeiter aus Polen auseinander, die in der Kriegsindustrie
in Braunschweig eingesetzt wurden. Anschließend werden die Zeichnungen
von Philibert Charrin im Städtischen Museum diskutiert.

Die Ausstellung "PHILIBERT UND FIFI Karikaturen des französischen
Zwangsarbeiters P. Philibert Charrin im Nationalsozialismus" ist noch
bis zum 13. Mai im Haus am Löwenwall zu sehen und zeigt Blätter des
französischen Künstlers P. Philibert Charrins (1920-2007), die er
während seiner Zeit als Zwangsarbeiter in einem NS-Arbeitslager in den
Jahren 1943 bis 1945 anfertigte: über 80 Karikaturen, Zeichnungen und
Plakate, ergänzt um Originaldokumente aus seinem Nachlass.

Kurz nach Ende des Zweiten Weltkriegs wurden Charrins Zeichnungen
ausgestellt und publiziert. In den Folgejahren erlangte er als
Künstler seiner Zeit mit seinen Gemälden und Collagen großes Ansehen.
Für seine Karikaturen als Zwangsarbeiter interessierte sich aber
niemand mehr, und er selbst verschloss diesen Lebensabschnitt in sich -
 bis kurz vor seinem Tod. 70 Jahre später entwickelte das
NS-Dokumentationszentrum der Stadt Köln diese Ausstellung und
präsentierte diesen einzigartigen Schatz zum ersten Mal nach 1946
wieder öffentlich.
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VORTRAG/719: Oldenburg - Ringvorlesung "Philosophie zur Weltliteratur der Moderne", 12 Termine ab 09.04.2018


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Ringvorlesung Philosophie zur Weltliteratur der Moderne



Oldenburg. "Vielfältige Bewußtseinsspiegelungen? - Weltliteratur in
der Moderne" lautet das Thema der Ringvorlesung Philosophie im
Sommersemester. Am Montag, 9. April beginnt die Reihe um 10.00 Uhr im
Bibliothekssaal der Universität (Campus Haarentor, Uhlhornsweg 49 -
55) mit Prof. Dr. Dieter Lamping von der Universität Mainz. Er führt
mit seiner Vorlesung unter dem Titel "Was ist Weltliteratur? Gedanken
nach Goethe" in das Thema ein.

Die Ringvorlesung, die Prof. Dr. Matthias Bormuth vom Institut für
Philosophie wissenschaftlich koordiniert, umfasst insgesamt zwölf
Vorlesungen. Sie gewährt nicht nur Einblicke in ausgewählte Werke der
Weltliteratur etwa von Virginia Woolf, Elias Canetti oder James Joyce,
sondern betrachtet die darin dargestellte Zerrissenheit der modernen
westlichen Gesellschaft auch aus kulturphilosophischer Perspektive.

Die Veranstaltungsreihe ist eine Kooperation zwischen dem Institut für
Philosophie und dem C3L - Center für lebenslanges Lernen in Verbindung
mit der Karl-Jaspers-Gesellschaft. Interessierte aus der Region sind
eingeladen, als Gasthörende oder Mitglieder der
Karl-Jaspers-Gesellschaft an den Vorlesungen teilzunehmen.

Weblinks

uol.de/r/Weltliteratur

 * 
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VORTRAG/718: Braunschweig - "Das mittelalterliche Schulsystem" am 12.4.2018


Vortrag über das mittelalterliche Schulsystem 



Braunschweig. In der Vortragsreihe "Exponat des Monats" hält Dieter
Höhne am Donnerstag, 12. April, und am Sonntag, 15. April, jeweils um
15 Uhr, einen Vortrag mit dem Titel "Das Dekachordion von Heinrich
Grimm oder das mittelalterliche Schulsystem" in der kleinen Dornse des
Altstadtrathauses, Altstadtmarkt 7. Der Eintritt ist frei.

Das Altstadtrathaus hat mit dem Dekachordion (Zehnsaiter) von Heinrich
Grimm einen alten Schatz, der den Schülern des Braunschweiger
Katharineums zu Proben für den sonntäglichen Gesang diente und auch
zur Verdeutlichung der Musikauffassung der Zeit als mathematische
Kunst. Diese war eingebunden in das Bildungssystem der "septem artes
liberales", der sieben freien Künste, vom Mittelalter bis in das frühe
19. Jahrhundert. Dazu gehörten Dialektik, Grammatik und Rhetorik sowie
Arithmetik, Astronomie, Geometrie und Musik, wobei die Musiklehre
direkt mit der Mathematik zusammenhing. Heinrich Grimm war Kantor von
St. Katharinen und St. Andreas in Braunschwe

 * 
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/407: Iran-Report Nr. 4 - April 2018


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 4 - April 2018

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Abschluss des
Atomabkommens und der Aufhebung der Sanktionen erwartet das Volk
einen wirtschaftlichen Aufschwung, die Öffnung nach außen und vor
allem auch eine Liberalisierung der theokratischen Staatsordnung.
Doch über den neuen Kurs, auch über die Rolle Irans in der Region,
ist sich die Staatsführung nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon
seit geraumer Zeit zwischen Konservativen und Reformern tobt,
ausgehen wird, ist ungewiss.

Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen aus. Auch
um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen und
Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Rohani: "Wir sitzen alle in einem Boot"

• Innenminister: "Ein Funke genügt, um Flammen zum Lodern zu bringen"


• Dolatabadi: "Die Ereignisse dieses Jahres waren einmalig" 

• 3,2 Millionen Arbeitslose 

• Chamenei: "Wir haben keine unlösbaren Probleme" 

• Zwei Jahre Haft für Protest gegen Kopftuchzwang 

• Attacken eines Freitagspredigers gegen Missachtung von
Kleidungsvorschriften 

• Internationaler Frauentag in Teheran 

• Die Schlinge um Ahmadinedschad wird immer enger


ROHANI: "WIR SITZEN ALLE IN EINEM BOOT"

Die Auseinandersetzungen innerhalb des Regimes verschärfen sich
weiter. Präsident Hassan Rohani appellierte auf einer
Kabinettssitzung am 7. März an die Gegner seiner Regierung, die
Konflikte nicht weiter zuzuspitzen. "Ein Schlag gegen die Regierung,
ist ein Schlag gegen das ganze System der Islamischen Republik",
betonte er. "Wir sitzen alle in einem Boot, und wenn ein Teil des
Bootes zerstört wird, gehen wir alle miteinander unter."

Nicht allein die Regierung, sondern auch andere Institutionen, seien
dem Volk gegenüber verantwortlich, sagte Rohani. "Manche glauben,
wenn die Regierung geschwächt wird, werden andere gestärkt. Das ist
falsch (...). Die Wahlen finden alle vier Jahre statt, aber manche
verhalten sich so, als befänden wir uns immer noch im Wahlkampf.
Nein, die Wahlen sind längst vorbei."

Rohani hatte bereits eine Woche zuvor, bei einer Rede vor
Angestellten der Zentralbank, gesagt, die Anfeindungen gegen die
Regierung zeugten von "Dummheit". "Der Kampf gegen die Regierung ist
gleichzusetzen mit dem Kampf gegen nationale Interessen. Es sind
Schläge gegen die Hoffnungen im Volk und gegen das Vertrauen
gegenüber dem Staat."

Rohani lobte zudem das Internet als neue Möglichkeit zur freien
Meinungsäußerung. Vor allem Frauen hätten damit die Chance, ihre
Meinung zu äußern, sich weiterzubilden und sich um eine gebührende
Stellung in der Gesellschaft zu bemühen.

In einer anderen Stellungnahme plädierte Rohani für einen
Generationswechsel. Laut der Agentur Isna sagte er, die höchsten
Positionen des Landes sollten von der nachfolgenden Generation
übernommen werden. Die Zeit sei reif dafür, dass die Jugend die
Zukunft des Landes gestalte. "Die Verantwortlichen in unserem Land
sind nun mal in einem Alter, wo der Blick in die ferne Zukunft nicht
mehr möglich ist."


INNENMINISTER: "EIN FUNKE GENÜGT, UM FLAMMEN ZUM LODERN ZU
BRINGEN" 

Innenminister Abdolresa Rahmani Fasli sagte in zwei Interviews mit
den Zeitungen "Hamschahri" und "Iran", die Gründe für die Proteste um
die Jahreswende seien längst nicht aufgehoben. Die Unzufriedenheit in
der Bevölkerung sei so groß, dass ein Funke ausreichen würde, um
Flammen zum Lodern zu bringen. "Wir müssen aus den Ereignissen die
richtigen Lehren ziehen und auf die Bedürfnisse der Bevölkerung
achten."

Bei den landesweiten Protesten um die Jahreswende wurden nach
offiziellen Angaben 5.000 Personen vorläufig festgenommen. Laut
Innenministerium wurden die meisten nach wenigen Stunden
freigelassen. Etwa 800 Demonstranten wurden in Haft genommen.
Kritiker der Regierung machten Präsident Rohani und seine
Wirtschaftspolitik für die Proteste verantwortlich. Diese
Schuldzuweisung wies Fasli entschieden zurück. Wirtschaftliche
Probleme seien nicht das einzige Motiv für die Straßenproteste
gewesen, sagte er in den Interviews.

Das Innenministerium hat in einem Bericht für den Revolutionsführer,
den Nationalen Sicherheitsrat und den Führern der drei Gewalten die
Hintergründe der Proteste analysiert. Der Bericht wurde der
Öffentlichkeit nicht zugänglich gemacht. Aber der Innenminister
erläuterte die Grundzüge der Analyse. Es habe mehrere Faktoren für
die Unruhen gegeben, "naheliegende Faktoren" und "fernliegende
Faktoren". Die naheliegenden Faktoren seien wirtschaftliche, soziale
und politische, die die Quelle der Unzufriedenheit bilden. Die
fernliegenden Faktoren lägen "weit tiefer". Dazu gehörten "der
Generationswechsel, Änderung des Lebensstils und technologische
Veränderungen".

"Lebensart, Geschmack, Unterhaltung, Art der Beziehungen und Kleidung
haben sich grundlegend geändert, soweit, dass sie mit unserer
Auffassung vom Leben und unserem Geschmack nicht mehr in Einklang zu
bringen sind", sagte der Minister. "Wir brauchen nicht weit zu
suchen, um die Bestätigung für diese Tatsache zu finden. Es reicht,
wenn wir in unseren eigenen Familien umschauen. Dann werden wir bei
unseren eigenen Kindern diese Veränderungen feststellen."

Faseli lehnte die Behauptung ab, die Unruhen seien von außen
inszeniert worden. Selbstverständlich hätten die Feinde der
Islamischen Republik und Konterrevolutionäre versucht, das Feuer zu
schüren und aus den Unruhen für sich Kapital zu schlagen. Aber sie
seien nicht von außen inszeniert worden."

Der Minister kritisierte, dass die staatlichen Fernseh- und
Radiosender erst nach zwei Tagen begonnen hätten, über die Unruhen zu
berichten. "Wenn wir die Veränderungen lenken wollen, müssen wir
vorne stehen und nicht hinter dem Zug herlaufen. Wir müssen die
Menschen an den Entscheidungen beteiligen." Auch der Stil der
Verwaltung müsse sich grundlegend ändern und transparenter werden.

Indes erklärte der Teheraner Staatsanwalt, Abbas Dschafari
Dolatabadi, die Revolutionsgerichte hätten bisher zehn Demonstranten
verurteilt. Die Urteile lägen zwischen einem Jahr und fünf Jahren
Gefängnis. Gegen 150 weitere Personen sei Anklage erhoben worden.


DOLATABADI: "DIE EREIGNISSE DIESES JAHRES WAREN
EINMALIG"

Der ultrakonservative Teheraner Staatsanwalt, Abbas Dschafari
Dolatabadi, sagte der Presse am 11. März, "die Ereignisse in diesem
Jahr (das persische Jahr beginnt am 21. März) seien in der Geschichte
der Islamischen Republik einmalig gewesen". Die Probleme mit den
Banken, mit den Rentenkassen, die Unruhen im Dezember und Januar,
hätten für "Ebbe und Flut" gesorgt. Ereignisse wie das Ablegen von
Kopftüchern, die sich frontal gegen die Staatsordnung richteten, habe
es in diesem Maße noch nie gegeben. Allerdings sei es den staatlichen
Organen gelungen, die "Aufruhr" erfolgreich zu beenden.

"Die Feinde der Islamischen Republik haben wohl gemerkt, dass Iran im
Bereich der Verteidigung stark ist. Daher versuchen sie, in den
Bereichen Wirtschaft und Soziales Krisen zu erzeugen", sagte
Dolatabadi. "Die Justiz, Staatsanwälte und Richter müssen wachsam
sein." Auch die Polizei müsse gegen Proteste, die sich frontal gegen
das ganze System richten, hart vorgehen. Zu Recht habe die Polizei
einige Frauen, die am Frauentag vor dem Arbeitsministerium
demonstriert hätten, festgenommen. Denn Versammlungen in der
Öffentlichkeit müssten vorher genehmigt werden. Die Polizei sei
verpflichtet, gegen unerlaubte und illegale Versammlungen vorzugehen.

Am 11. März haben Studierende der Teheraner Amirkabir-Universität
gegen die Festnahmen ihrer Kommilitonen, die an den Protesten
teilgenommen hatten, protestiert. Dabei kam es, nachdem eine
Studentin von einem Milizen getreten wurde, zu gewaltsamen
Auseinandersetzung mit den Basidsch-Milizen. Die Studierenden trugen
Bilder der festgenommenen Studenten und Studentinnen. Sie forderten
Präsident Rohani und das Wissenschaftsministerium dazu auf, sich für
die Freilassung ihrer Kommilitonen einzusetzen.

Bereits zuvor hatten 22 Wissenschaftsinstitute, Kultureinrichtungen
und Studentenorganisationen in einem Schreiben an den
Wissenschaftsminister Masud Gholami über "schwere Beschuldigungen"
gegen die festgenommenen Studenten berichtet. Demnach befänden sich
mehrere Hundert Studenten in Haft, 40 von ihnen gehörten der
Teheraner Universität an. Die Akten der Beschuldigten seien an das
Revolutionsgericht weitergeleitet worden, heißt es in dem Bericht.
Bald werde es zu Gerichtsverhandlungen kommen.


3,2 MILLIONEN ARBEITSLOSE

Den Angaben des Zentralamts für Statistik zufolge, liegt die Zahl der
"absolut Arbeitslosen" bei 3,23 Millionen. Dies gab der Leiter des
Amtes, Omid Ali Parsa, am 6. März bekannt. Allerdings sei die Zahl
der Beschäftigten in den neun Monaten dieses Jahres (Jahreswechsel
ist in Iran am 21. März) im Vergleich zum Vorjahr um 3,6 Prozent
gestiegen, sagte er.

"Absolut arbeitslos" sind Personen, die nicht einmal eine Stunde in
der Woche arbeiten. Personen, die älter als 10 Jahre sind und in der
Woche mehr als eine Stunde arbeiten, oder Personen, die aus welchem
Grund auch immer, vorübergehend nicht arbeiten, fallen nicht unter
die "absolut Arbeitslosen". Als beschäftigte gelten Lohn- und
Gehaltsempfänger sowie Selbständige.

Die Zahl der Arbeitslosen variiert von Provinz zu Provinz.
Beispielsweise lag der Anteil der Arbeitslosen im Herbst letzten in
der Provinz Kermanschah bei 25 Prozent und in der Provinz Homosgan
bei sieben Prozent.


CHAMENEI: "WIR HABEN KEINE UNLÖSBAREN PROBLEME"

Trotz aller Proteste und Unkenrufe der letzten Monate sagte
Revolutionsführer Ali Chamenei vor einer Versammlung der Mitglieder
des Expertenrates am 15. März: "Wir haben keine unlösbaren Probleme."
Die sozialen, kulturellen und politischen Probleme seien von
"Feinden" erzeugt worden. "Manche kritisieren die Lage des Landes und
glauben, die Islamische Republik habe mit der Auseinandersetzung (mit
der Außenwelt) angefangen. Ein solcher Glaube ist aber naiv." Ihm
seien die Probleme bewusst, sagte Chamenei. Aber es gebe kein
Problem, das unlösbar wäre.


ZWEI JAHRE HAFT FÜR PROTEST GEGEN KOPFTUCHZWANG

Der Teheraner Staatsanwalt Abbas Dschafari Dolatabadi gab das Urteil
gegen eine Frau bekannt, die in Teheran gegen den Kopftuchzwang
protestiert hatte. Den Namen der Verurteilten, die zu zwei Jahren
Gefängnis verurteilt wurde, nannte er nicht. Die Frau wird
beschuldigt, "mit ihrem Auftritt ohne Kopftuch in der Öffentlichkeit
und der Demonstration einer sündhaften Tat das Verderben propagiert"
zu haben, sagte Dolatabadi. Von den 24 Monaten seien 21 Monate zur
Bewährung ausgesetzt worden, wogegen die Staatsanwaltschaft
Widerspruch eingelegt habe.

Das Urteil ist die erste Strafmaßnahme, die gegen eine der gegen den
Kopftuchzwang protestierenden Frauen verhängt wurde.

Die erste Frau, die jüngst öffentlich gegen den Kopftuchzwang
protestiert hatte, war Wida Mowahed gewesen. Auch sie war
festgenommen worden, nachdem sie an einem der belebten Plätze der
Hauptstadt demonstrativ ihr Kopftuch abgenommen und es festgebunden
an einer Fahnenstange geschwenkt hatte. Später war sie gegen eine
hohe Kaution bis zum Gerichtsurteil freigelassen worden. Ihr waren
Dutzende Frauen gefolgt, die ebenfalls ihren Protest kundtaten.

Die Anwältin Nastaran Sotoudeh, die einige der Frauen vertritt, sagte
in einem Interview mit dem persischsprachigen Programm der BBC, ihre
Mandantinnen seien im Gefängnis geschlagen und misshandelt worden.

Einem Bericht der Agentur Isna zufolge hat Staatsanwalt Dolatabadi
den Ordnungskräften die Anweisung erteilt, alle Fahrzeuge, in denen
Frauen ohne Kopftuch sitzen, anzuhalten. Er machte dabei einen
Unterschied zwischen jenen Frauen, die mit den Kleidungsvorschriften
lässig umgehen und jenen, die sie völlig missachten.

Die Agentur Isna berichtete, dass die Vorsitzende der Frauenfraktion
im Parlament, Parwaneh Salahschuri, erklärt habe, sie werde nach den
Feiertagen zum Jahresbeginn (21. März) eine Debatte über den
Kopftuchzwang in Gang setzen. Ihr Plan sei es, auf einer Tagung, an
der Vertreterinnen und Vertreter der Zivilgesellschaft, der
Geistlichkeit, der Justiz und der sozialen Einrichtungen teilnehmen,
das Problem zur Diskussion zu stellen. "Kopftuchzwang ist zum Problem
eines Teils der Gesellschaft geworden. Es ist wichtig darüber zu
diskutieren", sagte sie.

Nach offiziellen Angaben wurden bisher 29 Frauen, die ihr Kopftuch
abgelegt hatten, festgenommen. Die Aktion der Frauen hat zu einer
Kampagne geführt, die sich landesweit zu verbreiten scheint. Immer
mehr Frauen legen jeden Mittwoch ihre weißen Kopftücher ab.
Persischsprachige Auslandssender unterstützen die Kampagne.

Die ehemalige Kaiserin, Farah Diba, hat in einer Botschaft zum
internationalen Frauentag geschrieben: "Vor etwa 80 Jahren hat Resa
Schah (Vater ihres Mannes), den Schleier verboten und den Frauen die
Möglichkeit gewährt, Schulen und wissenschaftliche Einrichtungen zu
besuchen. (...) Seit 39 Jahren werden in Iran Frauen beleidigt und
ungerecht als Menschen zweiter Klasse behandelt."

Revolutionsführer Ali Chamenei bezeichnete die Kampagne der Frauen
als eine "belanglose Angelegenheit", die durch massive Propaganda der
Feinde der Islamischen Republik zustande gekommen sei. "Sie (die
Feinde) haben so viel investiert und Propaganda gemacht, mit dem
Ergebnis, dass ein paar Mädchen sich verführen ließen und hier und
dort ihr Kopftuch abnehmen. Das ist alles, was sie erreicht haben.
Das ist kein Problem", sagte Chamenei. "Was mich aber stört, ist,
dass manche Leute nun eine Diskussion über die islamischen
Kleidungsvorschriften fordern."

Chamenei warf "Journalisten, Pseudointellektuellen und Geistlichen",
die eine Diskussion über dieses Thema fordern, vor, "vielleicht
unbewusst genau dasselbe Ziel zu verfolgen, das auch die Feinde
anstreben". Auch andere Proteste seien von Feinden gesteuert worden,
sagte er. "Die Feinde Irans haben in ihren Denkfabriken Pläne
geschmiedet, mit dem Ziel, um die Jahreswende der Islamischen
Republik den Garaus zu machen. Doch sie haben im Januar und Februar
gesehen, wie das Volk darauf reagiert hat." (Gemeint sind die
staatlich organisierten Massenkundgebungen zugunsten der
Staatsführung.)

Chamenei betonte die Notwendigkeit der islamischen Kleidung, die den
Frauen "Schutz vor sexuellen Belästigungen" biete. Das Argument,
jeder solle die Freiheit haben, über die Art seiner Kleidung zu
entscheiden, sei falsch, sagte er. Denn dieses Argument, so Chamenei
weiter, könne auch für alle gesellschaftlichen Vorschriften gelten.
Zum Beispiel könne man sagen, der Alkoholkonsum solle frei sein.
Jeder könne sich entscheiden, ob er von dieser Freiheit Gebrauch
mache oder nicht. "Ist das richtig?!"

"Die Frau im Westen ist ein Symbol für Konsum und Kosmetik. Sie
kokettiert mit den Männern, um sie sexuell zu erregen", sagt Chamenei
weiter. "Demgegenüber muss die islamische Frau in der Gesellschaft
eine Rolle aktiv spielen, die Familie führen und ihrem Mann Ruhe
spenden."

Dem erwiderte Präsident Hassan Rohani auf einer Kabinettssitzung am
7. Februar, die Würde der Menschen habe mit dem Geschlecht nichts zu
tun. "Wir in der Islamischen Republik lehnen die Herrschaft der
Männer oder der Frauen sowie den Kampf gegen Männer oder Frauen ab.
Für uns stellen weder die Männer das absolut Gute dar, noch gelten
Frauen, wie manche irrig meinen, als Quelle der Bosheit. Frauen und
Männer sind Menschen mit der gleichen Würde. Ihre Würde hängt davon
ab, wie weit sie sich für den Glauben einsetzen und wie sie ihre
moralischen Pflichten erfüllen."


ATTACKEN EINES FREITAGSPREDIGERS GEGEN MISSACHTUNG VON
KLEIDUNGSVORSCHRIFTEN

Der ultrakonservative Teheraner Freitagsprediger, Ahmad Chatami, hat
die Frauen, die die Kleidungsvorschriften missachten, scharf
attackiert. Außerdem kritisiert er jene hart, die dazu die Theorie
liefern.

"In den letzten Wochen haben zwei Strömungen Gestalt angenommen",
sagte der Prediger. "Zum einen die Verbreitung von nachlässig
getragener islamischer Kleidung (Hedschab) oder die Missachtung des
Hedschabs und zweitens die Theoretisierung dieses Verhaltens." Die
zweite Strömung sei bei weitem sündhafter als die erste. "Diese
Leute, die versuchen, die Kleidungsvorschriften zu relativieren oder
gar in Frage zu stellen, handeln illegal." Wenn sie die Macht dazu
bekämen, würden sie sogar nicht einmal zulassen, dass Frauen
freiwillig Schleier oder Kopftuch trügen und sich islamisch
kleideten. Chatami sagte nicht, wen er damit meinte.

"Alle geistlichen Instanzen sagen, dass der Hedschab zu den
unverzichtbaren Bestandteilen des Glaubens gehört. Es geht auch nicht
um freiwillig oder gezwungen. Der Hedschab gehört zu den göttlichen
Gesetzen", sagte Chatami. Er sei sich sicher, dass sich gläubige
Frauen nicht von dieser Strömung mitreißen ließen, aber es sei
möglich, dass "naive Frauen" davon beeinflusst würden.


INTERNATIONALER FRAUENTAG IN TEHERAN

Zahlreiche Frauen sind dem Aufruf einiger Frauenaktivistinnen
gefolgt, am 8. März, dem internationalen Frauentag, an einer
Kundgebung vor dem Arbeitsministerium teilzunehmen. Doch
Medienberichten zufolge, hatten Polizei und Sicherheitskräfte,
bereits Stunden vor Beginn der Versammlung, den Platz abgeriegelt.
Die Frauen, die eintrafen, wurden mit Gewalt vertrieben. Dabei
setzten die Ordnungskräfte auch Schlagstöcke ein. Jene Frauen, die
Widerstand leisteten, wurden festgenommen. Medienberichte sprachen
von mehr als 80 Festnahmen. Laut Zeugenaussagen wurden einige Frauen
am Abend wieder freigelassen.

In dem Aufruf zur Kundgebung wurde vor allem gegen die
Benachteiligung der Frauen in der Arbeitswelt protestiert. "Ungewollt
bilden Frauen den größten Teil illegaler Arbeitskräfte", hieß es.
"Sie arbeiten in kleinen Werkstätten oder als Straßenverkäuferinnen
(...). Damit können sie nicht ein Mindestmaß des Arbeitsrechts in
Anspruch nehmen", wie etwa Krankenversicherung, Rentenversicherung
oder auch Kündigungsschutz.

Die Unterzeichnerinnen verlangten die Aufhebung von Ungleichheiten
zwischen den Geschlechtern, forderten "gleichen Lohn für gleiche
Arbeit, Schwangerschaftsurlaub und Rückkehrrecht zu ihrem
Arbeitsplatz nach dem Schwangerschaftsurlaub."

Laut Angaben von Frauen- und Menschenrechtsorganisationen befinden
sich noch 20 Frauen im Gefängnis, unter ihnen die bekannten
Frauenrechtlerinnen Sahra Assadpur und Schahla Entesari. Offenbar
sollen sie wegen "Aktivitäten gegen die nationale Sicherheit"
angeklagt werden.

Der nationale Verband iranischer Schriftsteller forderte in einer
Erklärung die sofortige Freilassung der Frauen. "Noch sind die Wellen
der landesweiten Massenproteste nicht abgeebbt und noch ist der
Nachklang jener verantwortlichen Politiker zu hören, die sagten, es
sei das Recht eines jeden Bürgers zu protestieren und Kritik zu üben,
und wir sind Zeuge von Gewalt gegen Demonstranten und Festnahme von
Werktätigen, Frauen und Jugendlichen, die wieder alltäglich geworden
sind" heißt es in dem Aufruf.


DIE SCHLINGE UM AHMADINEDSCHAD WIRD IMMER ENGER

Der Konflikt zwischen dem ehemaligen Präsidenten Mahmud
Ahmadinedschad und der Staatsführung der Islamischen Republik
verschärft sich. Am 13. März wurde Ahmadinedschads ehemaliger
Vizepräsident, Hamid Baghai, der zuvor zu 15 Jahren Gefängnis und
einer Geldstrafe von umgerechnet acht Millionen Euro verurteilt
worden war, ins Teheraner Evin-Gefängnis gebracht. Baghai wurde
Amtsmissbrauch, Korruption und Unterschlagung nachgewiesen. Aus
Protest gegen das Urteil trat er in einen Hungerstreik. Zuvor hatte
er der Justiz in einer Erklärung Willkür vorgeworfen. "Diese
Machenschaften sind Kinderspiele, um die frühere Regierung zu
denunzieren", schrieb er. Das Urteil gegen ihn bezeichnete er als
einen "Akt der Rache", der sowohl gegen die Verfassung als auch gegen
Gesetze verstoße.

Am 17. März veröffentlichte die Justiz die Gründe für das Urteil
gegen Baghai. Demnach soll Baghai 3,766 Millionen Euro plus 590.000
Dollar, die für afrikanische Länder bestimmt waren, veruntreut haben.
Die Gelder sollen einen Tag vor dem Ende der Regierungszeit von
Ahmadinedschad von den Revolutionsgarden an Baghai übergeben worden
sein.

Das Urteil gegen Baghai, der als engster Weggefährte des früheren
Präsidenten galt, veranlasste Ahmadinedschad zu scharfen Attacken
gegen die Justiz. Er bezeichnete die Verantwortlichen der Justiz als
"Symbole des Verderbens". Baghai sei ein honoriger, opferbereiter
Revolutionär, sagte er. Der Prozess gegen ihn sei ein "beschämendes
Schauspiel" gewesen. Die Justiz, die ein Vorbild für Gerechtigkeit
sein sollte, befinde sich im "schlechtesten Zustand ihrer
Geschichte", erklärte Ahmadinedschad. Es gebe keinen unabhängigen
Richter, alle seien Befehlsempfänger des illegitimen Justizchefs. Die
Justiz handle nur noch politisch. Sie sei in höchstem Maße korrupt
und behaupte nun, gegen Korruption vorgehen zu wollen.

Vor der britischen Botschaft in Teheran verbrannte ein zweiter
ehemaliger Vizepräsident unter Ahmadinedschad, Esfandiar Rahim
Maschai, eine Kopie des Urteils gegen Baghai vor laufenden Kameras.
Auch er wurde am 17. März festgenommen. Unmittelbar danach forderte
Ahmadinedschad Maschais sofortige Freilassung. "Die Justiz ist für
Leib und Leben von Maschai verantwortlich", erklärte er.

Maschai wurde, laut Angaben von Ahmadinedschad, auf Anordnung der
Justiz, aus seinem Auto herausgeholt und ohne Angaben von Gründen in
Untersuchungshaft gebracht. "Ist der zunehmende Druck auf meine
ehrlichen Mitarbeiter ein Zeichen auf weitere Ereignisse, die auf uns
zukommen und die mit dem Schicksal des Landes in Zusammenhang
stehen?", schrieb er in einer Erklärung.

Der Anwalt von Maschai, Mehran Abdollahpur, sagte der Presse, Maschai
sei festgenommen worden, weil er eine Kopie des Gerichtsurteils vor
der britischen Botschaft verbrannt habe. Maschai war einige Monate
zuvor, unter dem Vorwurf, Beleidigung des Revolutionsführers und
Propaganda gegen die Staatsordnung der Islamischen Republik, vom
Revolutionsgericht vorgeladen worden. Er hatte gedroht, sollte er
festgenommen werden, werde ein Tonband veröffentlicht werden, auf dem
viel Ungesagtes entlarvt werde.

Am 18. März veröffentlichte die Webseite "Bahar", die Ahmadinedschad
nahesteht, zwei Briefe, die Ahmadinedschad an Revolutionsführer Ali
Chamenei geschrieben hat. Darin verteidigt Ahmadinedschad die
landesweiten Proteste um die Jahreswende und schreibt: "Wie kann man
die Ungerechtigkeiten mancher Institutionen, vor allem der Justiz,
übersehen und über das brutale Vorgehen der Sicherheitskräfte gegen
Menschen, vor allem Jugendliche, die diese Institutionen kritisiert
haben, schweigen? Bedauerlicherweise haben in den vergangenen
Jahrzehnten drei Faktoren zur Vertiefung der Probleme und der
zunehmenden Verbreitung der Unzufriedenheit in der der Bevölkerung
geführt: Erstens die polizeistaatliche Atmosphäre, zweitens die
Behauptung, überall sei die Lage schlechter oder zumindest nicht
besser als in Iran. Daher sollten alle schweigen und zufrieden sein.
Und drittens der Mangel an Transparenz und die Geheimhaltung von
wichtigen Informationen."

In dem Schreiben an Chamenei kam Ahmadinedschad auch auf die Lage in
den Gefängnissen zu sprechen. "Wissen Sie, was in den Gefängnissen
los ist? Wissen Sie, was mit Jugendlichen geschieht, die die
Staatsführung kritisiert haben und deshalb ins Gefängnis geworfen
wurden?", schrieb er.

Am 28. März schickte Chamenei ein weiteres Schreiben an
Ahmadinedschad. Darin verweist er auf den gesundheitlichen Zustand
von Baghai, der sich im Hungerstreik befindet, und äußert die
Erwartung, dass der Revolutionsführer mit einem "klaren Befehl eine
große und nicht wiedergutzumachende Katastrophe" verhindere. "Baghai
befindet sich seit 14 Tagen im Hunderstreik", heißt es in dem von der
Agentur Bahar veröffentlichten Schreiben an Chamenei. "Sie sind über
Baghai im Bilde und wissen sehr wohl, dass er unschuldig und sauber
ist und ihm nicht die geringste Verfehlung nachgewiesen werden kann."
Die Justiz habe ihn ohne Beweise, Belege und Indizien vorzulegen,
unter dem Vorwand von Veruntreuung von Geldern, aus politischen
Motiven verurteilt.

Es ist schon erstaunlich, wie ein ehemaliger Präsident, der in seiner
Regierungszeit so viel Unheil angerichtet hat, sich nun als Demokrat
geriert und Gerechtigkeit fordert.

 * 
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PHILOSOPH DARIUSH SHAJEGAN GESTORBEN

Hier die Zusammenfassung eines Nachrufs des Kunstkritikers Ali
Dscheyhun, den das persischsprachige Programm der BBC veröffentlicht
hat:

Der bekannte iranische Philosoph Dariush Shajegan ist am 22. März
nach einer längeren Krankheit im Alter von 83 Jahren in Teheran
gestorben. Er selbst wollte nicht als Philosoph bezeichnet werden.
"Ich bin kein Philosoph, sondern ein Forscher der Kulturen der Welt",
sagte er einmal. Schon als Kind wuchs er mehrsprachig und in mehreren
Kulturen auf. Sein Vater, von Beruf Kaufmann, stammte aus dem
iranischen Aserbaidschan, seine Mutter aus einer angesehenen Familie
in Georgien. Sie hatte die russische und kaukasische Kultur genossen
und beherrschte die georgische, russische und türkische Sprache. Mit
ihrer Schwester unterhielt sie sich auf Georgisch, mit ihrem Mann auf
Türkisch. Der Sohn hatte eine russische Amme. Der Vater legte großen
Wert darauf, mit dem Sohn Persisch zu sprechen. Schließlich besuchte
der Sohn eine französische Schule und lernte schnell Französisch.
Dennoch fand er seine Identität in der persischen Sprache. In einem
Interview mit dem Soziologen Ramin Dschahanbeglu sagte er: "Mein
Vater hatte eine Art religiöse Beziehung zur persischen Sprache. Das
habe ich von ihm geerbt."

In seiner Jugend lernte Shajegan nicht nur verschiedene Sprachen, er
stellte auch fest, dass es auf der Welt verschiedene Religionen und
Ethnien gibt, die nebeneinander existieren. Sein Vater war Schiit,
seine Mutter Sunnitin, auf der Schule lernte er das Christentum
kennen und er verkehrte mit Assyrern, Armeniern und Juden.

Er reiste viel. "Reisen war für mich wie Eintauchen in die
geographische Seele", sagte er. Das Sein eines jeden Menschen
bedeutete für ihn "eine besondere Art des Seins", was "eine besondere
Sicht auf die Welt implizierte". Seine erste Reise ins Ausland führte
ihn zunächst nach Italien, danach in die Schweiz und schließlich nach
Paris. Nach dieser Reise brach er seine Schulausbildung in Iran ab
und begab sich mit 15 Jahren nach England. Die Erfahrung der Jahre in
England sei für ihn in verschiedener Hinsicht wichtig gewesen, sagte
er. Hier spürte er die Freiheit fernab der Familie und erfuhr "alle
emotionalen Bindungen". Er lernte Forschungsmethoden, Genauigkeit und
das Festhalten an Fakten kennen. Er beschäftigte sich auch mit Musik.
Später habe er aber immer weniger Musik gehört, sagte er. "Ich habe
das Schweigen vorgezogen."

Vier Jahre lang hielt er sich in England auf. "Als ich zum ersten Mal
nach Iran zurückkehrte, wurde ich von dem Unterschied der beiden
Welten schockiert", schrieb er. Etwas später ging er zum Studium der
Medizin nach Genf. Doch nach einem Semester stellt er fest, dass er
"weder Mut genug hatte, dieses Fach zu studieren, noch Lust dazu."
Hier wurde ihm klar, dass er sich lieber mit Sozialwissenschaften,
Kunst und Literatur beschäftigen möchte. Durch seine Schwester lernte
er auch das Ballett kennen. "Damals habe ich sehr schlechte Gedichte
geschrieben." Doch die Beschäftigung mit Lyrik bereicherte seine
Prosa. "Ich habe die Möglichkeiten der französischen Sprache kennen
gelernt", sagte er.

In Paris beschäftigte er sich mit der indischen Mythologie. Er wollte
Indien "von Innen" kennenlernen, daher besuchte er zwei Jahre lang
Sanskrit-Kurse. Später lernte er den französischen Philosophen und
Islamwissenschaftler Henry Corbin kennen, mit dessen Unterstützung er
seine Studien über indische Philosophie begann. Das Ergebnis war ein
zweibändiges Buch mit dem Titel: "Religionen und philosophische
Schulen Indiens". Er forschte auch über den Islam. "Sieben Jahre lang
habe ich dem Westen den Rücken gekehrt und die ewige Luft unserer
Tradition eingeatmet." Der Umgang mit iranischen Intellektuellen,
Künstlern und Schriftstellern führte zu "unvermeidlichen
Enttäuschungen", die sich aus manchen Freundschaften ergaben. "Was
ich viel später über das Schicksal unserer Kultur, über das Dunkle im
Denken unserer Intellektuellen und ihren zerbrochenen Sichtweisen
sagte und schrieb, beruht zum Teil auf diese Erfahrung."

Sein Buch "Asien und der Westen" sorgte für kontroverse Diskussionen.
Kommentatoren betrachteten dieses Buch als Fortsetzung der berühmten
Schrift von Dschalal Alahmad unter dem Titel "Verwestlichung". "Die
Verwestlichung zeugt nicht nur vom Irrtum über den Westen und vom
Unwissen über das Schicksal unserer eigenen Geschichte, sie zeugt
auch von einer Entfremdung gegenüber uns selbst", schrieb Schajegan.
Er fühlte sich nie einer politischen Richtung oder Ideologie
verpflichtet, obwohl er stürmische Zeiten, wie den CIA-Putsch von
1953 gegen die Regierung von Mohammad Mossadegh, miterlebt hatte.
"Nur während der Revolution (1979) war ich für einen Monat politisch
engagiert", sagte er.

Dschahanbeglu schrieb diesbezüglich über ihn: "Die Revolution
erzeugte einen grundsätzlichen Wandel im Denken von Shajegan. Vor der
Revolution beschäftigte er sich mit dem traditionellen, ruhigen
Islam. Nach der Revolution widmete er sich dem politischen Islam und
stellte einen grundsätzlichen Unterschied zwischen den beiden
Strömungen fest."

In seinem Buch "Was ist die religiöse Revolution" untersuchte
Shajegan das Verhältnis von Ideologie zu Religion. "Diese
Untersuchung gewährte mir nicht nur die Gelegenheit, meine
irrationale Stimmung, die im Widerspruch zu meinen Klasseninteressen
stand, zu begreifen, ich konnte auch die Stimmung meiner Freunde
erforschen, die diesem Magnetfeld ausgeliefert waren", sagte er.

Mitte der sechziger Jahre reiste Shajegan mehrmals nach Paris, um die
Arbeit an seiner Dissertation an der Sorbonne fortzusetzen. Obwohl
seine Bücher in Frankreich veröffentlicht wurden und er dort mit
Preisen ausgezeichnet wurde, sagte er später, "das Gefühl, das ich in
meiner Jugend für die Franzosen spürte, ließ später nach." Er war zu
der Ansicht gelangt, dass Europa insgesamt im Hinblick auf das
Zusammenleben der Kulturen "rückständig" sei.

In den siebziger Jahren stiftete Shajegan mit seinem Buch "Die
vierzigmal zerstückelte Identität" geistigen Aufruhr. Darin hegte er
Zweifel an der Legitimität alter Überzeugungen, die "wie
Staubpartikel in der Atmosphäre unserer Welt schweben (...). Der
Westen und Osten, der Süden und der Norden haben ihre Farbe verloren,
die Welt ist zerbrochen und wir sind dabei uns in zerstückelte
Menschen zu verwandeln."

In den letzten Jahren seines Lebens beschäftigte sich Shajegan mit
der Übersetzung der Werke iranischer Poeten ins Französische und
umgekehrt der Werke französischer Dichter und Schriftsteller ins
Persische. Er veröffentlichte unter anderem ein Buch auf Französisch,
in dem er fünf berühmte iranische Dichter vorstellte. Sein letztes
Buch auf Persisch behandelt die Werke von Charles Baudelaire und
Marcel Proust.


FRAUENVERSAMMLUNG BEIM TEHERANER STADTRAT

Eine "große Versammlung von beim Teheraner Stadtrat beschäftigte
Frauen ", sorgte für Aufruhr. Wie auf einem Videofilm, der in den
sozialen Netzwerken kursierte, zu sehen war, trat dabei eine
Frauengesanggruppe auf, dazu junge Mädchen, die zu der Musik tanzten.
Die Aufführung löste bei Hardlinern und Konservativen scharfe Kritik
aus. Daraufhin sah sich Bürgermeister Mohammad Ali Nadschafi, der bei
der Versammlung zugegen war, gezwungen, die Frauen zu mahnen. Er
kritisierte den Auftritt und sagte, bei solchen Veranstaltungen
müssten die moralischen Grundsätze des islamischen Glaubens
berücksichtigt werden. "Wir meinen nicht, dass der Islam eine
Religion der Trauer ist. Der Islam ist eine Religion der Freude und
des Spaßes am Leben", sagte er am 7. März. Doch wir müssen zugleich
die Freude und den Spaß mit den Grundsätzen der Moral in Einklang
bringen. Das zu leisten, ist eine Kunst. Ich fordere alle meine
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf, diese wichtige Forderung zu
achten", sagte der Bürgermeister.


IRANISCHES KULTURFESTIVAL IN HAMBURG

Ein in Hamburg von der iranischen Botschaft in Deutschland, der
Kulturstiftung und der Karan-Stiftung unterstütztes Festival (*) mit dem
Titel "Wundern über Tanawo" präsentierte vom 15. bis 19. März
zeitgenössische iranische Kunst und Kultur (Tanawo bedeutet
Vielfalt). 17 Veranstaltungen, die an verschiedenen Orten
stattfanden, versuchten den Besuchern Einblicke in die iranische
Gesellschaft zu vermitteln. Musikaufführungen, Gemälde- und
Skulpturenausstellungen, Fotografien und Videoinstallationen sollten
das Spannungsfeld zwischen Moderne und Tradition veranschaulichen.
Doch das Festival präsentierte nur einige Ausschnitte aus der
heutigen iranischen Gesellschaft. Die dunklen Seiten, die zumeist von
kritischen Künstlern dargestellt werden, kamen nicht zum Vorschein.

(*) Richtigstellung aus Iranreport 05/18:



Im letzten Iranreport (04/18) haben wir über das Iranische
 Kulturfestival tanawo' in Hamburg berichtet. Die Informationen basierten
 auf einer Meldung des epd vom 11. März 2018. Der Vorstand des Festivals
 hat uns daraufhin um den Abdruck folgender Richtigstellung gebeten:



"Im Iran-Report 04/18 der Heinrich-Böll-Stiftung heißt es in der Meldung
 "IRANISCHES KULTURFESTIVAL IN HAMBURG" (Seite 10/11), das Festival
 "Wundern über tanawo'" sei unter anderem von der iranischen Botschaft
 unterstützt worden. Diesbezüglich stellen wir richtig: Das Festival
 wurde nicht von der iranischen Botschaft unterstützt".



 * 
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DAS ATOMABKOMMEN

Die Frist, die US-Präsident Donald Trump für die Entscheidung über
das Atomabkommen zwischen Iran und den UN-Vetomächten plus
Deutschland gesetzt hat, rückt immer näher. Mitte Mai soll die
Entscheidung fallen. Trump verlangt Korrekturen des Abkommen und
dessen Verknüpfung mit dem iranischen Raketenprogramm. Andernfalls
würden die USA aus dem Abkommen aussteigen. Iran lehnt beide
Forderungen entschieden ab. Die EU, vor allem die drei Staaten
Deutschland, Großbritannien und Frankreich, die das Abkommen
mitunterzeichnet haben, stehen zwischen den Positionen. Sie möchte
das Abkommen unbedingt beibehalten, sind aber bereit sich, in Bezug
auf das iranische Raketenprogramm sowie auf die Rolle Irans in der
Region, der Position der USA anzuschließen.

Aber auch in den Vereinigten Staaten herrscht keine einhellige
Meinung. Es gibt gewichtige Stimmen, auch auf Seiten der Republikaner
oder der Militärs, die von einem Austritt aus dem Abkommen dringend
abraten. Der Oberbefehlshaber des United States Central Command für
den Nahen und Mittleren Osten, General Joseph L. Votel, sprach sich
der Agentur Reuters zufolge am 13. März für den Erhalt des Abkommens
aus. "Das Abkommen hat eine der wichtigsten Bedrohungen aus Iran
abgewendet", sagte er. "Sollte das Abkommen gekündigt werden, müssten
wir einen anderen Ausweg finden, um das iranische Atomprogramm unter
Kontrolle zu bekommen. (...) Ich denke, das Abkommen liegt in unserem
Interesse."

Ähnlich hatte sich zuvor US-Verteidigungsminister James Mattis
geäußert. "Solange Iran seine Verpflichtungen erfüllt, müssen wir an
dem Abkommen festhalten", sagte er. Zwar hatte Mattis bei seiner
Nominierung das Abkommen als "unfreundlich" und "unzureichend"
bezeichnet, aber hinzugefügt: "Wenn die USA ein Abkommen schließen,
müssen sie sich auch daranhalten." Auf der anderen Seite hat
Präsident Trump die Entlassung seines Außenministers Rex Tillerson am
13. März 2018 (mit Wirkung zum 31. März 2018), unter anderen mit
Differenzen über das Atomabkommen begründet. Er habe das Abkommen
ablehnen wollen, Tillerson habe es erhalten wolle, sagte Trump.

Der Nachfolger Tillersons, Mike Pompeo, ist ein entschiedener Gegner
nicht nur des Atomabkommens, sondern auch er der Islamischen Republik
an sich. Erst kürzlich verglich er diese mit dem Islamischen Staat
(IS). Während der Verhandlungen über das iranische Atomprogramm
plädierte er für die Bombardierung iranischer Atomanlagen. Als er
2017 die Leitung des Geheimdienstes CIA übernahm, sagte er, die USA
werden das Abkommen kündigen, weil das Abkommen Iran nicht daran
hindern werde, Nuklearwaffen zu bauen und weil das Land eine Gefahr
für Israel darstelle.

Iran betrachtet die Nominierung Pompeos als "deutliches Zeichen" für
einen Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen. "Die USA sind
entschlossen, aus dem Atomabkommen auszusteigen", sagte
Vizeaußenminister Abbas Araghtschi am 14. März laut der Agentur Isna.
Das sei auch der Grund für den Wechsel an der Spitze des
Außenministeriums.

Um einen Austritt der USA aus dem Abkommen zu verhindern, wollen
Frankreich, Großbritannien und Deutschland neue Sanktionen gegen Iran
verhängen. Laut einem Bericht von Reuters vom 16. März geht aus einem
der Agentur vorliegenden vertraulichen Dokument hervor, dass die
Maßnahme mit dem iranischen Raketenprogramm, das aus der Sicht der
drei Länder gegen internationale Abkommen verstößt, begründet werden
soll. Das Papier sei, so Reuters, an die EU-Länder verschickt worden,
um festzustellen, ob die 28 Mitgliedsländer mit der Maßnahme
einverstanden seien. Zugleich befinden sich Paris, London und Berlin
in Verhandlungen mit den USA, um einen Folgevertrag auszuarbeiten.

Bereits am 6. März hatte US-Vizepräsident Mike Pence auf einer
Versammlung der proisraelischen Lobby AIPAC erklärt, sollte das
Abkommen nicht korrigiert werden, "werden die USA aussteigen". Er
erinnerte daran, dass Präsident Trump den Kongress aufgefordert
hatte, das Abkommen zu korrigieren, andernfalls werde er es nicht
mehr verlängern. "Täuschen Sie sich nicht. Das ist die letzte Frist",
sagte er. "Die Vereinigten Staaten werden niemals zulassen, dass Iran
in den Besitz von Atomwaffen gelangt." Iran habe allein im
vergangenen Jahr vier Milliarden Dollar zur Unterstützung
terroristischer Gruppen ausgegeben, Gruppen, die an der Grenzen
Israels aktiv seien. "Die USA werden nicht erlauben, dass die
Niederlage des Islamischen Staates (IS) zu einem Sieg für Iran wird."

Irans Präsident Hassan Rohani warnte vor einem Scheitern des
Abkommens. Das Abkommen habe eine Bedeutung, die weit über das
iranische Programm hinausreiche. Es zeige, dass die Staaten in der
Lage seien, auch komplizierte Probleme auf diplomatischem Weg zu
lösen. Im Fall des Scheiterns würde man "weltweit Diplomatie als
Zeitverschwendung abstempeln". Rohani versicherte, dass Iran niemals
von sich aus dem Abkommen den Rücken kehren würde. Sollten aber die
Amerikaner und vor allem die Europäer die Vereinbarung kündigen,
werde auch Iran sich zurückziehen. Damit wäre auch das zwischen Iran
und der EU entstandene Vertrauen zu Ende, was "sicherlich beiden
Seiten immens schaden" würde.

Der Sprecher der nationalen Atombehörde, Behrus Kamalwandi, sagte
laut dem Fernsehsender AL-Alam TV am 5. März, Iran könnte im Falle
eines Scheiterns des Abkommens sein Atomprogramm rasch hochfahren und
in weniger als 48 Stunden wieder 20-prozentig angereichertes Uran
produzieren

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif mahnte am 5. März, das
Abkommen solle nicht zum "politischen Spielball" der USA werden. "Die
Einhaltung des Deals ist für die gesamt internationale Gemeinschaft
profitabel und daher sollten alle versuchen, ihn am Leben zu halten",
sagte Sarif. Sein Vize Araghtschi, der sich zu Gesprächen in Wien
aufhielt, erklärte am 17. März auf einer Pressekonferenz, mit den
geplanten Sanktionen begingen die Europäer einen "großen Fehler". Um
das Abkommen zu erhalten, gebe es keinen anderen Weg, als die
vollständige Einhaltung der Verpflichtungen seitens der USA und den
anderen Unterzeichnerstaaten. Er betonte abermals, Iran sei unter
keinen Umständen bereit, über das Abkommen neu zu verhandeln. In
einem Artikel für die Zeitung Etemad schrieb Araghtschi am 23. März,
die EU sei "kein blinder Mitläufer" Trumps. "Zwar ist die EU ein
strategischer Partner der USA, und wird es auch bleiben, aber ein
blinder Mitläufer ist sie nicht. Damit werde es in den nächsten
Wochen zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen der EU und den USA
kommen. Washington schmiede gemeinsam mit Israel und Saudi-Arabien
einen Plan, um Iran wirtschaftlich zu isolieren und einen Schock zu
verursachen. Würde die EU sich diesem Plan anschließen, verlöre sie
als Vertragspartnerin ihr Ansehen in der Welt."

Indes hat eine mehr als hundertköpfige überparteiliche Gruppe von
Wissenschaftlern, Militärs und Politikern, die sich "Nationale
Koalition zur Verhinderung von nuklearer Bewaffnung Irans" nennt, in
einer Erklärung für den Erhalt des Atomabkommens plädiert. Zu den
Unterzeichnern gehören auch vier ehemalige US-Botschafter in Israel
und hochrangige Militärs außer Dienst. Ein Austritt aus dem Abkommen
werde für die USA nichts bringen, schreiben sie und führen zehn
Argumente an, die für den Verbleib sprechen. "Präsident Trump muss an
dem Abkommen festhalten", schreiben die Autoren. "Das bringt für die
USA große Vorteile, lässt ihnen bei der Kontrolle Nordkoreas und
Irans freie Hand. Zudem steigert es das Ansehen der USA und stärkt
ihren Einfluss als eine Supermacht."


ATOMBEHÖRDE WARNT VOR SCHEITERN DES ATOMABKOMMENS

Einem Bericht der AFP vom 5. März zufolge hat die Internationale
Atombehörde (IAEA) vor einem Scheitern des Atomabkommens gewarnt. Es
wäre ein "großer Verlust" für den Multilateralismus, sagte der Yukia
Amano, Direktor der IAEA auf einer Sitzung des Gouverneursrats in
Wien. Iran sei bislang seinen Verpflichtungen voll nachgekommen. Das
iranische Atomprogramm sei unter Kontrolle, die Inspektoren hätten zu
allen Anlagen und Gebieten Zugang. Seit Inkrafttreten des Abkommens
hat die IAEA mehr als zehn Mal bestätigt, dass Iran sich an der
Vereinbarung hält und mit der Behörde bestens kooperiert.


ROHANI: "WIR HABEN KREBSGESCHWÜRE AUS DEM BANKSYSTEM
ENTFERNT"

Auf der diesjährigen Jahrestagung der Zentralbank am 8. März sagte
Präsident Hassan Rohani, der Zentralbank sei es gelungen, mit der
Verschärfung von Kontrollen und "Entfernung einiger Krebsgeschwüre
aus dem Banksystem", die internationalen Verbindungen zu
Finanzinstituten auszubauen. Dennoch benötige das iranische
Banksystem mehr Transparenz, um das "internationale Vertrauen" zu
gewinnen und so Zugang zu internationalen Finanzquellen zu bekommen.
"Natürlich können wir kostspielig alles bekommen, was wir wollen",
fügte Rohani hinzu. "Aber, wenn wir billiger über Finanzquellen
verfügen wollen, müssen wir dafür sorgen, dass das Vertrauen in uns
wächst."

Wegen Mangels an Transparenz im iranischen Banksystem hat die FATF
(Financial Action Task Force), Arbeitsgruppe für finanzielle
Maßnahmen gegen Geldwäsche, Iran eine Frist gesetzt, um die
erwünschten Gesetzesänderungen vorzunehmen. Andernfalls werde das
Land auf die schwarze Liste gesetzt. Die Regierung in Teheran hat die
Gesetze vorbereitet, diese sind aber noch nicht vom Parlament
verabschiedet worden.

Seit dem Atomabkommen und der Aufhebung einer ganzen Reihe von
Sanktionen sind fast zwei Jahre vergangen. Dennoch befinden sich die
Verbindungen iranischer Banken zu internationalen Finanzinstituten im
Schwebezustand. Die Ursache dieses Zustands liegt einerseits in der
feindlichen Position der Trump-Regierung gegenüber Iran. Der Konflikt
erhöht aus der Sicht ausländischer Unternehmen das Risiko, in Iran zu
investieren. Andererseits fungiert die schwarze Liste der FATF als
Bedrohung. Zwar steht Iran noch nicht auf der Liste. Doch viele
zweifeln daran, dass es der Regierung Rohani gelingen würde, die
erwünschten Gesetze durchzusetzen. Zu diesen Gesetzen gehört das
Verbot, terroristische Gruppen finanziell zu unterstützen. In der
Gesetzesvorlage der Regierung werden aber jene militanten Gruppen,
die gegen ausländische Besatzer, Kolonialismus und Rassismus kämpfen,
ausgenommen. Davon abgesehen sind die Konservativen, auch die im
Parlament, dagegen, Informationen über iranische Banken an eine
ausländische Institution weiterzugeben. Das sei gleichzusetzen mit
Verrat von Staatsgeheimnissen, meinen sie.

Banken "ohne Transparenz" seien weder gut noch islamisch, sagte
Rohani. Damit nahm er vermutlich Bezug auf illegale
Finanzeinrichtungen, die vor einigen Monaten Konkurs gingen und damit
viel Wut und Aufruhr in der Bevölkerung verursacht hatten. Die
Existenz solcher Institute bildet einen Teil der Probleme des
iranischen Banksystems. Solche Einrichtungen zahlen oft ungewöhnlich
hohe Zinsen an Sparer, die dann, gehen diese Einrichtungen Konkurs,
finanziell ruiniert werden. Genau das geschah vor einigen Monaten.
Tausende von Familien wurden über Nacht in die Armut gestoßen.

Es sei ein Irrtum zu glauben, ohne Transparenz größere Vorteile
erzielen zu können, sagte Rohani. "Mag sein, dass man kurzfristig
Gewinne erzielt. Doch für langfristige Stabilität ist Transparenz
notwendig." Er verteidigte auch die Wirtschaftspolitik seiner
Regierung. "Manche haben über uns gespottet, aber uns ist es
gelungen, die Inflationsrate von 40 auf unter zehn Prozent zu
senken." Kritiker meinten jedoch, die Regierung habe durch die
Senkung der Inflationsrate eine wirtschaftliche Stagnation
verursacht.


CHINA BAUT NEUE BAHNSTRECKE IN IRAN

Einem Bericht der AFP vom 7. März zufolge hat China einen Großauftrag
zum Bau einer neuen Bahnstrecke im Süden Irans erhalten. Der
chinesische Konzern Sinconst und die iranische Firma für den Bau und
die Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur vereinbarten ein Abkommen
über 700 Millionen Dollar zum Bau einer 450 Kilometer langen
Bahnstrecke zwischen der im Süden gelegenen Stadt Schiras und der
Hafenstadt Buschehr. Demnach wird die Finanzierung zu 85 Prozent von
der chinesischen und 15 Prozent von der iranischen Firma übernommen.
Ziel Teherans, mit diesem und sechs weiteren Projekten, ist der
Ausbau des Streckennetzes der Bahn vom Norden in den Süden des
Landes, um den Warentransport zwischen dem Persischen Golf und den
Ländern Zentralasiens bzw. Russlands erleichtern zu können.


KORRUPTION KÖNNTE ZUM STURZ DES REGIMES FÜHREN

Gholamhossein Mohsseni Ejehi, Sprecher der Justiz, erklärte am 5.
März auf einer Pressekonferenz in Teheran, die Korruption könnte die
Islamische Republik zugrunde richten. Er nahm Bezug auf einen
Gesetzesentwurf, der von einigen Abgeordneten im Parlament vorgelegt
worden war. Darin wird die Rückgabe von Geldern gefordert, die
Verantwortliche des Staates illegal kassiert haben.

Die Durchsetzbarkeit eines solchen Gesetzes sei nicht gesichert, denn
die Behörden seien zur Durchführung solcher Aufgaben nicht befugt,
sagte Ejehi. Es handele sich um einen Mangel in der Gesetzgebung, der
seit der Gründung der Islamischen Republik bestehe. Die Korruption
habe inzwischen bei der Bevölkerung ein tiefes Misstrauen in die
Verantwortlichen des Staates ausgelöst. Die Justiz würde gerne zu den
Verantwortlichen hingehen und nach den Quellen ihres Reichtums
fragen. Aber dafür seien entsprechende Gesetze und Befugnisse nötig.

Die Details des Gesetzesentwurfs sind nicht bekannt. Doch den
Berichten der Agenturen zufolge, fordert der Entwurf lediglich
Kontrollen bei den Führern der drei Gewalten, bei hochrangigen
Beamten sowie den Bürgermeistern der Provinzhauptstädte.

Ejehi forderte das Parlament auf, Gesetze zu verabschieden, die
umfassende Kontrollen erlaubten. Dann könnten alle Verantwortlichen,
die innerhalb einer kurzen Zeit Reichtum angehäuft hätten, zur
Rechenschaft gezwungen werden. Dass dies bisher nicht erfolgt sei,
mache die Menschen im Land misstrauisch.

Gefragt, warum die Justiz es bislang versäumt habe, sich um dieses
wichtige Problem zu kümmern, sagte Ejehi: "Wir haben den Bruder des
Vizepräsidenten wegen Korruption festgenommen und gegen den Bruder
des Präsidenten Untersuchungen eingeleitet." Auch der erste
Vizepräsident unter Mahmud Ahmadinedschad befinde sich wegen
Korruption im Gefängnis.


GRÖßTER WASSERMANGEL SEIT 50 JAHREN

Issa Kalantari, Vizepräsident und Leiter der Umweltbehörde,
appellierte an die Bevölkerung, Wasser zu sparen. Der Wassermangel
sei seit einem halben Jahrhundert nicht so groß gewesen, wie in
diesem Jahr, sagte er am 22. März in Teheran. Eine große Krise komme
auf das Land zu. Darauf müsse sich jeder der 81 Millionen Iraner
schon heute einstellen und bewusst weniger Wasser verbrauchen.
Andernfalls werde unter anderem die Landwirtschaft nicht zu retten
sein. Es wäre eine große Hilfe, wenn jeder pro Tag einen Liter Wasser
weniger verbrauchen würde. Die Krise sei, so Kalantari,
unvergleichlich bedeutender als der Streit um das Atomprogramm.

Das Thema spielte auch bei den landesweiten Protesten um die
Jahreswende eine große Rolle. Demonstranten kritisierten, dass Iran
jährlich Milliarden für sein Engagement in Syrien und anderen Staaten
des Nahen und Mittleren Ostens ausgäbe, sich aber kaum um den
Wassermangel, ausgetrocknete Seen und Flüssen, um die verschmutzte
Luft und den quälenden Staub kümmere.

 * 
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IRAN - USA

Die Konflikte zwischen Iran und den USA haben sich auch im März
weiter zugespitzt. Abgesehen von dem Atomabkommen, sind das iranische
Raketenprogramm sowie die Aktivitäten Irans in der Region die Themen,
die die Grundlage der Feindschaft zwischen den beiden Staaten bilden;
eine Feindschaft, die die Gefahr eines Krieges immer weiter erhöht.
Die Bekanntgabe Irans, seine Raketen-Produktion massiv erhöht zu
haben, heizte die Lage weiter an. "Unsere Produktion hat sich im
Vergleich zur Vergangenheit verdreifacht" sagte der Luftwaffenchef
der Revolutionsgarden, Amir Ali Hadschisadeh, am 7. März laut der
Agentur "Fars".

Am 16. März warf der US-Verteidigungsminister, Jim Mattis, Iran vor,
sich in den irakischen Wahlkampf einzumischen. "Iran versucht, die
irakischen Wahlen mit Geld zu beeinflussen", sagte Mattis auf der
Rückreise aus Oman. Es gehe darum, Wählerstimmen für Kandidaten zu
mobilisieren, die Iran nahe stünden. Die Wahlen im Irak finden im Mai
statt. Mattis, der mit Journalisten sprach, lieferte keine Beweise
für den Vorwurf. Er machte auch keine konkreten Angaben zu den
Kandidaten, die Iran unterstützen soll. Zugleich warf der
Verteidigungsminister Teheran vor, mit der Entsendung von Waffen nach
Jemen und Syrien, seinen Einfluss in der Region verstärken zu wollen.

Indes versuchen die USA Druck auf die Staaten der EU auszuüben, um
ihre Zustimmung für eine härtere Gangart gegen Iran zu gewinnen. Nach
einem Treffen des US-Diplomaten und Planungschefs des
Außenministeriums, Brian Hook, mit Vertretern Irans, Russlands,
Chinas und der EU in Wien, sagte er laut dpa am 16. Mai: "Der
Präsident hat uns angewiesen zu prüfen, ob wir mit den Europäern bis
zum 12. Mai zu einer Einigung kommen." Außenminister Tillerson hatte
Hook beauftragt, von den Europäern so viele Zugeständnisse wie
möglich abzuringen.

Am 20. März schickte Präsident Trump, anlässlich des Jahreswechsels
in Iran, eine Botschaft an das iranische Volk. Die Iraner seien ein
Volk, das, gestützt auf seine kulturelle Stärke, unterschiedliche
Konflikte und Probleme bewältigt habe. Heute sei das Volk mit einem
neuen Problem konfrontiert, mit "Herrschern, die statt dem Volk, sich
selbst dienen". Die Herrscher in Iran hätten in den sechs vergangenen
Jahren 16 Milliarden Dollar zur Unterstützung von Bashar al Assad
ausgegeben, während in den vergangenen zehn Jahren die iranischen
Familien durchschnittlich um 15 Prozent ärmer geworden seien. Etwa 30
Prozent der Jugendlichen seien heute arbeitslos. "Die Menschen in
Iran haben wirtschaftliche Probleme, selbst das Feiern von Festen,
wie das neue Jahr, fällt ihnen schwer."

Trump verwies auf die alten persischen Könige, die Gott gebeten
hätten, das Land vor feindlichen Streitkräften, Dürre und Lügen zu
verschonen. Die Revolutionsgarden seien ein Symbol für alle diese
drei Gefahren, sagte er. Sie seien feindliche Streitkräfte, die den
nationalen Reichtum rauben, um Terroristen im Ausland zu
unterstützen. "Sie haben durch Missmanagement und Korruption bei der
Durchführung von Staudammprojekten Dürre erzeugt und die Umwelt
verseucht. Seen und Flüsse sind ausgetrocknet, die Menschen werden
von Staub und Sandstürmen geplagt (...). Die Garden versuchen mit
Hilfe von Propaganda und Zensur, die Bevölkerung auszubeuten."

"Trotz Unterdrückung kämpfen die Menschen für ihre Rechte", sagte
Trump weiter. "Sie warten auf den Frühling der Hoffnung. Die USA
unterstützen ihre Forderungen nach Öffnung nach außen und einer
verantwortlichen Regierung, die ihren Interessen dient." Die
Revolutionsgarden und das Regime insgesamt seien verantwortlich für
die Cyber-Angriffe und die Unterdrückung iranischer Bürger, die gegen
das Regime protestieren. Zum Schluss seiner Botschaft wünschte Trump
den Iranern, dass im neuen Jahr "das Licht die Dunkelheit verdrängen
und dem iranischen Volk bald Frieden, Aufblühen und Freude und Glück
zuteilwerde".

Am 23. März beschloss die US-Regierung, Sanktionen gegen ein
iranisches Hacker-Netzwerk zu verhängen, das massenhaft Daten von
Universitäten und Unternehmen gestohlen haben soll. Es habe sich um
"geistiges Eigentum und wertvolle Daten gehandelt." Das
US-Finanzministerium verordnete Strafmaßnahmen gegen zehn Personen
und ein Unternehmen. Dessen Angaben zufolge liefen die Angriffe seit
2013. Sie richteten sich gegen 144 US-Universitäten und mindesten 176
Universitäten in 21 weiteren Ländern. Von dem Angriff seien auch fünf
US-Behörden und 30 US-Unternehmen betroffen gewesen. Insgesamt seien
31 Terabyte an Daten gestohlen worden. Sowohl die verdächtigen
Personen als auch das iranische Mabna-Institut werden mit dem
Einfrieren ihres Vermögens in den USA bestraft. Geschäfte mit den
Verdächtigen und dem Institut wurden ab sofort verboten.

Auch das Justizministerium werde nach eigenen Angaben gegen neun der
Verdächtigen sowie gegen das Mabna-Institut strafrechtlich ermitteln.
Laut Vize-Justizminister Rod Rosenstein sollen die Verdächtigen in
vielen Fällen "auf Geheiß der iranischen Regierung und insbesondere
des Korps der iranischen Revolutionsgarde" gehandelt haben, hieß es
in einem Bericht der AFP vom 23. März. Das Justizministerium werde
die "feindlichen Akteure" rigoros verfolgen.

Iran bestritt den Vorwurf, Hackerangriffe verübt zu haben. "Diese
Unterstellungen gegen Mitarbeiter einer iranischen IT-Firma sind
grundlos und reflektieren lediglich erneut die Feindseligkeit der
amerikanischen Regierung gegenüber Iran", sagte der Sprecher des
Außenministeriums, Bahram Ghassemi, am 24. März. Die USA sollten
konkrete Beweise für ihre Behauptung vorlegen. Sonst verstärkten sie
den Verdacht, den technologischen Fortschritt Irans aufhalten zu
wollen. Die verhängten Sanktionen seien "illegal und
ungerechtfertigt".

Indes sorgte die Ernennung John Boltons zum neuen Sicherheitsberater
in Iran für Aufregung. Der Sprecher des Wächterrats, Abbasali
Kadchodai, schrieb auf Telegram: "Die Nachricht ist kurz, aber
bedeutend. John Bolton, der amerikanische Unterstützer der
Volksmodschahedin, erhielt den höchsten Posten in der Regierung von
Trump." Die Volksmodschahedin sind eine Gruppe, die, unterstützt von
Saddam Hussein, jahrelang aus dem Irak gegen Iran bewaffnet kämpfte.
Sie standen über lange Jahre, sowohl in der EU als auch in den USA,
auf der Liste der terroristischen Organisationen. Später, nachdem sie
nach eigenen Angaben auf die Anwendung von Waffengewalt verzichteten,
wurden sie von den Listen gestrichen. Die Organisation hat gute
Beziehungen zu Bolton, der mehrmals auf ihren Tagungen aufgetreten
ist und seine Solidarität mit ihr erklärt hat. Im vergangenen Sommer
rief er auf einer der Versammlungen: "Wir alle, die hier anwesend
sind, werden 2019 gemeinsam in Teheran feiern."

Bolton gehört schon seit langem zu den erklärten Feinden der
Islamischen Republik. Er, der ein entschiedener Verfechter des
Irak-Kriegs war, gehörte zu den härtesten Gegnern des Atomabkommens.
Laut Aussagen des früheren israelischen Verteidigungsministers und
ehemalige Stabchefs, Schaul Mofas, drängte Bolton Israel zu einem
Luftangriff auf iranische Atomanlagen. "Ich kenne John Bolton noch
aus dessen Zeit als US-Botschafter bei den Vereinten Nationen", sagte
Mofas auf einer Konferenz in Jerusalem. "Er hat versucht, mich davon
zu überzeugen, dass Israel Iran angreifen muss." Zwar sei Iran eine
"sehr hohe Bedrohung" für die Sicherheit Israels. Das Land sei in
Syrien und Libanon bis an die Grenzen Israels herangerückt. Und
sollte Iran in den Besitz von Atomwaffen gelangen, wäre die Sicherung
der Zukunft unserer Kinder "unmöglich". Dennoch lehnte Mofas einen
Militäreinsatz gegen Iran ab. "Ich glaube, das wäre kein kluger
Schritt - nicht von Seiten der Amerikaner heute, von niemandem, bis
diese Bedrohung real wird", sagte er.

Die Ernennung Boltons zum Sicherheitsberater veranlasste den
Vorsitzenden des Ausschusses für Außenpolitik und nationale
Sicherheit im iranischen Parlament, Alaeddin Borudscherdi, zu der
Forderung, Iran solle seine Beziehungen zu Moskau und Peking
vertiefen und sich stärker in diese Richtung orientieren. Offenbar
solle die Front gegen Iran mit der Berufung Iran-kritischer Politiker
in die US-Regierung gestärkt werden, sagte er laut Isna am 25. März.
Trump wolle, im Interesse Israels und Saudi-Arabiens, den Druck auf
Iran erhöhen.


FRANKREICHS AUßENMINISTER ZU BESUCH IN TEHERAN

Frankreichs Außenminister Jean-Yves Le Drian traf am 5. März in
Teheran ein. Der Besuch war nicht unproblematisch. Frankreich hegt
einerseits den Wunsch, an dem lukrativen iranischen Markt
teilzunehmen und die Handelsbeziehungen mit Iran auszubauen.
Andererseits kritisiert Frankreich, in Übereinstimmung mit den USA
und Israel, das iranische Raketenprogramm und die Rolle Irans im
Nahen Osten. So warnte Le Drian vor seiner Reise, sollte Teheran auf
die Sorgen der Weltgemeinschaft über sein Raketenprogramm keine
Rücksicht nehmen, werde es möglicherweise mit neuen Sanktionen
bestraft. Dazu nahm der Sprecher des Teheraner Außenministeriums,
Bahram Ghassemi, vor der Ankunft des Außenministers Stellung. "Wir
werden dem französischen Außenminister erklären, dass die Sorgen über
das Raketenprogramm und die iranische Nahost-Politik unbegründet sind
und auf Missverständnissen basieren." Frankreich und seine
Verbündeten sollten lieber über die eigene Politik im Nahen Osten und
ihre übertriebenen Forderungen besorgt sein und ihre Aufmerksamkeit
auf einige Hauptstädte in der Region richten. "Die Islamische
Republik ist ein unabhängiger Staat, der für diese Unabhängigkeit
einen hohen Preis bezahlt hat und, wenn es nötig sein sollte, auch in
Zukunft bezahlen wird."

In den letzten Wochen hatte sich die Beziehung zwischen Teheran und
Paris zunehmend verschlechtert. Die wiederholte Kritik Frankreichs
löste in Teheran heftige Reaktionen aus. Der ehemalige Außenminister
und derzeitige außenpolitische Berater des Revolutionsführers, Ali
Akbar Welayat, bezeichnete Frankreichs Präsidenten Emanuel Macron als
"Jüngling Trumps". Ähnlich äußerte sich der Sprecher der iranischen
Streitkräfte, General Masud Dschasajeri. Iran werde seine Waffen nur
dann aufgeben, wenn der Westen von seinen Atomwaffen abrücke, sagte
er laut dpa vom 5. März. Zudem hätten Ausländer kein Recht, sich in
Angelegenheiten einzumischen, die zur Verteidigung des Landes
gehörten.

Bei der Ankunft Le Drians in Teheran protestierte eine Gruppe von
Studierenden gegen die kritischen Positionen Frankreichs gegenüber
Iran. Nach intensiven Gesprächen, die Le Drian unter anderem mit
Präsident Hassan Rohani, dem Generalsekretär des Nationalen
Sicherheitsrats, Ali Schamchani, und Außenminister Mohammad Dschawad
Sarif führte, sprach er von unterschiedlichen Auffassungen. "Wir
haben noch viel Arbeit vor uns", sagte er.

Laut iranischen Medien sagte Rohani mit Bezug auf die kritische Lage
in Syrien, es gebe keinen anderen Weg als die Stärkung der
Zentralregierung. Zuvor hatte Frankreichs Präsident Emauel Macron in
einem Telefongespräch Rohani dazu aufgefordert, auf Syriens Präsident
einzuwirken, um die Luftangriffe auf Ost-Ghuta bei Damaskus zu
beenden. Teheran sei wegen seines Engagements in Syrien für die Lage
mitverantwortlich, sagte Macron.

Zarif kritisierte, dass die Europäer bezüglich des Atomabkommens den
USA gegenüber zu nachgiebig seien und dem Druck aus Washington
nachgäben. "Das Abkommen ist Opfer der politischen Eskapaden der
Amerikaner geworden", sagte er. "Die EU könnte hier eine sehr
konstruktive Rolle spielen und ihrerseits auf die USA Druck ausüben."
Es sei nicht zulässig, das Abkommen mit dem iranischen
Raketenprogramm zu vermischen. Die Vermischung sei "sehr gefährlich".
Sollten die Europäer Washington nachgeben, würde Teheran die
bilateralen Gespräche mit Brüssel abbrechen. Es sei völlig nutzlos,
die USA zufriedenstellen zu wollen. "Bisher haben zwei Gruppen das
Abkommen verletzt: die USA und die Europäer." Die Amerikaner seien
ihren Verpflichtungen nicht nachgekommen und die Europäer ebenfalls,
vor allem im Banksektor, weil sie der Politik Washingtons folgten.


NETANJAHU: "WIR MÜSSEN IRAN STOPPEN"

Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu hat Iran während einer
Rede vor der pro-israelischen Lobbyorganisation
"Amerikanisch-israelischer Ausschuss für öffentliche Angelegenheiten"
(Aipac) am 6. März in Washington vorgeworfen, in der Region ein
aggressives Imperium aufbauen zu wollen. Iran plane, seine
Militärbasen in Syrien auszubauen und dort auch Betriebe zur
Herstellung von Waffen zu errichten. "Wir müssen Iran stoppen, wir
werden Iran stoppen", sagte der Ministerpräsident. Er lobte die
großzügige Unterstützung der USA bei der Aufrüstung der israelischen
Streitkräfte. Damit habe Israel die höchste militärische Stärke in
seiner Geschichte erreicht.

Er habe vor dem Abschluss des Atomabkommens mit Iran davor gewarnt,
dass man den Lügen Irans nicht glauben sollte, dass Iran nach der
Aufhebung der Sanktionen nicht friedlicher, sondern im Gegenteil
aggressiver werden würde, sagte Netanjahu. Er habe Recht gehabt.
"Iran hat im Nahe Osten eine schwarze Lage geschaffen."

Netanjahu verwies auf seine kürzlich geführten Gespräche mit dem
amerikanischen Präsidenten Donald Trump und sagte, auch Trump habe
klargemacht, dass er ein nuklear bewaffnetes Iran nicht dulden werde.
Man müsse zwischen dem Regime und der Bevölkerung Irans
unterscheiden. "Wir müssen, wenn wir gegen die Aggressivitäten Irans
vorgehen, auf das iranische Volk Rücksicht nehmen", sagte er.
"Frauen, die in Iran ihr Kopftuch abnehmen, werden ins Gefängnis
gesteckt. Der iranische Staat schießt auf Studenten. Wir stehen an
der Seite aller Iraner, die nach Freiheit streben."

Bei seinem Gespräch mit Trump bezeichnete Netanjahu Iran als "die
größte Herausforderung" für beide Länder, Israel und USA. "Wenn ich
sagen wollte, was die größte Herausforderung für uns und für unsere
arabischen Nachbarstatten ist, könnte ich es in einem Wort
zusammenfassen: Iran", sagte der Ministerpräsident vor der Presse.
"Iran hat auf seine atomaren Abenteuer nicht verzichtet. Das Land ist
durch das Abkommen dreister und reicher geworden. Es provoziert
überall Streit, auch an unseren Grenzen. Wir müssen dem Land, auch
seine Parolen 'Tod den USA', 'Tod Israel', Einhalt gebieten. Iran
muss gestoppt werden", sagte Netanjahu.

US-Vizepräsident, Mike Pence, pflichtete dem israelischen
Ministerpräsidenten bei. "Die Vereinigten Staaten werden nicht
zulassen, dass die Niederlage des Islamischen Staates (IS) sich in
einen Sieg Irans verwandelt", sagte er. "Iran träumt von der
Wiederherstellung seines alten Imperiums unter der Diktatur der
Ayatollahs." Das Land habe allein im vergangenen Jahr vier Milliarden
Dollar ausgegeben, um seinen Einfluss in der Region auszubauen. Die
Vereinigten Staaten würden die gefährlichen iranischen Provokationen
nicht unbeantwortet lassen. Zum Atomabkommen mit Iran sagte Pence,
Trumps Forderung an den Kongress und an Europa, das Abkommen zu
korrigieren, sei die letzte Chance. Sollten innerhalb der
festgesetzten Frist (Mitte Mai) die Änderungen nicht vorgenommen
werden, würden die USA sofort das Abkommen kündigen, so Pence weiter.
Er versprach Israel, Iran niemals zu erlauben, in den Besitz von
Nuklearwaffen zu gelangen.


SAUDI-ARABIEN BEZEICHNET IRAN UND DIE TÜRKEI ALS "DREIECK
DES BÖSEN"

Der saudische Kronprinz, Mohammad bin Salman, übte laut einer Meldung
der Zeitung "Al-Schuruk" während eines Besuchs in Ägypten scharfe
Kritik gegen Iran und die Türkei. Die beiden Länder bildeten
gemeinsam mit terroristischen Gruppen ein "Dreieck des Bösen der
Gegenwart", sagte er. Vor seiner Reise in die USA drohte er in einem
vom US-Sender CBS am 15. März gesendeten Interview, sollte Iran eine
Atombombe bauen, werde Saudi-Arabien "so rasch wie möglich
nachziehen". Zwar wolle sein Land keine Atombombe, aber ohne Zweifel
werde sein Land, falls Iran eine Bombe bauen würde, das Gleiche tun,
erklärte Salman zwei Tage nachdem die saudische Regierung die
Durchführung seines Atomprogramms beschlossen hatte. Geplant ist
zunächst der Bau von zwei Atomreaktoren. Die USA, Russland, China,
Frankreich und Südkorea haben sich bislang um den Bau beworben.

Der Kronprinz verglich den iranischen Revolutionsführer, Ali
Chamenei, mit Adolf Hitler. Chamenei wolle seinen Plan im Nahen Osten
durchsetzen, "so wie Hitler seine Eroberungspläne durchgesetzt hat",
sagte er. Damals hätten viele Länder die Gefahr, die von Hitler
ausging, nicht richtig eingeschätzt. "Ich möchte nicht, dass im Nahen
Osten dasselbe passiert."

Der Sprecher des Teheraner Außenministeriums, Bahram Ghassemi, sagte,
der Prinz sei ein "Irrgläubiger", der nicht anderes äußere als "Lügen
und bittere Worte". Für ihn bedeute Politik lediglich
"Großmäuligkeit" und unbedachte Attacken.

Während seines Besuchs in den USA vereinbarten Washington und Riad
einen Waffenhandel im Wert von mehr als einer Milliarde Dollar. Das
US-Außenministerium genehmigte am 22. März den Export von
Panzerabwehr-Raketen im Wert von 670 Millionen Dollar. Zudem wurden
Verträge über Hubschrauber-Instandhaltung mit einem Volumen von 106
Millionen Dollar und für Fahrzeug-Ersatzteile im Wert von 300
Millionen Dollar geschlossen. Dem Kronprinzen wurde in Washington ein
großer Empfang bereitet.

Präsident Trump sprach von einer "großartigen Freundschaft", zwischen
den USA und Saudi-Arabien. Es sind nicht nur wirtschaftliche und
geostrategische Interessen, die die beiden Länder verbinden, sondern,
wie Trump sagte, auch die "destabilisierende Rolle Irans im Nahen
Osten".

Nach saudischen Angaben wurden am 26. März sieben Raketen aus Jemen
auf die saudische Hauptstadt Riad abgefeuert. Diese seien abgefangen
worden. Ein Ägypter sei durch herabfallende Trümmer auf ein Wohnhaus
getötet worden. Es habe auch zwei Verletzte gegeben. Es war die
höchste Zahl an Raketen, die seit der Militärintervention der Saudis
und ihren Verbündeten vor zwei Jahren von jemenitischen
Huthi-Rebellen auf das Nachbarland abgeschossen wurden. Laut dem
Fernsehsender Al-Masira, der den Huthi-Rebellen nahesteht, sollten
die Raketen den Flughafen von Riad und Gebiete im Süden
Saudi-Arabiens treffen.

Die Saudis behaupteten, die Raketen stammten aus Iran, sie drohten
mit Vergeltung. General Turki Maleki, Sprecher der von den Saudis
geführte Militärallianz, sagte auf einer Pressekonferenz in Riad:
"Wir behalten uns das Recht vor, zu einem günstigen Zeitpunkt, an
einem günstigen Ort, auf Iran zu reagieren." Den Raketenangriff
bezeichnete er als eine "gefährliche Eskalation". Der feindliche Akt
der von Iran unterstützten Huthis bestätige abermals, dass Iran die
militärische Unterstützung bewaffneter Gruppen fortsetze.
UN-Generalsekretär Antonio Guterres verurteilte den Angriff scharf,
mahnt aber beide Seiten zugleich zur Zurückhaltung.

Iran bestreitet, Waffen an die Huthis geliefert zu haben. Der
Vizekommandant der Revolutionsgarden, Jadollah Dschawani, sagte in
einem Interview mit der Agentur Tasnim: "Es ist allen bekannt, dass
die Wege zur Lieferung von Waffen nach Jemen gesperrt sind und die
Saudis das unterdrückte jemenitische Volk eingesperrt haben." (...)
"Es ist das Volk in Jemen, das gegen die Aggression Saudi-Arabiens
Widerstand leistet, das auf eigenen Beinen steht und gestützt auf
eigene Fähigkeiten seine Waffen, darunter Raketen, herstellt. Und das
ist genau das, was die Saudis sich nicht vorstellen konnten." Die
Stellungnahmen der Saudis dienten allein der "Ablenkung von dem
Verbrechen, das sie in Jemen begehen". Zudem wolle Saudi-Arabien die
eigene Niederlage vertuschen, sagte Dschawani.


WICHTIGES TREFFEN IN WASHINGTON

Nationale Sicherheitsberater der USA, Saudi-Arabiens und der
Arabischen Emirate trafen sich am 27. März in Washington, um
"strategische Fragen, insbesondere gegen den zunehmenden Einfluss
Irans und seine feindlichen Aktivitäten in der Region zu erörtern".
Laut dem Sprecher des Weißen Hauses nahmen auch ranghohe Vertreter
des Außen-Verteidigungs- und Finanzministeriums der USA an dem
Treffen teil. Die Teilnehmer beschlossen, sich regelmäßig zu treffen,
um "Rahmenbedingungen zur Erhöhung der Sicherheit der Region und
Herstellung von Frieden, Stabilität und wirtschaftlichen Entwicklung
auszuarbeiten".

Auch der afghanische Sicherheitsberater habe an einer Sondersitzung
der drei Staaten teilgenommen, hieß es in dem Bericht des Weißen
Hauses. Dabei wurde über die Möglichkeiten der drei Staaten
gesprochen, die afghanische Regierung zu unterstützen und in dem Land
dauerhaften Frieden herzustellen.

Weitere Angaben zu dem Inhalt und mögliche Beschlüsse der Vertreter
der drei beziehungsweise vier Staaten wurden nicht mitgeteilt.


IRAK WILL NEUTRAL BLEIBEN

Iraks Ministerpräsident, Haidar al-Abadi, erklärte am 28. März auf
einer Versammlung in Bagdad, sein Land wolle sich aus dem Konflikt
zwischen Iran und den USA heraushalten. "Wir wollen einen Ausgleich
in unserer Beziehung zu Iran und den Vereinigten Staaten von Amerika
herstellen. Das liegt im Interesse unseres Landes." Zugleich äußerte
al-Abadi die Hoffnung, dass die USA das Atomabkommen mit Iran nicht
kündigen.

Die irakische Regierung ist auf die finanzielle Hilfe aus den USA
angewiesen, um die wirtschaftliche Lage des Landes zu verbessern. Auf
der anderen Seite ist sie auf schiitische Organisationen finanziell
angewiesen, von denen die meisten von Iran unterstützt werden. Bei
dem Kampf gegen den Islamischen Staat (IS) benötigte Irak eine
großzügige militärische Unterstützung der USA, insbesondere bei der
Bombardierung der Stellungen des IS und bei der militärischen
Ausbildung. Gleichzeitig nahm Irak die Hilfe Irans in Anspruch,
soweit dass diese Hilfe bei der Niederschlagung des IS eine
entscheidende Rolle spielte.

Die enge Beziehung zwischen Iran und Irak wird von den USA und ihren
arabischen Verbündeten, insbesondere Saudi-Arabien, mit großer Sorge
registriert, denn diese Beziehung trägt mit dazu bei, dass Iran
seinen Einfluss in der Region steigert. In den vergangenen Monaten
hat Saudi-Arabien versucht, die Beziehungen zu der irakischen
Regierung zu intensivieren. Al-Abadi betonte vor kurzem, er werde
nicht erlauben, dass sein Land zu einer Arena werde, auf der die
Rivalitäten zwischen Schiiten und Sunniten oder zwischen den USA und
den Regionalmächten ausgetragen werden. Er habe die Hoffnung, dass
durch Einigung und Stärkung seines Landes die Einflussnahme
ausländischer Mächte in Irak beendet werde.


ROHANI UM VERSÖHNUNG MIT ARABISCHEN NACHBARSTAATEN
BEMÜHT

Laut einem Bericht der dpa vom 26. März will Irans Präsident Hassan
Rohani demnächst drei arabische Staaten besuchen, um, wie er sagte,
"Probleme auszuräumen und bessere Beziehungen zu den Staaten in der
Region und der Welt zu erzielen". Um welche Staaten es sich handelt,
sagte er nicht.

Seit geraumer Zeit bemüht sich Teheran, zumindest verbal, um
Versöhnung mit den arabischen Nachbarstaaten. Offensichtlich verfolgt
Iran das Ziel, eine geschlossene Front arabischer Staaten am
Persischen Golf, die mit amerikanischer und israelischer
Unterstützung gebildet werden könnte, zu verhindern. Zumal ein
möglicher Austritt der Vereinigten Staaten aus dem Atomabkommen, die
Gefahr einer militärischen Auseinandersetzung erheblich steigern
könnte.


CHAMENEI: IRAN WICHTIGER AKTEUR FÜR DIE STABILITÄT IM NAHEN
OSTEN 

Während die USA, Israel und die meisten arabischen Staaten Iran für
die Unsicherheit und Instabilität in der Region verantwortlich
machen, meinte Revolutionsführer Ali Chamenei, Iran sei ein wichtiger
Akteur für die Stabilität des Nahes Ostens. Das Land habe bei der
Befreiung der Region von der Terroristen-Miliz Islamischer Staat (IS)
eine wichtige Rolle gespielt und in weiten Teilen der Region für
Stabilität gesorgt, sagte er am 21. März im staatlichen Fernsehen.
Auf diese Errungenschaften könne das Land stolz sein. Chamenei übte
scharfe Kritik gegen die USA, sie seien es gewesen, die den IS
ermuntert hätten. Die Behauptung, die USA hätten zur Niederlage des
IS beigetragen, sei eine "Lüge".


BRITISCHER BOTSCHAFTER IN TEHERAN EINBESTELLT

Das Teheraner Außenministerium hat am 10. März den britischen
Botschafter einbestellt, um gegen die Besetzung der iranischen
Botschaft in London zu protestieren. Am 9. März waren vier Personen
in die Botschaft eingedrungen, haben die Fahne der Islamischen
Republik heruntergeholt und eine Fahne mit dem Namen "Chaddam
al-Mahdi" gehisst. Es dauerte drei Stunden, bis die Eindringlinge von
der Polizei festgenommen wurden.

Der Sprecher des Außenministeriums, Bahram Ghassemi, sagte am 10.
März der Presse, dem britische Botschafter seien scharfe Proteste
gegen die Besetzung übermittelt und die britische Regierung sei
aufgefordert worden, iranische Diplomaten und Einrichtungen zu
schützen. Iranische Politiker kritisierten, dass die Polizei erst
nach drei Stunden interveniert und damit gegen internationale
Regelungen verstoßen habe. Die Londoner Polizei erklärte, die
Personen seien nicht bewaffnet gewesen. Sie habe die Aktion nach zwei
Stunden und vierzig Minuten beendet.

Die vier Angreifer sind Anhänger von Ayatollah Sadegh Schirasi, einer
geistlichen Instanz der Schiiten, die zu den schärfsten Kritikern der
Führung der Islamischen Republik gehört. Wenige Tage vor der Aktion
war bekannt geworden, dass der Sohn des Ayatollah, Hossein Schirasi,
festgenommen worden war.

Auch Regierungssprecher Mohammad Bagher Nobacht warf der britischen
Polizei vor, zu späte auf die Aktion reagiert zu haben. Die
Islamische Republik werde auf das Versäumnis entsprechend reagieren.

Den Angaben der Polizei zufolge handelt es sich bei den Angreifern um
vier 29, 18, 17 und 16 Jahre alte Männer. Sie werden beschuldigt,
Hausfriedensbruch begangen und Einrichtungen der Botschaft beschädigt
zu haben. Den Männern sei es nicht gelungen, in das Hauptgebäude der
Botschaft einzudringen. Entgegen der Angaben der Polizei sagte der
iranische Botschafter in London, Hamid Baidinejad, die Angreifer
seien mit Dolchen bewaffnet gewesen.

Der Vorsitzende des Ausschusses für Nationale Sicherheit und
Außenpolitik, Allaeddin Borudscherdi, sagte: "Das Eindringen dieser
Leute in die Botschaft kann nicht ohne Zustimmung oder Duldung der
britischen Sicherheitsdienste stattgefunden haben." Die britische
Regierung sei für den Schutz diplomatischer Einrichtungen
verantwortlich. Daher müsse der britische Botschafter einbestellt
werden.

Vizeaußenminister Abbas Araghtschi erklärte, er habe den britischen
Botschafter getroffen und ihm die Proteste der iranischen Regierung
mitgeteilt. Der Botschafter habe sich für den Vorfall entschuldigt.


116 TERRORISTEN MIT ANGEBLICHER VERBINDUNG ZU IRAN IN
BAHRAIN FESTGENOMMEN

Laut Angaben der bahrainischen Sicherheitskräfte wurden in Bahrain
116 Terroristen festgenommen, die nach offizieller Darstellung mit
iranischen Revolutionsgarden in Verbindung standen. In einer
Erklärung des Innenministeriums in Manama heißt es, in der
ausgehobenen Terrorzelle seien auch Waffen und Munitionen
sichergestellt worden. 48 der festgenommenen Terroristen seien von
den iranischen Revolutionsgarden in Iran, Irak oder Libanon
ausgebildet worden. Die Gruppe habe Angriffe auf Sicherheitskräfte,
Polizeiautos und Öleinrichtungen geplant.

Zwischen Iran und Bahrain gibt es seit Jahren große Konflikte.
Bahrains Bewohner sind mehrheitlich Schiiten, das Land wird aber von
Sunniten regiert. Die Schiiten verlangen Gleichberechtigung und
Mitbestimmung. 2011 gab es im Zuge des so genannten arabischen
Frühlings einen Aufstand der Schiiten, der jedoch mit Hilfe
saudischer Streitkräfte blutig niedergeschlagen wurde. Auch damals
behauptete Bahrain, die Rebellion sei von Iran initiiert und
unterstützt worden. Iran lehnte die Vorwürfe entschieden ab. Obwohl
Revolutionsführer Ali Chamenei vor zwei Jahren gesagt hatte, die
Menschen in Bahrain würden unterdrückt und "wir unterstützen die
Unterdrückten, soweit wir können".


FIFA DRÄNGT AUF AUFHEBUNG DES STADIONVERBOTS FÜR
FRAUEN

FIFA-Präsident Gianni Infantino erklärte auf einer Pressekonferenz am
2. März in Zürich, er habe bei seinem Besuch in Teheran "Zusagen
erhalten, dass Frauen in Iran demnächst Zutritt zu den Fußballstadien
erhalten werden". Er hatte während seines Besuchs in Teheran unter
anderem mit Präsident Hassan Rohani und Sportminister Masud
Soltanifar Gespräche geführt. Er hatte auch ein Fußballspiel zwischen
zwei iranische Mannschaften besucht, bei dem 25 Frauen, die im
Stadion anwesend waren, festgenommen wurden. Medienberichten zufolge
kamen die Frauen nach wenigen Stunden wieder frei.

Vor der Reise Infantinos berichteten die Medien, ein wichtiges Ziel
seiner Reise sei, sich für die Aufhebung des Verbots einzusetzen. Auf
der Pressekonferenz sagte er, er habe die Begeisterung der Iraner für
den Fußball miterlebt. "Aber in diesem Land gibt es auch Gesetze. Es
gibt zwei Wege, um diesen Gesetzen zu begegnen. Entweder müssen wir
sie verurteilen und die Beziehungen beenden, oder wir müssen mit der
iranischen Führung reden und sie (von unserem Standpunkt) überzeugen.
Ich habe mich für den zweiten Weg entschieden und bin nach Teheran
gereist. Rohani hat es mir versprochen (das Verbot aufzuheben). Er
hat aber hinzugefügt, in seinem Land bräuchten solche Angelegenheiten
etwas mehr Zeit." Infantino verwies auf das Frauenwahlrecht in der
Schweiz und sagte, auch in der Schweiz habe das Durchsetzen dieses
Rechts Zeit gebraucht.

Trotz der diplomatischen Intervention Infantinos, bleibt das
Stadionverbot für Frauen bestehen. Irans Innenminister Abdolresa
Rahmani Fasli sagte am 8. März laut Agentur Tasnim: "Wenn etwas
verboten ist, dann muss es auch bei dem Verbot bleiben."

Infantino hatte bei seinem zweiten Besuch in Teheran ein weiteres
wichtiges Problem zu besprechen - das zwischen Iran und
Saudi-Arabien. Die politischen Auseinandersetzungen zwischen den
beiden Staaten, die in den letzten Monaten feindliche Züge angenommen
haben, machen sich auch im Sport bemerkbar. So haben die Saudis
jüngst angekündigt, ihre Spiele in der asiatischen Champions League
nicht in Iran austragen zu wollen. Das konnten sie beim asiatischen
Fußballverband durchsetzen, was allerdings für die Iraner Nachteile
bringt. Denn sie werden dadurch keine Heimspiele haben und in den
arabischen Staaten vor einem Publikum spielen müssen, das ihnen nicht
wohl gesonnen sein wird. "Ich werde das Thema verfolgen. Das Problem
scheint mir nicht unlösbar", sagte Infantino am 1. März bei seinem
Treffen im Sportministerium und beim iranischen Fußballverband (FFI)
in Teheran. Man dürfe politische Angelegenheiten nicht mit Sport
vermischen. "Politik ist Politik und Fußball ist Fußball", sagte der
FIFA-Präsident.


UN-BERICHT ÜBER MENSCHENRECHTE IN IRAN ABGELEHNT

Iran lehnte am 2. März den Bericht des UN-Generalsekretärs António
Guterres über die Lage der Menschenrechte in Iran ab. Der Sprecher
des Teheraner Außenministeriums, Bahram Ghassemi, erklärte dazu: "Wie
bei vergangenen Berichten, enthält auch dieser Bericht sowohl
inhaltlich als auch formal zahlreiche Fehler. Daher ist er aus der
Sicht der Islamischen Republik wertlos." Abgesehen davon, dass dem
Bericht, die ungerechte und politisch motivierte UN-Resolution
zugrunde liege, basiere er auf falschen und unseriösen Quellen und
Angaben. Gemeint sind die von der UN-Vollversammlung verabschiedete
Resolution über die Lage der Menschenrechte in Iran und Berichte, die
UN-Sonderbeauftragte über die Lage der Menschenrechte in Iran
erstellt haben.

Ghassemi warf dem UN-Generalsekretär vor, die Fortschritte Irans und
die Maßnahmen in Bezug auf Menschenrecht außer Acht gelassen und
seinen Bericht tendenziös verfasst zu haben. Die Islamische Republik
sei entschlossen, die Rechte ihrer Bürger weiterhin auf der Grundlage
des Islam und der Verfassung der Islamischen Republik
weiterzuentwickeln, sagte er.

Der Sprecher des Außenministeriums kritisierte die "politisch
doppelzügigen Standards" und die politische Instrumentalisierung der
Menschenrechte und forderte die internationalen Institutionen dazu
auf, ihre Aufmerksamkeit nicht allein auf Iran, sondern auch auf
andere Länder zu richten. "Während in verschiedenen Gegenden der
Welt, insbesondere im Nahen Osten, Menschen unter katastrophalen
Bedingungen leben, die Folge erzwungener Kriege seien, führten
politische Spielereien und Doppelzügigkeiten bei der Untersuchung der
Lage der Menschenrechte zu einem allgemeinen Vertrauensverlust",
sagte Ghassemi.

In dem UN-Bericht, der kürzlich veröffentlicht wurde, zeigte sich
Generalsekretär Guterres über die "Unterdrückung von Journalisten,
Menschenrechtaktivisten und ethnischen und religiösen Minderheiten"
besorgt. Festnahmen aus politischen Gründen, Folterungen in den
Gefängnissen, erzwungene Geständnisse und Missachtungen der
verbrieften Menschenrechte, wie die Freiheit der Meinungsäußerung,
der Versammlungen und der gewaltlosen Kritik, werden in dem Bericht
kritisiert.

Die Islamische Republik gehört zu den wenigen Ländern, für die die
UNO einen Sonderbeauftragten für Menschenrechte ernannt hat. In den
vergangenen Jahren weigerte sich Teheran, den UN-Sonderbeauftragten
Einreiseerlaubnisse zu erteilen.


MESSER-ANGRIFF VOR IRANS BOTSCHAFTERRESIDENZ IN WIEN

Am 12. März wollte sich ein mit einem Messer bewaffneter 26-jähriger
Mann Zugang zur Residenz des iranischen Botschafters in Wien
verschaffen, dies geht aus einem dpa-Bericht hervor. Einer der
Wachsoldaten versuchte ihn mit Pfefferspray daran zu hindern. Als
dies nicht gelang, setzte er seine Waffe ein und gab vier Schüsse ab.
Zwei davon trafen den Angreifer tödlich. Der Mann verstarb am Tatort.
Der Wachsoldat erlitt eine Schnittwunde am linken Oberarm und einen
Schock.

Laut Angaben der österreichischen Behörden hatte die Tat einen
islamistischen Hintergrund. Der Mann habe "eindeutig Sympathie für
den politischen Islam" gehegt, sagte die Generaldirektorin für
öffentliche Sicherheit, Michaela Kardeis, am 13. März. Weitere
Details über die Motive des Mannes teilte sie nicht mit. Bei einer
Hausdurchsuchung stellte die Polizei Dokumente sicher.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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LESUNG - KINDER-UNI/185: Tübinger Kinder-Uni beginnt am 24. April, Termine bis 07.07.2018


idw - Pressemitteilung: Eberhard Karls Universität Tübingen

Tübinger Kinder-Uni beginnt am 24. April

Sechs Vorlesungen für kleine Nachwuchsforscher



Ab 24. April halten bei der Tübinger Kinder-Uni wieder sechs
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler Vorlesungen für Kinder. Darin
beantworten sie jeweils eine Frage aus ihrem Fachbereich auf
kindgerechte Weise. Weil es an der Kinder-Uni fast so zugeht wie an
der Uni für Erwachsene, gibt es Studierendenausweise, die vor jeder
Vorlesung abgestempelt werden. Wer mindestens vier Stempel gesammelt
hat, bekommt am Ende ein Kinder-Uni-Diplom.

Die Vorlesungen finden ab 24. April jeweils dienstags um 17 Uhr im
Hörsaal 25 im Kupferbau in der Hölderlinstraße 5 statt. Eine Anmeldung
ist nicht notwendig, der Eintritt ist frei. Die Vorlesungen richten
sich an Kinder im Alter von sieben bis zwölf Jahren und dauern in der
Regel nicht länger als eine Dreiviertelstunde. Erwachsene sind bei der
Kinder-Uni nicht zugelassen, es sei denn, sie kommen in Begleitung
eines Kindes und sind bereit, zu stehen - Sitzplätze sind hier für
Kinder reserviert. Eine Ausnahme für diese Regel gibt es dieses Jahr
allerdings: Zur Abschlussvorlesung am 19. Juni kommt Theresia Bauer,
die baden-württembergische Wissenschaftsministerin. Sie drückt
gemeinsam mit den Kindern die Hörsaalbank bei der Vorlesung von
Professorin Fahimah Ulfat aus der Islamischen Theologie.

Programm:

In der ersten Vorlesung am 24. April lädt die Ägyptologin Dr. Susanne
Beck zu einer Zeitreise ein und fragt "Warum bauten die Ägypter die
Pyramiden?"

Auch die Bioinformatikerin Professorin Kay Nieselt beschäftigt sich
mit Ägypten - allerdings mithilfe modernster Technik. Sie gibt am 8.
Mai Antworten auf die Frage "Warum brauchen wir Computer, um das
Geheimnis von Mumien zu entschlüsseln?"

Am 15. Mai richtet sich der Blick in die Zukunft: Der Neurologe Dr.
Surjo Soekadar forscht an Gehirn-Computer-Schnittstellen und fragt
sich gemeinsam mit den Kindern, warum man mit Gedanken Roboter steuern
kann.

Keiner tut es gerne und trotzdem lässt es sich nicht immer vermeiden.
Besonders Geschwisterkinder haben sich vielleicht schon gefragt "Warum
streiten wir?" Professor Olaf Kramer ist Rhetoriker und beantwortet
diese Frage am 5. Juni.

Blumen schießen in die Höhe, Bäume werden grün: Im Frühjahr wächst und
gedeiht es in der Natur. Am 12. Juni denkt der Molekularbiologe
Professor Gerd Jürgens mit seinen kleinen Zuhörerinnen und Zuhörern
darüber nach, warum Pflanzen wachsen.

Was ist eigentlich schlecht? Was ist gut? "Warum geschehen schlechte
Dinge auf der Welt?" Und gibt es darauf überhaupt eine richtige
Antwort? Mit diesen Fragen beschäftigt sich die islamische Theologin
Professorin Fahimah Ulfat in ihrer Vorlesung am 19. Juni.

Kleine Fächer:

Die Kinder-Uni ist 2018 etwas Besonderes: Die meisten Dozierenden
dieses Jahres unterrichten sogenannte "kleine Fächer". In der
Ägyptologie, Bioinformatik, Rhetorik und islamischen Theologie gibt es
weniger Professorinnen, Professoren und Studierende als beispielsweise
in Medizin, Jura oder Betriebswirtschaft. Trotzdem beantworten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler wichtige Fragen, wie zum
Beispiel nach dem Wachstum der Pflanzen - oder sie gestalten die
Zukunft, beispielsweise mit der Entwicklung von
Gehirn-Computer-Schnittstellen.

Von der Bedeutung der "kleinen Fächer" überzeugt ist auch die
Landesregierung, die diese Fächer besonders unterstützt. Für die
Kinder-Uni 2018 bedeutet das hohen Besuch: Die Ministerin des Landes
für Wissenschaft, Forschung und Kunst - Theresia Bauer - besucht die
Abschlussvorlesung am 19. Juni: "Kleine Fächer sind wichtig für unsere
Gesellschaft - das zeigt auch das Vorlesungsprogramm der diesjährigen
Kinder-Uni. Mit unserer Landesinitiative 'Kleine Fächer' fördern wir
diese Vielfalt in Baden-Württemberg, denn die 'kleinen Fächer' sind
wichtig, um Zukunftsfragen auf den Grund zu gehen. Umso mehr freue ich
mich darauf, solche Fragen mit den Nachwuchsforscherinnen und -
forschern von morgen in der Tübinger Kinder-Uni zu besprechen."

Kinder-Uni-Forschertag:

Beim Kinder-Uni-Forschertag am Samstag, den 7. Juli, werden Kinder
selbst zu Forschern und können in Workshops Wissenschaft hautnah
erleben. Das Programm und die Kontaktdaten für eine Anmeldung werden
am Montag, den 4. Juni, auf der Homepage der Universität Tübingen
(www.uni-tuebingen.de/de/75881) bekannt gegeben.

Die Kinder-Uni-Vorlesungsreihe wird seit 2002 gemeinsam von der
Universität Tübingen und dem Schwäbischen Tagblatt veranstaltet. Die
Idee wurde in den darauffolgenden Jahren von über 200 Universitäten in
ganz Europa aufgegriffen und 2005 mit einem Preis der Europäischen
Union ausgezeichnet; die Gründer erhielten das Bundesverdienstkreuz.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-tuebingen.de/de/75881

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, Antje Karbe, 06.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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THEATER/1333: Lippstadt - "Emil und die Detektive" 17. April 2018


Stadt Lippstadt

"Emil und die Detektive" mit Musik

Beim ATZE Musiktheater aus Berlin wirken auch Kinder aus Lippstadt mit



Lippstadt. Das Atze Musiktheater hat die berühmte Kästner-Vorlage
behutsam aktualisiert. Insbesondere die Verfolgung des Bösewichts und
andere Szenen werden schwungvoll choreographiert. Auch auf der
musikalischen Ebene wird die Atze-Inszenierung zu einem Ereignis: Zehn
Mitwirkende treten durch Solonummern, chorisches Sprechen und Body
Percussion in Erscheinung und spielen live allerlei Instrumente. Dazu
gibt's einen Berlin-Song mit Ohrwurmpotential.

Zum ersten Mal darf Emil Tischbein allein nach Berlin fahren. Seine
pfiffige Kusine Pony Hütchen und seine Großmutter erwarten ihn
vergeblich am Bahnhof Friedrichstraße. Denn Emil hat sich in eine
aufregende Verfolgungsjagd gestürzt: quer durch die große Stadt, immer
hinter dem Fiesling Grundeis her, der ihm im Zug sein Geld gestohlen
hat. Zum Glück bekommt Emil bald Unterstützung von Gustav mit der Hupe
und seiner Bande.

AZTE Musiktheater Berlin

Termin: Dienstag, 17. April 2019, 10 + 15 Uhr

Ort: Stadttheater Lippstadt

Preis: 9,- Euro

Für Zuschauer ab 6 Jahre

Dauer: ca. 2 Stunden 20 Minuten inkl. Pause

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH
Mit freundlicher Unterstützung der Volksbank Beckum-Lippstadt e.V.

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt

Tel.: (0 29 41) 5 85 11, Mail: post@kulturinfo-lippstadt.de

Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Sonntag, 8. April 2018

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH,

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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THEATER/1332: Wertheim - Geschichten für kleine Cowboys und Pferdefreunde am 13.4.2018


Stadt Wertheim

Geschichten für kleine Cowboys und Pferdefreunde



Wertheim. Die Abenteuer von Cowboy Klaus und seinem Schwein Lisa sind
bei den Erstlesern sehr beliebt. Grund genug für das
Blinklichter-Theater, daraus ein Theaterstück für kleine Cowboys und
Pferdefreundinnen ab vier Jahren zu machen. Am Freitag, 13. April,
gastiert das Theater mit "Cowboy Klaus und das pupsende Pony" um 15
Uhr auf Einladung der Stadtbücherei im Kulturhaus.

Cowboy Klaus lebt auf der Farm "Kleines Glück" im Wilden Westen. Dort
träumt der kleine Cowboy mit dem riesigen Hut von all den Dingen, die
den Wilden Westen so schön wild machen. Er träumt vom Lassowerfen, vom
Kühefangen, von einem richtigen Pferd, mit dem er in die Abendsonne
reitet...

Beim Kuh-Casting lernt er Rosi kennen, eine Kuh aus der Schweiz. Und
bei der Gartenarbeit begegnet ihm ein pupsendes Pony. Ob er darauf
reiten kann? Dann wird es dunkel, und plötzlich steckt der vertraute
Kaktuswald voller Gefahren, denn des Nachts erwachen alle, die das
Tageslicht scheuen. Muss Cowboy Klaus wirklich gegen den fiesen Fränk
kämpfen?

Die Geschichten von Cowboy Klaus überwinden die Klischees gewöhnlicher
Cowboy-Romantik und erschaffen einen sanften Helden, mit dem sich
jedes Kind identifizieren kann. Das Theaterstück macht Mut, auch mal
ungewohnte Wege zu gehen. Gespielt wird mit Tischmarionetten,
Schattenfiguren und Plüschtieren und garniert mit vielen Liedern aus
dem "Wilden Westen".

Die Vorstellung "Cowboy Klaus und das pupsende Pony" beginnt um 15 Uhr
im Kulturhaussaal und dauert circa eine Stunde. Der Eintritt kostet
vier Euro, Familienpassinhaber erhalten eine Ermäßigung. Die Karten
gibt es im Vorverkauf in der Stadtbücherei und an der Tageskasse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 9. April 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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DAS BLÄTTCHEN/1781: Republik ohne Republikaner


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 7 | 26. März 2018

Republik ohne Republikaner

von Jörn Schütrumpf



Dass die Deutschen die Lektion, die ihnen die Geschichte angeblich erteilt
hat, gelernt hätten, erweist sich immer mehr als Selbstbetrug. Nach zwei
bis drei Generationen, das weiß der Historiker ohnehin, ist alles
vergessen. Auf den Augsburger Religionsfrieden von 1555, der einen
Ausgleich zwischen Katholizismus und Reformierten brachte, folgte ab 1618
das Massenabschlachten unter religiösen Fähnchen...

Amos Oz hat jüngst darauf hingewiesen, dass die Immunisierung gegen
Antisemitismus und Rassismus, die das Bekanntwerden der Verbrechen in
Auschwitz und anderswo bewirkte, sich erschöpft - und zwar überall.
Rassismus wird wieder salonfähig; er kommt, im Moment noch zumindest, ganz
ohne Antisemitismus aus - in Deutschland mit einer Besonderheit: Hier
findet geradezu eine "Substitution" statt: An die Stelle der Juden treten
die - nicht zuletzt vor den Folgen amerikanischer und europäischer Politik -
 Flüchtenden. Statt "jüdischer Weltverschwörung gegen den deutschen
Volkskörper" "Masseneinwanderung" - die Melodie ist dieselbe.

Anders als in Frankreich oder den Niederlanden liegt in Deutschland die
Sache zudem doppelt kompliziert, weil: Hier wurde die Republik nicht
erkämpft, und zwar gleich zweimal nicht erkämpft - letzten Endes sogar
dreimal:

Der November 1918 gebar eine "Niederlagen-Demokratie ohne Mark und Blut" -
so schon im Oktober 1918 der heute nicht zu Unrecht weitgehend vergessene
Alexander Parvus. Parlamentarisierung, Republikanisierung und
Demokratisierung wurden nicht "von unten" erkämpft, sondern von den bis
dahin dominierenden feudalen und großbourgeoisen "Eliten" vorauseilend
gewährt; sie wollten so aus der Gesellschaft den Druck nehmen. Mit dem
Rückzug der feudalen "Eliten" aus den Spitzenpositionen im Reich und in den
Territorialstaaten endete zugleich der weitgehend unausgesprochene
Klassenkompromiss von 1871 zwischen feudalen "Eliten", repräsentiert durch
Bismarck (später durch Wilhelm II.), und einer obrigkeitsstaatlich
geprägten, über das Dreiklassenwahlrecht an der Herrschaft privilegiert
beteiligten großbourgeoisen "Elite".

Mit der Republikanisierung entzogen sich die Täter, die mit ihrer
Kriegspolitik nicht nur Leichenberge produziert, sondern - zugunsten einer
kleinen "Elite" - auch große Teile der Gesellschaft in zuvor unvorstellbare
Armut gestoßen hatten, zugleich ihrer Verantwortung für die Niederlage im
Krieg und deren Folgen. Heraus kam eine "Republik ohne Republikaner" (Kurt
Tucholsky) - mit dem Ergebnis: Als nach dem Kaiserreich auch die Republik
durch die Politik der großbourgeoisen "Elite" ins schweres Wasser geriet,
wurden die Juden als Sündenbock ausgerufen. Der Rest ist bekannt.

Die Republik im Westen ab 1949 war der Preis, den die Deutschen für eine -
komfortable - Wiedereingliederung in den Weltmarkt zu zahlen hatten -
während den Ostdeutschen die dauerhafte Nicht-Wiedereingliederung in den
Weltmarkt verschrieben wurde, was sich als nicht ganz so komfortabel
erwies. Basis dieser Republik im Westen war ihre soziale Absicherung, der
wirtschaftliche Aufstieg machte den Verzicht auf Herrenmenschentum
erträglich. Die Duldung dieser Republik wich erst zwanzig Jahre später
einer Akzeptanz, die sich allerdings erst nach einer öffentlich
inszenierten Ablehnung der oktroyierten Demokratie durch die
Studentenbewegung einstellte. Nach Alexander Dobrindt, dem Vorsitzenden der
CSU-Landesgruppe im Bundestag, dominiert seitdem "in vielen Debatten eine
linke Meinungsvorherrschaft eine dieses Schauspiel ertragende bürgerliche
Mehrheit [...] Fünfzig Jahre nach 1968 wird es Zeit für eine bürgerlich
konservative Wende in Deutschland." Dafür stehen die Chancen nicht
schlecht, waren es doch die 68er an der Macht - unter rot-grünem Label -,
die die Axt an die Wurzel der sozialen Absicherung dieser Demokratie
legten. Womit wir wieder bei den Juden und den Flüchtenden wären.

Und ein drittes Mal wurde die Republik verschenkt: 1989/90 an die
Ostdeutschen, als sie sich gerade anschickten, ihre staatlichen
Angelegenheiten selbst zu regeln - doch dann der schnellen Mark erlagen,
mit der sie sich abermals ein oktroyiertes System ins Haus holten. Auch
hier eine "Republik ohne Republikaner". Das Einzige, über das sich lächeln
ließe, ist die - keineswegs gespielte - Überraschung in Politik und Medien,
dass im Osten Deutschlands nur wenige Wehrbauern zur Verteidigung dieser
Republik anzutreffen sind.

Lebten nach 1918 und besonders nach der Inflation von 1923 viele Deutsche
in der "schönen guten alten Zeit unter dem Kaiser" vor dem Ersten Weltkrieg
weiter, so suchten nach der totalen Niederlage von 1945 die meisten
Deutschen ihr neues Heil darin, aus ihrer (zweifellos unterschiedlich
verteilten) Schuld auszusteigen, indem sie aus der mit dieser Schuld
kontaminierten deutschen Geschichte ausstiegen. Offiziell wurde das gern
als "Stunde Null" propagiert - dadurch aber höchstens verstärkt und nicht
verursacht.

Im vergangenen November sah ich in London, zugegeben vor allem ältere
Herren, die völlig selbstverständlich am Revers den "Poppy" trugen, mit dem
am zweiten Novembersonntag an die Toten des Ersten Weltkriegs gedacht wird:
eine Papiermohnblume als Symbol für erkämpfte Freiheit und Demokratie. Auch
die Franzosen können sich gar nicht anders verstehen, als in den Strom der
französischen Geschichte eingebettet. Und wenn Polen von Polen reden,
beginnt "ihr Polen" spätestens 1772: mit der ersten Teilung.

Wenn hingegen Deutsche von Deutschland reden, meinen sie zumeist das
heutige. Diese Deutschen sind geschichtslose Wesen: ohne das Wissen um ihre
Geschichte und damit ohne Idee für das Kommende. Zukunft ist das Heute, im
Westen lieber noch das Gestern von vor dem 9. November 1989.

Keine Lektion wurde gelernt, stattdessen wurde abgetaucht. Das Ergebnis ist
absehbar: Wer seine Geschichte jahrzehntelang ausschlägt, erkennt sie
nicht, wenn sie ihm wiederbegegnet.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 7/2018 vom 26. März 2018, Online-Ausgabe
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Vor Gesprächen mit Nordkorea:

USA und Südkorea veranstalten Militärmanöver

Von Andre Damon

9. April 2018



Letzte Woche begannen die jährlichen riesigen amerikanisch-südkoreanischen
Militärmanöver Foal Eagle und Key Resolve. Sie waren zunächst
verschoben worden, damit Nordkorea an den Olympischen Winterspielen in
Südkorea teilnehmen konnte, und finden jetzt vor dem Hintergrund einer
weiterhin angespannten Lage auf der koreanischen Halbinsel statt.

Diese Übungen dauern normalerweise zwei Monate, diesmal aber nur einen
Monat. Außerdem werden keine strategisch wichtigen US-Einheiten wie
Flugzeugträgerverbände, Atom-U-Boote oder atomwaffenfähige Bomber daran
teilnehmen. Diese Reduzierung ist eine Reaktion auf die Ankündigung, dass
sich der nordkoreanische Staatschef Kim Jong-un diesen Monat mit dem
südkoreanischen Präsidenten Moon Jae-in treffen will, und im Mai
möglicherweise mit US-Präsident Donald Trump.

Das Pentagon erklärt zwar wie üblich, die Manöver seien "defensiv", in
Wirklichkeit sind sie aber eine kaum verhohlene Übung für einen Krieg gegen
Nordkorea. An dem Manöver Foal Eagle werden 11.500 US-Soldaten und etwa
300.000 südkoreanische Soldaten teilnehmen, unterstützt von schweren
Panzern, Artillerie und Kampfflugzeugen. Key Resolve ist eine zweiwöchige
computerbasierte Kontrollübung, an der 12.000 amerikanische und 10.000
südkoreanische Soldaten teilnehmen werden.

Nichts an diesen Manövern ist defensiv. Ihre Prämisse ist der
Operationsplan OPLAN 5015, den die USA und Südkorea im Jahr 2015
ausgearbeitet haben. Dieser Plan umfasst u.a. Präventivschläge gegen
Nordkorea und die Ermordung der obersten Führung durch
"Enthauptungsschläge".

Obwohl keine sogenannten strategischen Einheiten der USA beteiligt sein
sollen, wird dennoch eine Expeditionary Strike Group (ESP) der US-Navy an
einer gemeinsamen Landeübung im südkoreanischen Pohang teilnehmen. Die ESP
besteht u.a. aus dem amphibischen Angriffsschiff USS Wasp, das eine
Expeditionseinheit der Marines unterstützt, und aus Helikoptern und
Kurzstartflugzeugen mit Senkrechtlandefähigkeit vom Typ F-35B, sowie drei
Lenkraketenzerstörern.

Die ESP ist auf den schnellen Einsatz ausgelegt und mit einer Staffel von
sechs F-35B ausgerüstet, der Marine-Corps-Variante des hochmodernen
Jagdflugzeugs. Die Staffel ist die erste, die bisher in einem potenziellen
oder tatsächlichen Kriegsgebiet eingesetzt wird.

Nordkoreas Reaktion auf die gemeinsamen Militärmanöver war verhalten. Es
protestierte nur gegen den jüngsten Verkauf von Hightech-Waffen an
Südkorea. Nachdem südkoreanische Regierungsvertreter Ende März die ersten
der 46 Kampfflugzeuge vom Typ F-35A erhalten hatten, erklärten die
nordkoreanischen Staatsmedien, der Ankauf störe "die derzeitigen
Friedensbestrebungen... Dialog und Konfrontation können nie gleichzeitig
nebeneinander existieren."

Dennoch hat Nordkorea die gemeinsamen Übungen nicht besonders scharf
verurteilt oder selbst eigene Manöver organisiert. Letztes Jahr feuerte
Nordkorea während der Manöver mehrere Mittelstreckenraketen ab, die vor der
Küste Japans ins Meer fielen. Dieses Jahr deutete Pjöngjang an, es werde
keine Kritik an den gemeinsamen Manövern üben und vor den Gesprächen keine
weiteren Atomwaffen- und Raketentests durchführen.

Letzte Woche einigten sich nord- und südkoreanische Regierungsvertreter
darauf, dass das Gipfeltreffen zwischen Kim und Moon am 27. April in dem
Dorf Panmunjom in der Entmilitarisierten Zone zwischen den beiden Staaten
stattfinden wird. In diesem Dorf wurde während des Koreakriegs der
Waffenstillstand ausgehandelt. Das Treffen ist erst das dritte zwischen den
Regierungschefs der beiden koreanischen Staaten. Die beiden anderen fanden
im Jahr 2000 und 2007 statt. Am Donnerstag wurden bei einem weiteren
Treffen von Regierungsvertretern die Protokolle und Sicherheitsarrangements
ausgehandelt.

Ein Sprecher des südkoreanischen Präsidenten erklärte letzte Woche, Moons
oberste Priorität seien "Denuklearisierung und langfristiger Friede". Die
südkoreanische Presse meldete, es werde u.a. über eine gemeinsame Erklärung
zum Ende des Gipfels diskutiert, in der sich Nordkorea im Vorfeld der
Gespräche zwischen Kim und Trump im Mai zur Denuklearisierung verpflichtet.

Südkorea hat versucht, durch symbolische Gesten den Anschein zu erwecken,
die Spannungen auf der koreanischen Halbinsel hätten sich verringert. Als
jüngste Geste wurde letzten Sonntag eine Gruppe von Musikern nach Pjöngjang
geschickt, um nordkoreanische Funktionäre sowie Kim und seine Frau zu
unterhalten, u.a. die K-Pop-Gruppe Red Velvet.

Doch die Aussicht, ein Abkommen über Nordkoreas Atomprogramm könnte die
Gefahr eines katastrophalen Krieges in Nordasien aus der Welt schaffen, ist
weiterhin unrealistisch. Trump ist ein erbitterter Gegner des Atomabkommens
mit dem Iran und hat bisher darauf beharrt, Nordkorea müsse seine Atom- und
Raketenprogramme aufgeben und ein noch gründlicheres Inspektionsregime
dulden, d.h. vollständig kapitulieren. Seine kriegerischen Drohungen, u.a.
seine Warnung vor der UN, Nordkorea werde "vollständig zerstört" werden,
haben Pjöngjang nur dazu getrieben, die Entwicklung seines Atomarsenals zu
forcieren.

Die Ernennung von John Bolton zum nationalen Sicherheitsberater lässt
erkennen, dass Trump Gespräche mit Nordkorea nur als Gelegenheit ansieht,
eine Provokation zu inszenieren, die als Vorwand für einen Krieg dienen
soll. Bolton ist berüchtigt als Befürworter von Luftschlägen gegen den Iran
und Nordkorea, um die angebliche nukleare Bedrohung zu beenden. Im Februar
argumentierte er in einem Kommentar im Wall Street Journal
pseudojuristisch für einen Präventivschlag gegen Nordkorea.

Dass keinerlei Vorbereitungen auf das Treffen zwischen Trump und Kim
stattfinden, zeigt auch, dass Washington nicht die Absicht hat, die
Konfrontation mit Nordkorea zu beenden. Der Analyst Victor Cha erklärte
letzte Woche in einem Interview mit MSNBC: "Normalerweise will man, dass
ein Gipfeltreffen am Ende einen Durchbruch bringt, nachdem man ein Jahr
lang verhandelt hat." Er warnte, die Gespräche könnten mit einem wütenden
Abbruch enden, was bedeuten würde: "Es gibt keine andere Option mehr, es
gibt keine Diplomatie mehr."

Anfang des Jahres hatte das Weiße Haus Chas Ernennung zum amerikanischen
Botschafter in Südkorea abgelehnt, nachdem der ehemalige Funktionär der
Bush-Regierung Trumps Plan für einen präventiven Militärschlag gegen
Nordkorea kritisiert hatte. Momentan befindet sich kein amerikanischer
Botschafter in Seoul. Zudem gibt es nur einen amtierenden Staatssekretär
für Ostasien, und Mike Pompeos Ernennung zum Außenminister wurde noch nicht
bestätigt.

Deswegen hat nicht das Außenministerium, sondern Trumps Nationaler
Sicherheitsrat die führende Rolle bei der Organisierung des Gipfeltreffens
mit Kim; andere Behörden wie die CIA und das Pentagon unterstützen ihn
dabei. Die südkoreanische Zeitung Hakyoreh  meldete, es habe bereits
Gespräche auf Arbeitsebene zwischen amerikanischen und nordkoreanischen
Geheimdiensten über den Gipfel gegeben. Bolton, der am Dienstag sein Amt
als nationaler Sicherheitsberater antritt und alle Gespräche mehrfach als
wertlos kritisiert hat, ist damit in der besten Position, sie zu
sabotieren.


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/03/31/retr-m31.html
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KAZ/278: Out of the Blue - Zu den Sezessionsbestrebungen Kataloniens


KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 362, März 2018

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

Out of the Blue - Zu den Sezessionsbestrebungen Kataloniens



Scheinbar wie aus dem Nichts entwickelte sich die politische Situation
des krisengeschüttelten Spaniens letzten Herbst von einem relativ
friedlichen Alltag bis hin nah zum Bürgerkrieg.

Es fanden Massendemonstrationen gegen die spanische Zentralgewalt
statt - viele demokratisch gesinnte Menschen in aller Welt, auch bei
uns, hat das begeistert. Assoziationen zum antifaschistischen Kampf im
spanischen Bürgerkrieg entstehen. Und wer sollte von den
demokratischen Massen in Katalonien nicht begeistert sein,
demonstrierte doch im vorigen Jahr eine halbe Million Menschen in
Barcelona für die Aufnahme geflüchteter Menschen!

Sollten antifaschistisch gesinnte Menschen wirklich für die
Lostrennung Kataloniens vom Spanien sein?

Hier die Stimme eines demokratisch gesinnten Menschen aus Katalonien:
"Die katalanische Gesellschaft ist sehr komplex, voller Menschen
ganz unterschiedlicher Herkunft und alle gesellschaftlichen Schichten
umfassend, von der Bourgeoisie bis zum einfachen Volk.

Die Unabhängigkeitsbewegung wird durch folgende Hauptelemente
definiert: Verteidigung der offenen, kosmopolitischen katalanischen
Kultur, Verteidigung der laizistischen Erziehung auf Katalanisch,
Ablehnung des spanischen monarchistischen Systems, Forderung nach
einer Republik und nach einem Ende der Privilegien des »oligarchischen
Clans«, des sogenannten Clubs des IBEX-35, der 35 wichtigsten
spanischen Großunternehmen, die den Kuchen der Wirtschaft unter sich
aufteilen."[1]

Natürlich sind viele dieser Forderungen richtig. Zum Beispiel die
Abschaffung der Monarchie, die Forderung nach einer Republik. Die
Monarchie war eine der stärksten Stützen des faschistischen
Franco-Regimes, und konnte nach dem Tod Francos unangefochten weiter
ihr Unwesen treiben. Überhaupt steht die spanische Zentralgewalt in
der Tradition des Franco-Faschismus, was sie tagtäglich durch ihr
Vorgehen gegen die Arbeiter- und demokratische Bewegung beweist.

Aber können diese Forderungen durch eine Lostrennung von Spanien
durchgesetzt werden, zusammen mit gar nicht antifaschistischen und
eher rechten Kräften, die wiederum auch nur Teile der katalanischen
Bourgeoisie repräsentieren (was ja von dem hier zitierten
Antifaschisten gar nicht in Abrede gestellt wird)?

Dies zu entscheiden, ist nicht unsere Aufgabe. Das muss die
katalanische Arbeiterklasse bzw. die spanische Arbeiterklasse
entscheiden, und sich entsprechend mit ihren Bündnispartnern
zusammenschließen.

Was wir zu entscheiden haben, ist: Wir müssen solidarisch sein gegen
das ungeheuerliche Vorgehen der spanischen Zentralgewalt gegen die
separatistische Bewegung. Wir müssen solidarisch sein mit dem Kampf
für das Recht auf Lostrennung! Wie sollen den Arbeiter und Demokraten
über die Zweckmäßigkeit oder nicht Zweckmäßigkeit der Lostrennung
diskutieren können, wenn der Polizeiknüppel zum stärksten Argument
wird? Wie soll man sich denn gegen oder für die Lostrennung
entscheiden können, wenn das Abstimmen verboten und das Verbot mit
brutaler Polizeigewalt zu einem großen Teil durchgesetzt wird. Da darf
man dann in der Gefängniszelle oder zu Hause auf dem Sofa für oder
gegen die Lostrennung sein - die Gedanken sind frei, wie schön!

Deshalb: Solidarität mit dem Kampf um das Recht auf Lostrennung! Die
spanischen bzw. die katalanischen Arbeiter und Demokraten müssen sich
selbst darüber verständigen und entscheiden können!

Vor diesem Hintergrund wollen wir auf eine sehr problematische Seite
einer eventuellen Lostrennung Kataloniens aufmerksam machen.

Europa in Scherben?

Abspaltungen sind seit den Konterrevolutionen 1989-1992 in Europa
nichts Neues!

Auffallend ist jedoch, dass es nach 1989 in Europa nur eine
"Vereinigung" gab, besser gesagt, nur ein Staat von einem anderen
geschluckt wurde, nämlich die Deutsche Demokratische Republik von der
Bundesrepublik Deutschland.[2]

Aufgelöst haben sich seitdem vor allem die Sowjetunion, die
Tschechoslowakei und unter übelsten Bürgerkriegsszenarien und
militärischem Eingreifen, insbesondere durch die Bundesrepublik
Deutschland im Verbund mit der NATO, Jugoslawien.

Die osteuropäischen, ehemals sozialistischen multinationalen Staaten
waren zerlegt, alle! Nicht genug damit. Selbst die Ukraine, eine
ehemals sozialistische Sowjetrepublik, liegt nun zerfetzt im
Bürgerkrieg, in der Kleinstaaterei, im Ethnokrieg, nachdem die 2014 an
die Macht geputschte, mit allerlei Faschisten durchsetzte
Poroschenko-Regierung nicht nur zur Jagd auf Antifaschisten und
Kommunisten blies, sondern auch noch gleich als einer der ersten
seiner Staatsakte die russische Sprache verbieten wollte.[3]

Hin und wieder sickerte nun durch die Medien, dass Belgien nicht
stabil, sondern fragil sei. Schottland startete ein Referendum - hier
allerdings bevorzugte die herrschende Klasse die demokratische
Methode, die Separatisten scheiterten. Schottische Kommunisten
propagierten das Nein zur Lostrennung, im Sinne der Einheit der
britischen Arbeiterklasse. Aber: Das Nein war knapp, und ist nach der
Brexit-Entscheidung keineswegs stabil.

Europa (außer Deutschland natürlich) ist in Gefahr, ganz zum
Flickenteppich zu werden.

Die "katalanische Frage" blieb bislang eher ruhig bis schwelend im
Hintergrund - bis zum Herbst dieses Jahres. Im Oktober führte
Katalonien ein Referendum über die Lostrennung von Spanien durch, das
von der Zentralregierung verboten wurde. Die spanische Staatsmacht
griff mit äußerster Härte gegen die Durchführung des Referendums ein.

Doch lassen sich all diese Vorgänge mit ihren äußerst
unterschiedlichen geschichtlichen Besonderheiten und Beweggründen
überhaupt miteinander vergleichen? Nein, es wäre falsch, diese
Ereignisse alle in einen Topf zu werfen. Doch muss man sich die Frage
stellen, welchen Kräften dieser Weg zum Flickenteppich letztendlich
nutzt, wer da im Hintergrund wühlt und bestehende Widersprüche
verschärft.

Autonomes Katalonien - auffallender deutscher Zuspruch

Im Jahre 2006 gelang es den Katalanen, den von ihnen nach Francos Tod
(1975) wieder erkämpften Autonomiestatus zu erweitern.

Fast zeitgleich, im Jahr 2007 bekam auf der Frankfurter Buchmesse
erstmals nicht ein Staat den Titel des Ehrengastes, sondern eine
Autonome Region, nämlich Katalonien. Die deutsche Gesellschaft für
Auswärtige Politik (DGAP) fordert 2014 sogar, Madrid solle einem
katalanischen Staat entgegenkommen.[4]

Während der Vorbereitungen für das Referendum im Oktober dieses Jahres
lässt die Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) vom 8.10.2017 einen
Professor Doktor Klaus-Jürgen Nagel zu Wort kommen, der für ein
unabhängiges Katalonien eine Zukunft in Europa sieht. Nun sei ihm
"aber klar, dass der spanische Nationalismus ein anderer ist, als der
britische."[5]

Weiter ist hinsichtlich einer Aufnahme Kataloniens durch die EU unter
Beibehalt des Euro die Rede, in dem Zusammenhang auch von den
Interessen eines "restspanischen Staat(es)"(!), und selbstverständlich
auch von denen "internationaler Konzerne."[6]

"Staatenlose Nationen"

Um Europa mehr und mehr in einen Flickenteppich zu verwandeln, werden
von deutscher Seite innere Widersprüche in den betroffenen Ländern wie
z.B. Unterschiede im Wohlstandsgefälle oder historische Besonderheiten
ausgenutzt. Wenn diese noch in Gebieten mit nationalen Minderheiten
vorkommen, bedarf es lediglich oft ein wenig Unterstützung von außen,
um Sezessionsgelüste voranzutreiben oder sogar erst zu entfachen.

Und genau hierzu gibt es die entsprechenden Verbände im Hintergrund.
Zum einen die "Föderalistische Union europäischer Nationen (FUEN),
(ehemals föderalistische Union Europäischer Volksgruppen/FUEV), die
sich nach 1991 (!) insbesondere für die "Interessen der
osteuropäischen Völker" einsetzt. Solche Organisationen trugen dazu
bei, dass in Europa in etwa 20 neue Staaten entstanden sind, mit
Auseinandersetzungen und Bürgerkriegen unterschiedlicher Intensität
und Brutalität. Laut Karte in der Internetdarstellung mit
Minderheitenproblemen erklärt die FUEN in den neuen Staaten, z.B. im
Kosovo,[7] ihre Arbeit für erledigt. Vertreibung und Unterdrückung der
Serben im Kosovo. Fehlanzeige!

Für westeuropäische Separationen scheint sich eher die European Free
Alliance (EFA) stark zu machen, in der die katalanischen Separatisten
organisiert sind. Dieser Dachverband, von Flämischen Separatisten ins
Leben gerufen, findet besondere Unterstützung bei den Grünen und setzt
sich für "staatenlose Nationen" ein und definiert sich selbst als
umbrella organization.

Im Selbstverständnis der EFA ist Katalonien weit größer als die
autonome Region. So kann die EFA als pankatalanischer Unterstützer
oder Scharfmacher verstanden werden, wobei nebenbei auch noch die
französische Nation in Frage gestellt und der französische Staat
selbst gefährdet ist, in der sich laut Karte der EFA ebenfalls Gebiete
Kataloniens befinden.

Von Schottland über Regionen Frankreichs, der Lombardei (Italien)
sowie Wallonien finden sich auch rumänische "ungarische Teile" in der
EFA organisiert. Sie bezieht ihre Gelder ganz legal aus den Töpfen der
EU und "von ihren Mitgliedern."

Dass gerade bei den rumänischen Ungarn Sympathien zu den
Pfeilkreuzlern[8] bestehen, interessiert die Gesamtorganisation
natürlich nicht.

Sie erklärt programmatisch, die Interessen "staatenloser Nationen" zu
vertreten, und eben diesen Nationen oder auch "Nationen"
schlussendlich zu Staatsgründungen zu verhelfen.

Regionalförderung auf Deutsch

Nun soll die EU strukturschwache Gebiete, Regionen oder Landstriche
gezielt fördern, um eine gewisse Angleichung im Lebensstandard zu
ermöglichen. Hin und wieder sieht man bei Ausflügen auch Schildchen
mit der Aufschrift "Gefördert aus Mitteln der EU."

So weit, so gut. Dass jedoch immer mehr Landstriche, aber auch ganze
Staaten ökonomisch verkümmern, zurückbleiben oder dem Ruin zusteuern,
ist seit der Krise, speziell südeuropäische Staaten betreffend,
hinlänglich bekannt.

Gut ist, was Profite schafft, nicht gut, was keine schafft. Das gilt
für das stärkste, imperialistische Land in der EU, für Deutschland,
ganz besonders.

Denn vor unseren Augen werden nicht die schwachen Regionen gefördert,
sondern die starken. In dem Artikel "die Ökonomie der Sezession
II" von gfp werden auffallende Parallelen der deutschen
Wirtschaftspolitik in Spanien (Katalonien), Belgien (Flandern) und
Italien (Lombardei) aufgezeigt. Hierher verlegen sich die
Hauptinvestitionen deutscher Monopole und nicht etwa in die
Hauptstädte Madrid, Brüssel oder Rom. "Von den 3000 deutschen
Firmen, die eine Niederlassung in Italien unterhalten, hat sich rund
die Hälfte in der Lombardei angesiedelt. Unter anderem haben
Spitzenkonzerne wie BASF, Bayer, Bosch, BMW, die Deutsche Bank, SAP
und Siemens ihre italienische Zentrale in oder bei Milano
etabliert." Und "Die Hälfte der rund 1600 in Spanien tätigen
Firmen mit deutscher Beteiligung haben dort ihren Sitz; in Katalonien
sind z.B. BASF, Bayer, Boehringer, Henkel, Merck und Siemens
präsent."[9]

Zufall? Mitnichten: "1988 wurde die Arbeitsgemeinschaft "Vier
Motoren für Europa" gegründet mit Baden-Württemberg, Katalonien, der
Lombardei und der Auvergne Rhone-Alpes.

Wenn die sozialen Unterschiede in den jeweiligen Nationen nicht schon
existieren, so werden sie auf diese Weise geschaffen. Und das schafft
Begehrlichkeiten. Schon sind Lobbyistenverbände wie FUEN und EFA zur
Stelle.

"Die Region Flandern kooperiert seit 1992 mit der Region
Katalonien; beide Seiten haben im Juli 2015 eine gemeinsame Erklärung
unterzeichnet, die eine weitere Intensivierung ihrer Zusammenarbeit
vorsieht. Die beiden Regionen haben sich im Vorfeld des katalanischen
Sezessionsreferendums eng miteinander abgestimmt; vergangene Woche
etwa traf sich die katalanische Parlamentspräsidentin vor der
Abstimmung zu letzten Absprachen mit ihrem flämischen Amtskollegen Jan
Peumans"[10]

Das Dilemma des deutschen Imperialismus

Die Zerlegung von Nationalstaaten muss als eine Europastrategie des
deutschen Kapitals betrachtet werden. Die deutsche Minderheitenpolitik
ist so alt wie der deutsche Imperialismus selbst und wird je nach
Kalkül umgesetzt.

Zum einen werden "deutsche Minderheiten" bemüht, um eine Frontstellung
zu den entsprechenden Ländern wie beispielsweise Polen oder Tschechien
zu erzielen, zum anderen werden Minderheiten rein pragmatisch zu
Nationen definiert, entdeckt oder protegiert. Auch verbündete Staaten
bekommen Unterstützung bei ihrer Minderheitenpolitik, aktuell oder
auch schon in der Vergangenheit wie etwa Ungarn gegen Rumänien, der
Ukraine oder der Slowakei.[11]

Um den selbst definierten Anspruch auf Weltgeltung, v.a. in der
Auseinandersetzung mit den USA, mit Russland und China zu behaupten,
muss der deutsche Imperialismus Europa zusammenschweißen.

Um aber in Europa jegliche Gegenwehr auszuschalten, muss er
langfristig versuchen, entsprechende Staaten territorial zu zerlegen.
Durch die "katalanische Frage" trat in Spanien neben der ökonomischen
Krise nun eine politische hinzu.

Offensichtlich war jedoch für Vertreter des deutschen Imperialismus
der Zeitpunkt der Abspaltung Kataloniens von Spanien nicht der
richtige. "Ein Bruch der Region mit dem spanischen Staat würde für
beide Seiten tiefe Einschnitte bedeuten und zu Verunsicherungen in der
stark exportorientierten Wirtschaft führen", ließ der BDI
verlautbaren.[12] Gerade die derzeitige schwelende, unklare Situation
ist für die in Katalonien sitzenden deutschen Monopolkapitalisten
unbehaglich. Auch hinsichtlich der Vormachtstellung des deutschen
Imperialismus in Europa käme jetzt eine Abspaltung Kataloniens wohl
eher zur Unzeit, da von der BRD zurzeit eher hauptseitig gegen den
Zerfall der EU gekämpft wird.

So tanzt der deutsche Imperialismus auf zwei Hochzeiten: Erstens, die
spanische Reaktion, die er seinerzeit vor dem spanischen Volk gerettet
hat, hat er immer unterstützt, das faschistische Regime Francos ebenso
wie dessen arbeiter- und demokratiefeindliche Nachfolger. Und
zweitens, die katalanische Hochzeit steht langfristig weiterhin auf
dem Zettel: Sollte die EU noch weiter zerfallen oder sich gar
auflösen, arbeiten Vorfeldorganisationen sowie andere diplomatische
Einrichtungen bereits jetzt mehr oder weniger im Hintergrund an
Bündnissen mit Regionen, die womöglich irgendwann zu "Nationalstaaten"
emporgehoben werden.

Was ist zu tun?

Die aggressiven Bestrebungen und die massive Unterstützung des
deutschen Imperialismus mit seinen Vorfeldorganisationen haben das
Ausmaß der Auseinandersetzung um die Abspaltung Kataloniens
zweifelsohne verschärft.

Wir, Demokraten, Antifaschisten und Kommunisten in Deutschland haben
weder die Abspaltungsbestrebungen der katalanischen Separatisten noch
die Position der spanischen Zentralregierung zu unterstützen. Und wir
müssen sehen, dass zwischen der Lostrennung und dem Recht auf
Lostrennung ein himmelweiter Unterschied besteht. Das Recht auf
Lostrennung bewirkt, dass sich die Arbeiter und Demokraten ungehindert
verständigen und entscheiden können. Und das heißt auch, dass sie den
Intrigen des deutschen Imperialismus leichter begegnen können.

Deshalb:


	Solidarität mit den katalanischen Arbeitern und Demokraten bei ihrem Kampf für das Recht auf Lostrennung!

	Solidarität mit allen Arbeitern und Demokraten in Spanien gegen die spanische Reaktion!

	Aufklärung über die grenzverletzenden und völkischen Intrigen des deutschen Imperialismus!

	Kampf gegen den deutschen Imperialismus, gegen Regierung und Kapital, gegen Faschismus und Krieg hier bei uns!

	Nehmen wir uns Barcelona als Beispiel: Wenn dort 500.000 für die Aufnahme von Flüchtlingen marschiert sind, dann müssten wir es doch schaffen - von Spanien auf die BRD hochgerechnet - zu 900.000 oder gar 1 Million auf die Straße zu gehen gegen die mörderische deutsche Abschottungspolitik, gegen den Abschiebungsterror! Das wäre so ein Hauch katalanischer Demokratie, wie wir ihn bei uns brauchen könnten.



Ivan und E.W.-P.


Anmerkungen

[1] Sergi Belbel, Wie ich den Katalanischen Verfassungsprozess sehe,
ND vom 21.12.2017.

[2] Die Sprache allein zeigt schon, dass es keine "Wiedervereinigung"
sondern eben eine Einverleibung war.

[3] Gerade die Kleinstrepubliken Lugansk und Donezk sind hauptsächlich
russisch besiedelt. Durch die antirussischen Gesetzesvorlagen des
Präsidenten Poroschenko sah sich die russischsprachige Bevölkerung
gezwungen, in den bewaffneten Widerstand zu gehen.

[4] Vgl. German-foreign-policy (gfp).com Unter Separatisten,
28.9.2017.

[5] Frankfurter Allgemeine; "Ein unabhängiges Katalonien hätte eine
Zukunft in Europa", von Miriam Benhadid, aktualisiert am 8.10.2017.

[6] Ein unabhängiges Katalonien.

[7] Das Kosovo ist bis heute von ca. der Hälfte der
Staatengemeinschaft nicht anerkannt. Auch Großbritannien erklärte,
dass es Katalonien auf keinen Fall anerkennen würde.

[8] Eine ungarische faschistische Organisation, die den
Hitlerfaschismus dem ungarischen Hortyfaschismus vorzieht.

[9] Gfp. 5.10.2017.

[10] GFP, Die Ökonomie der Sezession!, gfp, 4.10.2017.

[11] Vgl. Erster und Zweiter Schiedsspruch Im ersten Schiedsspruch
bekam 1938 Ungarn Gebiete aus der Ukraine und der Slowakei, im Zweiten
Schiedsspruch musste Rumänien Teile Siebenbürgens an Ungarn abtreten.
(1940).

[12] oxiblog.de/katalonien-das-referendum-und-die-wirtschaft-der-oxi-ueberblick/.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2239: Auf die Felder! Die Spargelsaison(arbeit) ist eröffnet


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 4 · April 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Auf die Felder!

Die Spargelsaison(arbeit) ist eröffnet

von Violetta Bock



Mitte, Ende April geht die Spargelzeit wieder los. Gemüse, Obst und
Früchte müssen geerntet und für den Verkauf bereit gemacht werden.
Hunderttausende Wanderarbeiterinnen kommen dafür jährlich zur
Erntesaison nach Deutschland, die Arbeitsbedingungen sind prekär, der
Mindestlohn wird häufig unterwandert. Die Emanzipatorische
LandarbeiterInnen-Initiative und die Initiative Frohes Schaffen rufen
zum Saisonstart dazu auf, sich an einer Informationskampagne auf den
Feldern zu beteiligen.

Im Jahr 2016 zählte Spargel flächenmäßig zum Spitzenreiter im
deutschen Gemüseanbau. Laut Statistischem Bundesamt wird er auf 22
Prozent der Gemüseanbaufläche angebaut, das sind 27.000 Hektar. Die
Erntemenge steigt seit Jahren. Im Jahr 2017 wurden 127.800 Tonnen auf
23.100 Hektar gestochen. Regionale Schwerpunkte liegen in
Niedersachsen, Brandenburg, Nordrhein-Westfalen und Bayern. Bei den
Erdbeeren wurden im Jahr 2017 etwa 127.800 Tonnen gepflückt, vor allem
in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg. Hinzu
kommt die Ernte von Äpfeln, Heidelbeeren und Gurken.


Die Arbeitsbedingungen

Die Ernte wird seit Jahrzehnten von WanderarbeiterInnen durchgeführt,
sie stellen mit etwa 314.000 Menschen rund 66 Prozent der in der
Landwirtschaft Beschäftigten. Sie kommen vor allem aus Polen,
Bulgarien und Rumänien, vereinzelt auch aus Kroatien, Ungarn, Serbien
und der Ukraine. Für das Jahr 2018 gilt ein offizieller Stundenlohn
von 9,10 Euro. Doch oft wird er unterwandert und relativiert sich über
andere Ausgaben. Teils kommen die Beschäftigten jedes Jahr, meist
werden sie über Agenturen in ihrer Heimat angeworben. Für die
Vermittlung bezahlen sie Gebühren bis zu 300 Euro. Mit Bussen werden
sie zu den Höfen in Deutschland gebracht.

Die Anzahl an SaisonarbeiterInnen variiert von 20 bis 1.500 bei einem
Betrieb. Unterbringung und Verpflegung gibt es meist vor Ort, doch
auch sie werden vom Lohn abgezogen. In den meisten Fällen sind es
Mehrbettzimmer, teils Stockbetten in Containern. Wieviel dafür zu
bezahlen ist, ist den LandarbeiterInnen oft bis zum Schluss unbekannt.
Für eine Unterkunft dürften monatlich maximal etwa 223 Euro bezahlt
werden. Doch das wissen viele nicht. Teils wird sogar Arbeitsmaterial
in Rechnung gestellt. Werden Unterkunft und Verpflegung vom
Arbeitgeber organisiert, müssen die Kosten im Arbeitsvertrag
festgehalten werden - den gibt es aber oft gar nicht schriftlich und
wenn, ist er meist auf deutsch und für viele daher nicht verständlich.
Auch wenn inzwischen ein Mindestlohn gilt, bezahlen viele Landwirte
nach Stückzahlen. Akkordarbeit ist zwar zulässig, aber nur wenn der
Mindestlohn eingehalten wird. Doch auch dies muss durchgesetzt werden.

Neben der unklaren Bezahlung, ist die Arbeit selbst hart und erfordert
aufgrund der Wetterbedingungen hohe Flexibilität. Ist das Wetter gut,
kann es sein, dass an sieben Tage die Woche bis zu 14 Stunden
gearbeitet werden. Ist es schlecht, gibt es unbezahlten Urlaub - die
Unterkunft ist natürlich weiter zu bezahlen. Ein Werkstattbericht des
PECO-Instituts zur Wanderarbeit in der Landwirtschaft benennt folgende
vier Hauptprobleme: fehlende schriftliche Arbeitsverträge,
intransparente Aufzeichnungen der Arbeitszeiten und der Entlohnung,
unklare Abzüge für Essen, Unterkunft und Arbeitsmaterial, fehlender
oder nicht ausreichender Arbeits- und Gesundheitsschutz.


Unterstützung auf den Feldern

Die gewerkschaftliche Organisierung steht aufgrund der saisonalen
Befristung, geringer Deutschkenntnisse und der Flexibilität der
Arbeitseinsätze vor großen Herausforderungen. Hinzu kommt die große
Abhängigkeit, etwa wegen der Notwendigkeit, im nächsten Jahr wieder
genommen zu werden. 2015 riefen gewerkschaftliche Akteure die
Initiative Faire Landarbeit ins Leben. Zu ihr gehören das
PECO-Institut, das DGB-Projekt "Faire Mobilität", der Europäische
Verein für Wanderarbeiter (EVW), ehrenamtliche Aktive in der
Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU) und das Bündnis
gegen Menschenhandel (BGMA). Die Hauptstoßrichtung liegt auf der
Aufklärung über Arbeitsrechte. Entstanden sind Informationsflyer in
verschiedenen Sprachen sowie eine Vernetzung und der Ausbau von
Beratungsstellen, die die LandarbeiterInnen in ihren Muttersprachen
beraten.

Angedacht ist auch eine App zur digitalen Selbsthilfe, die über
Pflichten des Arbeitgebers informiert - nicht in Bezug auf die
Einhaltung von Arbeits-, Ruhe- und Pausenzeiten, sondern auch in bezug
auf die Bereitstellung von Getränken und Sonnenschutz im Sommer. Auch
die Zusammenarbeit mit dem Zoll und den Arbeitsschutzbehörden gehört
dazu, darauf wird jedoch nur in Absprache mit den Beschäftigten
zurückgegriffen. 2017 gab es Razzien und staatsanwaltliche
Ermittlungen bei sechs Betrieben in Rheinland-Pfalz.

Grundlage für die Organisierung und vermehrt erprobt wird die
aufsuchende Arbeit, also das gezielte Fahren auf die Felder, um in den
Pausen ins Gespräch zu kommen und Vertrauen aufzubauen. Für die
anstehende Saison werden Unterstützer gesucht, die in einer
Aktionswoche mit auf die Felder ziehen, um über die bestehenden Rechte
zu informieren und die gewerkschaftliche Organisierung zu
unterstützen. Unterstützung in Form von Material, Erfahrungswerten aus
den letzten Jahren und einer detaillierten Durchführungshilfe wird
bereit gestellt. Rumänisch-, Bulgarisch- oder Polnischkenntnisse sind
keine Voraussetzung, aber natürlich besonders wertvoll.

Quelle: www.peco-ev.de/docs/Flexi_Insecure_Web.pdf

 * 
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GEWERKSCHAFT/197: Streiks in Redaktionen von Tageszeitungen ausgeweitet (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
9. April 2018

Streiks in Redaktionen von Tageszeitungen ausgeweitet - 

"Positive Bewegung" in Tarifverhandlungen gefordert



Berlin - Mit einer deutlichen Ausweitung der Streiks in
Tageszeitungsredaktionen gehen die Verhandlungen für die rund 13.000
Tageszeitungsjournalistinnen und -journalisten in Frankfurt/Main
heute in die vierte Runde. In acht Bundesländern legten
Journalistinnen und Journalisten in Redaktionen die Arbeit nieder. In
Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein erscheinen bereits heute
streikbedingt reduzierte Ausgaben. Dort waren die Redaktionen schon
am Freitag in den Ausstand getreten. "Das ist ein starkes und
unmissverständliches Signal der Kolleginnen und Kollegen. Sie sind
wütend und erhöhen mit ihren Aktionen den Druck, damit endlich eine
positive Bewegung in die Verhandlungen kommt, deren Ziel spürbare
Erhöhungen der Gehälter und Honorare, besonders auch des
journalistischen Nachwuchses sind", sagte der Verhandlungsführer der
Deutschen Journalistinnen- und Journalistenunion (dju) in ver.di,
Matthias von Fintel. Gestreikt werde in Schleswig-Holstein,
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Hessen,
Baden-Württemberg, Bayern und Thüringen. Die dju in ver.di fordert
4,5 Prozent mehr Geld für freie und fest angestellte Redakteurinnen
und Redakteure, mindestens aber 200 Euro mehr im Monat. Mit der
überproportionalen Steigerung der unteren Lohngruppen soll die
Attraktivität der journalistischen Arbeit in den unteren
Gehaltsgruppen verbessert werden, die für den Start ins Berufsleben
stehen. Der neue Gehaltstarifvertrag soll eine Laufzeit von zwölf
Monaten haben. "Die Signale aus den Redaktionen sind ganz deutlich.
Der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) muss sich jetzt
bewegen und uns ein Angebot machen, auf dessen Grundlage wir
verhandeln können", forderte von Fintel: "Dazu müssen sich die
Verleger vom Nebengleis struktureller Forderungen in Richtung des
Ziels von Gehaltstarifverhandlungen aufmachen und das lautet nun mal
schlicht: Mehr Geld", unterstrich von Fintel.

Bislang habe der BDZV lediglich eine Erhöhung der Gehälter um zweimal
1,3 Prozent jeweils ab 1. August 2018 und 2019 bei einer
Tarifvertragslaufzeit von 30 Monaten angeboten, wobei die
Gehaltssprünge zwischen den tarifvertraglich vereinbarten
Berufsjahresstufen von zusätzlichen Bedingungen abhängig gemacht
werden sollen. "Wir wollen Gehaltssprünge entsprechend der Erfahrung
und des know how, das die Kolleginnen und Kollegen in den Redaktionen
in einem Arbeitsumfeld einbringen, das sich durch die digitale
Transformation zunehmend belastend gestaltet. Parallel erleben wir,
dass viele Junge direkt nach dem Volontariat zu besseren Konditionen
in andere Jobs, zum Beispiel in der Werbung wechseln. Das können die
Verleger nicht wollen. Wenn sie den Redaktionen allerdings
Weiterbildungsangebote machen wollen, sind wir gerne dabei.
Allerdings nicht als Bedingung für einen Gehaltssprung, sondern in
einem eigenen Tarifvertrag, der verbindliche Ansprüche auf
Qualifikationen sichert. Diese kommen allzu oft zu kurz, weil die
Redaktionen unterbesetzt sind", machte von Fintel deutlich.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 09.04.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Günter Isemeyer - ver.di-Bundesvorstand
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PREIS/2187: Christian Floto erhält Preis für Wissenschaftsjournalismus 2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 6.4.2018

Christian Floto erhält Preis für Wissenschaftsjournalismus 2018

Deutsche Gesellschaft für Kardiologie würdigt
Deutschlandfunk-Abteilungsleiter Wissenschaft und Bildung



Prof. Dr. Christian Floto erhält den Preis für
Wissenschaftsjournalismus der Deutschen Gesellschaft für Kardiologie -
Herz- und Kreislaufforschung e.V. (DGK).

Mit dem Preis sollen Flotos "Verdienste um die Vermittlung
medizinischer, wissenschaftlich begründeter Erkenntnisse in der
breiten Öffentlichkeit" gewürdigt werden. "Neue Ergebnisse und
Zusammenhänge aus dem Bereich der kardiovaskulären Medizin werden
informationsreich und für die Nutzer gut verständlich dargestellt.
Christian Floto trägt so zu einem zeitgemäßen Verständnis eines großen
Publikums und einer fundierten Aufklärung mit den Mitteln des Hörfunks
bei", erklärte die Gesellschaft. Der Preis für
Wissenschaftsjournalismus wurde am 5. April bei der 84.
DGK-Jahrestagung in Mannheim verliehen.

Der Mediziner und Wissenschaftsjournalist Christian Floto leitet seit
2006 die Abteilung Wissenschaft und Bildung im Deutschlandfunk. In der
Abteilung entstehen Sendungen wie Sprechstunde, Forschung aktuell oder
Campus und Karriere und weitere renommierte Formate, die
Deutschlandfunk zur ersten Adresse für Wissensthemen im Hörfunk
gemacht haben.

Der DGK-Preis für Wissenschaftsjournalismus wird jährlich "in
Anerkennung einer sachgerechten, unabhängigen und kritisch-
hinterfragenden Berichterstattung und Kommentierung von Themen der
Herz-Kreislaufmedizin" verliehen. Er ist mit 2.500 Euro dotiert und
wird vom DGK-Vorstand vergeben. Eine Eigenbewerbung von
Medienschaffenden ist nicht möglich.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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MAGAZIN/848: WDR Quarks - Warum es mehr als zwei Geschlechter gibt, 10.4.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Quarks: 

der Mädchen? Warum es mehr als zwei Geschlechter gibt

Dienstag, 10.04.2018, 21.00 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen



Die Gesellschaft lässt sich einfach und eindeutig in "männlich" und
"weiblich" einteilen? Wohl kaum! Die biologischen Merkmale der
Geschlechter sind vielfältig: Hormone, Chromosomen, Anatomie,
Geschlechtsorgane oder Gehirn. Dabei gibt es Variationen - so viele,
dass immer mehr Studien das Geschlecht als Kontinuum betrachten, auf
dem "weiblich" und "männlich" nur die Endpole bilden.


Die Anerkennung des dritten Geschlechts

Für Behörden existierten intergeschlechtliche Menschen bislang nicht.
Auch in der Gesellschaft findet das Thema nur am Rande statt. Das
ändert sich jetzt. Das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe hat
beschlossen, dass im Geburtenregister noch in diesem Jahr ein dritter
Geschlechtseintrag möglich sein muss. Dann werden Menschen nicht mehr
nur in "weiblich" und "männlich" aufgeteilt, sondern können auch
"anders" oder "divers" sein. Doch wen betrifft das überhaupt? Und was
bedeutet Intersexualität eigentlich genau? Quarks liefert Antworten.


Intergeschlechtlichkeit: Krankheit oder ganz natürlich

Alle von uns sind in den ersten Wochen unseres Lebens
intergeschlechtlich. Erst nach 6 Wochen werden die Weichen für die
Ausbildung der Geschlechtsorgane gestellt. Durch genetische
Variationen oder Ereignisse in der Geschlechtsentwicklung passen
manche Menschen nicht eindeutig in die Kategorie, die
Geschlechtschromosomen typischerweise festlegen. Ärzte raten dann
häufig zu einer geschlechtsangleichenden Operation. Quarks fragt, wie
gehen Eltern mit dieser Entscheidung um?


Wie weiblich und männlich ist unser Gehirn?

Männer können besser einparken und Frauen sind sprachlich begabter?
Dass sich die Gehirne von Männern und Frauen grundlegend
unterscheiden, ist eine weit verbreitete Vorstellung. Doch neue
Forschung zeigt: Das Gehirn gleicht eher einem bunten Mosaik aus
männlichen und weiblichen Merkmalen. Quarks begibt sich auf eine Reise
in unser Gehirn.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 6. April 2018
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FEATURE/1002: Deutschlandfunk Kultur - Unsere Sucht nach Soja, 10.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die tropische Wunderbohne

Unsere Sucht nach Soja

Von Dirk Asendorpf

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 10. April 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Eiweißpflanzen wie Ackerbohne oder Erbse werden in Deutschland kaum
noch angebaut, der Rapsboom zur Biodiesel-Erzeugung hat den Trend noch
verstärkt. Das Eiweiß im Viehfutter stammt zu großen Teilen aus
importierter Soja. Doch die Gülle der damit erzeugten Tiere bleibt in
Deutschland. Dieser globale Nährstofftransport beflügelt das
Agrobusiness, hat aber gravierende Folgen und Nebenwirkungen. In den
Herkunftsländern der Soja - vor allem Brasilien, Argentinien und USA -
führt er zu genveränderten Monokulturen und bedroht den Regenwald, bei
uns steigt die Nitratbelastung des Grundwassers. EU, Bundes- und
Landesregierungen wollen den Trend umkehren.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 3. April 2018
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FEATURE/1001: Deutschlandfunk - Terror in den Südstaaten, 10.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Terror in den Südstaaten

Die Lynchjustiz an Afroamerikanern wirkt bis heute nach

Von Thomas Reintjes

Deutschlandfunk 2018

Das Feature

Dienstag, 10. April 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Thomas Miles wurde 1912 in Louisiana brutal gelyncht, weil er mit
einer weißen Frau geflirtet haben soll. Er ist einer von mehr als
4.000 Afroamerikanern, die zwischen 1877 und 1950 vor allem in den
Südstaaten der USA ein Opfer der Lynchjustiz wurden. Opfer wurden aus
Arrestzellen geholt, während Polizei und Justiz zusahen. Die Täter
gingen straffrei aus. Die Familie von Thomas Miles floh wie viele
Hunderttausende vor dem Terror aus den Südstaaten. Sie wurde damit
Teil der Great Migration, der größten Völkerwanderung innerhalb eines
Staates. Die Opfer der Lynchjustiz haben bisher wenig Anerkennung oder
Wiedergutmachung erfahren.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 3. April 2018
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HÖRSPIEL/1735: WDR 3 - "Paul Temple und der Fall Alex" von Francis Durbridge, 9.-16.4.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Paul Temple und der Fall Alex

Von Francis Durbridge

aus dem Englischen von Marianne de Barde

Komposition: Hans Jönsson

Technische Realisation: Erhard Hafner und Harro Beuth

Regie: Otto Düben

Produktion: WDR 1968/jeweils ca. 30'

WDR 3 Hörspiel

Dienstag, 10.04.2018, 19.04 - 20.00 Uhr, WDR 3

11. April 2018, 19.04 - 19.35 Uhr | WDR 3

12. April 2018, 19.04 - 19.35 Uhr | WDR 3

16. April 2018, 19.04 - 19.35 Uhr | WDR 3

17. April 2018, 19.04 - 19.35 Uhr | WDR 3

18. April 2018, 19.04 - 19.35 Uhr | WDR 3

19. April 2018, 19.04 - 19.35 Uhr | WDR 3



Mit der spannungsgeladenen Krimi-Serie um Paul Temple hat sich Francis
Durbridge unvergessen gemacht. 1949 brachte der WDR die erste Folge.
Anlässlich des 20. Todestages von Durbridge sendet WDR 3 den 12. Fall
der berühmten Reihe.


Der Meisterdetektiv kehrt zurück 

Er war einer der erfolgreichsten Autoren von Kriminalthrillern für
Funk und Fernsehen. Francis Durbridges Geschichten von Paul Temple
wurden als Hörspiele, Zeitungsromane, Magazingeschichten, Filme und
Fernsehserien realisiert. Jahrelang grassierte ein regelrechtes
Paul-Temple-Fieber, weit über die Grenzen Englands hinaus. Auch in
"Paul Temple und der Fall Alex" muss der Meisterdetektiv mit seiner
Frau Steve, die ihm wie immer bei der Aufklärung seiner mysteriösen
Mordfälle assistiert, gefährliche Stunden überstehen, ehe er nach
einer Reihe verwegener Aktionen den skrupellosen Drahtzieher entlarvt.

Redaktion: Thomas Leutzbach

 * 

Quelle:

Programmtip vom 9. April 2018
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MUSIK/2529: BR Klassik - Konzert mit dem Cuarteto SolTango, 10.4.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. April 2018

BR-KLASSIK/Studiokonzert

Konzert mit dem Cuarteto SolTango 

Die Mitglieder des Cuarteto SolTango

Thomas Reif, Violine

Karel Bredenhorst, Violoncello

Andreas Rokseth, Bandoneon

Martin Klett, Klavier

Moderation: Falk Häfner

Live-Übertragung:

Dienstag, 10. April 2018, von 20.05 bis 22.30 Uhr



Tango mit orchestralem Klang und kammermusikalischer Verve, aber auch
spannende Neubearbeitungen klassischer Werke - dafür steht das
Cuarteto SolTango, das am 10. April 2018 in der Reihe der 
BR-KLASSIK-Studiokonzerte im Münchner Funkhaus zu Gast ist. Thomas Reif
(Violine), Karel Bredenhorst (Violoncello), Andreas Rokseth
(Bandoneon) und Martin Klett (Klavier) präsentieren Werke von Dmitri
Schostakowitsch, Kurt Weill und Astor Piazzolla sowie Tangos der
1940er Jahre . Konzertbeginn ist um 20.00 Uhr, BR-KLASSIK überträgt
live im Radio.

Alle vier Mitglieder des seit zehn Jahren bestehenden Cuarteto
SolTango sind klassisch ausgebildete Musiker, die jedoch den Tango so
spielen, "als wären sie dafür geboren", wie das Magazin "The Strad"
einmal über sie schrieb. Mit seinem Programm bietet das Ensemble aber
nicht nur Repertoire aus der Goldenen Ära des Tango, sondern verleiht
dem Bandoneon auch durch Bearbeitungen klassischer Werke eine
überzeugende Stimme. Durch den Abend führt Falk Häfner.


Das Programm

Dmitri Schostakowitsch:

Präludium, aus: "Hornisse", Suite

Kurt Weill:

4 Sätze aus: "Die Dreigroschenoper"

Astor Piazzolla:

"Homenaje a Córdoba"

Dmitrij Schostakowitsch:

Klaviertrio Nr. 1 c-Moll, op. 8

Tangos der 1940er-Jahre

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 6. April 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk

Anstalt des öffentlichen Rechts
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GENETIK/548: Alt und gesund - neue Gene für die Langlebigkeit von Säugetieren gefunden (idw)


Leibniz-Institut für Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut e.V. (FLI) - 04.04.2018

Alt und gesund: Forscher finden neue Gene für die Langlebigkeit von Säugetieren



Über die genetischen Grundlagen eines langen Lebens ist wenig bekannt. Und
ob die Erkenntnisse, die in kurzlebigen Organismen bereits gewonnen werden
konnten, auf langlebige Säugetiere oder gar den Menschen übertragbar sind,
ist fraglich. Forschern des Leibniz-Instituts für Alternsforschung (FLI)
ist es nun in einem Kooperationsprojekt gelungen, durch genetische
Vergleiche lang- und kurzlebiger Nagetiere neue Gene zu identifizieren,
die möglicherweise die Langlebigkeit und das gesunde Altern von
Säugetieren beeinflussen. Die Ergebnisse sind jetzt in der Fachzeitschrift
PLoS Genetics erschienen.

Jena. Menschen sind anderen Säugetieren genetisch sehr ähnlich. Sie teilen
je nach Verwandtschaftsgrad zwischen 80 und 98% ihrer genetischen
Ausstattung mit uns. Trotzdem gibt es einerseits sehr kurzlebige,
andererseits sehr langlebige Säugetiere. Die Frage, wie und wo sich diese
Unterschiede genetisch festmachen lassen, ist nach wie vor weitestgehend
unbeantwortet. Forscher des Leibniz-Instituts für Alternsforschung -
Fritz-Lipmann-Institut (FLI) in Jena haben sich deshalb gemeinsam mit
Kollegen vom Leibniz-Institut für Zoo- und Wildtierforschung (IZW) aus
Berlin und der Abteilung für Allgemeine Zoologie an der Universität
Duisburg-Essen daran gemacht, die genetischen Daten von 17 verschiedenen
Nagetierarten zu vergleichen. Bei dieser Tiergattung sind die Unterschiede
in der Lebensdauer und Krankheitsanfälligkeit trotz eines sehr engen
Verwandtschaftsgrades besonders gravierend: Kleine Nagetiere wie Mäuse
oder Ratten leben nur zwei bis drei Jahre, während Mulle oder Chinchillas
zwischen 20 und 30 Jahre alt werden können und dabei weitestgehend gesund
bleiben - eine einzigartige Spannbreite, die die Suche nach
Langlebigkeits-Genen erst möglich macht.

Im Ergebnis fanden die Forscher 250 Gene, die gehäuft in langlebigen
Spezies unter- und in kurzlebigen Spezies überaktiviert waren und so
möglicherweise im Rahmen der Evolution positiv für ein langes, gesundes
Leben selektioniert worden sind. Darunter sind auch neue
Langlebigkeits-Gene wie RHEBL1, AMHR2, PSMG1 oder AGER, die bislang nicht mit
Alternsprozessen in Verbindung gebracht wurden, jedoch im Menschen an der
Entstehung alternsassoziierter Krankheiten wie Krebs oder Alzheimer
beteiligt sind. Insofern ist das Ergebnis auch für den langlebigen, eher
krankheitsanfälligen Menschen von Interesse, denn die langlebigen Nager
teilen immerhin etwa 85% ihrer Gene mit uns, altern jedoch vergleichsweise
gesund. Die Ergebnisse des Interspezies-Vergleichs wurden jetzt in der
Fachzeitschrift PLoS Genetics veröffentlicht.

Die Aufgaben der Langlebigkeits-Gene

Weil die Genome vieler Nagetierarten bereits seit Längerem entschlüsselt
sind und auch die Funktionen einzelner Gene weitestgehend bekannt sind,
können aus den Ergebnissen des Genvergleichs Rückschlüsse gezogen werden,
welche Körperfunktionen sich in langlebigeren Nagern von denen ihrer
kurzlebigen Verwandten unterscheiden. So zeigt sich, dass die lange
Lebensspanne in Mullen oder Chinchillas mit einem veränderten Umgang mit
den chemischen Wirkmolekülen der "freien Radikale" sowie Veränderungen des
Gewebeerhalts, der Zellatmung und der Proteinherstellung verbunden
sind - alles wichtige Bestandteile für das Wachstum eines Organismus. Hier
scheint sich ein bereits bekannter Zielkonflikt zwischen schnellem
Wachstum oder einer langen Lebensspanne zu bestätigen: Die Gene, die ein
Tier schnell wachsen lassen, tragen später zu einem beschleunigten Altern
und einer kurzen Lebensspanne bei, weil sie nicht mehr vollständig
deaktiviert werden können und dem Organismus dadurch schaden. In
langlebigen Lebewesen bleiben diese Gene in der Wachstumsphase hingegen
eher unteraktiviert; die Organismen wachsen langsamer, werden dafür aber
älter.

Weiterer Forschungsbedarf

Es gibt sehr verschiedene Gründe, warum im Laufe einer milliardenlangen
Evolution das Genom dem Zwang unterworfen ist, sich zu verändern und an
Umweltbedingungen anzupassen. Die Identifikation der Langlebigkeits-Gene
ist deshalb nur ein erster Schritt zur Ableitung hypothetischer
Zusammenhänge, die in Folgestudien weiter geprüft werden müssen. Gerade
die neu identifizierten Gene aber werden auch im Menschen mit der
Entstehung altersbedingter Krankheiten in Verbindung gebracht. Eine
weitere Analyse ihres genauen Einflusses im Hinblick auf ein langes,
gesundes Leben kann damit in der Zukunft neue Ansatzpunkte zur Vermeidung
oder Therapie von Alternskrankheiten liefern.


Publikation

Sahm A, Bens M, Szafranski K, Holtze S, Groth M, Görlach M, Calkhoven C,
Müller C, Schwab M, Kraus J, Kestler HA, Cellerino A, Burda H, Hildebrandt
T, Dammann P, Platzer M. 

Long-lived rodents reveal signatures of positive
selection in genes associated with lifespan. 

PLoS Genetics 14(3), 

doi:
https://doi.org/10.1371/journal.pgen.1007272.


Hintergrundinformation

Das Leibniz-Institut für Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut (FLI)
in Jena widmet sich seit 2004 der biomedizinischen Alternsforschung. Über
330 Mitarbeiter aus 30 Nationen forschen zu molekularen Mechanismen von
Alternsprozessen und alternsbedingten Krankheiten. 

Näheres unter 

www.leibniz-fli.de

Weitere Informationen finden Sie unter

www.leibniz-fli.de - Webseite Leibniz-Institut für Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut (FLI) Jena

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution517

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut e.V. (FLI)

Dr. Kerstin Wagner, 04.04.2018
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ERNÄHRUNG/1434: Richtige Ernährung im Alter - so wichtig wie Medizin (idw)


Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin e. V. - 04.04.2018

Richtige Ernährung im Alter - so wichtig wie Medizin



Ernährungsgewohnheiten und der Stoffwechsel ändern sich mit dem Alter:
Senioren über 70 sind körperlich meist nicht mehr so aktiv wie in jüngeren
Jahren, Grundumsatz und Kalorienbedarf sinken, der Appetit nimmt ab.
Dennoch bleibt der Bedarf an Vitaminen und Spurenelementen unverändert
hoch. Im Vorfeld ihres Jahreskongresses warnen die Internisten daher vor
Mangel- und Fehlernährung in den höheren Lebensjahren. Wie eine optimale
Ernährung im Alter aussieht, was Senioren stärkt und was ihnen schadet -
darüber informieren Experten auf der Vorab-Pressekonferenz zum 124.
Internistenkongress der Deutschen Gesellschaft für Innere Medizin e.V.
(DGIM) in Mannheim am 12. April 2018.

Besonders deutlich werden die Besonderheiten des Alters am Beispiel des
Vitamin D, das für den Kalziumhaushalt und den Knochenaufbau wichtig ist.
Der Körper kann das Vitamin zwar selbst herstellen, benötigt hierfür aber
den UV-B-Anteil des Sonnenlichts. Bei Senioren kommen nun zwei Probleme
zusammen: Zum einen kann gealterte Haut weniger Vitamin D produzieren, zum
anderen halten sich ältere Menschen in der Regel weniger oft im Freien auf
- besonders, wenn sie pflegebedürftig oder gar bettlägerig sind. "Dann ist
es unmöglich, den Bedarf aus natürlichen Lebensmitteln zu decken", sagt
Professor Dr. med. Jürgen M. Bauer, Ärztlicher Direktor des Agaplesion
Bethanien Krankenhauses Heidelberg und rät Senioren daher zur Einnahme von
Vitamin D-Präparaten.

Jenseits des 70. Lebensjahres sollte die Ernährung zudem so ausgelegt
sein, dass das Körpergewicht weitgehend stabil bleibt. Eine starke
Gewichtsabnahme betrifft bei Senioren überwiegend die Muskeln und birgt
die Gefahr einer Sarkopenie in sich, also eines übermäßigen Verlusts an
Muskelmasse und -kraft. In der Folge nehmen die Sturzneigung und das
Frakturrisiko zu. "Muskelmasse, die einmal abgebaut ist, kann im Alter nur
schwer wieder antrainiert werden", sagt Bauer. Daher solle dem Muskelabbau
frühzeitig begegnet werden - zum einen durch Bewegung, zum anderen durch
eine gute Proteinversorgung. Um diese zu gewährleisten, sollten Senioren
täglich 1,0 bis 1,2 Gramm Protein pro Kilogramm Körpergewicht zu sich
nehmen. Wenn die Muskelmasse bereits stark abgenommen hat, werden sogar
1,4 Gramm empfohlen. Dabei muss nicht unbedingt auf Fleisch als
Proteinquelle zurückgegriffen werden. Hochwertige Milchprodukte mit hohem
Leucingehalt - wie etwa Hartkäse - und pflanzliche Proteine können den
Bedarf ebenfalls decken.

Für die Abnahme der muskulären Fitness im Alter kommt neben dem
Proteinmangel weiteren Mechanismen wesentliche Bedeutung zu. Hier scheinen
auch entzündliche Prozesse und oxidativer Stress eine wesentliche Rolle
spielen. Ernährungsmediziner raten Senioren daher, auch ausreichend Obst
und Gemüse als Quelle von Antioxidantien, sowie Fisch als Quelle von
Omega-3-Fettsäuren zu sich zu nehmen.

"In einer Zeit, in der Nahrung praktisch immer und überall zur Verfügung
steht, haben wir den Luxus, uns aussuchen zu können, was wir essen", sagt
Professor Dr. med. Cornel C. Sieber aus Nürnberg/Regensburg,
DGIM-Vorsitzender und Kongresspräsident des 124. Internistenkongresses. Hier
klug zu entscheiden könne helfen, in jungen Jahren Übergewicht zu
vermeiden und einer Mangelernährung im Alter vorzubeugen. In jedem Alter
sei eine hochwertige, den individuellen Bedürfnissen angepasste Ernährung
die wichtigste Gesundheitsvorsorge - möglichst kombiniert mit Bewegung.
"Eine bessere Medizin gegen das Altern haben wir ganz einfach nicht."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1248

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin e. V., Janina Wetzstein, 04.04.2018

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/3817: Aufklärung nach 60 Jahren - Wozu Grübchen in der Zellmembran von Muskelzellen gut sind (idw)


Universitätsklinikum Jena - 05.04.2018

Aufklärung nach 60 Jahren: Wozu Grübchen in der Zellmembran von Muskelzellen gut sind



Wissenschaftlern des Uniklinikums Jena ist es gelungen, die Funktion von
Caveolen in der Zellmembran aufzuklären. Sie identifizierten die für die
Bildung dieser Einstülpungen in der Zellhülle entscheidenden Proteine und
zeigten, dass beim Fehlen eines Proteins, das für die Krümmung der Membran
sorgt, zu wenige Caveolen entstehen. Dadurch werden die Muskelzellen
anfällig für mechanische Schäden, wie sie bei erblichen
Muskelschwunderkrankungen beobachtet werden.

Die Wissenschaftler kennen sie seit über 60 Jahren: kleine, recht
gleichförmige Einbuchtungen in der Oberfläche verschiedener Zelltypen,
sogenannte Caveolen. Muskelzellen und die Zellauskleidungen von
Blutgefäßen haben besonders viele dieser Grübchen in der Zellmembran. Sie
sind im Durchmesser tausendmal kleiner als ein Haar und daher nur im
Elektronenmikroskop sichtbar. Doch welche Funktion haben Caveolen?

Zunächst wurde angenommen, dass sie Zwischenstufen von
Einschnürungsprozessen an der Plasmamembran sind, bei denen Bläschen zum
Stofftransport ins Zellinnere gebildet werden. Diese Funktion kannte man
von anderen Abschnürungsprozessen an der Plasmamembran - leider hatten
Generationen von Wissenschaftlern aber große Schwierigkeiten beim Nachweis
irgendeines Frachtmoleküls, das gezielt über Caveolen in die Zelle
transportiert wird. Diese Hypothese wurde daher schließlich ad acta
gelegt.

Neuere Untersuchungen deuteten dann darauf hin, dass Caveolen vielleicht
Plattformen für Signalvermittlungsprozesse sind oder eine Form von
mechanischen Sensoren darstellen könnten. Denn bestimmte erbliche
Erkrankungen, wie spezielle Formen von Muskelschwund, hängen mit einem
Mangel an Caveolen zusammen. Bekannt sind bei solchen Erkrankungen
Mutationen, durch die die charakteristischen Hüllproteine der
Einstülpungen, die Caveoline, nicht richtig gebildet werden.

Doch das ist nur ein Indiz, noch nicht der Nachweis, dass die fehlenden
Grübchen in der Zellmembran eine Muskelschädigung bewirken. Caveolenmangel
und Muskeldystrophie könnten ebenso gut voneinander unabhängige Folgen der
beschädigten Caveoline sein, denn diese Proteine sind nachgewiesenermaßen
multi-tasking-fähig. "Die Funktion der Caveolen ist also längst nicht
verstanden", so PD Dr. Michael Kessels. "Das liegt auch daran, dass es
bislang nicht möglich war, die Entstehung der Caveolen von der bloßen
Anwesenheit der Caveolin-Proteine zu entkoppeln."

Syndapin III steuert die Caveolenbildung

Genau das ist Biochemikern am Uniklinikum Jena gelungen: Die
Wissenschaftler um Prof. Dr. Britta Qualmann und PD Dr. Michael Kessels
identifizierten ein Protein in den Muskelzellen, das die Bildung von
Caveolen bewirkt. Von dem Syndapin III genannten Protein war bekannt, dass
es - zumindest im Reaktionsgefäß - an der Ausbildung von Krümmungen in der
Membranoberfläche beteiligt ist. Deswegen untersuchten die Wissenschaftler
Mäuse, die das Protein nicht herstellen konnten. "Obwohl diese Tiere
genauso viele Caveoline produzierten und diese Hüllproteine auch im
gleichen Maße an der Zellmembran zu finden waren wie in gesunden Tieren,
war die Caveolenbildung in den Zellmembranen ihrer Muskelzellen doch stark
gestört", so Britta Qualmann.

Den Nachweis dafür erbrachten die Biochemiker unter dem
Elektronenmikroskop. "Wir konnten die Proteine Syndapin III und das
Muskelzell-Caveolin sowohl in isolierten Herzmuskelzellen, als auch direkt
im Herzen und in Skelettmuskeln an der Zellmembran nachweisen", betont Dr.
Eric Seemann. Dem Biologen gelang es mit Hilfe ausgefeilter
Präparationstechniken, das Krümmungsprotein Syndapin III unmittelbar an
der Membran sichtbar zu machen. Anhand von dreidimensionalen Reliefs
ganzer Membranareale konnten die Forscher genau bestimmen, wie viele und
wie tief eingestülpte Caveolen es bei normalen und bei Mäusen ohne
Syndapin III gibt.

Grübchen schützen die Membran vorm Zerreißen

Die Tiere ohne Syndapin III wiesen nicht nur weit weniger
Caveolin-bedeckte Grübchen in den Membranen von Muskelzellen auf als normal. Ihre
Skelettmuskel zeigten auch Defekte, die denen von erblichen
Muskelschwunderkrankungen entsprachen und nur unter Belastung auftraten.
Michael Kessels: "Unsere Vermutung war deshalb, dass caveoläre
Einstülpungen wie eine Flexibilitätsreserve der Membran wirken, so dass
diese bei Einwirkung von Streckkräften nachgeben kann. Im täglichen Leben
kennt man das z.B. von der Rippenstruktur gestrickter Ärmelbündchen."

Dass so tatsächlich das Zerreißen der Zellmembran und damit der Tod von
Muskelzellen verhindert wird, haben die Wissenschaftler in isolierten
Zellen nachgespielt: Muskelzellen ohne Syndapin III, also ohne den Puffer
der Caveolen, konnten solchen Kräften viel weniger widerstehen als normale
Muskelzellen, ihre Zellmembranen rissen auf. Das ließ sich dann auch bei
Mäusen beobachten: Tiere ohne Syndapin III waren zwar zunächst völlig
unauffällig. Nach Einwirkung von mechanischen Belastungen - die Mäuse
mussten hierbei eine Art Fitness-Programm durchlaufen - waren allerdings
die ersten kleinen Schädigungen erkennbar.

"Mit dem Nachweis, dass Syndapin III die Ausformung der Caveolen steuert,
und dass diese kleinen Einstülpungen in der Zellmembran mechanische
Muskelschäden verhindern, sind wir einen Schritt weiter in der Aufklärung
von Bildung und Funktion der Caveolen - und im Verständnis einer ganzen
Gruppe von erblichen Muskeldystrophien", so Britta Qualmann.


Originalliteratur:

Eric Seemann, Minxuan Sun, et. a. Deciphering caveolar functions by
syndapin III KO-mediated impairment of caveolar invagination. Elife. 2017
Dec 5;6. pii: e29854. doi: 10.7554/eLife.29854.

https://elifesciences.org/articles/29854

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1461

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Jena, Dr. Uta von der Gönna, 05.04.2018
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FORSCHUNG/3816: Auf der Suche nach zellulärem Schutzmechanismen (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 05.04.2018

Forscher untersuchen zelluläre Schutzmechanismen



In unserem Körper wirken ständig mechanische Kräfte. Wie sich unsere
Zellen und Gewebe gegen mechanische Belastungen schützen, untersucht nun
eine Forschungsgruppe um den Zellbiologen Prof. Dr. Jörg Höhfeld von der
Universität Bonn. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft fördert die Arbeiten
in den nächsten drei Jahren mit knapp drei Millionen Euro.

Mechanische Kräfte spielen an vielen Stellen unseres Körpers eine
entscheidende Rolle. Muskeln und Herz erzeugen mechanische Kräfte. Haut
und Knochen müssen solchen Kräften widerstehen. In der Niere erfolgt eine
Filterung des Blutes unter ständiger mechanischer Belastung durch den
Blutdruck. Und auch bei der Wanderung von Zellen im Zuge der Immunabwehr
oder der Krebsentstehung üben mechanische Kräfte einen großen Einfluss
aus.

"Dabei kommt es fortwährend zu einer Beschädigung und einer Abnutzung der
Proteinbestandteile unserer Zellen", erläutert der Sprecher der neuen
Forschungsgruppe Prof. Jörg Höhfeld vom Institut für Zellbiologie der
Universität Bonn. "Die beschädigten Proteine müssen dann entsorgt und
durch neue ersetzt werden. Nur so können unsere Zellen weiterhin ihre
Aufgaben erfüllen." Welche Vorgänge bei der Entsorgung und Neubildung
mechanisch beschädigter Proteine zum Tragen kommen, untersucht nun ein
Verbund aus Forschern der Universitäten Bonn, Köln und Freiburg sowie des
Forschungszentrums Jülich und der Deutschen Sporthochschule Köln.

Die Forscher erwarten nicht nur neue Einblicke in grundlegende
Zellvorgänge, sondern auch die Aufdeckung der Ursachen von Muskel-,
Nieren- und Immun-Erkrankungen. Eine besondere Bedeutung hat das Vorhaben
aus sportmedizinscher Sicht. "Die Arbeiten sollten es erlauben,
Trainingsprogramme für den Muskelaufbau bei der Rehabilitation und im
Leistungssport zu verbessern", sagt Dr. Sebastian Gehlert von der
Deutschen Sporthochschule Köln. Die Forschungsgruppe wird in den nächsten
drei Jahren mit knapp drei Millionen Euro durch die Deutsche
Forschungsgemeinschaft gefördert.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, Johannes Seiler, 05.04.2018
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FORSCHUNG/3815: Neurowissenschaft - Wie man Gedächtniszellen im Gehirn umprogrammiert (dw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 03.04.2018

Wie man Gedächtniszellen im Gehirn umprogrammiert

Tübinger Neurowissenschaftler prägen Gehirnzellen neu und erforschen so,
wie das Ortsgedächtnis funktioniert



Langzeiterinnerungen an bestimmte Orte werden im Gehirn in sogenannten
Ortszellen gespeichert. Neurowissenschaftler unter Leitung von Dr. Andrea
Burgalossi vom Werner Reichardt Centrum für Integrative
Neurowissenschaften (CIN) der Universität Tübingen ist es gelungen, solche
Ortszellen "umzuprogrammieren", indem sie einzelne Neuronen direkt mit
elektrischen Impulsen anregten. Nach dieser Stimulation waren die Zellen
so "programmiert", dass ihre Aktivität sich von nun an nur noch auf den
Ort bezog, an dem die Stimulation stattgefunden hatte. Die Studie wird in
Cell Reports veröffentlicht.

Woher wissen wir, was gestern passiert ist, oder voriges Jahr? Wie
erkennen wir Orte, an denen wir gewesen sind, Menschen, die wir getroffen
haben? Unser Sinn für das Vergangene ist stets verbunden mit dem
Wiedererkennen des Gegenwärtigen. Zusammen sind sie der vielleicht
wichtigste Baustein unserer Identität. Erst unser Langzeitgedächtnis lässt
uns im Alltag funktionieren, von der trivialen Aufgabe, nicht den Weg zum
Büro zu vergessen und den Arbeitsbeginn zu versäumen, bis hin zu dem
Wissen, wer unsere Freunde und Familie sind.

Es liegt daher nahe, dass unser Gehirn sich auf sehr stabile Strukturen
stützt, um Langzeiterinnerungen zu speichern. Ein Beispiel sind
Erinnerungen an Orte, die wir einmal besucht haben. Unser Gehirn stellt zu
jedem Ort, den wir erstmalig sehen, eine Zahl Neuronen im Hippocampus
(eine zentrale Hirnstruktur mit wichtigen Gedächtnisaufgaben) bereit: die
Ortszellen. Die Erinnerung an eine bestimmte Umgebung wird als spezifische
Kombination von Ortszell-Aktivität im Hippocampus gespeichert: eine
"Ortskarte". Solche Ortskarten bleiben stabil, während wir uns in einer
Umgebung bewegen. Kommen wir jedoch an neue Orte, werden die Karten
gewissermaßen neu gemischt, so dass für jede Umgebung eine eigene
Ortskarte entsteht.

Bisher wusste man wenig über die Mechanismen, die dieser Reorganisation
von Ortszellaktivität zugrunde liegen. Im Jahr 2016 hatten Tübinger
Neurowissenschaftler unter Leitung von Dr. Andrea Burgalossi bereits
zeigen können, dass inaktive, "schlafende" Ortszellen durch elektrische
Stimulation aktiviert werden und zu funktionierenden Ortszellen im
Rattengehirn werden können. Die Forschergruppe hat auf dieser Arbeit
aufgebaut und nun Hinweise gefunden, dass Ortszellen bei weitem nicht so
stabil sind wie gedacht. Sie können sogar "umprogrammiert" werden.

Der weltweit einzigartige Laboraufbau der Forscher nutzt juxtazelluläre
Aufzeichnungen und Stimulation in Tieren, die sich in einer Arena im Labor
frei bewegen: Bei dieser Methode werden die winzigen elektrischen Ströme
entlang einzelner Ortszellen mit haarfeinen Elektroden gemessen bzw.
ausgelöst. Mit Hilfe dieses Versuchsaufbaus nahmen sie sich nun einzelne
Ortszellen im Mäusegehirn vor und stimulierten diese - allerdings an
anderen Orten als denen, auf die sie zuvor mit Aktivität reagiert hatten.
In einer signifikanten Zahl der Fälle ließ sich die Aktivität der
Ortszellen umprogrammieren. Die Zelle feuerte nun nicht mehr, wenn die
Maus den ursprünglich Aktivität auslösenden Ort innerhalb der Arena
betrat, sondern nur noch an dem Ort, an dem Stimulation stattgefunden
hatte.

"Die Vorstellung, dass Ortszellen stabile Einheiten sind, haben wir damit
über den Haufen geworfen", sagt Andrea Burgalossi. "Sogar innerhalb
derselben Umgebung können wir individuelle Zellen umprogrammieren, indem
wir an bestimmten Orten stimulieren. Damit sind wir den grundlegenden
Mechanismen, auf denen Gedächtnisbildung basiert, ein Stückchen näher." In
der nahen Zukunft hoffen die Wissenschaftler mehrere Neuronen gleichzeitig
umzuprogrammieren, um die Formbarkeit von ganzen Ortskarten zu
untersuchen. "Bisher haben wir einzelne Zellen umprogrammiert. Es wäre
interessant zu wissen, wie sich das auf die Ortskarte im Gehirn auswirkt.
Wir würden zu gern herausfinden, wie viele Zellen wir mindestens
umprogrammieren müssen, um eine echte Erinnerung zu verändern."

Publikation:
Maria Diamantaki, Stefano Coletta, Khaled Nasr, Roxana Zeraati, Sohie
Laturnus, Philipp Berens, Patricia Preston-Ferrer, Andrea Burgalossi:
Manipulating Hippocampal Cell Activity by Single-Cell Stimulation in
Freely-Moving Mice. In: Cell Reports (im Druck), 3. April 2018.


Die Universität Tübingen 

Die Universität Tübingen gehört zu den elf deutschen Universitäten, die
als exzellent ausgezeichnet wurden. In den Lebenswissenschaften bietet sie
Spitzenforschung im Bereich der Neurowissenschaften, Translationalen
Immunologie und Krebsforschung, der Mikrobiologie und Infektionsforschung
sowie der Molekularbiologie. Weitere Forschungsschwerpunkte sind die
Geo- und Umweltforschung, Archäologie und Anthropologie, Sprache und Kognition
sowie Bildung und Medien. Mehr als 28.400 Studierende aus aller Welt sind
aktuell an der Universität Tübingen eingeschrieben. Ihnen steht ein
Angebot von rund 300 Studiengängen zur Verfügung - von der Ägyptologie bis
zu den Zellulären Neurowissenschaften.

Werner Reichardt Centrum für Integrative Neurowissenschaften (CIN)

Das Werner Reichardt Centrum für Integrative Neurowissenschaften (CIN) ist
eine interdisziplinäre Institution an der Eberhard Karls Universität
Tübingen, finanziert von der Deutschen Forschungsgemeinschaft im Rahmen
der Exzellenzinitiative von Bund und Ländern. Ziel des CIN ist es, zu
einem tieferen Verständnis von Hirnleistungen beizutragen und zu klären,
wie Erkrankungen diese Leistungen beeinträchtigen. Das CIN wird von der
Überzeugung geleitet, dass dieses Bemühen nur erfolgreich sein kann, wenn
ein integrativer Ansatz gewählt wird.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution81
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GENTECHNIK/282: Abwehrzellen genetisch effizient verändern (idw)


Universität Basel - 05.04.2018

Abwehrzellen genetisch effizient verändern



Eine neue Methode ermöglicht es, Gene in lebenden T-Zellen von Mäusen
schnell und effizient zu modifizieren. Als Werkzeug kommen Plasmide zum
Einsatz, die sich in der Gentechnik seit Langem bewährt haben. Das
berichten Forscher vom Departement Biomedizin der Universität Basel und
des Universitätsspitals Basel im «Journal of Immunology».

Mit molekularbiologischen Verfahren wie der als Genschere bekannten
Methode Crispr-Cas9 lassen sich Gene in lebenden Zellen gezielt verändern.
Nun haben Wissenschaftler das Verfahren so angepasst, dass sie damit die
für die Immunabwehr wichtigen T-Zellen von Mäusen effizient genetisch
verändern konnten. Diese direkte Manipulation von Immunzellen eröffnet
neue Möglichkeiten für die Forschung und könnte die aufwändige Züchtung
von gentechnisch veränderten Mäusen reduzieren.

Von der Maus in die Maus

Für ihre Studie entnahmen die Forscher um Prof. Dr. Lukas Jeker von
Universität und Universitätsspital Basel T-Zellen von einer Maus und
kultivierten sie im Labor. Verpackt in ein Plasmid - ein bewährtes
Transportvehikel, um fremde Gene in Zellen einzuschleusen - brachten sie
anschliessend per Stromstoss zwei Elemente in die Zellen ein:
RNA-Moleküle, die an einen bestimmten Abschnitt der doppelsträngigen DNA
andocken, und das Protein Cas9, das die DNA an dieser Stelle schneidet.

Durch die einsetzende, oft fehlerhafte Reparatur wird das betreffende Gen
ausgeschaltet; möglich ist auch, einzelne DNA-Bausteine im Erbgut
umzuschreiben. Dies ist jedoch deutlich schwieriger und weniger effizient.
Zwei Tage nach der Entnahme wurden die Zellen wieder in Mäuse
transferiert.

Voll funktionsfähig

Die veränderten T-Zellen überlebten in der Empfängermaus und waren voll
funktionsfähig: Sie vermehrten sich, wanderten in Lymphknoten und Milz und
verhielten sich während einer Infektion wie erwartet. Damit erfüllten sie
die Voraussetzungen, die für einen allfälligen therapeutischen Einsatz
genetisch veränderter T-Zellen erforderlich sind.

Mittels eigens entwickelten Tests konnten die Forscher die Effizienz von
kleinsten, präzisen Mutationen weiter steigern. Zudem gelang es ihnen, mit
der Methode eine Mutation im Foxp3-Gen zu reparieren, die in Mäusen
schwere Autoimmunerkrankungen verursacht. Da sich das Verfahren einfacher
Mittel bedient, ist seine Verwendung auch für Forschungsgruppen mit
limitiertem Budget interessant.

«Unsere Methode erlaubt die gezielte Genchirurgie in T-Zellen und eröffnet
neue Perspektiven für die Erforschung des Immunsystems sowie
möglicherweise auch für die Entwicklung neuer T-Zell-basierter Therapien»,
sagt Lukas Jeker, Professor für Experimentelle Transplantationsimmunologie
und Nephrologie an der Universität Basel.

T-Zell-Therapien feiern zurzeit grosse Erfolge in der Bekämpfung von
Krebs. Es besteht deshalb die Hoffnung, dass die genetische
Umprogrammierung von menschlichen

T-Zellen in Zukunft für die Behandlung von Krebs aber auch von
Autoimmunkrankheiten, schweren Infektionen oder in der
Transplantationsmedizin zur Anwendung kommen könnte. Die Forschungsgruppe
arbeitet deshalb daran, die Technik zu verfeinern und auf menschliche
T-Zellen zu übertragen.


Originalbeitrag

Mara Kornete, Romina Marone and Lukas T. Jeker

Highly Efficient and Versatile Plasmid-Based Gene Editing in Primary T
Cells

The Journal of Immunology (2018), doi: 10.4049/jimmunol.1701121

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74
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Universität Basel, Reto Caluori, 05.04.2018
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RAUCHEN/542: Studie zeigt - Junge Dampfer werden öfter zu Rauchern (DGP)


Deutsche Gesellschaft für Pneumologie und Beatmungsmedizin - 6. April 2018

Studie zeigt: Junge Dampfer werden öfter zu Rauchern

DGP: Wir brauchen endlich ein Werbeverbot!



Berlin - Jugendliche, die mit E-Zigaretten experimentieren, werden mit
höherer Wahrscheinlichkeit auch zur Tabakzigarette greifen. Eine
aktuelle Studie (1) ergab, dass 22 Prozent der Jugendlichen, die
bereits mit E-Zigarette Erfahrungen gemacht hatten, in der Folge auch
Tabakzigaretten rauchten - bei ihren nie-rauchenden Altersgenossen
waren es nur 10 Prozent. Um junge Menschen vor Tabaksucht und ihren
Folgen zu schützen, fordert die Deutsche Gesellschaft für Pneumologie
und Beatmungsmedizin (DGP) seit Jahren ein umfassendes Werbeverbot.

Die Ergebnisse der Erhebung, die von der Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) initiiert wurde, decken sich mit
denen internationaler Studien (2). "Das breite Angebot an
Geschmacks- und Aromastoffen für E-Zigaretten machen das Rauchen bei
jungen Menschen wieder beliebter", sagt Professor Dr. med. Berthold
Jany, Pastpräsident der DGP. "Das ist alarmierend, nachdem die
Raucherquote unter den 12- bis 17-Jährigenmithilfe intensiver
Präventionsarbeit auf einen historischen Tiefstand von 7,4 Prozent
zurückging."

Im Gegensatz zu Tabak enthalten E-Zigaretten keine
Verbrennungsprodukte und gelten deshalb als weniger
gesundheitsschädlich als Tabakzigaretten. Unbedenklich sind sie
deswegen trotzdem nicht, betont Jany. "Noch lässt sich nicht mit
Sicherheit sagen, wie die Substanzen im Dampfer E-Zigarette sich
langfristig auf die Lunge auswirken. Da sie jedoch das süchtig
machende Nikotin enthalten, können sie den Einstieg ins Tabakrauchen
bereiten." Die Annahme, dass E-Zigarette bei der Tabakentwöhnung
helfen, wird von der aktuellen Studienlage nicht bestätigt.

In einem Positionspapier (5) fordert die DGP deshalb, dass
E-Zigaretten genau wie Tabakprodukte als gesundheitsgefährdende
Suchtmittel zu behandeln sind. Ihr Verkauf und ihre Vermarktung
sollten denselben gesetzlichen Regularien unterliegen wie
Tabakprodukte. Doch Deutschland hängt in Sachen Tabakkontrolle
hinterher, wie DGP-Experte Jany betont. Seit den Schockbildern auf
Zigarettenpackungen hat die Bundesregierung keine Maßnahmen mehr
eingeleitet, um auf die gesundheitsschädigende Wirkung von Tabak
hinzuweisen. Das geplante Werbeverbot für Tabakwaren wurde in letzter
Minute aus dem Koalitionsvertrag gestrichen.


(1) M. Morgenstern, A. Nies, M. Goecke, R. Hanenwinkel.
E-Zigaretten und Einstieg in den Konsum konventioneller Zigaretten -
Eine Kohortenstudie bei Jugendlichen der Klasse 10. Dt. Ärzteblatt

(2) Soneji S, Barrington-Trimis JL, Wills TA, et al. Association
between initial use of e-cigarettes and subsequent cigarette smoking
among adolescents and young adults: a systematic review and
meta-analysis. JAMA Pediatr 2017; 171: 788-797

(3) McConnell R, Barrington-Trimis JL, Wang K et al.
Electronic-cigarette "Use and Respiratory Symptoms in Adolescents'".
Am J Respir Crit Care Med 2017; 195: 1043-1049

(4) Hyun-Wook et al., E-cigarette smoke damages DNA and reduces repair
activity in mouse lung, heart, and bladder as well as in human lung
and bladder cells, PNAS 2018

(5) D. Nowak et. al "Positionspapier der Deutschen Gesellschaft für
Pneumologie und Beatmungsmedizin e. V. (DGP) zur elektronischen
Zigarette (E-Zigarette)". Pneumologie 2015; 69: 131-134
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HERZ/1046: Herzinsuffizienz - Was Medikamenten-Innovationen den Patienten bringen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 05.04.2018

Herzinsuffizienz: Was Medikamenten-Innovationen den Patienten bringen

In der medikamentösen Therapie der Herzinsuffizienz gibt es eine Reihe von
Innovationen, die auf der Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für
Kardiologie in Mannheim diskutiert werden.



Mannheim, 5. April 2018 - "Bei der medikamentösen Behandlung von
Herzinsuffizienz bringt Sacubitril/Valsartan die größte Neuerung innerhalb
der letzten zwanzig Jahre. Hier handelt es sich um einen wirklichen
Paradigmenwechsel, der von vielen Forschern kaum mehr für möglich gehalten
wurde", berichtet Prof. Dr. Michael Böhm (Homburg/Saar) auf einer
Pressekonferenz der 84. Jahrestagung der DGK in Mannheim, auf der vom 4.
bis zum 7. April 8.500 aktive Teilnehmer erwartet werden.

Die auch als ARNI (Angiotensin Rezeptor/Neprilysin Inhibitor) bezeichnete
Substanz ist seit 2016 auf dem Markt. Das Präparat ist in den USA und in
Europa für die Behandlung Erwachsener mit einer symptomatischen,
chronischen Herzinsuffizienz mit reduzierter Ejektionsfraktion zugelassen.
Sacubitril hemmt den Abbau der im Körper produzierten natriuretischen
Peptide. "Diese sorgen für eine erhöhte Natrium- und Wasserausscheidung
über den Harn und vermindern so die Belastung für das Herz. Natriuretische
Peptide senken auch den Blutdruck und schützen das Herz vor Fibrose, die
sich im Zuge der Herzinsuffizienz entwickeln kann", erklärt Prof. Böhm.
Valsartan blockiert die Rezeptoren, an die das Hormon Angiotensin II
normalerweise andockt, unterbindet die schädlichen Auswirkungen des
Hormons auf das Herz und senkt außerdem den Blutdruck durch eine Weitung
der Blutgefäße.

"Dieses Wirkungsprinzip ist besser als das der ACE-Hemmer allein, die
viele Millionen Herzinsuffizienz-Patienten einnehmen", so Prof. Böhm.
"Achtet man auf den Blutdruck und die üblichen Ausschlusskriterien, etwa
eine Glomeruläre Filtrationsrate (GFR) kleiner als 30 Prozent, so sollten
alle Patienten mit signifikanter Herzinsuffizienz auf Sacubitril/Valsartan
umgestellt werden." Eine große Hürde für diese Umstellung stelle
allerdings der Preis dar: Sacubitirl/Valsartan kostet etwa hundert-mal so
viel wie ACE-Hemmer.

Ivabradin

Ivabradin ist ein If-Kanal-Hemmer mit Herzfrequenz-senkender Wirkung. Der
Wirkstoff wird zur symptomatischen Behandlung der chronischen stabilen
Angina Pectoris bei Patienten mit koronarer Herzkrankheit und
Sinusrhythmus eingesetzt, wenn die Patienten Betablocker nicht vertragen.
Er kann auch als Zusatztherapie zu Betablockern eingesetzt werden. Prof.
Böhm: "Allerdings zeigte die EDIFY-Studie, dass die Behandlung mit
Ivabradine keine Verbesserung bei der Herzfrequenz-Reduktion von
Herzinsuffizienz-Patienten mit erhaltener linksventrikulärer Pumpfunktion
(HFpEF) brachte und sie wird daher nicht für die HFpEF-Therapie geeignet
sein."

Rimacalib

Rimacalib ist ein CaM Kinase II-Inhibitor, der ursprünglich zur Behandlung
der Rheumatoiden Arthritis entwickelt worden ist. Seine kardiologische
Wirkung ist aber bislang nur durch In-vitro-Versuche belegt. Prof. Böhm:
"Im Modellversuch verringerte der Wirkstoff das Calciumleck im
sarkoplasmatischen Retikulum, verbesserte die Zellfunktion und in der
Folge auch die Rhythmusereignisse."

Omecativ Mercabil

"Omecativ Mercabil ist ein Myosinaktivator und vermutlich der letzte zu
erforschende Wirkstoff, der tatsächlich direkt auf das Herz wirkt",
berichtet Prof. Böhm. Myosin ist ein wichtiges Motorprotein in
Muskelfasern, das an der Umwandlung von chemischer Energie in Kraft und
Bewegung beteiligt ist. Es bildet zusammen mit Aktin die kontraktile
Einheit des Muskels. Omecamtiv Mecarbil verlängert die zyklusabhängige
Interaktion von Myosin mit Aktin und bewirkt so auch eine Verlängerung der
Systolendauer und eine Verbesserung der Pumpleistung. In einer ersten
großen internationalen Studie erscheint der Einsatz von Myosin-Aktivatoren
durchaus vielversprechend zu sein. Prof. Böhm: "Wie sie sich in der Praxis
bewähren, muss sich jedoch erst zeigen."

Kaliumbinder Patiromer

Relativ neu ist auch der Einsatz des Kaliumbinders Patiromer, der im Darm
nicht resorbiert wird. Der Kaliumbinder soll die therapeutische Breite von
RAS-Inhibitoren verbessern und könnte für die Behandlung von
Hyperkaliämien und medikamenteninduzierten Hyperkaliämien sinnvoll sein.
Prof. Böhm: "Dies trifft insbesondere dann zu, wenn die
Herzschwäche-Patienten zusätzlich auch an einer Nierenfunktionsstörung leiden und das
Kalium nur vermindert mit dem Urin ausgeschieden werden kann."


Quellen:

Komajda M, Isnard R, Böhm M et al: Effect of ivabradine in patients with
heart failure with preserved ejection fraction: the EDIFY randomized
placebo-controlled trial. Eur J Heart Fail. 2017 Nov;19(11):1495-1503.
doi: 10.1002/ejhf.876. Epub 2017 Apr 30

Neef, S., Mann, C., Zwenger, A. et al. Reduction of SR Ca2+ leak and
arrhythmogenic cellular correlates by SMP-114, a novel CaMKII inhibitor
with oral bioavailability. Basic Res Cardiol (2017) 112: 45.
doi:10.1007/s00395-017-0637-y

John J.V. McMurray, M.D., Milton Packer, M.D., Akshay S. Desai, et al for
the PARADIGM-HF Investigators and Committees: Angiotensin-Neprilysin
Inhibition versus Enalapril in Heart Failure. N Engl J Med 2014;
371:993-1004 DOI: 10.1056/NEJMoa1409077

Teerlink J., Felker M, Solomon S et al. Chronic Oral Study of Myosin
Activation to INvrease Contractility in Heart Failure (COSMIC-HF): a phase
2, pharmacokinetic, randomised, placebo-controlled trial. The Lancet 2016;
388:2895-903; DOI: htttp://dx.doi.org/10.2016/S0140-6736(16)32049-9

Weir MR et al. Patiromer in Patients with Kidney Disease and Hyperkalemia
Receiving RAAS Inhibitors. N Engl J Med 2015;372:211-21

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgk.org/presse

http://www.kardiologie.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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HERZ/1045: Herzinsuffizienz - Vom Defi bis zum "wirklichen Kunstherz" ... was die Gerätemedizin heute leisten kann (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 05.04.2018

Herzinsuffizienz: Vom Defi bis zum "wirklichen Kunstherz" - was die Gerätemedizin heute leisten kann



Bei Herzinsuffizienz können verschiedene medizinische Geräte schwachen
Herzen helfen und diese unterstützen. Die Maßnahmen der modernen
Herz-Medizin reichen inzwischen von der Implantation eines Defibrillators, der
mit einem elektrischen Impuls das Herzflimmern beseitigt und den
plötzlichen Herztod zu verhindert, bis hin zu diversen
Herzunterstützungssystemen und dem "wirklichen Kunstherz". Im Endstadium
einer Herzinsuffizienz ist die Herztransplantation immer noch der
Goldstandard in der Therapie, berichten Herzspezialisten auf der
DGK-Jahrestagung in Mannheim.

Mannheim, 5. April 2018 - "Im Endstadium einer Herzinsuffizienz können
verschiedene medizinische Geräte schwachen Herzen helfen und diese
unterstützen", berichtet Prof. Dr. Friedhelm Beyersdorf (Freiburg) auf
einer Pressekonferenz der 84. Jahrestagung der DGK in Mannheim, auf der
vom 4. bis zum 7. April 8.500 aktive Teilnehmer erwartet werden. Die
Maßnahmen der modernen Herz-Medizin reichen inzwischen von der
Implantation eines Defibrillators, der mit einem elektrischen Impuls das
Herzflimmern beseitigt und den plötzlichen Herztod zu verhindert, bis hin
zur Herztransplantation und dem "wirklichen Kunstherz".

Ein sogenannter Dreikammerschrittmacher kann unter speziellen
Voraussetzungen das kranke Herz stärken. Er stimuliert sowohl die linke
als auch die rechte Herzkammer in einem bestimmten Rhythmus und einer
besonderen Abfolgerate.

Herzunterstützungssysteme

Ist eine Herztransplantation nicht möglich, bleibt nur die Behandlung mit
sogenannten "Kunstherzen". Prof. Beyersdorf: "Die Bezeichnung ist
irreführend, denn in 99,9 Prozent der Fälle werden
Herzunterstützungssysteme verwendet, die das natürliche Herz nicht
ersetzen." Am häufigsten wird das Linksherzunterstützungssystem
eingesetzt. Dabei wird das Blut aus der linken Herzkammer in eine kleine
Turbine geleitet, die es in die Hauptschlagader pumpt. Somit übernimmt das
Gerät die Funktion der linken Herzkammer. Diese Mini-Pumpen passen in den
Herzbeutel. Die Pumpe wird mit einem Kabel, das über den Bauch nach außen
geführt wird, an die Batterien und den Controller angeschlossen. "Mit
solchen Herzunterstützungssystemen leben viele Menschen dauerhaft", so
Prof. Beyersdorf.

Das Rechtsherzunterstützungssystem ist hingegen meist nur für kurze Zeit
gedacht und wird daher in der Regel auf dem Bauch platziert. Arbeiten
beide Herzkammern schlecht, wird ein BVAD (Bi Ventricular Assist Device)
verwendet. Dabei wird die Herzunterstützung für die linke Kammer
eingebaut, während die Unterstützung für die rechte Kammer für drei bis
vier Wochen am Bauch befestigt wird. Arbeitet die linke Kammer schlecht,
so staut das Blut in die Lunge zurück. Die rechte Kammer wird dadurch noch
mehr beansprucht und schafft die notwendige Pumpleistung nicht mehr. Durch
die Unterstützung der linken Kammer erholt sich zumeist die rechte wieder
und benötigt keine Unterstützung mehr.
Herzunterstützungssysteme gibt es auch für Kinder und sogar für Säuglinge.
Sie erhalten das sogenannte "Berlin Heart", das auf dem Bauch angebracht
ist, und kommen damit erstaunlich gut zurecht. "Meist kann man bei Kindern
und Jugendlichen zwischen zwölf und 14 Jahren bereits eine
Herzunterstützung wie bei Erwachsenen einbauen", so Prof. Beyersdorf.

Wirkliches Kunstherz

Das wirkliche Kunstherz (englisch: Total Artificial Heart, TAH) ist, was
die Geräte betrifft, die letzte Option. Mit "Cardio West" gibt es weltweit
nur ein zugelassenes System, mit dem man bis zu zwei Jahre leben kann.
Dabei wird das ganze Herz entnommen und durch ein künstliches ersetzt. Es
gibt allerdings nur wenige Gründe für diese Behandlung, etwa wenn nach
einem sehr starken Herzinfarkt die Herzkammer zu bröckelig ist, um ein
Herzunterstützungssystem zu verwenden. Sinnvoll kann ein Kunstherz auch
bei schweren Herzmuskelentzündungen sein, oder wenn ein transplantiertes
Herz abgestoßen wird und wieder entfernt werden muss. Prof. Beyersdorf:
"Kunstherzen sind immer nur eine Überbrückung bis zur Transplantation."

Herztransplantation als Goldstandard

"Die Herztransplantation ist im Endstadium einer Herzinsuffizienz immer
noch der Goldstandard in der Therapie, und zwar in Bezug auf
Langzeitüberleben und Lebensqualität", so Prof. Beyersdorf. "Deutschland
hat allerdings ein großes Problem, weil es zu wenig Spender gibt. Es
herrscht eine kritische Grundstimmung gegenüber der Organspende und auch
die Organisation der Herztransplantationen könnte noch verbessert werden.
2017 wurden nur 248 Herztransplantationen durchgeführt, noch weniger als
2016. Das heißt, die Herztransplantation ist bedauerlicherweise nur für
wenige Patienten eine Option."


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgk.org/presse

http://www.kardiologie.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution737
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HERZ/1044: Aktuelle Daten zum Herzinfarkt - Keine Geschlechterunterschiede bei Sterblichkeit und Therapie (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 05.04.2018

Aktuelle Daten zum Herzinfarkt: Keine Geschlechterunterschiede bei Sterblichkeit und Therapie



Berücksichtigt man Alter und Risikofaktoren, dann haben Frauen keine
höhere Sterblichkeit nach einem Herzinfarkt als Männer. Auch bei der
Akuttherapie gibt es keine Unterschiede. Das zeigt eine aktuelle Analyse,
die auf der DGK-Jahrestagung in Mannheim präsentiert wurde.

Mannheim, 5. April 2018 - Unter der statistischen Berücksichtigung von
Alter und Risikofaktoren besteht zwischen Frauen und Männern kein
signifikanter Unterschied in der Krankenhaus-Sterblichkeit nach
ST-Hebungsinfarkt (STEMI), und die Prozeduren bei der Akuttherapie sind bei
beiden Geschlechtern gleich. Das zeigt eine aktuelle Studie, die auf der
84. Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für Kardiologie (DGK) in
Mannheim präsentiert wurde. Vom 4. bis 7. April 2018 treffen zu diesem
Kongress mehr als 8.500 aktive Teilnehmer zusammen. Mittels
Risiko-adjustierter Analyse des Datensatzes 2013 der externen Qualitätssicherung
des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) wurde untersucht, ob statistisch
signifikante Unterschiede zwischen Frauen und Männern bei der
Krankenhaus-Mortalität bei STEMI mit perkutaner Koronarintervention (PCI) bestehen.

In einer Reihe von Studien wurde über eine höhere Mortalität nach
Herzinfarkt von Frauen im Vergleich zu Männern berichtet. Ein immer wieder
herangezogener Erklärungsansatz ist, dass dabei Unterschiede bei der
Akutbehandlung eine Rolle spielen könnten.

In der aktuellen Analyse wurden Daten von 8.938 Frauen und 23.241 Männern
untersucht. Die beiden Gruppen unterschieden sich statistisch signifikant
in zahlreichen Variablen, einschließlich der Krankenhaus-Mortalität, die
10,8 Prozent bei Frauen und 7,1 Prozent bei Männern betrug. "Der
Unterschied in der Sterblichkeit kann zu einem Großteil durch den
Altersunterschied zwischen Frauen und Männern erklärt werden", erklärt Dr.
Kurt Bestehorn, Institut für Klinische Pharmakologie, Medizinische
Fakultät Carl Gustav Carus der TU Dresden, einer der Studienautoren.
"Hinsichtlich der in den Kliniken durchgeführten Prozeduren ergaben sich
keine Unterschiede zwischen beiden Geschlechtern."

Intraprozedurale Ereignisse waren bei beiden Geschlechtern mit jeweils
insgesamt 0,3 Prozent gleich häufig, darunter Reanimation mit 0,1 Prozent
und Tod im Katheterlabor mit 0,02 Prozent. Auch bei den post-prozeduralen
Ereignissen wie Myokardinfarkt (jeweils 0,1 Prozent), transitorische
ischämische Attacke oder Schlaganfall (0,2 Prozent bei Frauen; 0,1 Prozent
bei Männern), Reanimation (jeweils 0,6 Prozent) und der
Krankenhaus-Sterblichkeit (4,1 Prozent bei Frauen und 3,6 Prozent bei Männern) zeigten
sich keine statistisch signifikanten Unterschiede.


Quelle: 

K. Bestehorn et al. Different in-hospitality mortality and
treatment for men and women? A risk adjusted analysis of German quality
assurance data. Clin Res Cardiol 107, Suppl 1, April 2018


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgk.org/presse

http://dgk.org/pressemitteilungen/2018-jahrestagung/2018-jt-wiss-pm/unterschiede-zwischen-frauen-und-maennern-bei-mortalitaet-und-therapie-in-der-klinik-nach-stemi-eine-risiko-adjustierte-analyse-von-daten-der-externen-deutschen-qualitaetssicherung/

http://www.kardiologie.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution737
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HERZ/1043: Therapieresistenter Bluthochdruck - Nieren-Denervierung ist sicher und wirksam (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 05.04.2018

Therapieresistenter Bluthochdruck: Nieren-Denervierung ist sicher und wirksam



Ein minimalinvasives Verfahren, die renale Denervierung, ist eine sichere
und wirksame Option zur Behandlung von Bluthochdruck-Patienten, bei denen
Medikamente nicht ausreichend wirken. Das zeigen Daten aus einem
internationalen Register, das auf der DGK-Jahrestagung in Mannheim
vorgestellt wurde.

Mannheim, 5. April 2018 - Ein minimalinvasives Verfahren namens renale
Denervierung (RDN) ist eine sichere und wirksame Behandlungsoption für
Patienten mit unkontrollierter arterieller Hypertonie und reduziert über
einen Beobachtungszeitraum von drei Jahren signifikant und anhaltend den
in der Praxis gemessenen Blutdruck und den ambulanten
24-Stunden-Langzeitblutdruck. Das zeigen Daten aus dem Global SIMPLICITY Register
(GRS), das auf der 84. Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für
Kardiologie (DGK) in Mannheim präsentiert wurden. Vom 4. bis 7. April 2018
treffen zu diesem Kongress mehr als 8.500 aktive Teilnehmer zusammen. Bei
der renalen Denervierung werden die Nervenendigungen, die sich in der
äußeren Gefäßwand der Niere befinden, über einen in die Leistenarterie
eingeführten Katheter durch Hitzeeinwirkung zerstört (Ablation).
Die arterielle Hypertonie gehört zu den häufigsten chronischen
Erkrankungen weltweit und ist ein Hauptrisikofaktor für kardiovaskuläre
Morbidität und Sterblichkeit. Etwa fünf bis 15 Prozent der
Bluthochdruck-Patienten haben eine therapieresistente Erkrankung, die mit einem deutlich
erhöhten kardiovaskulären Risiko assoziiert ist.

Im GSR werden Patienten erfasst, bei denen trotz medikamentöser Behandlung
die arterielle Hypertonie nicht kontrolliert werden konnte und die mit
renaler Denervierung behandelt wurden. "Bis zum jetzigen Zeitpunkt wurden
insgesamt 2.237 Patienten in das GSR eingeschlossen", berichtet Dr. Felix
Mafoud, Klinik für Innere Medizin III für Kardiologie, Angiologie und
internistische Intensivmedizin, Universitätsklinikum des Saarlandes,
Homburg an der Saar. "Insgesamt konnten sicherheitsrelevante Daten von
1.199 Patienten gesammelt und die Praxis- sowie Langzeit-Blutdruckwerte
von 872 Patienten gemessen werden."

Ein wesentliches Ergebnis: Drei Jahre nach der renalen Denervierung war
der systolische Praxis-Blutdruck um 16,5 mmHg und der über 24 Stunden
ambulant gemessene Langzeitblutdruck um 8,0 mmHg gesunken.


Quelle: F. Mafoud et al. The German cohort (GREAT) of the Global
Symplicity Registry: Safety and efficacy results at 3 years. Clin Res
Cardiol 107, Suppl 1, April 2018


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgk.org/presse

http://www.kardiologie.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution737
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THERAPIE/243: Infektiologen warnen vor häufigem Fehleinsatz von Antibiotika bei Gelenkersatzoperationen (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V. 

Medizin - Kommunikation, 05.04.2018

Infektiologen warnen vor häufigem Fehleinsatz von Antibiotika bei Gelenkersatzoperationen



Köln - Gelenkersatzoperationen gehören zu den häufigsten Eingriffen in
Deutschland. Um das Risiko einer Infektion zu verringern, erhalten viele
Patienten vor dem Eingriff Antibiotika. In manchen Fällen
überflüssigerweise - beispielsweise, weil im Urin des Patienten Bakterien
gefunden werden. Sofern ein Patient keine Symptome einer Harnwegsinfektion
aufweist, sind Bakterien im Urin selten behandlungsbedürftig. Dennoch wird
bei der sogenannten asymptomatischen Bakteriurie (ASB) oft unnötigerweise
Antibiotika verabreicht. Eine aktuelle Meta-Analyse zeigt: Es gibt keine
Belege dafür, dass eine Antibiotikabehandlung der ASB vor
Gelenkoperationen die Rate von Infektionen senken kann.

Darauf weisen die Experten der Deutschen Gesellschaft für Infektiologie
(DGI) hin. Um die Entstehung von Antibiotikaresistenzen zu reduzieren,
setzt sich die Fachgesellschaft unter anderem in ihrer Antibiotic
Stewardship-Kampagne für einen rationalen Einsatz von Antibiotika ein.

Für die aktuelle Metaanalyse werteten Wissenschaftler acht internationale
Studien zur ASB-Therapie bei endoprothetischen Eingriffen aus. Das
Ergebnis: Weder das Screening auf Bakterien im Urin noch die dann oft
folgende Antibiotikabehandlung bringt einen Vorteil. Die Rate an
Protheseninfektionen wird dadurch nicht beeinflusst. (1) "Wir empfehlen
Kliniken deshalb auch, bei Gelenkprothesen-Patienten keine ASB-Screenings
durchzuführen", so Professor Dr. med. Gerd Fätkenheuer, DGI-Präsident und
Leiter der Infektiologie an der Klinik I für Innere Medizin am
Universitätsklinikum Köln. "Statt dem Patienten zu nutzen, hat dieses
Vorgehen oft lediglich einen überflüssigen Einsatz von Antibiotika zur
Folge." Angesichts der hohen Operationszahlen sei in der Endoprothetik der
rationale Einsatz von Antibiotika von besonderer Relevanz.

Nicht nur bei Gelenkoperationen - auch sonst erfolgt bei der
asymptomatischen Bakteriurie oft unnötigerweise eine Therapie. Sie gehört
zu den häufigsten Fehlindikationen bei der Verwendung von Antibiotika. In
einer Metaanalyse, die 2017 im Fachblatt Open Forum Infectious Diseases
erschien, wurden internationale Studien zur ASB-Behandlung aus den
vergangenen 15 Jahren ausgewertet. In dieser Zeit wurden durchschnittlich
45 Prozent aller Patienten mit ASB unnötigerweise mit Antibiotika
behandelt. (2)

Tatsächlich sei es jedoch nicht immer einfach, die
nicht-behandlungsbedürftige asymptomatische Bakteriurie von einer
behandlungsbedürftigen Harnwegsinfektion zu unterscheiden, räumt der
DGI-Präsident ein. Entscheidend seien auch hier eine gründliche Anamnese und
die klinische Untersuchung, Anzeichen für eine Harnwegsinfektion seien
üblicherweise häufiger Harndrang oder Schmerzen beim Wasserlassen.
Speziell ältere und multimorbide Patienten hätten mitunter jedoch
unspezifische Beschwerden, die als Symptome einer Harnwegsinfektion
fehlgedeutet werden könnten. "Dies ist - neben einem falschen
Sicherheitsdenken - ein häufiger Grund für die Übertherapie der ASB."

Umso mehr Bedeutung komme deshalb Antibiotic Stewardship zu, also
Programmen zur Gewährleistung einer optimalen Antibiotikatherapie in
Kliniken. Diese beinhalten etwa Schulungen und Beratungen durch
Infektionsspezialisten. Wie erfolgreich schon vergleichsweise einfache
Maßnahmen sein können, zeigt auch die Metaanalyse von Flokas und seinen
Co-Autoren: Durch Schulungen und Feedback-Gespräche etwa sank die Zahl der
unnötigen Antibiotikagaben bei ASB in einigen Studien um bis zu 80
Prozent. (2) "Wenn der rationale Einsatz von Antibiotika und damit die
Eindämmung von Resistenzen gelingen soll, dann ist der Ausbau von
Antibiotic Stewardship-Programmen und von infektiologischer Expertise in
der Versorgung unabdingbar", so Fätkenheuer.

Literatur:

(1) Zhang et al.:

Research progress of asymptomatic bacteriuria before arthroplasty
Medicine (2018) 97:7(e9810)

http://dx.doi.org/10.1097/MD.0000000000009810

(2) Flokas et al.:

Inappropriate Management of Asymptomatic Patients With Positive Urine
Cultures: A Systematic Review and Metaanalysis. 

Open Forum Infectious
Diseases, 2017

DOI: 10.1093/ofid/ofx207

www.antibiotic-stewardship.de
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AKTION/913: Halle - Immunsystem gegen Krebs mobilisieren?, 18.04.2018


Wissenschaft im Dialog gGmbH - 05.04.2018

Das Immunsystem gegen Krebs mobilisieren?

Chancen und Risiken von Gentherapien: Wissenschaft im Dialog und
Leopoldina laden zum Planspiel in Halle ein



Jedes Jahr erhalten hunderttausende Deutsche eine Krebsdiagnose. Ein Teil
des Problems: Die schwache Reaktion des Immunsystems auf Tumorzellen. Neue
Verfahren der Gentherapie setzen an dieser Stelle an. Mit der Genschere
CRISPR-Cas9 wird es möglich sein, körpereigene Abwehrzellen so zu
verändern, dass sie Krebszellen effektiver bekämpfen. Dabei findet ein
Eingriff in das menschliche Erbgut statt. Doch wie gut sind die Chancen,
Krebspatienten mit einer solchen Gentherapie zu heilen? Welche Risiken
birgt das neue Verfahren? Wissenschaft im Dialog (WiD) und die Leopoldina
laden alle Interessierten zur Diskussion ein im Rahmen des Planspiels "Das
Immunsystem gegen Krebs mobilisieren?". Die Veranstaltung findet statt am
Mittwoch, 18. April 2018, von 18 bis 21 Uhr an der Nationalen Akademie der
Wissenschaften Leopoldina (Vortragssaal), Jägerberg 1, 06108 Halle
(Saale). Die Teilnahme ist kostenlos, um eine Anmeldung bis zum 15. April
wird gebeten.

Der Biologe Dr. Tony Gutschner von der Universität Halle-Wittenberg führt
in die Thematik ein. Im anschließenden Planspiel lernen die Teilnehmenden
ein Fallbeispiel kennen und schlüpfen in die Rolle einer Ärztin, eines
Angehörigen oder eines Forschers. In Kleingruppen diskutieren sie das
Thema "Gentherapien gegen Krebs" aus unterschiedlichen Perspektiven.
Unterstützt werden sie dabei von Moderator Hannes Schlender.
Tiefergehendes Vorwissen ist nicht erforderlich.

Genomchirurgie im Diskurs ist ein gemeinsames Projekt von Wissenschaft im
Dialog und der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina und wird
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert. Ziel ist es,
einen gesellschaftlichen Diskurs über Methoden der Genomchirurgie (engl.
Gene-Editing) anzuregen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.genomchirurgie.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution544
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LABEL/4862: Warner Music Klassik News - 6. April 2018 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 6. April 2018



David Aaron Carpenter: Motherland

"Motherland", den Albumtitel, hat der Gewinner des ersten Preises des
Walter W. Naumburg-Bratschen-Wettbewerbs sorgsam gewählt. "Das
eigentliche Thema des Albums, die Verbindung zwischen sämtlichen
Kompositionen der Platte, ist die Sehnsucht nach Heimat. Diese
Meisterwerke von Dvořák, Bartók und Walton, beziehen sich alle
auf Volkslieder aus ihren jeweiligen Mutterländern." Auch drei Werke
von Alexey Shor sind hier zu hören - außerdem eine Ersteinspielung
von Dvořáks berühmten Cellokonzert, arrangiert für Viola.

Im Mai geht David Aaron Carpenter auf Tour:

München (21.5.), Stuttgart (23.5.), Wiesbaden (25.5.), Berlin
(28.5.), Wien (31.5.)

VÖ: 20. April - 2 CDs 0190295697693


Faszinierende dramatische Vielfalt

Werther, Manon und die berühmte Méditation aus Thaïs. Mehr ist beim
breiten Publikum aus dem umfangreichen Werk des Komponisten Jules
Massenet kaum im Bewusstsein. Dabei hat der große Franzose ein
facettenreiches Oeuvre zu bieten, das seinesgleichen sucht. Massenet,
im ausgehenden 19. Jahrhundert der erfolgreichste Opernkomponist
Frankreichs, teilte sich die weltweite Reputation nur noch mit seinem
italienischen Zeitgenossen Giuseppe Verdi. Sieben seiner insgesamt
etwa zwei Dutzend Opern erleben nun als Gesamtaufnahmen in einer
16-CD-Box ihre Wiederveröffentlichung - darunter die CD-Premiere der
Sapho im Remastering nach den Originalbändern.

VÖ: 04. Mai - 16 CDs 0190295683474


Der legendäre Dvořák von 1970 auf Vinyl

Wenn man sich als Cellist an einem Werk messen lassen muss, dann ist
es das berühmteste Konzert für das tiefe Streichinstrument: Das
Cellokonzert h-Moll von Antonin Dvořák. Eine der besten
Aufnahmen dieses Meilensteins der klassischen Musik entstand im Jahre
1970 in Chicago. Den Solopart übernahm die damals gerade 25-jährige
Jacqueline du Pré. Am Pult des Chicago Symphony Orchestra stand ihr
junger Ehemann - Daniel Barenboim. Die äußerst furiose wie
klanggewaltige Einspielung erscheint nun als Vinyl-LP, wie auf dem
Originalalbum gekoppelt mit Dvořák expressivem konzertanten
Adagio Waldesruhe.

VÖ: 13. April - LP 0190295765347




Vorschau


Charles Gounod: 200. Geburtstag

Für die einen ist Charles Gounod einer der größten Opernmeister, für
die anderen der Schöpfer des Ave Maria - der berühmten, über ein
Klavierwerk von Johann Sebastian Bach gelegten Melodie. Am 17. Juni
feiert die Musikwelt seinen 200. Geburtstag.

Wir veröffentlichen am 8. Juni eine 15 CD Box.

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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KLASSIK/10068: Kassel - Kammerkonzert mit Werken von Mozart am 18.4.2018


Kammerkonzert zur Semestereröffnung der Musikakademie



Zum traditionellen Kammerkonzert am Beginn eines neuen Semesters lädt
Fmaks, die Fördergesellschaft der Musikakademie, am Mittwoch, 18.
April, ab 19 Uhr in den Konzertsaal der Musikakademie am Karlsplatz.
Kulturamtsleiterin Carola Metz wird die gut 20 neuen Studierenden in
Vertretung von Kulturdezernentin Susanne Völker im Namen des
Magistrats der Stadt Kassel willkommen heißen. Musikalisch gestaltet
wird der Abend durch Studierende der Kammermusikklasse der
Musikakademie, die bei den Prüfungen des vergangenen Semesters
besonders erfolgreich waren.

Es erklingen Werke unter anderem von Wolfgang Amadeus Mozart und eine
interessante Bearbeitung der bekannten Orchestersuite "Die Planeten"
von Gustav Holst für zwei Klaviere.

Im Anschluss an die Veranstaltung besteht die Gelegenheit, bei einem
Umtrunk mit den neuen Studierenden ins Gespräch zu kommen und mit
allen Anwesenden auf ein erfolgreiches Sommersemester 2018 an der
Musikakademie anzustoßen.

Der Eintritt ist frei. Telefonisch können Karten bei der Musikakademie
unter 05 61/7 87-41 80, per Fax unter 05 61/7 87-41 88 oder per E-Mail
musikakademie@kassel.de vorbestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. April 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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AUSLAND/8669: Aus aller Welt - 09.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ungarns Regierungspartei Fidesz gewinnt Parlamentswahl

In Ungarn ist die regierende rechtsnationale Fidesz-Partei von
Ministerpräsident Viktor Orban bei den Parlamentswahlen am Sonntag
mit rund 49 Prozent mit großem Abstand stärkste politische Kraft
geworden. Orban kann damit bei seiner dritten Amtszeit in Folge
voraussichtlich wieder auf eine Zwei-Drittel-Mehrheit im Parlament
bauen, die Verfassungsänderungen ermöglicht. Der ungarische Premier
verfolgt seit acht Jahren einen nationalistischen und
einwanderungsfeindlichen Kurs. Kritiker werfen ihm vor, mit
Eingriffen in das Justizsystem sowie der Beschneidung von Presse- und
Meinungsfreiheit rechtsstaatliche Grundsätze auszuhebeln.

9. April 2018
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JUSTIZ/8669: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Sechs Verdächtige wieder freigelassen

Die wegen möglicher Anschlagspläne im Zusammenhang mit dem Berliner
Halbmarathon festgenommenen Verdächtigen kommen nicht in
Untersuchungshaft. Der Tatverdacht gegen die sechs Männer im Alter
zwischen 18 und 21 Jahren hatte sich nicht erhärtet. Bei den
Durchsuchungen war nichts Verdächtiges gefunden worden, weder Waffen
noch Sprengstoff. Auch die Auswertung von Datenträgern hätte keinen
dringenden Tatverdacht ergeben, teilten die Behörden mit. Die jungen
Männer wurden daher am Montagnachmittag aus dem Polizeigewahrsam
entlassen.

9. April 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8666: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Luftangriff auf syrischen Militärflughafen

Der syrische Militärflughafen Taifur im Zentrum des Landes ist in der
Nacht zum Montag bombardiert worden. Nach Informationen der
staatlichen Nachrichtenagentur Sana soll es mehrere Tote und
Verletzte gegeben haben. Wer für den Angriff verantwortlich zeichnet,
war zunächst unklar. Das russische Verteidigungsministerium teilte
später mit, daß zwei israelische Kampfflugzeuge acht gelenkte Raketen
auf den Luftstützpunkt abgefeuert hätten, ohne in den syrischen
Luftraum einzudringen. Fünf Raketen wurden demnach von der syrischen
Luftabwehr abgeschossen. Drei Geschosse sollen den westlichen Teil
der Militärbasis erreicht haben. Die israelische Seite wollte die
Angaben des russischen Verteidigungsministeriums nicht kommentieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8668: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Nahles fordert Zeitplan für Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag

Vor der ersten Klausurtagung des neuen Bundeskabinetts auf Schloß
Meseberg nahe Berlin fordert die designierte SPD-Vorsitzende Andrea
Nahles einen konkreten Arbeitsplan. So langsam müßte mal ein
Gesamtbild entstehen, wohin es denn in den nächsten Monaten gehen
soll, sagte Nahles am Montag im ZDF-Morgenmagazin. Vor der am
Dienstag beginnenden Tagung knirscht es gewaltig zwischen der CSU und
der SPD. Innenminister Seehofer will nach Meinung mancher
Sozialdemokraten zu harte Maßstäbe beim Familiennachzug anlegen. Der
Gesetzentwurf des CSU-Politikers sieht harte Auflagen vor für den
Nachzug von Familienangehörigen mit eingeschränktem Schutzstatus und
führt Auswahlkriterien auf. Die SPD sieht darin einen klaren Versuch
des Innenministers, Nachzugsmöglichkeiten einzuschränken und kündigte
Widerstand an. Trotz der verhärteten Fronten äußerte sich
CDU-Generalsekretärin Annegret Kramp-Karrenbauer zuversichtlich, daß
diese Frage in der Ressortabstimmung geklärt werden könne.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8667: Tragisches und Kurioses - 09.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Tote nach Konsum von gepanschtem Alkohol

Durch selbstgebrannten Schnaps sind in Indonesien innerhalb weniger
Tage mehr als 60 Menschen gestorben. Dutzende weitere Opfer mußten
ins Krankenhaus, wie die Behörden am Montag mitteilten. Viele
schweben in Lebensgefahr. Ein Geschäftsinhaber wurde demnach in
Jakarta festgenommen, der das illegale Gebräu verkauft haben soll.
Die Polizei sucht aber nach den Großhändlern des gepanschten
Alkohols. Weil Spirituosen in Indonesien sehr teuer sind,
kaufen viele Menschen Alkohol aus Schwarzbrennereien.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7752: Aus Forschung und Technik - 09.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



VSS Unity besteht wichtigen Test

Das Raumfahrzeug VSS Unity der Firma Virgin Galactic hat den ersten
Überschallflug mit Raketenantrieb erfolgreich absolviert. Zuvor war
das Trägerflugzeug WhiteKnightTwo samt Raumschiff vom Mojave Air and 
Space Port gestartet. In etwa 14.000 Metern Höhe wurde Unity 
ausgeklinkt, und nach einigen Sekunden freien Falls war der 
Raketenmotor gezündet worden. Während der knapp 30sekündigen 
Brennphase stieg Unity bis auf mehr als 25.000 Metern Höhe und 
erreichte über der Sierra Nevada Mach 1,87. Anschließend landeten die 
Testpiloten Mark 'Forger' Stucky und Dave Mackay das Raumschiff nach 
einem kontrollierten Gleitflug auf dem Air and Space Port in der 
Mojavewüste. Der Geschäftsführer von Virgin Galactic, Sir Richard 
Branson, will mit seinen Raumfahrzeugen ins Geschäft für 
Weltraumtouristen einsteigen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7765: Aus aller Welt - 09.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Pjöngjang zu Abrüstungsverhandlungen mit Washington bereit

Nordkoreas Staatsführung hat der US-Regierung erstmals ihre
Bereitschaft direkt übermittelt, über eine komplette atomare
Abrüstung auf der koreanischen Halbinsel zu sprechen. Das meldeten
das Wall Street Journal und die Washington Post unter Berufung auf
Vertreter der Trump-Regierung. Im März hatte der US-Präsident eine
Einladung von Kim Jong Un zu einem persönlichen Treffen angenommen.
Termin und Ort sind bislang nicht bekannt. Zu den Forderungen der
Volksrepublik Nordkorea bei Abrüstungsverhandlungen dürfte der Abzug
der US-Truppen aus Südkorea gehören. Die USA verlangen von Nordkorea
den Verzicht auf strategische Waffen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7726: Medizin und Gesundheitswesen - 09.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Viele wissen nichts von ihrer Blutzuckererkrankung

Nach offiziellen Angaben leidet rund jeder Zehnte an Blutzucker.
Offenbar ist das nur die Spitze des Eisbergs. Denn die Deutsche
Diabetes Gesellschaft (DDG) ist sicher, daß mehrere Millionen
Bundesbürger an Diabetes Typ 2 leiden, ohne es zu wissen. Nach einer
Arbeitsgruppe der Medizinischen Fakultät der Universität
Duisburg-Essen unterschätzen viele, die bereits erhöhte
Blutzuckerwerte oder einen noch nicht diagnostizierten Diabetes
haben, die Wahrscheinlichkeit, einen Diabetes zu bekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7753: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Attentatspläne für Berliner Halbmarathon wurden nicht erhärtet

Die sechs jungen Männer, die im Kontext des Berliner Halbmarathons am
Sonntag festgenommen worden waren, wurden inzwischen wieder auf
freien Fuß gesetzt. Der Verdacht, sie hätten Attentate bei der
Sportveranstaltung geplant, ließ sich nicht erhärten. Ein dringender
Tatverdacht liege nicht vor, sagte ein Sprecher der
Staatsanwaltschaft. Es hat keine Attentatspläne und keine Gefährdung
von Sportlern und Zuschauern gegeben. Die Festnahmen der 18 bis 21
Jahre alten Männer waren unter dem Anfangsverdacht der Vorbereitung
einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat vorgenommen worden. Bei
der Durchsuchung mehrerer Wohnungen und zweier Fahrzeuge kam nichts
Verdächtiges zu Tage. Berliner Landeskriminalamt und
Generalstaatsanwaltschaft waren aufgrund vereinzelter Hinweise auf
Vorbereitung eines Verbrechens sowie angesichts der tödlichen
Amokfahrt in Münster tätig geworden. Die Welt hatte unter anderem
berichtet, der Hauptverdächtige sei im Besitz von zwei besonders
scharf geschliffenen Messern gewesen. Im Keller einer der
durchsuchten Wohnungen habe ein Sprengstoffsuchhund angeschlagen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7678: Sprache, Kunst und Medium - 09.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Berliner Akademie der Künste nur für wenige Wochen geöffnet

Nach über dreijährigen Bauarbeiten hat die Berliner Akademie der
Künste ihre Ausstellungsräume am Brandenburger Tor mit einer
Installation des israelischen Künstlers Micha Ullman vorläufig wieder
eröffnet.

Kurz nach der Renovierung des repräsentativen Gebäudes war es zum
Eklat gekommen, als sich herausstellte, daß die Klimaanlage nicht
ausreichend dimensioniert war. Schon drei Monate nach der feierlichen
Eröffnung 2005 waren schwerwiegende Mängel aufgetreten.

Nach wie vor sind die Bauarbeiten nicht beendet. Auch für den Lesesaal
und die vier Untergeschosse für das Archiv reicht die Frischluftzufuhr
nicht aus. Deshalb wird Ullmans Installation "Bis zum letzten
Sandkorn" auch nur bis zum 24. April gezeigt. Danach sind wieder die
Handwerker am Zug.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7743: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Israels Kampfflugzeuge greifen Militäreinrichtung im Gazastreifen an

Israelische Kampfflugzeuge haben in der Nacht auf Montag eine
Einrichtung der Essedin-al-Kassam-Brigaden bei Dschabalia im
Gazastreifen bombardiert. Außerdem wurde ein Acker bei Beit Lahia
beschossen. Die Armee begründet die Attacke damit, daß am Sonntag
drei Palästinenser die Grenzanlage ihrer Enklave überquert hatten.
Als ein israelischer Panzer auf sie feuerte, zogen sie sich
unversehrt in den Gazastreifen zurück. Am Ort des Vorfalls fanden
sich zwei improvisierte Sprengkörper.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7757: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Innenminister Seehofer erfreut über Wahlsieg Orbáns in Ungarn

Bundesinnenminister Horst Seehofer hat am Montagmorgen seine Freude
über den erneuten Wahlsieg des amtierenden ungarischen
Ministerpräsidenten Viktor Orbán und seiner nationalkonservativen
Fidesz-Partei ausgedrückt. Seehofer wollte ihm auch im Namen der CSU
gratulieren. Vor einer Sitzung des Parteivorstands unterstrich der
CSU-Chef, daß Orbán erneut den Vertrauensbeweis der ungarischen
Bevölkerung erhalten habe. Orbán steht der CSU nahe. Er war zur
Sommerklausur der CSU-Landtagsfraktion 2015 und zur Winterklausur der
CSU-Landesgruppe im Bundestag 2018 eingeladen gewesen. In der EU wird
Orbán wegen seiner Asylpolitik, der Einschränkung der Medien sowie
der Beeinträchtigung einer unabhängigen Justiz und der Bürgerrechte
scharf kritisiert. Die OSZE rügte vor der Parlamentswahl die
ungleiche Bemittelung der Regierungspartei und der
Oppositionsparteien. Polens nationalkonservativer Ministerpräsident
Mateusz Morawiecki gratulierte Orbán über Twitter zum dritten Sieg in
Folge bei den Parlamentswahlen. Ähnlich reagierten die Vorsitzende
des französischen Front National, Marine Le Pen, und der
niederländische Rechtspopulist Geert Wilders.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7728: Tragisches und Kurioses - 09.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Frachter bohrt sich in Istanbul in eine historische Strandvilla

In Istanbul wurde am Wochenende eine berühmte historische, direkt am
Ufer des Bosporus errichtete Villa durch einen Frachter schwer
beschädigt. Verletzt wurde nach einem Bericht des türkischen Senders
TRT niemand.

Das in Malta registrierte, 225 Meter lange Frachtschiff "Vitaspirit"
scheint wegen eines technischen Defekts an der engsten Stelle des
Bosporus aus dem Ruder gelaufen zu sein. Das große Transportschiff
hielt direkt auf das östliche Ufer zu und bohrte sich in die im 18.
Jahrhundert errichtete herrschaftliche Holzvilla Hekimbasi Salih
Efendi. Das stadtbekannte Gebäude, das zum Unglückszeitpunkt leer
stand, wird heute hauptsächlich für Konzerte, Veranstaltungen und
Feiern wohlhabender Familien genutzt.

Ob das historische Gebäude gerettet werden kann oder soll, scheint
noch nicht festzustehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7754: Arbeit, Soziales und Familie - 09.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Post in Bremen testet Angebot von Sozialdiensten

In einem Pilotversuch testet die Deutsche Post in Bremen ab Mitte Mai
eine neue Dienstleistung der Briefzusteller. Diese sollen regelmäßig
bei ausgewählten Senioren klingeln und diese nach eventuellen
Problemen fragen. Gegebenenfalls aktivieren die Briefzusteller den
Johanniter-Hausnotruf. Einzelheiten des Projekts "Post persönlich
2.0" wird das Unternehmen nicht vor Mitte des Monats bekanntgeben.
Der Dienst der Post wird von der Stadt mitfinanziert. Zu den weiteren
neuen Aufgaben der Briefzusteller soll die Aushändigung eines
Faltblatts gehören, mit dem für ein ehrenamtliches Engagement in
sozialen Dienstleistungszentren geworben wird. Außerdem sollen die
Postler voraussichtlich ab Juli auf Anfrage Bargeld kostenpflichtig
an Kunden der Sparkasse Bremen ausgeben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7737: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Klimakatastrophe kaum zu vermeiden

Umweltschützer sehen pessimistisch in die Zukunft. Obgleich der Point 
of no Return überschritten wurde oder wenigstens kurz bevorsteht,
war der weltweite CO2-Ausstoß im letzten Jahr so hoch wie noch nie
zuvor. Angesichts dessen ist die Forderung von einigen renommierten
Klimaforschern, den weltweiten Kohlendioxidausstoß alle zehn Jahre zu
halbieren, illusorisch. Doch nur wenn das gelingt, so Wissenschaftler
des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung (PIK), besteht eine
75prozentige Chance, die Erwärmung auf zwei Grad Celsius zu
begrenzen. 2015 hatte man sich auf dem Pariser Klimagipfel von 2015
auf diesen Wert geeinigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7742: Märkte und Finanzen - 09.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Ford stellt Streetscooter Händler- und Service-Netz zur Verfügung

Die Post hat rund 5500 batteriegetriebene Transporter Streetscooter
in Dienst gestellt. Die Fahrzeuge der Streetscooter GmbH werden auch
an andere Unternehmen verkauft. Nach Angaben der Post und von Ford
stellt der Autobauer sein Händlernetz für den Verkauf der Modelle
Work und Work L zur Verfügung. Außerdem kann der Streetscooter in den
rund 50 Ford-Transit-Centern bundesweit gewartet werden. Beide
Unternehmen haben bereits den Transporter Streetscooter Work XL
zusammen entwickelt. Die Post ist mit dem Streetscooter einer der
führenden Hersteller von Elektro-Transportern. Voraussichtlich im
Sommer wird neben dem Stammwerk in Aachen eine zweite Fabrik in Düren
die Produktion aufnehmen. Zusammen sollen bis 20.000 Fahrzeuge
jährlich gefertigt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7760: Aus Forschung und Technik - 09.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Kostenloses WLAN in Berliner Krankenhäusern

Am Beginn des Handyzeitalters ging allgemein die Angst um, daß die
elektromagnetische Strahlung, die von diesen Geräten ausgesendet
wird, sich negativ auf ihre Umgebung auswirken kann. Insbesondere
Krankenhäuser pochten darauf, daß keine Handys auf ihrem Gebiet
benutzt werden sollten, weil negative Wechselwirkungen mit den
medizinischen Geräten (vor allem auf den Intensivstationen) nicht
ausgeschlossen werden konnten. Heute ist davon keine Rede mehr.
Die Kommunikation in Krankenhäusern läuft meist über Mobiltelefone.
Doch damit nicht genug: Berlin will Patienten, Besuchern und
Beschäftigten der dortigen Kliniken freies WLAN zur Verfügung
stellen. Als erstes soll das Urban-Krankenhaus in Berlin-Kreuzberg
einen Gratiszugang zum Internet bieten. Es ist wohl nur eine Frage
der Zeit, wann andere Bundesländer dem Berliner Beispiel folgen
werden.
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FORSCHUNG/1465: Automatisch periodisch (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 06.04.2018

Automatisch periodisch



Physiker der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) haben
nachgewiesen, dass zufällige Packungen gleich großer Scheiben zwischen
parallelen Wänden immer eine periodische Struktur bilden - unabhängig von
der Breite des Behälters. Die Ergebnisse, die dazu beitragen sollen, die
Packungseigenschaften von Mikropartikeln besser zu verstehen, wurden jetzt
in der renommierten Fachzeitschrift Physical Review Letters veröffentlicht
[1].

Seit Jahrhunderten beschäftigen sich Menschen mit der Frage, nach welchem
Muster sich Objekte am dichtesten in Behälter packen lassen. Bereits 1611
äußerte Johannes Kepler die Vermutung, dass keine Anordnung von gleich
großen Kugeln eine größere Dichte aufweist als versetzte Schichten
hexagonaler Gitter. Während Packungen von Kugeln, die zufällig in eine
Kiste geschüttet werden, eine mittlere Dichte von etwa 65 Prozent
besitzen, erreicht man mit der periodischen Struktur hexagonaler Packungen
rund 74 Prozent. Erst 2014 konnte Keplers These durch aufwändige
Computerberechnungen bestätigt werden.

Periodische Struktur bildet sich automatisch

Gemeinsam mit Kollegen aus Brasilien und den USA fanden Physiker der FAU
jetzt heraus, dass auch nach dem Zufallsprinzip geschüttete Kugeln stets
eine periodische Struktur bilden - jedenfalls konnte das im
zweidimensionalen Experiment bestätigt werden. In zahlreichen
Computersimulationen ließen die Forscher bis zu 10 Millionen Scheiben
gleicher Größe nacheinander aus verschiedenen Positionen in ein oben
offenes Rechteck fallen. Das verblüffende Ergebnis: Bei ausnahmslos jedem
Versuch bildete sich eine periodische Struktur. "Periodisch bedeutet in
unserem Fall: Für jedes Teilchen gibt es Äquivalente, die sich in gleicher
Position auf der X-Achse in regelmäßigen Abständen wiederholen", erklärt
Prof. Dr. Thorsten Pöschel vom Institut für Multiscale Simulation of
Particulate Systems der FAU. Die entstehenden Muster aus Scheiben und
Zwischenräumen setzen sich regelmäßig nach oben fort - mit einer
durchschnittlichen Anzahl von vier Kontakten pro Scheibe.

Je schmaler, umso schneller

Allerdings entstehen die periodischen Muster nicht sofort: Zu Beginn der
Füllung gibt es eine ungeordnete Phase, die vor allem durch größere
Zwischenräume und durch Cluster von Scheiben charakterisiert ist, die
weniger oder mehr als vier Nachbarkontakte haben. Ab welcher Füllhöhe die
Scheiben dann eine periodische Struktur bilden, kann zwar selbst zwischen
Behältern gleicher Breite stark variieren, jedoch steigt diese
durchschnittliche Höhe mit zunehmendem Abstand zwischen den Wänden. Oder
anders ausgedrückt: Je breiter der Kanal, umso mehr Schichten müssen
eingefüllt werden, bis sich die Scheiben periodisch anordnen. Zu erklären
ist das damit, dass es hier zu Beginn der Füllung mehr Möglichkeiten
ungeordneter Positionierung der Scheiben gibt, was sich nach oben über
deutlich mehr Schichten fortsetzt als in schmalen Behältern. Doch egal ob
schmal oder breit - in ihren Simulationen konnten die Forscher zeigen,
dass die Wahrscheinlichkeit, dass ein Kanal noch nicht periodisch ist, mit
zunehmender Füllhöhe exponentiell sinkt.

Packungseigenschaften von großer praktischer Relevanz

Die Erkenntnisse der Erlanger Forscher sollen dazu beitragen, die
Packungseigenschaften sowohl mono- als auch polydisperser Mikropartikel
besser zu verstehen. Teilchen möglichst dicht zu packen, ist der Schlüssel
für viele praktische Anwendungen - zum Beispiel um die Materialporosität
bei 3D-Druckverfahren und anderen Methoden der additiven Fertigung zu
minimieren und damit die Festigkeit neuartiger Werkstoffe zu erhöhen.

Die Ergebnisse des Projektes wurden unter dem Titel "Systematic Onset of
Periodic Patterns in Random Disk Packings" in der renommierten
Fachzeitschrift Physical Review Letters veröffentlicht.


[1] Link zum Originalartikel:

DOI: https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.120.148002

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, Dr. Susanne Langer, 06.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FINANZEN/1228: Keine höheren Belastungen durch Neuregelung der Grundsteuer


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. April 2018

Keine höheren Belastungen durch Neuregelung der Grundsteuer

Reform der Grundsteuer nunmehr zügig angehen



Am morgigen Dienstag fällt das Bundesverfassungsgericht sein Urteil
zur Einheitsbewertung bei der Grundsteuer. Dazu erklären die
finanzpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje
Tillmann sowie der zuständige Berichterstatter der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Fritz Güntzler:

"Bei der Grundsteuerreform handelt es sich um eine der wichtigsten
steuerlichen Gesetzgebungsvorhaben der kommenden Jahre. Die
Grundsteuer ist neben der Gewerbesteuer die bedeutendste
Einnahmequelle der Kommunen. Das Bundesverfassungsgericht wird in
seiner Urteilsverkündung Leitplanken aufstellen, die der Gesetzgeber
bei einer Neuregelung zu berücksichtigen haben wird.

Besonders spannend ist die Frage, wie lang die durch das Gericht
gesetzte Übergangsfrist sein wird. Insbesondere auch hiervon wird
abhängen, ob der Bundesratsentwurf, dessen Umsetzung rund 10 Jahre ab
Verabschiedung dauern würde, überhaupt als Verhandlungsgrundlage
dienen kann, oder ob es zu einem schnellen und einfachen
Berechnungsverfahren für die Grundsteuer kommen muss.

Grundlage aller Überlegungen muss sein, dass es zu keiner weiteren
Verteuerung des Wohnens aufgrund eines dynamischen Anstiegs der
Nebenkosten durch die Grundsteuer kommen darf. Belastungssteigerungen
um bis das 40-fache - wie erste Verbände in Bezug auf den seit
anderthalb Jahren vorliegenden Bundesratsentwurf prognostizieren -
sind nicht hinnehmbar und stehen dem Ziel entgegen, bezahlbares
Wohnen in Innenstädten auch künftig zu ermöglichen.

Erinnert sei daran, dass die Finanzministerkonferenz schon 2010
einstimmig beschlossen hat, dass Einnahmeerhöhungen bei einer
Grundsteuerreform nicht beabsichtigt sind. Das bleibt unser Ziel."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1696: Macron und Trump spitzen Konflikt in Syrien gefährlich zu


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. April 2018

Macron und Trump spitzen Konflikt in Syrien gefährlich zu



"Militärische Angriffe auf Basis unbestätigter Vorwürfe eines
Giftgaseinsatzes in Syrien sind ein weiterer eklatanter Verstoß gegen das
Völkerrecht und eine gefährliche Zuspitzung. Die NATO-Staaten und Israel
machen mit entsprechenden Drohungen und einem erneuten Angriff auf einen
Militärstützpunkt nahe Homs einen neuen großen Krieg immer
wahrscheinlicher, in dem sich die NATO und ihre Verbündeten wie Israel
sowie Russland und Iran gegenüberstehen. Sowohl der im Raum stehende
Giftgasangriff als auch der Beschuss des syrischen Flughafens machen eine
unabhängige Ermittlung zwingend notwendig", sagt Heike Hänsel,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE im Bundestag. Hänsel
weiter:

"Auch wenn Donald Trump und Emmanuel Macron sich angeblich sicher sind,
dass von der syrischen Armee in der von islamistischen Milizen gehaltenen
Stadt Duma Chlorgas eingesetzt wurde, gibt es dafür bisher keine Beweise.
Macrons Ankündigung, nach einem weiteren Giftgaseinsatz in Syrien
anzugreifen, drohte schon im Februar zu einer selbsterfüllenden
Prophezeiung zu werden. Von den in solchen Fällen dringend notwendigen
unabhängigen und internationalen Ermittlungen der UN ist aus gutem Grund
keine Rede. Denn Vorwürfe, die sich nur auf Behauptungen von 
US-finanzierten Organisationen wie der sogenannten Syrian American Medical
Society oder den umstrittenen Weißhelmen stützen, sind kaum etwas wert. Sie
sollen, ebenso wie makabre Videos von Verletzten und Toten, offenbar aber
medial den Boden für ein militärisches Eingreifen bereiten. Darauf weist
auch der völkerrechtswidrige Angriff auf eine syrische Armeebasis nahe der
Stadt Homs hin. Wir brauchen dringend eine Aufklärung der Vorfälle in Duma
von unabhängigen internationalen Beobachtern.

Die Bundesregierung macht sich mit ihrer Unterstützung dieser
verantwortungslosen Zündelei mitschuldig an einer weiteren Eskalation und
einer fortschreitenden Verletzung des Völkerrechts. Die Äußerung von
Regierungssprecher Seibert, solch 'ein Völkerrechtsbruch darf nicht
ungesühnt bleiben', zeigt die offensichtlichen Doppelstandards der
Bundesregierung im Hinblick auf das Völkerrecht im Vergleich zur türkischen
Offensive gegen Afrin. Ohne jegliche Beweise nun Sühne einzufordern,
entspricht eher einer Wild-West-Manier als einer seriösen Außenpolitik. DIE
LINKE fordert unabhängige Untersuchungen durch die Vereinten Nationen zu
den Angriffen auf Duma und Homs."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. April 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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GESUNDHEIT/1006: Menschen vor Profite - Pflegenotstand stoppen!


DIE LINKE - Presseerklärung vom 6. April 2018

Menschen vor Profite - Pflegenotstand stoppen!



Im Mittelpunkt des diesjährigen Weltgesundheitstages steht die flächendeckende Gesundheitsversorgung, gemäß derer jeder Mensch Gesundheitsdienstleistungen in Anspruch nehmen können soll, unabhängig von Ort und Zeit, und ohne dabei in finanzielle Schwierigkeiten zu geraten. Das ist so leider auch in Deutschland nicht gewährleistet.

Während Jens Spahn sich noch fragt, wie er am besten sein Amt ausfüllt, rücken wir den Pflegenotstand mit einer wirksamen Kampagne und politischen Forderungen, die zum einen finanzierbar und zum anderen dringlich sind, weiter in den Mittelpunkt. Der Druck auf die Bundesregierung muss stetig erhöht werden, denn die Missstände in der Pflege sind gravierend.

Am morgigen Weltgesundheitstag, solidarisiert sich DIE LINKE mit bundesweiten Aktionen unter dem Motto, "Menschen vor Profite: Pflegenotstand stoppen", besonders mit Kolleginnen und Kollegen in der Pflege.

Dazu äußern sich die Vorsitzenden der Partei DIE LINKE, Katja Kipping und Bernd Riexinger: "Die Öffentliche Pflege in Deutschland ist eine humanitäre Katastrophe. Wir brauchen 100.000 Kräfte mehr in den Krankenhäusern und eine verbindliche Mindestpersonalregelung, um menschenwürdig pflegen zu können.

Wir dürfen im europäischen Vergleich nicht mehr das Schlusslicht bilden. Der im Koalitionsvertrag beschlossene Pflegeschlüssel für Krankenhäuser reicht nicht aus. In Deutschland kümmert sich eine Krankenschwester im Schnitt um 13 Patienten und Patientinnen, in den Niederlanden, beispielsweise, sind es sieben.

Die 8000 neuen Pflegekräfte in der Altenpflege, die Herr Spahn bereit wäre einzustellen, wären weniger, als eine zusätzliche Pflegekraft pro Einrichtung. Die Pflegeberufe müssen endlich aufgewertet werden: Können Sie von durchschnittlich 2500 Euro Bruttogehalt leben, Herr Spahn?

Bundesweit werden immer mehr Krankenhäuser geschlossen oder privatisiert, zahlreiche Pflegeeinrichtungen befinden sich in nicht tarifgebundener Trägerschaft, Lohndumping ist an der Tagesordnung. Daraus müssen wir schließen: Wettbewerbsfähigkeit und Profite von privaten Konzernen sind der GroKo wichtiger als die Menschenwürde."

F.d.R.

Lia Petridou

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. April 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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WIRTSCHAFT/2051: Deutsche Bank aufspalten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. April 2018

Deutsche Bank aufspalten



"Das Problem der Deutschen Bank ist nicht allein die Führung, sondern das
Geschäftsmodell. Die Deutsche Bank ist laut dem IWF immer noch die
gefährlichste Bank der Welt. Sie ist zu groß und zu vernetzt zum Scheitern
und daher eine Gefahr für die Finanzstabilität und die Steuerzahler. Die
Deutsche Bank muss aufgespalten und das Investmentbanking vom seriösen
Kredit- und Einlagengeschäft getrennt und abgewickelt werden", kommentiert
Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, den
Wechsel an der Spitze der Deutschen Bank sowie den Prozessbeginn zu
Zinsmanipulation (Euribor) gegen frühere und aktuelle Mitarbeiter der
Deutschen Bank und von Barclays. De Masi weiter:

"Wenn der neue Chef Christian Sewing ein Zurück-zur-'Jägermentalität'
fordert, lässt das nichts Gutes erwarten. Die kriminelle Energie im
Investmentbanking zeigt auch der Prozessauftakt gegen ehemalige
Deutsche-Bank-Mitarbeiter in London wegen der Euribor-Manipulationen. Um
solche Machenschaften wirksam zu bekämpfen, brauchen wir ein
Unternehmensstrafrecht in Deutschland."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. April 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/7071: Heute im Bundestag Nr. 219 - 09.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 219

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. April 2018, Redaktionsschluss: 13.00 Uhr

1. Kosten für Zugsicherungssystem unklar

2. Regierung wartet Urteilsbegründung ab

3. ÖPNV - Keine Antwort der EU-Kommission

4. Verkehrsinvestitionen auf hohem Niveau

5. Weiterentwicklung des Bologna-Prozess



1. Kosten für Zugsicherungssystem unklar

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung kann noch keine Aussagen über
die Höhe der Investitionskosten für die Ausstattung sämtlicher
Bahnstrecken des Transeuropäischen Verkehrsnetzes (TEN-T) auf dem
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland mit dem europäischen Leit- und
Sicherungssystems ETCS (European Train Control System) machen. In der
Antwort (19/1472) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/1024) heißt es, eine Nutzen-Kosten-Analyse der
ETCS-Ausrüstung der deutschen Anteile der TEN-T-Korridore, eine
Analyse der bundesweiten Einführung von ETCS und die Kosten der
ETCS-Ausrüstung der in Deutschland verkehrenden Triebfahrzeuge, welche
nicht bereits mit einer kompatiblen ETCS-Version ausgerüstet sind,
würden derzeit untersucht.

Für die Erfüllung der Ausrüstungsvorgaben der Europäischen Kommission
bis 2023 gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2017/6 stelle der Bund der
DB Netz AG und DB Energie GmbH etwa 600 Millionen Euro zur Verfügung,
schreibt die Regierung. Dies umfasse die ETCS-Ausrüstung des Korridors
Rhein-Alpen sowie sieben weiterer Grenzanschlussstrecken. Die Kosten
zur Ausrüstung der übrigen Korridore würden derzeit ermittelt.

 * 

2. Regierung wartet Urteilsbegründung ab

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung wird das weitere Vorgehen
hinsichtlich drohender Fahrverbote nach Vorliegen der
Entscheidungsgründe des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) prüfen. So
heißt es in der Antwort (19/1474) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/1081). Mit Blick auf Hardware-Nachrüstungen
für betroffene Dieselfahrzeuge wird in der Antwort darauf verwiesen,
"dass die Expertenrunde 1 des Nationalen Forums Diesel ihre Arbeiten
zu möglichen Hardware-Nachrüstungen von Pkw und leichten
Nutzfahrzeugen noch nicht abgeschlossen hat".

 * 

3. ÖPNV - Keine Antwort der EU-Kommission

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung hat bislang keine Rückmeldung
von der EU-Kommission auf das am 11. Februar 2018 von den seinerzeit
geschäftsführenden Ministern Christian Schmidt (Verkehr, CSU), Barbara
Hendricks (Umwelt, SPD) und dem damaligen Kanzleramtschef Peter
Altmaier (CDU) an den Kommissar für Umwelt, Meeresangelegenheiten und
Fischerei der Europäischen Union, Karmenu Vella, gerichtete Schreiben
bekommen. Das geht aus der Antwort (19/1475) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1112) hervor. In dem genannten
Schreiben hatten die Regierungsvertreter Vorschläge hinsichtlich der
Verbesserung der Luftqualität in deutschen Städten gemacht, wozu auch
die Idee eines Null-Tarifes im Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV)
gehörte.

Auf Fragen der Grünen, wie sich die Bundesregierung mit den in dem
Schreiben aufgeführten Modelstädten Bonn, Essen, Herrenberg,
Reutlingen und Mannheim über die Idee eines ÖPNV zum Null-Tarif
verständigt hat und welche Reaktionen der betroffenen Länder und
Kommunen es gab, heißt es: "Die Abstimmung mit den für die Einhaltung
der Luftqualitätsgrenzwerte zuständigen Ländern erfolgt
kontinuierlich, auch im Hinblick auf das im Jahr 2015 eingeleitete
Vertragsverletzungsverfahren wegen Überschreitung der
Luftqualitätsgrenzwerte für Stickstoffdioxid. In diesem Kontext sind
besonders relevant die Besprechung des Chefs des Bundeskanzleramtes
mit der Chefin und den Chefs der Staats- und Senatskanzleien der
Länder am 25. Januar 2018 und die Konferenz der Regierungschefinnen
und Regierungschefs der Länder am 1. Februar 2018."

Weiterhin verweist die Regierung auf die Beantwortung (19/1166) einer
zurückliegenden Kleinen Anfrage der Grünen. Daraus geht unter anderem
hervor, dass die Bundesregierung derzeit keine Angaben zu Kosten und
Finanzierungsmaßnahmen für einen kostenlosen ÖPNV machen kann. Es habe
am 26. Februar 2018 ein erstes Abstimmungsgespräch mit Vertretern der
Modellstädte stattgefunden. Dabei seien erste Vorschläge zu möglichen
Maßnahmen, die in den Modellstädten erprobt werden sollen, erörtert
worden. Auch das Thema eines kostenlosen ÖPNV sei besprochen worden,
heißt es in der Vorlage. Gemeinsam mit den Städten bestehe die
Auffassung, dass es in tariflicher Hinsicht in den Modellstädten eine
Reihe vielversprechender Ansätze für eine verstärkte ÖPNV-Nutzung
gibt. Diese sollten nun weiter konkretisiert werden. "Erst wenn die
einzelnen Maßnahmen konkretisiert sind, können weitere Angaben gemacht
werden", schreibt die Bundesregierung.

 * 

4. Verkehrsinvestitionen auf hohem Niveau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Zentrales Planungsinstrument der Bundesregierung für
die bedarfsgerechte Weiterentwicklung der Verkehrsinfrastruktur ist
der im August 2016 beschlossene Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 2030.
Das schreibt die Regierung in ihrer Antwort (19/1476) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/1190), die den "Verfall der
Verkehrsinfrastruktur in Deutschland und dessen Folgen" thematisiert
hat. In der Antwort heißt es weiter, der BVWP habe ein Volumen von 270
Milliarden Euro. Davon entfielen 49,3 Prozent auf die Straße, 41,6
Prozent auf die Schiene und 9,1 Prozent auf die Wasserstraße.

Im besonderen Fokus stehe der Erhalt des Bestandsnetzes. 141,6
Milliarden Euro und damit 69 Prozent würden in Erhalt und Ersatz
fließen, schreibt die Regierung. Die im BVWP 2030 enthaltenen
Investitionen in Aus- und Neubau konzentrierten sich
verkehrsträgerübergreifend darauf, Engpässe aufzulösen und den
Verkehrsfluss zu optimieren. So würden auf den Autobahnen Engpässe auf
einer Streckenlänge von etwa 2.000 Kilometern beseitigt. Zur Sicherung
der Qualität der Bundesverkehrswege habe die Bundesregierung die
Verkehrsinvestitionen im Jahr 2018 auf 14,2 Milliarden Euro angehoben
und werde dies in den Folgejahren "auf hohem Niveau fortführen".

Keine Angaben kann die Bundesregierung nach eigener Aussage zu Fragen
nach der "jährlichen Staukilometerzahl" und der "durchschnittlichen
Baustellendauer seit 2005" machen. "Statistische Angaben hierüber
liegen nicht vor", heißt es in der Antwort.

Was den aktuellen Sachstand zur Erhebung der Infrastrukturabgabe
(Pkw-Maut) und die bisher dafür entstandenen Kosten angeht, so
verweist die Regierung auf eine frühere Antwort (19/990). Danach ist
der Einführungstermin "abhängig von den Ergebnissen der noch laufenden
Vergabeverfahren". Weiter heißt es in der Antwort, in den Jahren 2014
bis 2017 seien für die Einführung der Infrastrukturabgabe Kosten in
Höhe von insgesamt 23 Millionen Euro entstanden.

 * 

5. Weiterentwicklung des Bologna-Prozess

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Unterrichtung

Berlin: (hib/ROL) Im Mai 2018 findet in Paris die 10.
Bologna-Konferenz der Wissenschaftsminister statt. Dort wird der
aktuelle Umsetzungsbericht Bologna vorgelegt, der auf einer
umfangreichen Datenerhebung der verschiedenen Mitgliedsstaaten und
Organisationen basiert. Der Bologna-Prozess wird bei seiner
Weiterentwicklung auch die Initiativen der Staats- und Regierungschefs
der Europäischen Union und die jüngsten Überlegungen des französischen
Staatspräsidenten Emmanuel Macron aufnehmen. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrem als Unterrichtung vorliegenden Bericht "zur
Umsetzung der Ziele des Bologna-Prozesses 2015 bis 2018" (19/1445).

Deutschland hatte gemeinsam mit Frankreich, Italien und Großbritannien
auf der Konferenz der für Bildung zuständigen Minister an der
Universität Sorbonne 1998 die Grundlage eines gemeinsamen Rahmens für
die europäische Hochschulbildung geschaffen. Dem Europäischen
Hochschulraum (EHR) gehören inzwischen 48 Staaten an.

Kernelenente sind die Einführung gestufter Studiengänge, die
Vereinfachung der Anerkennung, die Einführung des Kreditpunktesystems
ECTS, die europäische Zusammenarbeit im Bereich der
Qualitätssicherung, die Förderung der Mobilität der Studenten und
Hochschulangehörigen und die Stärkung einer europäischen Dimension der
Hochschulbildung. Erweitert wurde der Zielkatalog bei den
Folgekonferenzen in Prag (2001) und Berlin (2003) um lebenslanges
Lernen, Einbeziehung der Hochschulen und Studenten, Förderung der
weiteren Entwicklung der Qualitätssicherung, Berücksichtigung der
Sozialen Dimension bei der Umsetzung des Bologna-Prozesses, Erhöhung
der weltweiten Attraktivität des EHR sowie seine Etablierung nebst dem
Europäischen Forschungsraum als die zwei Säulen der
Wissensgesellschaft.

Bei der anstehenden Konferenz soll nach der Vorstellung der
Bundesregierung und der Kultusministerkonferenz eine Verstärkung der
Mobilität und des Austauschs, auch durch ein erweitertes Programm
Erasmus+, erreicht werden. Ebenfalls von Bedeutung werde die Stärkung
strategischer Partnerschaften zwischen Hochschuleinrichtungen in der
gesamten EU und die Förderung der Herausbildung von europäischen
Hochschulnetzwerken bis 2024 sein. Die Chancen der Digitalisierung
soll in all ihren Facetten (Lehre, Lernen, Forschung, open access,
Verwaltung, Barrierefreiheit) zur Modernisierung der Hochschulbildung
genutzt werden.

Von mindestens ebenso großer Bedeutung werde laut Bundesregierung die
Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses und einer gemeinsamen
Sprache für eine qualitativ hochwertige und qualitätsgesicherte
Hochschulbildung in 48 europäischen Staaten sein. Der Bologna-Prozess
sei das einzige Forum, das die Kooperation der EU mit ihren östlichen
Nachbarn in dieser für die Zukunft Europas wichtigen Frage ermögliche
und entwickle.

Die Bundesregierung betont in ihrer Unterrichtung, dass es seit der
Konferenz der Wissenschaftsminister in Jerewan 2015 politische
Entwicklungen in einzelnen Staaten gebe, die die Prinzipien des
Europäischen Hochschulraums brechen oder in Frage stellen. Die
Verhaftung von Wissenschaftlern, die Einschränkung der
Wissenschaftsfreiheit, die Diskreditierung faktengeleiteter Diskurse,
der Versuch, politisch unliebsame Hochschulreinrichtungen zu schließen
und Hochschulangehörige zu entlassen, stelle den EHR auf die Probe.
Vielzitierte gemeinsame europäische Werte würden eine inakzeptable
Relativierung erfahren. Für Deutschland seien die Werte des
Europäischen Hochschulraums, namentlich die Wissenschafts- und
akademische Freiheit, die institutionelle Autonomie der
Hochschuleinrichtungen, demokratische verfasste Hochschulen unter
Beteiligung der Studenten, Lehrenden und Forschenden, nicht
verhandelbar. Der EHR stelle sich dieser Diskussion. Der
Bologna-Prozess mit seinen 48 teilnehmenden Staaten sei ein
funktionierendes Forum, in dem historisch, politisch und
gesellschaftlich höchst unterschiedliche Staaten an einem Tisch sitzen
und konstruktiv darüber sprechen, wie sie zum demokratischen und
wirtschaftlich erfolgreichen Zusammenleben in Europa beitragen können.
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2325: Offene Ganztagsschule (Li)


Landtag intern 3/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

PLENARMELDUNGEN

Offene Ganztagsschule



21.3.2018 - Wie lässt sich der Rechtsanspruch für Kinder auf einen
Platz in der Offenen Ganztagsschule (OGS) in Nordrhein-Westfalen
umsetzen? Mit dieser Frage hat sich der Landtag auf Basis eines
Antrags der SPD-Fraktion (Drs. 17/2164) befasst. Im Koalitionsvertrag
sei auf Bundesebene festgelegt worden, dass Grundschulkinder bis zum
Jahr 2025 einen Rechtsanspruch auf einen OGS-Platz haben sollten,
heißt es im Antrag. Die Große Koalition habe auf Bundesebene zudem
Investitionen von 2 Milliarden Euro in die Ganztagsbetreuung
angekündigt. "Vor diesem Hintergrund muss das Land Nordrhein-Westfalen
schnellstmöglich ein Konzept erarbeiten, wie der Rechtsanspruch
umsetzbar ist." Es sei zudem nötig, die Ganztagsbetreuung auch
inhaltlich weiterzuentwickeln. Die Landesregierung müsse einen
"Ganztagsgipfel" einberufen und alle beteiligten Akteure - Kommunen,
Schulen, OGS-Träger und Elternvertreter - an einen Tisch holen, um
frühzeitig für Sicherheit zu sorgen. Der Antrag wurde zur weiteren
Beratungen an den Ausschuss für Schule und Bildung (federführend)
sowie an den Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend überwiesen.
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LANDWIRTSCHAFT/1751: Niedersachsen - Grüne Weide von CDU verspielt (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 419 - März 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Grüne Weide von CDU verspielt

In Niedersachsen wird es 2018 wohl keine Weideprämie geben

von Marcus Nürnberger



Es war ein schwerer Anfang für die neue Agrarministerin Barbara
Otte-Kinast. Anders als von ihrem grünen Amtsvorgänger Christian Meyer
angekündigt, wird es in diesem Jahr keine neu konzipierte Weideprämie
geben. Meyer hatte im vergangenen Jahr die Grünlandbauern über die
Ausgleichszulage gefördert. In diesem Jahr sollte diese Förderung
besser qualifiziert als eine Weideprämie eingeführt werden. Nach
Aussagen des Ex-Ministers, die von SPD-Mitgliedern bestätigt wurden,
waren die Mittel in Höhe von 30 Mio. Euro bereits mit den zuständigen
Ressorts abgesprochen. Dann allerdings kam es zu vorzeitigen
Neuwahlen. Das ehemals grüne Agrarministerium ging an die CDU. Die
Weideprämie ging "verloren". Die Mittel wurden am Ende nicht im
Nachtragshaushalt beantragt. Ein Versäumnis?

Hilfreiche Förderung

60 Euro pro Kuh sowie 20 Euro pro Schaf oder Ziege hätten den
Tierhaltern 2018 gezahlt werden sollen. Gerade zu einem Zeitpunkt, zu
dem die gesellschaftliche Diskussion eine artgerechte Tierhaltung, zu
der auch Kühe auf der Weide gehören, fordert und erste Molkereien wie
die Ammerland eigene Weidemilchlabel am Markt zu etablieren suchen,
ist eine derartige Vollbremsung für viele Bauern unverständlich.
Landvolkspräsident Albert Schulte to Brinke forderte von der Regierung
eine Korrektur dieser Fehlentscheidung. Seiner Einschätzung nach habe
die Ausgleichszulage "in der Vergangenheit sehr viel geholfen".

Ministerium auf neuen Wegen

Im Ministerium war man wohl schon zu Meyers Zeiten gegen die
Weideprämie. Zu kompliziert, zu schlecht zu kontrollieren sei sie.
Auch befürchtete man offenbar viele Cross-Compliance-Verstöße. Das
kurzzeitige Machtvakuum nach der Wahl und die neue Ministerin ließen
dann wohl Spielräume, die der Behördenapparat zu nutzen wusste. Jetzt
jedenfalls argumentiert man von Ministeriumsseite ganz offen gegen die
Weideprämie. "In der Milchviehhaltung gibt es Stallhaltungsformen, die
auch ohne Weidehaltung als sehr tiergerecht einzustufen sind. Allein
mit der Vorgabe einer bestimmten Beweidungsdauer lässt sich der
Tierschutz in der Milchviehhaltung noch nicht effektiv verbessern."

Geld wäre da gewesen

Während die Ministerin in ihren ersten Stellungnahmen immer noch
erklärte, es seien keine weiteren Mittel vorhanden und die Weideprämie
hätte nur zulasten anderer Agrarumweltmaßnahmen finanziert werden
können, wird inzwischen deutlich, dass es sich um schlicht eine andere
Schwerpunktsetzung handelt. Nachdem die Ministerin eine Förderung zum
Bau von Güllebehältern in Aussicht gestellt hatte, konkretisierte eine
Ministeriumssprecherin, dass es Pläne für ein auf drei Jahre
angelegtes Förderprogramm zum Bau von Güllebehältern mit einem
Finanzvolumen von jährlich rund 10 Mio. Euro gebe. Sehr kurzfristig
wurde dieses Projekt noch in den Nachtragshaushalt eingebracht, sehr
zum Erstaunen der Haushaltspolitiker und des Finanzministeriums.
Konzentriert fällt Gülle in der Region Weser-Ems an. Die neuen
Güllelager könnten aber vor allem in der Ackerbauregion
Südniedersachsens entstehen. Statt mittelfristig das Ziel einer
bodengebunden Tierhaltung zu formulieren, manifestiert man so die
bestehenden Verhältnisse.

Auch wenn eine Weideprämie in diesem Jahr nicht kommen wird, besteht
doch die Chance, eine solche im Haushalt 2019 vorzusehen, so erste
Signale aus SPD und CDU. Kurz darauf bestätigte eine
Ministeriumssprecherin: "Im Rahmen der Haushaltsaufstellung 2019 sowie
der mittelfristigen Finanzplanung für die Folgejahre" werde ein
Förderprogramm geplant.

Unterdessen bekräftigte Otte-Kinast ihre Unterstützung des
Weidemilchprogramms: "Mit der Fortführung des Weidemilchprogramms,
welches von der Vorgängerregierung initiiert worden ist, werden
Milchviehhalter, die Weidehaltung betreiben und zum Erhalt des
Grünlandes beitragen, unterstützt."
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INNEN/1731: Polizeigesetze werden ausgebaut (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 13 vom 29. März 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Im Gleichschritt

Polizeigesetze werden ausgebaut

von Markus Bernhardt



NRW und Bayern wollen der Polizei Narrenfreiheit geben.

Den weiteren Abbau der letzten verbliebenen Grund- und Freiheitsrechte
wollen die Innenminister von Bayern und Nordrhein-Westfalen
beschleunigen und ihre jeweiligen Bundesländer künftig mit neuen
Polizeigesetzen ausstatten. Auch die verbliebenen Reste des aufgrund
der Verbrechen des deutschen Faschismus historisch erwachsenen
Trennungsgebotes von Polizei und Geheimdiensten wird zunehmend
entsorgt. So soll die Polizei in Bayern künftig präventive
Ermittlungen durchführen, Post und Computer durchsuchen und dies alles
ohne einen Verdacht auf eine konkrete Straftat. Zukünftig sollen
V-Leute eingesetzt werden, die auch in Privatwohnungen filmen und
diese durchsuchen können. Auch dürfen Beamte künftig unter
Vorspiegelung einer falschen Identität Kontakt zu Verdächtigen
aufnehmen können. Das neue Polizeigesetz soll bereits ab kommenden
Sommer gelten und macht den Freistaat damit zu einem Überwachungsstaat
erster Güte.

Dass der neue Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) das neue
geplante bayerische Polizeigesetz politisch vorbereitet und in seinem
letzten Kabinett als Ministerpräsident in München durchgesetzt hat,
muss bedacht werden. Und dass dieses Gesetz als Blaupause für eine
Novelle der Bundesgesetzgebung im Bereich der Polizeibehörden von ihm
genutzt wird, dürfte kaum von der Hand zu weisen sein.

Eine ähnliche Entwicklung steht unterdessen auch im von CDU und FDP
regierten Nordrhein-Westfalen bevor. Dort hatte die Landesregierung
als einen ihrer ersten Schritte flugs die von der Vorgängerregierung
kurz zuvor beschlossene Kennzeichnungspflicht für Polizeibeamte
kassiert. Vor wenigen Tagen sprach sich CDU-Landesinnenminister
Herbert Reul für "robuste" Polizeieinsätze aus, womit wohl gemeint
ist, dass die Beamten fortan ohne genauer hinzusehen erst einmal den
Knüppel schwingen sollen. Zugleich soll auch in NRW der
Überwachungsstaat ausgebaut werden. Datenschutz findet mehrheitlich
auf dem Papier statt und auch im bevölkerungsreichsten Bundesland wird
nach dem Vorbild von Bayern die gängige Praxis der Unschuldsvermutung
ad absurdum geführt. Auch für potentiell Beschuldigte dürfte die Luft
dünner werden: Bis zu sieben Tage soll eine Person künftig in
Gewahrsam genommen werden dürfen - ohne eine Anklage versteht sich.
Auch Fußfesseln sollen künftig verstärkt zum Einsatz kommen und zwar
eben nicht nur bei bereits überführten und verurteilten schweren
Straftätern, sondern vielmehr bei sogenannten "Gefährdern", was
keineswegs nur religiöse bzw. terroristische Fanatiker meint, sondern
alle, die von den Sicherheitsbehörden dafür gehalten werden. Wie in
vielen anderen Bundesländern auch, soll die Videoüberwachung im
öffentlichen Raum massiv ausgeweitet werden. Die Speicherfristen
sollen verlängert werden.

Was hier in Arbeit ist, ist einer der massivsten Angriffe auf den
Rechtsstaat, der von denjenigen Kreisen ausgeht, die eigentlich zu
dessen Schutz verpflichtet sind. Fortan dürfte es für die politische
Linke darauf ankommen, die Verfassung vor den sogena
nnten Sicherheitsbehörden zu schützen, die diese nach und nach
abschaffen. Womit die Gesetzesverschärfungen auch immer im Einzelnen
begründet werden, sie gehören vollends abgelehnt. Sie sind der wahre
Angriff auf einen demokratischen Rechtsstaat. Wer eine
Dauerüberwachung und Militarisierung der deutschen Innen- und
Sicherheitspolitik - Stichwort Polizeieinsatz beim G20-Gipfel in
Hamburg - ablehnend gegenübersteht, wird schnellstmöglich und offensiv
für seine Rechte politisch kämpfen müssen.
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MENSCHENRECHTE/350: Mexiko - "Gensoja zerstört unsere Lebensgrundlagen" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

"Gensoja zerstört unsere Lebensgrundlagen"

Von Gerold Schmidt
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Leydy Pech bei ihrer Anhörung vor dem UNO-Menschenrechtsausschuss


Foto: © Gerold Schmidt



(Mexiko-Stadt, 5. April 2018, npl) - Im September 2017 sagte die
mexikanische Regierung ihr Erscheinen vor dem
UNO-Menschenrechtsausschuss für Wirtschaftliche, Soziale und
Kulturelle Rechte (WSK-Rechte) in Genf kurzfristig mit Hinweis auf das
schwere Erdbeben vom 19. September ab. Gleichzeitig dürfte dies ein
willkommener Vorwand gewesen sein, sich nicht den zahlreichen
Parallelberichten von etwa 20 mexikanischen Initiativen, Gruppen und
Organisationen zur Menschenrechtslage im Land stellen zu müssen und
diesen die Möglichkeit einer Anhörung zu nehmen. Mitte März dieses
Jahres gab es jedoch kein Ausweichen mehr; die UNO-Anhörung wurde
nachgeholt. Maya-Imkerin Leydy Pech berichtete vor dem
UN-Menschenrechtsausschuss in Genf.

Neben den vielen "Schattenberichten" über Ermordete, Verschwundene und
direkte Attacken auf Menschenrechtler*innen und Umweltaktivist*innen
gab es in Genf auch Anhörungen zu einer eher schleichenden Gewalt. So
berichtete die Maya-Imkerin Leydy Aracely Pech Martin, die im
vergangenen Herbst in Österreich und Deutschland die Situation in
ihrem Heimatbundesstaat Campeche referierte, über die Auswirkungen des
Gensoja-Anbaus durch Monsanto und der agroindustriellen Landwirtschaft
allgemein auf der Halbinsel Yucatán. Für die Region präzedenzlose
Entwaldung, die schädlichen Auswirkungen massiver Pestizidanwendung
auf Grundwasser und die menschliche Gesundheit, Bienensterben,
Verdrängung der kleinbäuerlichen Landwirtschaft und die Missachtung
der Mayakultur waren die Themen, die sie in den gerade einmal drei zur
Verfügung stehenden Minuten ansprach. "Gensoja und Agroindustrie
zerstören unsere Lebensgrundlagen", so lässt sich ihr Vortrag
zusammenfassen. Ihr ausführlicher, in Zusammenarbeit mit anderen
Organisationen der Halbinsel ausgearbeiteter Parallelbericht [1],
wurde bereits im August 2017 bei der UNO eingereicht und ist online
[2] zugänglich (siehe dort unter Mexico/Info from Civil Society
Organizations/Joint submission Ma OGM; auch Aktualisierungen zum Thema
seit Oktober 2017 in Poonal).

Der UNO-Menschenrechtsausschuss für WSK-Rechte erwähnt in seinen
gerade erst veröffentlichen Schlussfolgerungen [3] zu den Anhörungen
im Fall Mexiko das Thema Gensoja und Agroindustrie nicht direkt. Ein
indirekter Bezug ist jedoch in den Abschnitten über Unternehmen, Staat
und Menschenrechte, die Rechte indigener Völker und die Frage von
Konsultierung und Zustimmung bei sie betreffenden Projekten sowie dem
Zugang zu Wasser zu finden. Insgesamt macht der Ausschuss bei aller
diplomatischen Zurückhaltung deutlich, was er von den Anstrengungen
des mexikanischen Staates hält, die WSK-Rechte zu respektieren und
umzusetzen. In den 14-seitigen Anmerkungen nimmt der Abschnitt
"Positive Aspekte" neun Zeilen ein. Der Rest des Dokumentes drückt
"Besorgnisse" aus und enthält Empfehlungen.


Anmerkungen:

[1] http://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/SessionDetails1.aspx?SessionID=1197&Lang=en

[2] http://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/SessionDetails1.aspx?SessionID=1197&Lang=en

[3] http://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/Download.aspx?symbolno=E%2FC.12%2FMEX%2FCO%2F5-6&Lang=en


URL des Artikels:
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HERRSCHAFT/1782: Brasilien - Lula fällt ... (SB)




Der damalige US-Präsident Barack Obama bezeichnete ihn 2010 als den
"populärsten Politiker auf Erden", und das Time-Magazin erklärte ihn
zur "einflußreichsten Person weltweit". Wie die Financial Times
anerkennend schrieb, habe seine Präsidentschaft "Brasiliens Umarmung
des Kapitalismus und der Globalisierung" auf den Weg gebracht.
Zugleich verehrt man ihn namentlich im verelendeten Nordosten des
Landes bisweilen wie einen Heiligen, da er mehr für seine armen
Landsleute getan habe, als all seine Vorgänger. Luiz Inácio Lula da
Silva, aus einfachsten Verhältnissen zum Gewerkschaftsführer,
Vorsitzenden der von ihm mitbegründeten Arbeiterpartei Partido dos
Trabalhadores (PT) und Präsidenten des Landes aufgestiegen, galt als
Vater des vielgepriesenen Erfolgsmodells Brasilien. Das aufstrebende
Schwellenland schien gleichermaßen einen gewaltigen ökonomischen
Sprung in die Riege der Wortführer einer multipolaren Weltordnung
vollzogen wie auch die extremen inneren Widersprüche gebändigt zu
haben. Angesichts der globalen kapitalistischen Systemkrise mutete die
damit assoziierte Botschaft, die Epoche für unvereinbar erachteter
Klassengegensätze lasse sich zugunsten einer Koexistenz von Armut und
Reichtum auf Grundlage einer beiderseits nutzbringenden Strategie der
Versöhnung und Bündelung aller Kräfte überwinden, wie die frappierende
Beweisführung einer vordem nur gepredigten Heilslehre an.

Im langen Marsch durch die Institutionen verwandelte Lula wie kein
anderer Politiker seiner Generation das Aufbegehren gegen die
herrschenden Verhältnisse in einen Aufstieg an die Regierungsmacht, in
dessen Verlauf er alles abzuwerfen verstand, was ihm als
widerspruchsbehafteter Ballast den Eintritt in die Sphäre nationaler
Eliten verwehrt hätte. Ihn zeichnete insbesondere die innovative
Befähigung aus, Widerstände zu befrieden, Gegenkräfte einzubinden und
einen inspirierenden nationalen Mythos zu generieren, der die horrende
soziale Kluft dauerhaft zu brücken schien. Seine Präsidentschaft stand
für eine vertrauenswürdige Garantie, das Rad kapitalistischer
Verwertung allen Unkenrufen zum Trotz weiterzudrehen. Brasilien galt
als Beweis, daß sich die Krisenfolgen eindämmen lassen, sofern man das
Tor zur Zukunft offenzuhalten versteht. Das unverhohlene Lob des
brasilianischen Präsidenten war durchaus handfester Natur, schien es
doch dem globalisierten Raubzug in finsterster Nacht den Weg zu
leuchten.

Ohne Lulas vielschichtigen Talente in Abrede zu stellen, lagen doch
wesentliche Triebkräfte seines Erfolgs wie die globale Integration des
Kapitalismus und der sechzehn Jahre währende Boom der Rohstoffe
jenseits seiner Kontrolle. Angesichts dieser Voraussetzungen gelang es
ihm, Wachstum und Konzentration des brasilianischen Kapitals auf
beispiellose Weise zu befördern, wofür ihm der Rückhalt der
Wirtschaftseliten sicher war. Seit Beginn seiner ersten Amtszeit im
Jahr 2002 stiegen allein die Profite der Banken um 420 Prozent,
während transnationale Konzerne wie Brasil Foods, Petrobas, das
Bergbauunternehmen Vale do Rio Doce oder der Flugzeugbauer Embraer in
die Weltspitze ihrer Branchen aufstiegen.

Zugleich wurde unter anderem das Wohlfahrtsprogramm Bolsa Familia
aufgestockt, in dessen Rahmen den ärmsten Familien 40 Dollar im Monat
sowie weitere 12 Dollar für jedes Kind, das sie zur Schule schicken,
gewährt werden. Diese Unterstützung hat nach der nicht unbestrittenen
Version der damaligen Regierung 25 Millionen Menschen aus bitterer
Armut in die Mittelklasse gehoben. Zwangsläufig mehrten sich weltweit
Stimmen, die in ausdrücklicher Abkehr von allen Ansätzen
weitreichenderer sozialer und in der Konsequenz gesellschaftlicher
Umgestaltung das brasilianische Wohlfahrtsmodell zum Königsweg der
Armutsbekämpfung ausriefen.

Wollte man die Behauptung aufrechterhalten, von der Präsidentschaft
Lulas hätten alle Brasilianer profitiert, muß man schon als
selbstverständlich voraussetzen, daß dies natürlich für jeden im
Rahmen seiner Möglichkeiten gilt. Die brasilianische Gesellschaft ist
nach wie vor von extremer sozialer Polarisierung geprägt, die sich
unter anderem darin ausdrückt, daß eine kleine Elite der Bevölkerung
über 75 Prozent des nationalen Reichtums verfügt, während über 90
Prozent mit weniger als 550 Dollar im Monat auskommen müssen und sich
dieser Trend weiter verschärft. Das Erfolgsmodell des "Lulaismus"
wurde nicht zuletzt deswegen international hofiert, weil es die
ausgeprägtesten sozialen Unwuchten vorderhand austarierte und das
Aufbegehren befriedete, jedoch die Frage, zu wessen Lasten die neuen
Reichtümer erwirtschaftet werden, vollständig ausblendete.
Grundsätzlich bleibt das Wohlfahrtssystem ein Lehen, das den
Empfängern Almosen gewährt oder entzieht, ohne an den bestehenden
Besitzverhältnissen und Einflußmöglichkeiten zu rühren. Solange die
Wirtschaft floriert, wird etwas für die Armen abfallen und sie
zugleich in das paternalistische Gefüge einbinden. Wird die Kasse
eines Tages knapp, sind sie die ersten, die den Gürtel bis an die
Grenze ihrer schieren Existenz enger schnallen müssen.

Die Kombination einer nachfrageorientierten Wirtschaftspolitik mit
wachsenden Staatsausgaben führte zu einem soliden Wirtschaftswachstum
und insbesondere sinkender Arbeitslosigkeit. Das größte Land
Lateinamerikas erlebte einen regelrechten Boom, der jedoch wesentlich
auf einem hohen Preisniveau der meisten agrarischen und industriellen
Rohstoffe beruhte, die Brasilien exportiert. Waren die Ressourcen
Lateinamerikas vier Jahrhunderte lang das Ziel kolonialer
Ausplünderung durch die Mächte Europas und während der letzten hundert
Jahre der Hort, aus dem sich der US-Imperialismus unersättlich
bediente, so änderte sich dieses Verhältnis auch nicht grundlegend,
als China in die Bresche sprang, um sich den Nachschub an Rohstoffen
verfügbar zu machen. Allen hoffnungsgetragenen Lobeshymnen auf die
neue Partnerschaft zum Trotz droht sich die einseitige Abhängigkeit
von der Ausfuhr von Rohstoffen zu verfestigen und eine Diversifikation
der regionalen Ökonomie zu bremsen. Die chinesischen Investoren
fordern zudem dieselben Bedingungen wie beliebige andere Unternehmen
ein und bestehen insbesondere auf Garantien für den Absatz ihrer
eigenen Fertigwaren. Da die Länder Lateinamerikas mit den niedrigen
Löhnen in China nicht konkurrieren können, wirkt sich dies auf Dauer
verheerend für die einheimische Industrie aus. Als vorwiegende
Rohstofflieferanten verlieren die Volkswirtschaften der Region die
Souveränität über ihre Ressourcen, können ihre eigene Bevölkerung
nicht mehr versorgen, erleiden gravierende Umweltschäden und
verzeichnen keine nennenswerte industrielle Entwicklung.

Was die Umweltpolitik betrifft, gehörte zum Einflußbereich Lulas auch
der umstrittene Industrielle Blairo Maggi, der zugleich Gouverneur
Mato Grossos war und als einer der Hauptverantwortlichen für die
Zerstörung des brasilianischen Regenwaldes gilt. Lulas
Wunschnachfolgerin Dilma Rousseff war als Technokratin bekannt, die
höchst umstrittene Großprojekte unter Vertreibung indigener Völker
forciert hatte. Sie setzte in ihrer Amtszeit nicht nur auf
Wind- und Solarkraft, sondern insbesondere auf Agrotreibstoffe und
Wasserkraft aus Großstaudämmen, mithin also unter umwelt- und
sozialpolitischen Gesichtspunkten höchst zerstörerische Eingriffe, die
sie unter die Rubrik angeblich sauberer Technologien faßte.

Wenngleich die Eliten des Landes in Dilma Rousseff stets einen
Fremdkörper im höchsten Staatsamt und eine potentielle Gefahr für ihre
Bereicherung gesehen haben dürften, war doch die entscheidende
Triebfeder des Umsturzes die dramatische Wirtschaftsschwäche.
Brasilien litt massiv unter dem Verfall der Rohstoffpreise und der
schwächelnden Nachfrage aus China, die das vermeintliche ökonomische
Vorzeigemodell in die Krise stürzten. Um die Profite der
Kapitalfraktionen zu sichern, die Bevölkerung stärker an die Kandare
zu nehmen und die Vormachtambitionen Brasiliens auf internationaler
Bühne aufrechtzuerhalten, wurde der paternalistische Entwurf des
"Lulaismus" zugunsten einer rigide neoliberalen Rezeptur entsorgt. Mit
dem kalten Putsch gegen Rousseff beendeten die wirtschaftlichen und
politischen Eliten die Phase des sozialdemokratischen
Gesellschaftsentwurfs. Eine im Kern dynastisch strukturierte Klasse,
die seit Jahrzehnten mitunter ganze Bundesstaaten wie ihr privates
Königreich regiert, diktierte Brasilien fortan eine restriktive
Restauration. Der Putschist Michel Temer stand für die Einführung
einer Schuldenbremse, Steuererleichterungen für Reiche, den Abbau von
Sozialprogrammen, eine Flexibilisierung des Arbeitsmarkts, eine
Erhöhung des Renteneintrittsalters und den Verkauf von Anteilen der
Staatskonzerne.

Temers Kabinett ausschließlich weißer Männer, darunter der bereits
erwähnte Großgrundbesitzer Blairo Maggi, genannt "Sojakönig", als
Landwirtschaftsminister, signalisierte unmißverständlich, daß die
alten Eliten an die Macht zurückgekehrt waren. Das Ressort für Frauen
und Gleichstellung von Ethnien wurde kurzerhand aufgelöst. Drei
Minister mußten aufgrund von Korruptionsermittlungen gegen sie gleich
wieder zurücktreten, womit sie nicht allein standen. Gegen mehr als
die Hälfte der brasilianischen Parlamentarier sind Ermittlungen
anhängig. Viele Mitglieder des Senats sind Großgrundbesitzer und
Unternehmer, die meisten Millionäre, und gegen etliche wird wegen
Korruption, Geldwäsche oder Gründung einer kriminellen Vereinigung
ermittelt, einige wurden bereits verurteilt. Die Spitzen der Parteien
arbeiten an einer Generalamnestie, um ihre Privilegien zu behalten und
sich Straffreiheit zu sichern. Michel Temer selbst darf nicht mehr für
das Präsidentenamt kandidieren, weil er wegen illegaler
Wahlkampfspenden verurteilt und für acht Jahre von der Teilnahme an
öffentlichen Wahlen ausgeschlossen wurde.

Da Lula im Herbst erneut für das Präsidentenamt kandidieren will und
Umfragen zufolge der aussichtsreichste Kandidat ist, zeugt der
Verfolgungsdrang des Bundesrichters Sergio Moro in seinem Fall von der
Absicht, eine Rückkehr des "Lulaismus" mit allen Mitteln zu
verhindern. Der Entwurf einer tendenziellen sozialen Umverteilung
zugunsten der ärmsten Bevölkerungsschichten darf nach dem Willen der
brasilianischen Eliten niemals wiederkehren, der von der zutiefst
rassistischen weißen Oberschicht als bärtiger Halbanalphabet
verachtete Lula muß als Lektion für die Mehrheitsgesellschaft dafür
abgestraft werden, die Klassenschranke mit seinem Aufstieg perforiert
zu haben. So paart sich kühl-räuberisches Kalkül mit blankem Haß, wenn
sich die Beschimpfungen Lulas in den sozialen Medien überschlagen, gut
situierte weiße Menschen auf der Straße gegen ihn demonstrieren,
Leitmedien wie Rede Globo, die allesamt wenigen mächtigen,
rechtskonservativen Familien gehören, gegen ihn hetzen. [1]

Der Armeechef Eduardo Villas Boas hat das Oberste Gericht unter Druck
gesetzt und via Twitter die Möglichkeit einer Mobilmachung des
Militärs angedroht, falls die Entscheidung nicht "gegen die
Straflosigkeit" ausfalle. [2] Im Zuge der reaktionären Restauration
ist der Rechtspopulist Jair Bolsonaro zu einem der aussichtsreichsten
Kandidaten für die Präsidentschaftswahl im Oktober aufgestiegen. Der
ehemalige Offizier ist für sein Lob der Militärdiktatur wie auch als
Advokat eines radikalen Kampfes gegen das organisierte Verbrechen
jenseits aller rechtsstaatlichen Prinzipien bekannt. Dabei
unterstützen ihn vor allem die sich in Brasilien rasant ausbreitenden
Evangelikalen, weshalb ihn manche politischen Kommentatoren bereits
als "brasilianischen Trump" bezeichnen, einen "Rächer" an der linken
Politclique der PT wegen der korrupten Machenschaften des
Establishments. [3]

Wenngleich auch die Arbeiterpartei ihre Kassen mit Geldern von
Odebrecht und des staatlichen Ölkonzerns Petrobras gefüllt, sich im
Parlament Stimmen gekauft und auf diese Weise ihre Politik
durchgesetzt hat, fallen die konkreten Vorwürfe gegen ihr
Spitzenpersonal vergleichsweise dünn aus. Gegen Dilma Rousseff läuft
bis heute nicht ein einziges Verfahren wegen Fehlverhaltens, Lula soll
angeblich die Finanzierung eines luxuriösen Strandapartments in der
Küstenstadt Guaruja angenommen haben, wofür es außer umstrittenen
Aussagen von Kronzeugen, die sich damit vor dem Gefängnis retten
wollten, keinerlei Beweise gibt. Und selbst wenn Lula in einem System,
in dem eine Hand die andere wäscht, erfolgreich jongliert haben
sollte, wie seine Gegner behaupten, zeugt doch die aktuelle
Konstellation von der selektiv gesteuerten Wucht einer Hexenjagd. Wo
Sergio Moro aus dem südbrasilianischen Curitiba als Held gefeiert
wird, der ein politisches Schema der Bestechung aufgedeckt hat und im
Zuge seines Kreuzzugs die Straffreiheit einflußreicher
Wirtschaftslenker und Politiker endgültig beenden werde, ist eine
mindestens blinde, eher aber gezielt instrumentalisierte Ideologie und
Praxis gesellschaftlicher Säuberung am Werk. Wer die Korruption zum
Kern allen Übels erklärt, aber von Ausbeutung und Verfügung nichts
wissen will, kann nur als Handlanger der herrschenden Verhältnisse
enden.


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/korruptionsbekaempfung-in-brasilien-ein-hoher-preis-um-lula.720.de.html?

[2] www.sueddeutsche.de/politik/korruptionsaffaere-ein-tiefer-riss-geht-durch-brasilien-1.3932411

[3] www.welt.de/debatte/kommentare/article175270341/Suedamerika-Wohin-steuert-Brasilien-nach-der-grossen-Reinigung.html
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STANDPUNKT/744: Ein neues Lied (Uri Avnery)


Ein neues Lied

Von Uri Avnery, 6. April 2018



EIN FREUND aus Übersee hat mir die Aufnahme eines Liedes geschickt. Es
ist ein arabisches Lied mit einer sanften arabischen Melodie, von
einem arabischen Mädchenchor gesungen und von einer Flöte begleitet.

Es geht so:

Ahed

Du bist die Verheißung und der Ruhm,

Du ragst auf wie ein Olivenbaum.

Von der Wiege bis zur Gegenwart

Wird deine Ehre nicht verletzt.

Palästina ist uns eingepflanzt

Wie ein Dock für jedes Schiff.

Wir sind das Land und du bist das Wasser.

Dein Haar ist blond,

Du bist so rein wie Jerusalem,

Du hast unsere Generation gelehrt, wie das vergessene Volk rebellieren
sollte.

Sie dachten, die Palästinenser würden sich vor ihnen fürchten, 

weil sie Rüstungen tragen und eine Waffe in der Hand halten?

Palästina ist uns eingepflanzt

Wie ein Dock für jedes Schiff.

Unsere Nation muss geeint sein und für die Freiheit Palästinas und der
Gefangenen Widerstand leisten.

Deine blauen Augen sind ein Leuchtturm

Für das Land, in dem es alle Religionen gibt.

Du einst die Menschen in der Ferne und in der Nähe.

Du entzündest Funken in unseren Herzen.

Dein Haupt ist erhoben und gibt uns Mut.

Du entzündest das Licht in unserer Dunkelheit.

Zwar sind deine Hände weich,

Und doch haben sie die Welt erschüttert.

Deine Hände erwiderten den Schlag des Besatzers

Und gaben der Nation die Würde zurück.

Palästina ist uns eingepflanzt

Wie ein Dock für jedes Schiff.

Wir sind das Land und du bist das Wasser



WENN ICH ein Anhänger der Besetzung wäre, würde mich dieses Lied sehr
beunruhigen, denn die Kraft der Lieder ist viel größer als die Kraft
der Waffen. Ein Gewehr verschleißt, aber ein Lied hält für alle
Zeiten.

In den frühen Tagen der israelischen Armee hing in unserer Kantine der
Spruch: "Eine singende Armee ist eine siegende Armee!"

Die Palästinenser der gegenwärtigen Generation haben beschlossen, den
Kopf gesenkt zu halten und zu warten, bis der Sturm vorüber ist. Die
nächste palästinensische Generation mag sich vollkommen anders
verhalten.

Am Vorabend meines 15. Geburtstags trat ich in die Untergrund- (oder
"terroristische") Gruppe ein, die gegen die britische
Kolonialregierung kämpfte. Noch nach achtzig Jahren erinnere ich mich
Wort für Wort an fast alle Lieder dieser Zeit. Es waren Lieder wie
"Wir sind unbekannte Soldaten ohne Uniformen ...". Später schrieb ich
eine Hymne für meine Kompanie.

Ich bin kein Dichter. Durchaus nicht. Aber ich habe zu meiner Zeit
einige Lieder geschrieben, darunter "Simsons Füchse", eine Hymne für
meine Kommandoeinheit in der israelischen Armee. Daher kenne ich die
Kraft eines Liedes. Besondere Kraft wird ein Lied über die Heldentat
eines 16-jährigen Mädchens entfalten.



IN DEM AUGENBLICK, als ich die Szene sah, wie Ahed al-Tamimi einem
israelischen Armeeoffizier ins Gesicht schlug, erkannte ich, dass
etwas Wichtiges geschehen war.

Der britische Politiker Lord Acton schrieb bekanntermaßen: "Macht hat
die Neigung zu korrumpieren und absolute Macht dazu, absolut zu
korrumpieren." Ich würde hinzufügen: "Besetzung neigt dazu, die
Besatzer zu verdummen, und eine lange Besetzung macht sie äußerst
dumm."

In meiner Jugend, als ich schon Mitglied der antibritischen
Untergrundorganisation war, arbeitete ich im Büro eines britischen
Rechtsanwalts. Viele seiner Klienten waren Beamte der britischen
Regierung. Ich fragte mich oft: "Wie ist es möglich, dass sich so
intelligente Menschen so dämlich verhalten?" Sie waren nette Leute und
behandelten sogar einen niedrigen Angestellten wie mich höflich. Aber
sie hatten keine Wahl: Besetzung zwingt die Besatzer dazu, sich
dämlich zu verhalten.

Und das funktioniert so: Um ein Besatzungsregime für lange Zeit
aufrechtzuerhalten, muss der Besatzer an die Überlegenheit seiner
Rasse und an die Unterlegenheit derer glauben, die er unterworfen hat.
Der Besatzer sieht sie als primitive Kreaturen. Was sonst gäbe ihm das
Recht, ein anderes Volk zu unterwerfen? Eben das geschieht jetzt mit
uns.



IN DEM AUGENBLICK also, als ich die Szene mit dem Schlag ins Gesicht
im Fernsehen sah, erkannte ich, dass etwas Wichtiges geschehen war.
Das palästinensische Volk hat jetzt eine Heldin. Die palästinensische
Jugend hat jetzt ein Vorbild, das sie nachahmen kann.

Die israelische Öffentlichkeit hat sich an die Besetzung gewöhnt. Die
Menschen glauben, das wäre eine normale Situation, die Besetzung
könnte ewig so weitergehen. Aber die Besetzung ist keine normale
Situation und eines Tages wird sie an ein Ende kommen.

Zehntausend Briten regierten Hunderte Millionen Inder, bis ein magerer
Mann mit Namen Gandhi das Gesetz brach und am Meeresufer Salz aufhob.
Die indische Jugend erhob sich und die britische Herrschaft fiel wie
im Herbst ein Blatt von einem Baum.

Dieselbe Dummheit ergriff alle Besatzungs-Vollstrecker, die mit Ahed
al-Tamimi zu tun hatten: Armeeoffiziere, Strafverfolger,
Militärrichter.

Wenn wir kluge Besatzer - ein Oxymoron - wären, hätten wir Ahed schon
lange nach Hause geschickt. Wir hätten sie mit Gewalt aus dem
Gefängnis getrieben. Aber wir halten sie noch immer gefangen. Sie und
ihre Mutter.

Es stimmt, vor ein paar Tagen wurde der Armee ihre eigene Dummheit
klar. Mit der Hilfe von Aheds engagierter (jüdischer) Rechtsanwältin
Gaby Laski wurde ein "Kompromiss" ausgearbeitet. Einige Anklagepunkte
ließ man fallen und Ahed wurde zu "nur" acht Monaten Gefängnis
verurteilt.

In drei Monaten wird sie entlassen. Aber das ist zu spät: das Bild
Aheds ist schon ins Gemüt aller palästinensischen Jungen und Mädchen
eingraviert. Ahed, das Mädchen mit blondem Haar, ihre Augen leuchten
wie ein Leuchtturm. Ahed die Heilige. Ahed die Erlöserin.

Die palästinensische Jeanne d'Arc, das Nationalsymbol.



AHED AL-TAMIMIS Geschichte ereignete sich im Westjordanland. Aber sie
fand auch im Gazastreifen einen Widerhall.

Für die meisten Israelis ist der Gazastreifen etwas anderes. Er ist
kein besetztes Gebiet. Er geht uns nichts an.

Aber die Situation im Gazastreifen ist noch schlimmer als offene
Besetzung. Der Streifen ist vollkommen eingekesselt. Im Norden und
Osten ist Israel, im Westen das Meer, auf dem die israelische Marine
alles außer Fischerbooten, die nahe am Strand bleiben, beschießt. Der
Süden gehört zu Ägypten, das sich noch schlimmer als die Israelis
verhält und mit diesen eng zusammenarbeitet.

Die Situation im Gazastreifen ist dem in der Hölle so nahe, wie er nur
sein kann. Nahrungsmittel gibt es nur so viele, wie unbedingt für das
Überleben notwendig sind, Elektrizität gibt es nur zwei bis vier
Stunden am Tag, das Wasser ist verschmutzt. Arbeitsplätze sind knapp.
Nur die, die am schlimmsten krank sind, werden rausgelassen.

Warum? Es hat etwas mit dem Dämon zu tun, der die israelische
Regierung plagt: der demografische Teufel.

Im historischen Palästina, dem Land zwischen dem Mittelmeer und dem
Jordan, leben jetzt etwa 13 Millionen Menschen, etwa die Hälfte Juden
und die Hälfte Araber, wobei die Araber ein wenig im Vorteil sind. Die
Zahlen sind ungewiss, aber etwa 3 Millionen Araber leben im
Westjordanland, 2 Millionen im Gazastreifen und 1,5 Millionen sind
arabische Bürger Israels. Die arabische Geburtenrate ist
durchschnittlich höher als die jüdische.

Diese Zahlen stören die Nachtruhe vieler israelischer Beamter,
besonders der Politiker. Sie suchen Mittel, um das Zahlenverhältnis zu
verändern. Früher einmal hatten sie die Illusion, dass die Menschen,
wenn die Lage in Gaza unerträglich würde, aus Gaza auswandern würden.
Aber das geschah nicht. Die Palästinenser sind hartnäckig geworden.

Dann kam eine neue Mode auf: Kümmert euch nicht um die Scheißer.
Stellt euch einfach vor, der Gazastreifen wäre im Meer versunken -
darum hatte einmal ein israelischer Politiker gebetet. Kein Streifen.
Zwei Millionen Palästinenser weniger.

Aber der Streifen ist da. Es stimmt, Gaza wird von der islamistischen
Hamas-Partei regiert, während das Westjordanland von Abu Mazens PLO
regiert wird, und die Feindschaft zwischen beiden ist heftig. Aber das
war und ist so in fast allen Befreiungsbewegungen in der Geschichte.
In unserem Fall hatte sich der Untergrund in Hagana ("Verteidigung"),
die der offiziellen zionistischen Führung nahestand, und Irgun
("Organisation", Abkürzung von national-militärische Organisation)
gespalten. Dann spaltete sich auch der Irgun und die noch extremere
LEHI ("Kämpfer für die Freiheit Israels", von den Briten "Stern-Bande"
genannt) entstand. Alle hassten einander.

Aber die Menschen unterscheiden sich überhaupt nicht voneinander. Sie
alle sind Palästinenser. Ahed ist ihrer aller Heldin. Vielleicht
spielte ihr Vorbild eine Rolle bei dem, was letzte Woche geschah.

Einige Zeit lang war der Gazastreifen ruhig. Etwas wie ein modus
vivendi war zwischen der Hamas- und der israelischen Regierung
eingetreten. Die Israelis gratulierten sich zu ihrer Klugheit. Und
dann geschah es.

Plötzlich erhob sich - wie aus dem Nichts - die Bevölkerung in Gaza.
Die Hamas organisierte am Freitag Versammlungen ohne Waffen in der
Nähe des Grenzzaunes. Eine lange Kampagne passiven Widerstandes sollte
beginnen.

Als man mich fragte, was geschehen werde, sagte ich, die israelische
Armee werde Todesschüsse abfeuern. Ganz einfach: Israelis können nicht
mit passivem Widerstand umgehen. Sie schießen, um ihn in gewaltsamen
Widerstand zu verkehren. Mit dem können sie umgehen: mit mehr Gewalt.



UND GENAU das geschah am letzten Freitag, dem ersten Tag der
Kampagne. Scharfschützen wurden an der Grenze aufgestellt. Sie hatten
Befehl, auf die "Rädelsführer" zu schießen - auf jeden, der auffiel.
18 unbewaffnete Demonstranten wurden getötet, auf fast tausend wurde
geschossen und sie wurden verwundet.

Wenn irgendjemand geglaubt hatte, die demokratische Welt würde sich
erheben und Israel verurteilen, dann erlag er einem traurigen Irrtum.
Die Reaktionen waren - allerhöchstens - schwach. Der feste Griff der
israelischen Regierung und ihrer zionistischen Organisation auf die
politischen Einrichtungen und die Verlautbarungen in der übrigen Welt
wurde deutlich. Mit wenigen Ausnahmen wurden die grauenhaften
Nachrichten überhaupt nicht oder als unbedeutend veröffentlicht.

Aber so kann es nicht lange weitergehen. Die Proteste in Gaza werden
bis zum 15. Mai, dem Tag der Naqba ("Katastrophe"), besonders an
Freitagen (dem heiligen Tag der Muslime), fortgesetzt. Der Naqba-Tag
gemahnt an die Massen-Flucht bzw. -Vertreibung der halben
palästinensischen Bevölkerung aus ihren Heimatorten. Palästinensische
Fahnen werden die Bildschirme in aller Welt füllen.

Ahed wird dann noch im Gefängnis sein.




Copyright 2018 by Uri Avnery
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NAHOST/1587: Syrien-Konflikt - Kreuzweg der Welten ... (SB)


Syrien-Konflikt - Kreuzweg der Welten ...



Seit Wochen warnt das russische Militär in Syrien vor einer
Falsche-Flagge-Operation der Rebellen, bei der der Einsatz von
Chemiewaffen durch die Syrische Arabische Armee (SAA) vorgetäuscht
werden soll, um den westlichen Großmächten einen Vorwand für eine
umfassende Intervention in den Konflikt zu liefern. Am 7. April ist es
zu der erwarteten Provokation gekommen. An diesem Tag meldeten die
White Helmets, eine von britischen Ex-Militärs gegründete
"Hilfsorganisation", deren Mitgliedschaft weitgehend aus namhaft
bekannten islamistischen "Terroristen" besteht, einen Giftgasanschlag
der syrischen Luftwaffe auf Douma, einem Teil der belagerten
Rebellenhochburg Ostghouta bei Damaskus. Mehr als vierzig Zivilisten
sollen bei dem Vorfall ums Leben gekommen sein. Von den White Helmets
aufgenommene Videobilder von Kinderleichen sowie unter schwerer
Atemnot leidende Menschen haben rund um die Welt Entsetzen und - wie
erwartet - den Ruf nach Vergeltung ausgelöst.

Bereits im August 2013 war es ebenfalls in Ghouta zu einem
Giftgasangriff gekommen, der Hunderte von Menschen das Leben gekostet
hat. Nicht lange zuvor hatte der damalige US-Präsident Barack Obama
erklärt, mit dem Einsatz von C-Waffen würde die SAA eine "rote Linie"
überschreiten, was unweigerlich schwere Konsequenzen nach sich ziehen
würde. Damals standen die US-Streitkräfte in der Region zu einem
großangelegten Raketenangriff auf SAA-Stützpunkten und -Stellungen in
Alarmbereitschaft. Doch in einer weisen Entscheidung hat Obama den
Befehl zum erwarteten Vergeltungsschlag doch nicht erteilt. Dafür gab
es mehrere Gründe. Erstens hat das Parlament in London gegen eine
Teilnahme der britischen Streitkräfte an der umstrittenen Aktion
votiert. Zweitens konnte die CIA die Urheberschaft des Anschlags den
Assad-Truppen nicht eindeutig zuordnen (später stellte sich heraus,
daß dahinter der türkische Geheimdienst MIT und von Saudi-Arabien
unterstützte Dschihadisten steckten). Drittens, um die Lage zu
entspannen, hat Rußland die Regierung in Damaskus zur kompletten
Aufgabe und Vernichtung aller syrischen Chemiewaffenbestände samt der
dazugehörigen Produktionsstätten veranlaßt. 2014 hat die zuständige
Organisation für das Verbot Chemischer Waffen (OPCW) den Abschluß
aller dazu gehörigen Maßnahmen erklärt.

Die neokonservative Politelite in Washington, welche permanent die
Konfrontation mit den "Schurkenstaaten" dieser Welt sucht, hat Obama
den damaligen Entschluß nicht verziehen. Für sie hat Obamas
angebliches Einknicken vor dem Bösen Amerikas Ansehen geschadet und
seine Feinde - hierzu werden nicht nur Syrien, Nordkorea und der Iran,
sondern auch China und vor allem Rußland gezählt - ermutigt, sich über
internationale Konventionen und Regeln hinwegzusetzen. Dieselben
Kräfte, welche diese These vertreten, verlangen den Abzug Rußlands von
der Krim, wollen das 2015 von Obama mit dem Iran beschlossene
Atomabkommen aufkündigen und drohen Nordkorea ständig mit einem
Präventivangriff. Diese Kräfte haben bei der Präsidentenwahl 2016 auf
den Kriegsfalken Hillary Clinton gesetzt und mit großer Enttäuschung
mitansehen müssen, wie Donald Trump, der im Wahlkampf gegen unsinnige
Militärabenteuer in Übersee gewettert hatte, gewann.

Um Trump auf Kriegskurs zu halten, wurde die Legende in die Welt
gesetzt, der New Yorker Baulöwe sei eine Marionette des Kremls, nur so
sei seine erklärte Absicht, die Beziehungen zwischen Rußland und den
USA zu verbessern, zu erklären. Seit über einem Jahr finden
Ermittlungen unter der Leitung des früheren FBI-Chefs Robert Mueller
statt, die den fadenscheinigen Verdacht russischer Manipulationen bei
der letzten Präsidentenwahl aufklären sollen, deren Hauptzweck jedoch
darin besteht, jede Annäherung zwischen Washington und Moskau zu
verunmöglichen. Vom sogenannten "tiefen Staat" der USA wird Trump wie
ein Fremdkörper behandelt. Das erste und bisher einzige Mal, wo
Politik und Medien Trump "präsidiale" Größe bescheinigt haben, war -
wen sollte es wundern -, als er am 7. April 2017 in Reaktion auf die
Meldung eines angeblichen Giftgasangriffs der SAA drei Tage zuvor bei
Khan Sheikhoun mehrere Dutzend Marschflugkörper auf einen Fliegerhorst
der syrischen Luftwaffe abfeuern ließ. Damals erklärte sich Lindsey
Graham, neben John McCain der größte Kriegstreiber in US-Senat, zum
"glücklichsten Mann Amerikas", und zwar deshalb, weil Trump endlich
den Mumm an den Tag gelegt habe, der Obama angeblich fehlte.

Entsprechend seines "isolationistischen" Instinkts hat Trump am 4.
April bei einem Auftritt in Ohio erklärt, daß die rund 2000 US-
Soldaten, die derzeit die sogenannten Syrischen Demokratischen Kräfte
(SDF) im kurdischen Nordosten Syriens im Kampf gegen die "Terrormiliz"
Islamischer Staat (IS) unterstützen, "sehr bald" nach Hause
zurückkehren würden. Auf die Absichtserklärung reagierten Amerikas
führende Zeitungen wie die New York Times und die Washington Post
sowie die üblichen außenpolitischen "Experten" mit Bestürzung und
Ablehnung. Ihnen zufolge müssen die US-Streitkräfte in Syrien - trotz
der Illegalität ihres Aufenthalts dort - bleiben, um ein
Wiedererstarken des IS zu verhindern sowie um dafür zu sorgen, daß
Bashar Al Assad als Präsident zurücktritt und nicht Rußland, der Iran
und die Türkei allein über die Nachkriegsordnung bestimmen.

Laut Medienberichten soll es am 6. April im streng abgeschirmten
Situation Room im Weißen Haus zu einem extrem hitzigen Streit zwischen
Trump und seinen Generälen in der Syrien-Frage gekommen sein.
Vergeblich versuchten die Militärs ihrem Oberbefehlshaber seine Idee
eines Abzugs der US-Streitkräfte aus Syrien auszutreiben. Über die
angedeutete Befehlsverweigerung soll Trump in Rage geraten sein und
den Anwesenden ein Ultimatum erteilt haben, daß die US-Streitkräfte
innerhalb von sechs Monaten aus Syrien abzuziehen wären. Wie der
Zufall so will, haben die Ereignisse - namentlich der
"Giftgasanschlag" von Douma - Trumps Abzugspläne zu Makulatur gemacht.
In Reaktion auf die schrecklichen Bilder aus dem Vorort von Damaskus
hat Trump per Twitter-Meldung Assad ein "Tier" genannt, Rußland und
den Iran bezichtigt, die SAA bei ihren Kriegsverbrechen zu decken und
angekündigt, die Verantwortlichen für die jüngste Greueltat würden
einen "hohen Preis" bezahlen.

Damit Trump nicht aus der angepeilten Eskalationsspirale kommt,
twitterte am 8. April John McCain, der Präsident selbst habe mit
seinem Gerede vom Syrien-Abzug "den von Rußland und Iran unterstützten
Assad zu noch mehr Kriegsverbrechen ermutigt". Wie im vergangenen Jahr
solle Trump Assad für seine "Brutalität bezahlen lassen", so der
Vietnamkriegsveteran und republikanische Senator aus Arizona, der
selbst Ende Februar - und das nicht zum ersten Mal - irgendwelchen
Rebellengruppen in Syrien einen heimlichen Besuch abgestattet hatte.
In der Nacht vom 8. auf den 9. April ist ein syrischer
Luftwaffenstützpunkt nahe der Stadt Homs Ziel eines Angriffs mit
Marschflugkörpern gewesen. Während die USA jede Beteiligung an der
Aktion bestreiten, liegen russischen und syrischen Stellen
Erkenntnisse vor, daß es sich hier um eine Operation der israelischen
Luftwaffe gehandelt hat. Am 9. April findet eine Dringlichkeitssitzung
des UN-Sicherheitsrats zum Douma-Vorfall statt. Man kann davon
ausgehen, daß die westlichen Vetomächte Frankreich, Großbritannien und
die USA den Standpunkt Rußlands, daß es sich hier um eine gezielte,
wenngleich tödliche Inszenierung gehandelt habe, nicht gelten lassen
werden. Was danach folgen wird, ist unklar. Fest steht, daß die
militärische Konfliktlage in Syrien für alle Beteiligten vollends
außer Kontrolle zu geraten droht.

9. April 2018
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INTERNATIONAL/228: Erfolgreicher Abschluss der Wiedergutmachungs-Initiative in der Schweiz (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 7. April 2018

Erfolgreicher Abschluss der Wiedergutmachungs-Initiative



Bern - 07.04.2018. Die Initiantinnen und Initianten der
Wiedergutmachungsinitiative nehmen mit grosser Genugtuung zur
Kenntnis, dass über 8.000 Betroffene ein Gesuch für einen
Solidaritätsbeitrag eingereicht haben. Die Betroffenen erfahren damit
eine offizielle Anerkennung für das erlittene Unrecht. Für die
Initianten ist das Ende der Gesuchfrist der Anfang der Aufarbeitung.
Die Guido Fluri Stiftung unterstützt auch weiterhin die Opfergruppen
und engagiert sich in einem Nachfolgeprojekt, das den Austausch unter
den Betroffenen fördern soll.

Mit dem Ende der Ostertage ist die Frist ausgelaufen, innert der die
ehemaligen Verdingkinder und Opfer von fürsorgerischen
Zwangsmassnahmen ein Gesuch für eine Solidaritätszahlung einreichen
konnten. Über 8.000 Betroffene haben von diesem Recht Gebrauch
gemacht. Guido Fluri, Urheber der Wiedergutmachungsinitiative: "Die
Tatsache, dass die Gesuche in den letzten Tagen noch zu Hunderten
eingereicht wurden, zeigt, dass die Informationskampagne der letzten
Monate gegriffen hat. Wir konnten damit auch Menschen erreichen, die
isoliert, noch nicht informiert oder unschlüssig waren."


Solidaritätszahlungen als wichtiges Element einer
umfassenden Aufarbeitung

Für viele ehemalige Verdingkinder und Opfer von fürsorgerischen
Zwangsmassnahmen, stellt die Zahlung über 25.000 Franken eine
bedeutende finanzielle Stütze dar. Viel wichtiger ist jedoch die
Tatsache, dass damit ein Stück Gerechtigkeit wiederhergestellt wird -
der Solidaritätsbeitrag ist die offizielle Anerkennung für das grosse
Unrecht, das den Opfern widerfahren ist. Dass nicht alle Betroffenen
ein Gesuch gestellt haben, erstaunt nicht: Gewisse Betroffene haben
bewusst auf den Solidaritätsbeitrag verzichtet, weil sie diese
staatliche Leistung nicht annehmen wollen. Dies gilt es zu
respektieren.


Wiedergutmachungsinitiative hat zu einem Umdenken
geführt

Für die Opfer stellen nicht nur die Solidaritätszahlungen einen
Meilenstein dar, sondern vor allem auch der neue Umgang der Schweiz
mit ihrer Vergangenheit. Für Guido Fluri ist klar: "Die
fürsorgerischen Zwangsmassnahmen sind heute Teil des kollektiven
Gedächtnisses. Die Geschichte der Verdingkinder und der anderen Opfer
ist heute Teil der offiziellen Schweizer Geschichte. Dies ist das
Wichtigste für die Opfer und für die Schweiz als Ganzes." Die
Aufarbeitung ist voll im Gang: Wissenschaftler forschen, Theater
führen Stücke auf, in den Schulen spricht man über das Unrecht, das
man den Opfern von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen zugefügt hat.


Das Engagement für Verdingkinder und andere Opfergruppen
geht weiter

Das Engagement für die Betroffenen geht weiter. Die Guido Fluri
Stiftung ist Teil eines Projektes, das den Austausch unter den
Betroffenen weiterhin fördert und ihre Geschichten konserviert. Im
Sommer 2018 wird in der nationalen Gedenkstätte für Heim- und
Verdingkinder in Mümliswil ein erstes grosses Zusammenkommen der
Betroffenen stattfinden.


Geschichtsklärung dank der Bevölkerung, Politik und
Verwaltung

Die Initiantinnen und Initianten danken allen, welche die
Wiedergutmachungsinitiative unterstützt und den Gegenvorschlag möglich
gemacht haben. Dank der breiten Unterstützung wurde der Inhalt der
Initiative zu einem gesamtgesellschaftlichen Anliegen. Dem
Unterstützungskomitee traten nach und nach Politikerinnen und
Politiker aus allen Parteien bei. Die Volksinitiative wurde von
namhaften Exponenten der Wissenschaft, von ranghohen Amtsträgern
beider Landeskirchen, aber auch von Bauernvertretern sowie bedeutenden
Schweizer Kulturschaffenden unterstützt.

Hintergrund: In der Schweiz leben Zehntausende Opfer von
fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen. Aufgrund
dieses dunklen Kapitels der Schweizer Geschichte haben Verdingkinder
und Heimkinder schwerstes Unrecht, Misshandlungen und Missbrauch
erlitten. Bis 1981 wurden Tausende von Personen ohne Gerichtsbeschluss
administrativ versorgt. Frauen wurden unter Zwang sterilisiert oder
zur Abtreibung gezwungen. Kinder wurden gegen den Willen ihrer Mütter
zur Adoption freigegeben oder in Waisenhäusern und Kinderheimen
platziert.

Der Originalartikel kann auf der Seite unseres Partners besucht
werden:

https://wiedergutmachung.ch/home/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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RENTE/705: Rentenansprüche für pflegende Angehörige verbessern (BDH Bundesverband Rehabilitation)


BDH Bundesverband Rehabilitation - Pressemitteilung 6.4.2018

Rentenansprüche für pflegende Angehörige verbessern



Bonn. Der BDH Bundesverband Rehabilitation e.V. unterstützt die
Forderung des Spitzenverbandes der gesetzlichen Kranken- und
Pflegekassen (GKV) und fordert eine Erhöhung der Rentenansprüche
pflegender Angehöriger. Dazu erklärt die Vorsitzende des
Sozialverbands, Ilse Müller:

"Wir unterstützen den Vorstoß des Spitzenverbandes der gesetzlichen
Kranken- und Pflegekassen (GKV) und fordern die Bundesregierung auf,
Menschen, die häusliche Pflege leisten, finanziell zu stärken. Die
Versorgung Pflegebedürftiger im familiären Umfeld bedeutet nicht
selten einen immensen Kraftakt für alle Beteiligten. Angesichts der
Tatsache, dass der überwiegende Teil der etwa 2,9 Millionen
Pflegebedürftigen daheim versorgt wird (2,1 Millionen), ist es
dringend erforderlich, diese gesellschaftspolitisch unverzichtbare
Leistung auch rentenrechtlich besser abzubilden. Menschen, die auf
Einkommen und Karriere zugunsten der Pflege ihrer Angehörigen
verzichten, besitzen unserer Meinung nach ein Kompensationsrecht, das
sich auch in höheren Rentenansprüchen für geleistete Pflegezeiten
abbilden sollte. Die im Juli 2017 eingeführten Regelungen im SGB XI
(Paragraf 44: Leistungen zur sozialen Sicherung der Pflegepersonen)
weisen in die richtige Richtung und tragen zur gesellschaftlichen
Sensibilisierung für das Thema privater Pflegeleistungen bei. Es wäre
nun an der Zeit, auch den Finanzrahmen rentenrechtlich neu abzustecken
und denjenigen finanziell entgegenzukommen, die mit ihrem
Pflegeeinsatz eine wertvolle gesellschaftliche Arbeit leisten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 6.4.2018

BDH Bundesverband Rehabilitation

BDH-Bundesleitung

Lievelingsweg 125, 53119 Bonn

Telefon 02 28 / 9 69 84 - 0

Telefax 02 28 / 9 69 84 - 99

E-Mail: presse@bdh-reha.de

Internet: www.bdh-reha.de
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VORTRAG/2247: Saarbrücken - Macrons neues Frankreich, 12.04.-28.06.2018


idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes

Frankreichzentrum und Stadtarchiv organisieren Vortragsreihe über
"Macrons neues Frankreich"



Ab dem 12. April sprechen renommierte Expertinnen und Experten auf
Einladung des Frankreichzentrums und des Stadtarchivs Saarbrücken über
"Macrons neues Frankreich". Die Vorträge beleuchten zum Beispiel
innerfranzösische Veränderungen, die mit Präsident Emmanuel Macron
eingetreten sind, fragen, vor welche Herausforderungen die
Flüchtlingsströme Frankreich stellen oder wie die Menschen dies- und
jenseits der Grenze mit den Erfahrungen der beiden Weltkriege umgehen.
Die Vorträge sind öffentlich. Der Eintritt ist frei. Alle
Interessierten sind herzlich eingeladen. Beginn ist jeweils um 18 Uhr.
Veranstaltungsort ist das Stadtarchiv Saarbrücken, Deutschherrnstr. 1,
66117 Saarbrücken.

Die Vorträge und Termine der Reihe "Macrons neues Frankreich -
Hintergründe, Reformansätze und deutsch-französische Perspektiven" im
Einzelnen:

12. April: Politisches System und politische Kultur in Frankreich: Auf
dem Weg zu neuen Konturen? 

Dr. Eileen Keller, Deutsch-Französisches Institut Ludwigsburg

19. April: Deutschland, Frankreich und die europäische 'Relance'. Die
Europäische Union aus deutscher und französischer Perspektive 

Prof. Dr. Joachim Schild, Universität Trier

26. April: Unternehmenskultur im Vergleich: Interkulturelle
Herausforderung und Synergien deutsch-französischer Zusammenarbeit

Prof. Dr. Christoph Barmeyer, Universität Passau

3. Mai: Umweltbewegung und Protestkultur in Frankreich

Dr. Birgit Metzger, Universität Freiburg/Universität des Saarlandes

17. Mai: Geteilte Erinnerung? Zum Umgang mit den beiden Weltkriegen in
Deutschland und Frankreich 

Prof. Dr. em. Rainer Hudemann, Saarbrücken

24. Mai: Migranten in Frankreich - Überfordert die Flüchtlingskrise
das Land der Menschenrechte? 

Günter Liehr, Publizist, Paris/Marseille

7. Juni: Verschiedene Welten - gemeinsame Ziele: Wie kommen
Frankreich und Deutschland verteidigungspolitisch zusammen?

Dr. Barbara Kunz, Institut français des relations internationales, Paris

14. Juni: Zwischen literarischem Anspruch und Nähe zur Politik:
Kennzeichen des französischen Journalismus vom 19. Jahrhundert bis in
die jüngste Vergangenheit 

Prof. Dr. Jörg Requate, Universität Kassel

21. Juni: Das französische Bildungssystem - Der alltägliche Spagat
zwischen egalitärem Anspruch und elitärer Auslese 

Dr. Rolf Wittenbrock, Oberstudiendirektor a. D., Saarbrücken

28. Juni: Der Front National: Hintergründe und Entwicklung - Vergleich
mit der AfD 

Prof. Dr. em. Adolf Kimmel, St. Ingbert

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, Thorsten Mohr, 06.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/2246: Kiel - Lateinamerika-Tage - "Die Welt im Zenit" am 16.4.2018


Lateinamerika-Tage: Die Welt im Zenit

Vortrag zum Kampf um das Amazonasgebiet von Patricia Gualinga
(Kulturprogramm mit Grupo Sal)



Zum Auftakt der dreiteiligen Reihe "Lateinamerikatage Kiel 2018"
organisiert durch das Bündnis Eine Welt Schleswig-Holstein e.V. freuen
wir uns auf die Veranstaltung mit Patricia Gualinga, der ehemaligen
Sprecherin der indigenen Kichwa-Gemeinde Sarayaku in Ecuador und der
Politikwissenschaftlerin Isabella Radhuber von der Universität Wien.

Patricia Gualinga, die mittlerweile zu einer Botschafterin einer
stetig wachsenden Frauenbewegung zum Schutz des Amazonas-Regenwalds
geworden ist, wird über den erfolgreichen Kampf gegen das Eindringen
in das Territorium der Gemeinde durch internationale Ölkonzerne für
die Gewinnung von Rohstoffen berichten. Dabei betrachtet sie den Kampf
um das Territorium und ein Leben in Einklang mit der Natur im Kontext
der internationalen Bemühungen um eine nachhaltige Zukunft.

Isabella Radhuber übernimmt die Moderation und Übersetzung und
begleitet die Collage aus Musik und Diskussion durch ihre eigene
fachliche Perspektive. Die Geschichte von Sarayaku lädt dazu ein, die
herrschenden Lebens-und Wirtschaftsweisen zu hinterfragen und gibt
Einblick in ein häufig verloren gegangenes Verhältnis von Mensch und
Natur.

Im Wechselspiel zu den inhaltlichen Beiträgen unterstreicht Grupo Sal
die Aussagen durch passende musikalische Untermalung, sodass reichlich
Anknüpfungspunkte für eine weitere Diskussion entstehen. Die Gruppe
"Grupo Sal" ist zum wiederholten Mal Gast Kiel. Die zwei Musiker aus
Tübingen vereinen seit über 30 Jahren die vielfältige Musik
Lateinamerikas mit bedeutenden entwicklungs- und umweltpolitischen
Themen.

Weitere Informationen und Kontakt:

Bündnis Eine Welt Schleswig-Holstein e.V. (BEI), Susanne Reh und
Marieke Fischer (Projekt "Lateinamerikatage Kiel 2018"),
projekt@bei-sh.org, Tel.: 0431-67939900,
www.bei-sh.org/lateinamerikatage-2018.html;
Facebook: www.facebook.com/events/193573724750121/
Information Grupo Sal: www.grupo-sal.de/programm1/
patricica-gualinga-und-grupo-saldie-welt-im-zenit/

Die Veranstaltung ist Teil des SDG-Jahresprogramms des BEIs und wird
unterstützt durch: Engagement Global im Auftrag des BMZ, "Bingo!
Projektförderung", Weltladen Kiel, dem Bereich "externe Projekte" der
Rosa-Luxemburg-Stiftung" und dem Frauenwerk der Nordkirche

Termin: 16.04.2018, 20:00 - 23:00 Uhr

Ort: Pumpe, Haßstraße 22, 24103 Kiel

Einlass 19:00 Uhr

Eintritt 10 / 6 Euro

keine Anmeldung erforderlich

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom April 2018

Rosa Luxemburg Stiftung

Regionalbüro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5 / 24103 Kiel

Ulrich Schippels

Tel.: 0431 260 70 43

E-Mail: schippels@rosalux.de

Internet: www.sh.rosalux.de
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ARBEIT/2801: Kommunikationsdaten machen soziale Beziehungen für Arbeitgeber immer leichter analysierbar (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 06.04.2018

"The Circle" im eigenen Büro - Kommunikationsdaten machen soziale
Beziehungen für Arbeitgeber immer leichter analysierbar

Aktuelle Studie warnt vor Missbrauchsmöglichkeiten



Durch elektronische Kommunikation fallen in Unternehmen immer mehr Daten
an, die Interaktionen unter Beschäftigten dokumentieren. Technisch ist es
für Arbeitgeber bereits möglich, daraus soziale Beziehungsgeflechte oder
"soziale Graphen" der Belegschaft zu konstruieren und für
Personalentscheidungen einzusetzen, zeigt eine aktuelle, von der
Hans-Böckler-Stiftung geförderte Studie*.

Bei wem laufen die Fäden zusammen? Wer ist ein gefragter Ansprechpartner
und Ratgeber? Wer steht eher am Rande und bekommt selten Antworten auf
seine Mails oder Beiträge im firmeninternen Social Network? In kleinen
Betrieben weiß das jeder. In Großunternehmen hat das Management aber
keinen Einblick in die sozialen Detailstrukturen, die viel über
Kooperation, Konflikte und Motivation unter den Beschäftigten aussagen.
Doch das ist vielleicht nur noch eine Frage der Zeit. Denn was für Laien
nach Science-Fiction à la "The Circle" klingt, ist technisch bereits
möglich und praktisch in einzelnen Unternehmen schon Realität. Vielfach
wird der "soziale Graph" schon unentwegt gefüttert, ohne dass Auswertungen
erfolgen: Mit jeder E-Mail, mit jedem Chat, mit jedem Tweet und jedem Like
wird der Graph um eine Beziehung zwischen Kollegen ergänzt. Und erste
Softwareprodukte kommen auf den Markt, um persönliche Stellungen und
soziale Beziehungen in diesem Graphen zu analysieren. Systeme wie
"Workplace Analytics" von Microsoft oder "Organisational Analytics" von
IBM haben dieses Potenzial. Darauf weisen die Studienautoren, der
Informatiker Prof. Dr. Heinz-Peter Höller und der Jurist Prof. Dr. Peter
Wedde hin.

Die Professoren von der Hochschule Schmalkalden beziehungsweise der
Frankfurt University of Applied Sciences warnen: Solche Methoden könnten
vom Management künftig verstärkt genutzt werden, "um in die Belegschaft
hineinzuhorchen". In einem fiktiven, aber unter rein technischen
Gesichtspunkten realistischen Szenario, stellen sie die Möglichkeit in den
Raum, dass Arbeitgeber, die Entlassungen planen, sich an den Ergebnissen
solcher Analysen orientieren: Wer nicht hinreichend vernetzt ist, riskiert
berufliche Nachteile oder sogar eine Kündigung.

Damit es nicht so weit kommt, seien neben der Politik die Betriebsräte
gefordert, Arbeitgebern genau auf die Finger zu sehen, wenn es um das
Sammeln und Auswerten von Daten mit "sozialen Graphen" geht. Rechtlich
sind derartigen Formen der Vorratsdatenspeicherung zwar relativ enge
Grenzen gezogen. Das geltende Recht müsse aber auch effektiv durchgesetzt
werden, so Höller und Wedde.

Auswertungen der Hans-Böckler-Stiftung zeigen, dass Betriebsvereinbarungen
zu Datennutzung und -schutz längst einen Schwerpunkt der
Betriebsratsarbeit bilden. Doch nur knapp die Hälfte der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer in Deutschland hat einen Betriebsrat an ihrer Seite -
obwohl in jedem Betrieb mit mindestens fünf Beschäftigten eine
Arbeitnehmervertretung gegründet werden kann. Zudem sei es notwendig, die
Mitbestimmungsrechte auszubauen, betonen die beiden Wissenschaftler. Sie
empfehlen die Schaffung eines neuen Mitbestimmungsrechts zum Datenschutz,
da vorhandene Mitbestimmungsrechte dieses Thema bisher nicht direkt
beinhalten.


Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/p_mbf_praxis_2018_010.pdf

- (*) Heinz-Peter Höller, Peter Wedde: Die Vermessung der Belegschaft,

Mitbestimmungsreport Nr. 10, Januar 2018.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, Rainer Jung, 06.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/909: Studie - Freihandelsabkommen und ihre Beurteilung (idw)


Universität Konstanz - 05.04.2018

Freihandelsabkommen und ihre Beurteilung

Studie der Universität Konstanz und der Universität Mannheim über die
Meinungsbildung zu Freihandelsabkommen



Freihandelsabkommen werden in Politik und Gesellschaft kontrovers
diskutiert. Die Hintergründe, warum Menschen für oder gegen Freihandel
eintreten, untersuchten nun Politikwissenschaftler der Universität
Konstanz und der Universität Mannheim in einer aktuellen Studie. Am
Beispiel von TTIP ("Transatlantic Trade and Investment Partnership")
befragten sie rund 8.000 Personen zu ihrer Haltung gegenüber Freihandel im
Allgemeinen und TTIP im Speziellen. Ihr Fazit: Für die Meinungsbildung zu
spezifischen Freihandelsabkommen sind ökonomische Erwägungen nicht
unbedingt entscheidend. So spielten im Fall von TTIP beispielsweise
allgemeine Haltungen gegenüber den USA sowie zum Verbraucherschutz eine
deutlich wichtigere Rolle. Die Studie mit dem Titel "Context-driven
attitude formation" wurde im Wissenschaftsjournal "Review of International
Political Economy" publiziert.

"Klassische Erklärungsansätze setzen die Einstellungen zu Freihandel
hauptsächlich mit ökonomischem Selbstinteresse und allgemeinen
Wertvorstellungen zu offenen Gesellschaften und Globalisierung in
Verbindung - selbst wenn diese Aspekte in der politischen
Auseinandersetzung um spezifische Abkommen nur eine untergeordnete Rolle
spielen", erklärt Prof. Dr. Andreas Jungherr, Juniorprofessor für Social
Science Data Collection and Analysis an der Universität Konstanz. Diese
Erklärungsansätze, so Jungherr, reduzieren spezifische Abkommen zu stark
auf den Handelsaspekt. "Dies birgt die Gefahr, die tatsächlichen Gründe
für die Unterstützung oder Ablehnung spezifischer Abkommen zu verkennen",
warnt Jungherr: "Unsere Studie zeigt: Um die öffentliche Meinung zu
spezifischen Freihandelsabkommen zu erklären, müssen wir stärker darauf
achten, welche Aspekte im konkreten Fall tatsächlich öffentlich diskutiert
wurden. Die öffentliche Debatte über TTIP drehte sich in Deutschland nicht
hauptsächlich um ökonomische Fragen, sondern um Verbraucherschutz, um die
Transparenz politischer Prozesse und um die transatlantischen Beziehungen.
Genau diese Aspekte waren auch für die Deutschen bei der Bewertung von
TTIP entscheidend", so Jungherr.

Die Studie wurde in Zusammenarbeit mit dem Umfrageinstitut infratest dimap
durchgeführt und nutzte das Payback Online Panel als Basis der Umfrage.
Der Fragebogen beinhaltete Fragen zu Freihandel im Allgemeinen, zur
Bewertung von TTIP, zu Haltungen zu offenen Gesellschaften, nationaler
Identität sowie zu weiteren politischen Aspekten. Auf diese Weise konnten
die Politikwissenschaftler unter anderem aufzeigen, dass die Einstellungen
zu TTIP nur bedingt mit wirtschaftlichen Überlegungen und stärker mit
nicht-ökonomischen Erwägungen zusammenhingen, wie etwa Haltungen gegenüber
dem potenziellen Vertragspartner, der Transparenz politischer Prozesse und
dem Verbraucherschutz.


Originalpublikation:

Andreas Jungherr, Matthias Mader, Harald Schoen & Alexander Wuttke (2018)
Context-driven attitude formation: the difference between supporting free
trade in the abstract and supporting specific trade agreements, Review of
International Political Economy, 25:2, 215-242

DOI: 10.1080/09692290.2018.1431956

Link: www.tandfonline.com/doi/full/10.1080/09692290.2018.1431956




Faktenübersicht:

- Aktuelle Studie der Universität Konstanz und der Universität Mannheim zu
den Hintergründen der Meinungsbildung zu Freihandelsabkommen.

- Politikwissenschaftler aus Konstanz und Mannheim zeigen in der Studie
auf, dass wirtschaftliche Erwägungen in der Meinungsbildung zu
spezifischen Freihandelsabkommen nicht unbedingt entscheidend sind.
Ausschlaggebend sind vielmehr Einstellungen gegenüber Aspekten, die im
jeweiligen Fall öffentlich diskutiert wurden.

- Die Einstellungen der Deutschen zu TTIP hingen besonders eng mit
Haltungen gegenüber dem potenziellen Vertragspartner, der Transparenz
politischer Prozesse und dem Verbraucherschutz zusammen.

- Veröffentlicht in "Review of International Political Economy": Andreas
Jungherr, Matthias Mader, Harald Schoen & Alexander Wuttke (2018) 
Context-driven attitude formation: the difference between supporting free trade in
the abstract and supporting specific trade agreements, Review of
International Political Economy, 25:2, 215-242.

- Befragung von rund 8.000 Personen über das Payback Online Panel.
Durchführendes Umfrageinstitut: infratest dimap.

- Gefördert von der Konrad-Adenauer-Stiftung und dem Arbeitgeberverband
Gesamtmetall.

- uni.kn

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1282

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Konstanz, Julia Wandt, 05.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1639: Öffentlicher Dienst - ver.di dehnt Warnstreiks vor der dritten Verhandlungsrunde aus (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
9. April 2018

Öffentlicher Dienst: ver.di dehnt Warnstreiks vor der dritten
Verhandlungsrunde bundesweit massiv aus - auch Flughäfen betroffen



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) weitet die
Warnstreiks im öffentlichen Dienst vor der dritten Verhandlungsrunde
am 15. und 16. April massiv aus. Am Dienstag (10. April 2018) wird es
in allen Bundesländern zum Teil flächendeckende Streiks geben.
Betroffen sind alle Bereiche des öffentlichen Dienstes bei Bund und
Kommunen, auch Flughäfen.

"Die Arbeitgeber haben bislang kein Angebot vorgelegt. Mit
Warnstreiks und Aktionen erhöhen die Beschäftigten jetzt den Druck,
damit die Arbeitgeber ihre Blockadehaltung endlich aufgeben", betont
der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske. In der nächsten
Verhandlungsrunde müsse es zu einem tragfähigen Ergebnis kommen.
Daher habe ver.di für morgen beispielsweise auch zu Streiks an den
Flughäfen in Frankfurt, München, Köln und Bremen aufgerufen. Es sei
davon auszugehen, dass es dadurch zu starken Einschränkungen im
Luftverkehr kommen werde. Bestreikt werden die Bodenverkehrsdienste
und teilweise auch die Flughafenfeuerwehr.

Auch in zahlreichen anderen Bereichen und Dienststellen des
öffentlichen Dienstes wird es in den kommenden Tagen vor der nächsten
Verhandlungsrunde bundesweit zu massiven Streiks kommen, so in
Nordrhein-Westfalen, wo ebenfalls am Dienstag unter anderem der
Nahverkehr bestreikt wird, ebenso der gesamte Bereich der kommunalen
Betriebe (z.B. Stadtverwaltung, Versorgungsbetriebe, Kitas etc.)
sowie Bundeseinrichtungen wie Wasserschifffahrtsämter und Job Center.

In der Zeit vom 10. April bis zum 13. April muss in allen
Bundesländern mit massiven Streiks gerechnet werden. Damit
unterstreichen die Beschäftigten ihre Forderungen in der laufenden
Tarifrunde.

"Die Wirtschaft boomt, und die Steuereinnahmen von Bund und Kommunen
sind so hoch wie lange nicht mehr. Auch die Beschäftigten des
öffentlichen Dienstes an der guten wirtschaftlichen Entwicklung
teilhaben zu lassen, ist nicht nur fair, sondern es sichert auch die
Zukunft des öffentlichen Dienstes. Das liegt im Interesse aller
Bürgerinnen und Bürger, die auf einen gut funktionierenden
öffentlichen Dienst angewiesen sind", betont Bsirske.

ver.di fordert für die rund 2,3 Millionen Tarifbeschäftigten des
öffentlichen Dienstes bei Bund und Kommunen sechs Prozent mehr Lohn
und Gehalt, mindestens aber 200 Euro pro Monat. Darüber hinaus
fordert ver.di eine Erhöhung der Ausbildungsvergütungen und
Praktikantenentgelte um 100 Euro pro Monat. Außerdem sollen
Auszubildende nach einem erfolgreichen Abschluss verpflichtend
übernommen werden.

Die nächste Verhandlungsrunde findet am 15. und 16. April in Potsdam
statt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 09.04.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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WOHNEN/216: In Deutschlands Großstädten fehlen fast zwei Millionen bezahlbare Wohnungen (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 08.04.2018

In Deutschlands Großstädten fehlen fast zwei Millionen bezahlbare
Wohnungen



In den 77 deutschen Großstädten fehlen gut 1,9 Millionen bezahlbare
Wohnungen, darunter etwa 1,4 Millionen günstige Apartments unter 45
Quadratmetern für Einpersonenhaushalte. Zu diesen Ergebnissen kommt eine
neue, von der Hans-Böckler-Stiftung geförderte Studie.*

Gemessen an den finanziellen Möglichkeiten der lokalen Bevölkerung besteht
ein besonders großer Mangel an bezahlbarem Wohnraum einerseits in
einwohnerstarken Städten mit vielen Niedrigverdienern (etwa Berlin,
Leipzig, Dresden), andererseits in Großstädten mit hohem Mietniveau (z.B.
München, Stuttgart, Düsseldorf). Konkret fehlen in Berlin mit rund 310.000
bundesweit die meisten bezahlbaren Wohnungen. Es folgen Hamburg mit einer
Lücke von 150.000, Köln mit 86.000 und München mit 78.000 Wohnungen. Doch
selbst in Großstädten mit relativ kleinen "Versorgungslücken" wie Moers,
Wolfsburg, Koblenz oder Ulm überschreitet der Bedarf an günstigen Wohnungen
das Angebot jeweils um mehrere tausend. Schaut man auf die Bundesländer, ist
das Defizit im bevölkerungsstärksten Land Nordrhein-Westfalen mit knapp
550.000 Wohnungen am größten, gefolgt von Berlin, Bayern (rund 192.000),
Baden-Württemberg (rund 156.000), Niedersachsen (110.000) und Sachsen
(105.000) (Einzeldaten für alle Städte im Datenblatt zur PM sowie Daten
für alle Bundesländer Karte 12 in der Studie; beides unten verlinkt).

In der Untersuchung gleichen Stadtsoziologen der Humboldt-Universität
Berlin und der Goethe-Universität Frankfurt die jeweiligen Einkommen von
Großstadthaushalten und das lokale Angebot an Mietwohnungen miteinander
ab. Auf Basis der aktuellsten verfügbaren Daten aus dem Mikrozensus 2014
liefern sie detaillierte Zahlen für alle deutschen Großstädte. Trotz
stärkerer Neubautätigkeit dürfte die Versorgungslücke derzeit weiter
wachsen, warnen die Wissenschaftler. Denn die Angebotsmieten bei
Neuvermietung sind in fast allen Großstädten höher als die Bestandsmieten
"und bieten keinen Beitrag zur Verbesserung der sozialen
Wohnungsversorgung in den Großstädten", konstatieren die Forscher Dr.
Henrik Lebuhn, Dr. Andrej Holm, Stephan Junker und Kevin Neitzel. Um die
Lücke bei bezahlbaren Wohnungen zu verkleinern, sei es sehr wichtig, das
Angebot an Kleinwohnungen mit Nettokaltmieten von vier bis fünf Euro pro
Quadratmeter stark auszubauen. "Das ist nur durch eine deutliche Stärkung
des sozialen Wohnungsbau möglich", betonen die Wissenschaftler. "Dazu
müssen einerseits weitaus mehr Sozialwohnungen als in den vergangenen
Jahren neu entstehen. Andererseits muss auch die Sozial- und
Mietpreisbindung im Wohnungsbestand wieder ausgeweitet werden." Dazu
könnten beispielsweise öffentliche Träger Privatvermietern Wohnungen
abkaufen.

Die Forscher hatten in einer ebenfalls von der Hans-Böckler-Stiftung
geförderten Untersuchung vom September 2017 bereits ermittelt, dass vier
von 10 Großstadt-Haushalten in Deutschland mindestens 30 Prozent ihres
verfügbaren Einkommens für die Bruttokaltmiete - das heißt, inklusive
Nebenkosten, ohne Heizkosten - zahlen müssen. Bei Sozialwissenschaftlern
wie bei Immobilienexperten gilt eine Mietbelastungsquote oberhalb von 30
Prozent des Haushaltseinkommens als problematisch. Auch viele Vermieter
ziehen hier eine Grenze, weil sie zweifeln, dass Mieter sich ihre Wohnung
dauerhaft leisten können.

In der neuen Studie widmen sich die Forscher nun dem "harten Kern" der
aktuellen Wohnungsnot. Dazu leuchten sie die Lücke zwischen Nachfrage und
Angebot aus, die sich im vorhandenen Wohnungsbestand auch theoretisch
nicht schließen ließe - indem man etwa alle Haushalte in einer Stadt zu
einem Stichtag in die in Puncto Größe und Miethöhe für sie am ehesten
passende Wohnung umziehen ließe. Selbst unter diesen - faktisch
unrealistischen - "Idealbedingungen" bleiben in den Großstädten 1,9
Millionen Haushalte mit etwas über zwei Millionen Personen übrig, die
keine finanziell passende Unterkunft finden und auf Wohnungen ausweichen
müssen, die eigentlich einen zu hohen Mietpreis pro Quadratmeter haben
und/oder zu groß sind. Daher müssen diese Haushalte mehr als 30 Prozent
ihres Haushaltseinkommens für die Bruttowarmmiete (inklusive Neben- und
Heizkosten) ausgeben und sind dadurch überlastet. Sozialtransfers und
Wohngeld sind bei der Berechnung bereits berücksichtigt.

Das etwas weiter gefasste Kriterium für finanzielle Überlastung legen die
Forscher an, weil die betroffenen Haushalte meist ein verfügbares
Einkommen von maximal 80 Prozent des deutschen Mittelwerts haben. Knapp
1,5 Millionen von ihnen verfügen sogar nur über maximal 60 Prozent des
mittleren Einkommens und gelten deshalb als armutsgefährdet. Das
entspricht inklusive aller Sozialtransfers weniger als 1.1187 Euro (unter
60%: 890 Euro) monatlich bei einem Single-Haushalt oder 2.374 Euro (1.781
Euro) bei einem Drei-Personenhaushalt. Haushalten mit so geringen
Einkommen bleibt absolut nur wenig Geld für die tägliche Lebensführung,
wenn sie 30 Prozent oder mehr ihres Einkommens für die Warmmiete ausgeben
müssen.

Da sich die Zahl von 1,9 Millionen Haushalten, für die bezahlbare
Wohnungen fehlen, aus dem Mikrozensus 2014 ergibt und die Mieten seitdem
weiter deutlich gestiegen sind, gehen die Forscher davon aus, dass die
Lücke mittlerweile sogar noch größer ist.

Die Studie gibt auch Aufschluss darüber, welche deutschen Großstädte sich
Angehörige bestimmter Einkommensklassen noch "leisten" können und welche
nicht. So haben maximal 40 Prozent unter den armutsgefährdeten Haushalten
in sämtlichen Millionenstädten, aber auch in zahlreichen anderen Orten wie
Freiburg, Stuttgart, Düsseldorf, Kiel, Bonn, Münster, Regensburg, Aachen
oder Darmstadt eine für sie bezahlbare Wohnung. Relativ entspannt ist die
Situation nach den Mikrozensus-Daten lediglich in wenigen Städten,
darunter Bottrop oder Ulm.

Unter Haushalten mit Einkommen von 60 bis 80 Prozent des Mittelwerts ist
die "Versorgungsquote" generell höher. Doch auch von ihnen leben in
Städten wie Heidelberg, Bergisch-Gladbach, Wiesbaden, Münster, Hamburg,
Darmstadt oder München maximal 75 Prozent in bezahlbaren Wohnungen.

Schaut man auf alle Haushalte mit Einkommen bis zum Mittelwert, ist es in
gefragten Studentenstädten wie Freiburg, Regensburg, Münster oder Aachen
am schwierigsten, eine bezahlbare Wohnung zu finden.


Weitere Informationen unter:

(*) Andrej Holm, Henrik Lebuhn u.a.: 

Wie viele und welche Wohnungen fehlen in deutschen Großstädten? 

Working Paper Forschungsförderung der Hans-Böckler-Stiftung, Nr. 63, April 2018. 

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_fofoe_WP_063_2018.pdf

Datenblatt mit den zentralen Ergebnissen für alle 77 Großstädte:

https://www.boeckler.de/pdf/pm_ta_2018_04_08.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, Rainer Jung, 08.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/566: Dürfen Undercover-Aufnahmen aus Ställen veröffentlicht werden? (ARIWA)


Animal Rights Watch - Pressemitteilung vom 9. April 2018

Dürfen Undercover-Aufnahmen aus Ställen veröffentlicht werden? -
Bundesgerichtshof entscheidet am 10. April



2012 veröffentlichte der MDR heimlich erstelltes Videomaterial aus
Bio-Legehennen-Anlagen der Erzeugerzusammenschluss Fürstenhof GmbH. Die
Bilder wurden dem MDR von Animal Rights Watch (ARIWA) zur Verfügung
gestellt und enthüllten erschreckende Zustände. Kahlgepickte Hühner mit
ausgemergelten Körpern, entzündete eitrige Kloaken und zahlreiche tote
Hühner. Die Zustände waren katastrophal - stellten aber keine
Straftatbestände dar. Der Betreiber hielt sich, mit wenigen kleinen
Ausnahmen, an das EG-Öko-Recht. Aus diesem Grund erwirkte Fürstenhof einen
Beschluss gegen den MDR, wonach das von Aktivist/innen durch
Hausfriedensbruch beschaffte Bildmaterial nicht weiter veröffentlicht
werden durfte. Der Bundesgerichtshof in Karlsruhe gibt nun morgen sein
Urteil bekannt, ob die Bilder ausgestrahlt werden dürfen, obwohl sie
weitestgehend legale Zustände zeigen. Nach der mündlichen Verhandlung im
März ist zu erwarten, dass die Revision des MDR Erfolg haben dürfte. Ein
Urteil zugunsten der Veröffentlichung wäre ein wichtiges Signal für einen
ehrlichen öffentlichen Diskurs über die Zustände in der Nutztierindustrie,
die auch in rechtskonformen Ställen tierquälerisch sind.



09.04.2018: Der Anblick der Bio-Hühner entspricht nicht dem, was sich die
meisten Konsument/innen unter Bio vorstellen. Tausende Hühner in einem
Stall, kahlgepickt, krank oder bereits tot. Den Tieren ergeht es kaum
anders als konventionellen Legehennen. "Jeder Mensch sollte wissen, wie es
in solchen Ställen aussieht", meint Sandra Franz, Pressesprecherin von
ARIWA. "Nur so können wir eine mündige Entscheidung darüber treffen, ob wir
diese Industrie weiterhin unterstützen wollen oder eben nicht", so Franz
weiter. Das sieht Fürstenhof anders. Nach der Ausstrahlung klagte das
Unternehmen gegen den MDR auf Unterlassung und bekam bis zum
Oberlandesgericht Hamburg Recht. Die heimlich erstellten Aufnahmen beruhten
auf einem Hausfriedensbruch und zeigten größtenteils legale Zustände. Bei
der Revisionsverhandlung am Bundesgerichtshof im März ließen die Karlsruher
Richter jedoch erkennen, dass heimlich erstellte Bilder aus Ställen
womöglich ein notwendiges Kontrastprogramm gegenüber der beschönigenden
Werbung der Agrarbranche darstellen und deshalb deren Veröffentlichung
rechtens sein könnte. [1]

"Wir erwarten morgen ein Urteil im Sinne des Tierschutzes, der
Pressefreiheit und des Verbraucherschutzes", sagt Sandra Franz. "Das
öffentliche Interesse an diesen Bildern abzustreiten, ist ein Unding. Ohne
die Bilder von Recherche-Aktivist/innen blieben alle Machenschaften dieser
Branche hinter dicken Mauern verborgen." Denn die Aufnahmen zeigen: Die
Lebensrealität der Legehennen hat nichts mit vermeintlich glücklichen
Hühnern zu tun, wie man sie in der Werbung sieht. Auch die Bedingungen in
der Bio-Branche ermöglichen es Tieren nicht, ein gutes Leben zu führen oder
auch nur schmerzfrei zu leben. Daher fordert ARIWA den Komplettausstieg aus
der Tierhaltung und die Umstellung auf eine bio-vegane Landwirtschaft.

Bereits im Februar hat ARIWA mit einem Gerichtsurteil für Aufsehen gesorgt,
als drei Aktivist/innen vom Oberlandesgericht Naumburg freigesprochen
wurden, obwohl sie Filmaufnahmen durch Hausfriedensbruch erstellt hatten.
Die Begründung: Da nur durch das heimliche Betreten der Ställe schwere
Fälle von Tierquälerei aufgedeckt werden konnten, lag ein rechtfertigender
Notstand vor. [2]


Animal Rights Watch e.V. (ARIWA) ist eine gemeinnützige
Tierrechtsorganisation. ARIWA deckt die Zustände in der Tierindustrie auf
und fördert eine tierfreundliche, vegane Lebensweise. Bundesweite
Bekanntheit erlangte ARIWA durch die Veröffentlichung von Recherchen in 
Bio-Betrieben und Schweinezuchtanlagen und durch die Ausrichtung des "Vegan
Street Day" in Stuttgart und Dortmund. Zahlreiche politische TV-Magazine
sowie viele Print- und Onlinemedien nutzen regelmäßig von ARIWA zur
Verfügung gestelltes Bildmaterial.


Anmerkungen:

[1] http://www.taz.de/!5488378 

[2] http://www.ariwa.org/aktivitaeten/aufgedeckt/recherchearchiv/1566-2018-02-22-21-31-36.html

 * 

Quelle:

Animal Rights Watch e.V. - ARIWA

Hirschbachstraße 57, 73431 Aalen

Telefon: 07361 9754625

E-Mail: info@ariwa.org

Internet: http://www.ariwa.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





VERKEHR/722: Parken unterm Walnussbaum - Müssen Autofahrer mit Nüssen rechnen? (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 6. April 2018

Ressort: Justiz/Verkehr

Parken unterm Walnussbaum: Müssen Autofahrer mit Nüssen rechnen?



Frankfurt/Berlin (DAV). Wer im Herbst sein Auto unter einem
Walnussbaum parkt, muss mit herunterfallenden Nüssen rechnen. Die gilt
auch für Autofahrer, die auf dem eigenen Grundstück parken, auf das
der Walnussbaum des Nachbarn herüberragt. Die Arbeitsgemeinschaft
Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über eine
Entscheidung des Amtsgerichts Frankfurt/Main vom 11. Oktober 2017
(AZ: 32 C 365/17 (72)).

Die Äste eines Walnussbaumes ragten anderthalb Meter auf ein
Nachbargrundstück hinüber. Dort stellte der Grundstückseigentümer
seinen Pkw ab. Er behauptete, dass durch starken Wind mehrere mit
Walnüssen behangene Äste auf sein Auto gefallen seien. Dadurch seien
mehrere Dellen an Gehäuse, Motorhaube und Dach entstanden. Insgesamt
beliefe sich der Sachschaden auf etwa 3.000 Euro. Der Nachbar wies
darauf hin, dass er den Walnussbaum regelmäßig zurückgeschnitten
hatte.

Die Klage seines Nachbarn war erfolglos. Man müsse im Herbst bei einem
Walnussbaum mit herabfallenden Nüssen rechnen. Dies sei eine
"natürliche Gegebenheit", so das Gericht. Für das Gericht gab es keine
Anhaltspunkte dafür, dass der Baum krank war. Grundsätzlich sei es
wünschenswert, dass es in Städten Nussbäume gebe. Dies sei im
Interesse der Allgemeinheit. Daher müssten die Verkehrsteilnehmer im
Herbst damit rechnen, dass Walnussbäume ihre Nüsse verlören. Wer unter
einem Nussbaum parke, trage das allgemeine natürliche Lebensrisiko.

Informationen: www.verkehrsrecht.de

 * 
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





VERKEHR/721: Haftung für kurzfristiges Einklemmen in U-Bahn-Türen? (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 6. April 2018

Ressort: Justiz/Verkehr

Haftung für kurzfristiges Einklemmen in U-Bahn-Türen?



Nürnberg/Berlin (DAV). Wer haftet, wenn sich jemand beim Einsteigen in
die U-Bahn verletzt? Im Kern dreht es sich um die Frage, ob die
akustischen und optischen Warnsignale beim Schließen von U-Bahntüren
ausreichen. Wer dennoch einsteigt und durch sich schließende Türen
verletzt wird, hat keinen Anspruch gegenüber dem Verkehrsbetrieb. Dies
ergibt sich aus einer Entscheidung des Landgerichts Nürnberg-Fürth vom
21. November 2017 (AZ: 8 S 5719/17), über die die Arbeitsgemeinschaft
Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert.

Der Mann wollte in einen U-Bahn-Zug einsteigen. Dabei wurde er
zwischen den sich schließenden Türen eingeklemmt. Er behauptete,
dadurch einen Rippenbruch erlitten zu haben. Er meinte, der Fahrer der
U-Bahn hätte darauf achten müssen, dass die Türen nicht geschlossen
würden. Ferner hätte die Lichtschranke so eingestellt sein müssen,
dass es nicht möglich wäre, dass ein Fahrgast eingeklemmt würde. Das
Verkehrsunternehmen wandte dagegen ein, dass der Mann trotz eines
Signaltons und blinkender roter Warnlampe in die U-Bahn eingestiegen
sei. Der Fahrgast klagte auf Zahlung eines angemessenen
Schmerzensgelds von mindestens 1.500 Euro.

Auf der Videoaufzeichnung war zu sehen, dass der Mann den U-Bahn-Wagen
betreten wollte, als bereits die Warnlichter blinkten. Dabei war er
kurzfristig in die Tür eingeklemmt worden. Deshalb lehnte das Gericht
eine Haftung des Verkehrsunternehmens ab. Dieses hafte nicht für
etwaige Verletzungen des Fahrgasts. Das müsse es dann, wenn eine
Verkehrssicherungspflicht verletzt worden sei. Die optischen und
akustischen Warnhinweise kurz vor dem Schließen der Wagentüren
stellten jedoch eine ausreichende Sicherheitsvorkehrung dar. Zudem
habe der Einklemmschutz funktioniert: Aus dem Video sei ersichtlich,
dass der Mann nur ganz kurz eingeklemmt worden sei und sich die Türen
dann sofort wieder geöffnet hätten.

Eine Ausrüstung der Wagentüren etwa mit Lichtschranken sei auch nicht
notwendig. Nur solche Sicherungsmaßnahmen seien erforderlich, die bei
umsichtiger, gewissenhafter und verständiger Betrachtung ein
vernünftiger und vorsichtiger Kunde für erforderlich halte. Es sei
nicht notwendig, andere vor Gefahren zu schützen, die diese ohne
weiteres selbst erkennen und vermeiden könnten. Wer sich durch eine
für alle erkennbar schließende Tür dränge, müsse damit rechnen,
eingeklemmt zu werden.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2096: Erzbischof Schick beendet Reise mit Hilfswerken in den Irak (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 08.04.2019

Erzbischof Schick beendet Reise mit Hilfswerken in den Irak

"Wiederaufbau braucht einen politischen, zivilgesellschaftlichen und
kirchlichen Rahmen"



Der Vorsitzende der Kommission Weltkirche, Erzbischof Dr. Ludwig Schick
(Bamberg), hat gestern Abend (7. April 2018) seine fünftägige Reise in den
Irak beendet. Begleitet wurde er von den Leitern der katholischen
Hilfswerke, die sich in besonderer Weise im Mittleren Osten engagieren. Am
Dienstag hielt sich Erzbischof Schick in der Hauptstadt Bagdad, seit
Mittwoch hauptsächlich in der Autonomen Region Kurdistan auf.

Ein besonderes Augenmerk des Besuchs lag auf der Ninive-Ebene, die seit
Jahrhunderten von christlichem Leben geprägt ist. Die Delegation besuchte
die von der Terrormiliz IS schwer zerstörten Städte Karakosh und Karemlesh
und eine Reihe weiterer Ortschaften, so das heftig umkämpfte Bartella und
die von Christen und Jesiden bewohnten Kleinstädte Bashika und Bahzani, die
stark unter dem islamistischen Terrorregime gelitten haben. Im Zuge der
Eroberung durch den IS musste die gesamte nichtmuslimische Bevölkerung
dieser Orte fliehen. Die Rückkehr setzt voraus, dass die Häuser wieder
instand gesetzt werden. Wegen fehlender staatlicher Hilfe in diesem Bereich
ist hier vor allem die Kirche aktiv, die ein Niniveh Reconstruction
Committee gegründet hat. Der syrisch-orthodoxe Bischof Moussa Shamany und
hochrangige religiöse Führer der Jesiden berichteten über die nötige
Wiederaufbauhilfe, die auch Kirchen und andere Gebetsstätten umfasst.

Fragen des Verbleibs der Christen in der Region und ihres Zusammenlebens
mit den anderen Gruppen der Gesellschaft beschäftigten Erzbischof Schick
auch in der kurdischen Metropole Dohuk. Hier traf er mit kirchlichen,
politischen und zivilgesellschaftlichen Verantwortungsträgern sowie mit
einheimischen Akademikern zusammen. Der Vorsitzende der Kommission
Weltkirche unterstrich die Verpflichtung der Kirche weltweit, den
bedrängten Mitchristen im Irak zur Seite zu stehen. "Wir müssen alles
fördern, was den Christen ermöglicht, in ihrer Heimat zu bleiben oder
dorthin zurückzukehren. Dabei müssen die Hilfsprogramme immer die künftige
friedliche Koexistenz von Menschen verschiedener Religionszugehörigkeit im
Blick haben."

Erzbischof Schick, der zuletzt vor zwei Jahren im Nordirak war, hatte zu
dieser Reise erstmals eine größere Delegation von Leitern katholischer
Hilfswerke eingeladen. Gemeinsam verschafften sie sich einen Überblick über
die aktuellen Herausforderungen, um eine Grundlage für die effiziente
Koordination der Hilfstätigkeiten zu gewinnen.

In Erbil traf die Delegation auf viele Partnerorganisationen der Werke, die
ihre Projekte zum Wiederaufbau von Gebäuden und zerstörter Infrastruktur,
aber auch zum Aufbau zivilgesellschaftlicher Strukturen vorstellten.
Insbesondere der Bearbeitung von Traumata, die Gewaltopfer erlitten haben,
müsse auch weiterhin hohe Aufmerksamkeit gewidmet werden, so die Vertreter
der religionsübergreifend aktiven Jiyan Foundation. Bei der Begegnung mit
jungen Christen wurde deutlich, wie eine ganze Generation zwischen Hoffnung
und Hoffnungslosigkeit schwankt. "Am liebsten würden viele Jugendliche
sofort das Land verlassen. Aber sie spüren, dass das eine Illusion ist.
Umso beeindruckter bin ich, dass die jungen Leute Verantwortung übernehmen
wollen, auch wenn sie sich fragen: Für was?", so Erzbischof Schick. In
dieser Situation brauche es zivilgesellschaftliche, staatliche und nicht
zuletzt kirchliche Institutionen, die etwas von einer Zukunftsperspektive
vermittelten. "Die schulischen Angebote der Kirche leisten hier einen
Beitrag und auch die kleine katholische Universität von Erbil. Aber ich
möchte auch andere kirchliche Engagements hervorheben, vor allem die
Projekte im Gesundheitssektor und im Bereich der sozialen Arbeit", erklärte
Erzbischof Schick.

Erschüttert zeigte sich der Erzbischof von den nach wie vor primitiven
Zuständen in einigen Flüchtlingslagern. Im Shariya-Camp nahe Dohuk leben
seit vier Jahren jesidische Flüchtlinge, deren Zahl immer noch bei 27.000
liegt. "Diese Menschen brauchen unsere Hilfe. Jahrelang in Zelten zu leben
ist inhuman. Eine offene Kanalisation ist gefährlich für die Gesundheit.
Und das wachsende Gewaltpotential aufgrund einer ständigen Frustration
stellt eine erhebliche Gefährdung des friedlichen Zusammenlebens dar", so
Erzbischof Schick.

"Ich bin sehr dankbar für das Engagement unserer kirchlichen Hilfswerke.
Einmal mehr ist mir deutlich geworden, wie wertvoll und fruchtbar ihre
Arbeit ist. Dabei waren sich alle Reiseteilnehmer einig, dass der Einsatz
im Irak noch weiter erhöht und die Abstimmung zwischen den
unterschiedlichen Tätigkeitsbereichen gestärkt werden soll. Auf diese Weise
tragen wir dazu bei, dass Christen eine Zukunft im Irak haben, dass sie in
Würde und im Frieden mit den anderen Bewohnern dort leben können", stellte
Erzbischof Schick zum Abschluss der Reise fest.

Hintergrund:

Erzbischof Schick wurde auf seiner Reise begleitet von Dr. Martin
Bröckelmann-Simon (Geschäftsführer Misereor, Aachen), Dr. Thomas
Heine-Geldern (Geschäftsführender Präsident Kirche in Not, Königstein),
Msgr. Wolfgang Huber (Präsident Missio München), Prälat Dr. Klaus Krämer
(Präsident Missio, Aachen, und Präsident Kindermissionswerk "Die
Sternsinger", Aachen) und Dr. Oliver Müller (Leiter Caritas international,
Freiburg).

 * 
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06529: Jagd auf Großmeister (SB)


Der Titel des Großmeisters (GM) steht für eine Qualifikation und
bescheinigt dem Besitzer, daß er ein bestimmtes Maß an Kenntnis,
Können und Authentizität erreicht hat. Nur der ersteigt diese Stufe,
der sich in mehreren Turnieren mit hoher Kategorie weitgehend
durchgesetzt hat. Hinterher, nachdem der Titel des Meisters Brust
ziert, fragt keiner nach, ob er denn den hohen Standard hält. So kommt
es gar nicht selten vor, daß Großmeister Internationalen Meistern (IM)
in der Turniertabelle den Vortritt lassen müssen. Gewiß, jeder hat
einmal einen schlechten Tag, auch wenn dieser zuweilen Wochen oder
Monate dauern kann. Wenn gleich mehrere Großmeister zurückstehen
müssen, spricht das einesteils für einen kollektiven Zustand,
andererseits dafür, daß der IM sich wohl bald schon in einen GM
transformieren wird. Auf dem internationalen Turnier in Nettetal 1992
hatte der Münchner IM Markus Stangl eine glanzvolle Leistung geboten.
Drei GMs fielen hinter ihm zurück und mit dem GM van der Sterren
teilte er sich den ersten Platz. Bedauerlicherweise verpaßte er die
Erfüllung der Großmeisternorm wegen einer verpatzten Partie in der
Schlußrunde des Turniers. Einen Supergroßmeister gibt es noch nicht,
aber wer weiß, wenn die IMs weiterhin so erfolgreich Jagd auf GMs
machen, könnte sich das in naher Zukunft bald ändern. Im heutigen
Rätsel der Sphinx bewies Stangl, daß er durchaus Großmeisterqualitäten
besaß, als er die schwarze Stellung in nur wenigen Zügen mit
positioneller Kniffigkeit vollends ruinierte, Wanderer.
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Stangl - Kuijf

Nettetal 1992


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Adams wollte seinen König mit 1...Kf7-e8?! offenbar aus der
Gefahrenzone herausführen. Zu simpel gedacht, denn nach 2.Tf1-d1! war
ihm der Rückzug versperrt. Na also, auch Großmeister sehen zuweilen
das Naheliegendste nicht. 2...Ta8-d8 scheiterte nun schlicht und
ergreifend an 3.Dh7-h5+, weswegen Adams 3...g7-g5 spielte. Doch auch
Short ließ sich nun den raschen Gewinn mit 4.Tg3-e3! entgehen und zog
die Partie mit 4.Dh7-h5+?! Df8-f7 5.Dh5-h8+ Df7-f8 6.Dh8-h5+ Df8-f7
7.Dh5-h8+ Df7-f8 8.Tg3-h3 Te7-g7 9.Th3-e3+ unnötig in die Länge. Adams
gab auf, da er nach 9...Tg7-e7 10.Dh8-h5+ Df8-f7 11.Te3xe7+ Ke8xe7
12.Td1-d7+ die Dame gegen den Turm verloren hätte.
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERHALTUNG/727: Studie zeigt - Viele Halter exotischer Tiere sind ungenügend informiert (idw)


Universität Leipzig - 06.04.2018

EXOPET-Studie zeigt: Viele Halter exotischer Tiere sind ungenügend
informiert



Ein einzeln gehaltener Graupapagei mit gerupftem Gefieder und
Verhaltensstörungen oder eine falsch ernährte Schildkröte mit verformtem
Panzer: Exotische Vögel und Reptilien werden in deutschen Haushalten trotz
gutem Willen der Halter oftmals nicht artgemäß und tiergerecht gehalten.
Wissenschaftler der Universität Leipzig untersuchten nun im Rahmen einer
aus Mitteln des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL)
über die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) geförderten
Studie "EXOPET" den Handel und die Haltung von Vögeln und Reptilien in
Privathand.

Parallel dazu fanden wissenschaftliche Untersuchungen an der
Tierärztlichen Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität München zum
Themenbereich Säugetiere und Fische statt. Die Ergebnisse liegen für die
erste Förderperiode bereits vor. Daraus leiten die Forscher konkrete
Handlungsempfehlungen für den Gesetzesgeber ab.

Im Rahmen der EXOPET-Studie wurden von den Wissenschaftlern unter anderem
in einer groß angelegten Online-Befragung deutschlandweit Daten von
Tierhaltern, praktischen Tierärzten, Amtsveterinären, Groß- und
Einzelhändlern, Tierheimen und Auffangstationen erhoben. Zudem wurden
Tierbörsen und Zoofachgeschäfte, ebenso wie Bau- und Gartenmärkte mit
Lebendtierverkauf vor Ort besucht. "Die Beteiligung an der Online-Befragung
war gut, die einzige Ausnahme waren der Groß- und Einzelhandel",
sagt Prof. Dr. Maria-Elisabeth Krautwald-Junghanns, die Leiterin der
Klinik für Vögel und Reptilien der Universität Leipzig und Koordinatorin
des Projekts.

Die Ergebnisse der Studie weisen nach Ansicht der Wissenschaftler deutlich
auf Handlungsbedarf hin. Verschiedene haltungsbedingte Erkrankungen
spielten eine große Rolle bei der Vorstellung von Vogel- und
Reptilienpatienten in der Tierarztpraxis. "Die Angaben der spezialisierten
praktischen Tierärzte decken sich mit den Haltungsfehlern, die über die
Befragung der Tierhalter eruiert wurden", berichtet die Forscherin. Auch
die Big-Data-Analyse wichtiger Internetforen habe gezeigt, dass es großen
Informationsbedarf zur artgemäßen und verhaltensgerechten Haltung gebe, da
fundierte Informationen nicht so einfach für den Privathalter verfügbar
sind.

Ursachen für Tierschutzprobleme beim Privathalter seien auch unter anderem
beim Zoofachhandel zu suchen. Informationen von Fachhändlern an Tierhalter
hätten in der Umfrage sowohl Halter als auch Tierärzte teilweise kritisch
gesehen. Wenn Privathalter die Exoten dann irgendwann wieder abgeben
wollen, spielen insbesondere Tierheime oder spezielle Auffangstationen
eine große Rolle. "Viele der angegebenen Abgabegründe lassen erkennen,
dass die Halter sich in diesen Fällen vor der Anschaffung des Tieres nicht
genügend informierten oder beim Kauf nicht ausreichend beraten wurden",
stellt Krautwald-Junghanns fest.

Tierbörsen werden häufig für den Erwerb oder Austausch von nachgezüchteten
Heimtieren aller Art genutzt. Auf allen besuchten Vogel- und
Reptilienbörsen konnten die Experten Missstände beobachten, wie teilweise
zu kleine oder verschmutzte Verkaufsbehältnisse, fehlende Versorgung der
Tiere mit Nahrung oder unkorrekte Angaben über Herkunft und Größe der
ausgewachsenen Tiere. Die Wissenschaftler empfehlen daher, die Tierbörsen
und -märkte über den gesamten Zeitraum hinweg zusätzlich von einem
spezialisierten Tierarzt überwachen zu lassen und Anforderungen für das
Veranstalten von Tierbörsen nicht nur in eine Leitlinie (Börsenleitlinie
des BMEL von 2006), sondern in eine rechtsverbindliche, bundesweit
geltende Verordnung aufzunehmen.

Ansätze zur Verbesserung des Tierwohls benannt

Wichtig sind nach Ansicht der Wissenschaftler einheitliche Informationen
für Tierhalter und -händler, die auf der verfügbaren wissenschaftlichen
Literatur beruhen. Da auch in anderen europäischen Ländern ähnliche
Bestrebungen existieren, sei hier eine länderübergeordnete Plattform
denkbar. Im Zoofachhandel sollte die Sachkunde der Verkäufer verbessert
werden, etwa durch spezielle Schulungen der Zoofachangestellten. Dies
hätten spezialisierte Tierärzte bei der Befragung zu möglichen
Lösungsansätzen angegeben, ebenso wie die Kennzeichnung von tiergerechten
Käfigen, Terrarien sowie für Tierhaltungsinventar. Zudem sprachen sie sich
für die Einführung eines Sachkundenachweises vor dem Erwerb eines Tieres
aus, abgestuft in Abhängigkeit von den Haltungsansprüchen der betreffenden
Spezies. Von generellen Haltungsverboten halten die Experten nichts, zumal
bei der Studie auch bei Arten mit leichter zu erfüllenden
Haltungsansprüchen deutliche Haltungsdefizite aufgedeckt wurden.

Verbesserung des Tierschutzes steht im Koalitionsvertrag

Im neuen Koalitionsvertrag der Bundesregierung werden als
Herausforderungen im Tierschutz unter anderem die Wildtier- und
Exotenhaltung, die Tierbörsen, der Internet? und Versandhandel von
lebenden Heimtieren, die Situation der Tierheime und das Heimtierzubehör
benannt. Das zuständige Bundeslandwirtschaftsministerium will bis zur
Mitte der Legislaturperiode Vorschläge für konkrete Maßnahmen bis hin zu
Verboten zur Verbesserung des Tierschutzes in diesen Bereichen vorlegen.

Ausführliche Zwischenberichte der Studie "Haltung exotischer Tiere und
Wildtiere in Privathand: Situationsanalyse, Bewertung und Handlungsbedarf
insbesondere unter Tierschutzaspekten" stehen bereits auf der Homepage der
Bundesanstalt für Ernährung und Landwirtschaft (BLE) zum Download zur
Verfügung.


Weitere Informationen unter:

http://www.exopet-studie.de/

https://service.ble.de/ptdb/index2.php?detail_id=57204&site_key=141&stichw=exotisch&zeilenzahl_zaehler=23

https://service.ble.de/ptdb/index2.php?detail_id=56943&site_key=145&stichw=2815HS001&zeilenzahl_zaehler=1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Susann Huster, 06.04.2018

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / UMWELT / INDUSTRIE





MELDUNG/364: Tschüss Kohle-Gesetzentwurf kann klimaschädliche Kohlewärme aus Moorburg stoppen (Tschüss Kohle)


Volksinitiative Tschüss Kohle - Pressemitteilung, 8. April 2018

Gesetzentwurf der Volksinitiative Tschüss Kohle kann

klimaschädliche Kohlewärme aus Moorburg stoppen

10.000 Unterschriften sind erreicht. Unterschriftensammlung geht
weiter für ein starkes Signal an die Bürgerschaft, die Volksinitiative
direkt zu übernehmen.



Der Gesetzentwurf der Volksinitiative Tschüss Kohle kann den kürzlich
von Vattenfall beantragten Neubau einer Anbindung des Kohlekraftwerks
Moorburg an die Fernwärme verhindern. Die von der Initiative
eingebrachte Neuregelung im Wegerecht (Artikel 2 des Gesetzentwurfs)
führt den Klimaschutz als neues Prüfkriterium für die Genehmigung von
Wärmeleitungen ein. Die Umweltbehörde muss daher nach Wirksamwerden
unseres Gesetzes Leitungen für den Abtransport von Wärme aus
Kohleverbrennung, der klimaschädlichsten Art der Wärmeerzeugung,
ablehnen.

Das neue Wegerecht kommt auch dann zum Zuge, wenn es erst mit einem
Volksentscheid ab Mitte 2020 eingeführt wird. Eine
Umweltverträglichkeitsprüfung, wie sie bei der von Vattenfall
beantragten Wärmeleitung vorgesehen ist, zieht sich in der Regel über
mehrere Jahre hin. Dann muss der Vattenfall-Antrag nach den zum
Zeitpunkt der Entscheidung geltenden gesetzlichen Bestimmungen geprüft
werden.

Das Kohlekraftwerk Moorburg darf gar nicht erst an die Fernwärme
angeschlossen werden. Wenn Moorburg Fernwärme liefert, würde, um die
Wärmeversorgung sicherzustellen, jedes Jahr und über viele Jahre
länger massiv mehr Kohle im Kraftwerk verbrannt und nicht benötigter
Strom erzeugt. Denn für die Hochtemperatur-Fernwärme reicht die
ohnehin anfallende Restwärme der heutigen Stromproduktion bei Weitem
nicht aus. Ein Kohlekraftwerk, von dem Fernwärmekunden abhängig sind,
wird systemrelevant und wird von Abschalt-Liste gestrichen.

Wir haben heute über 12.500 Unterschriften vorliegen und damit die
Mindestanzahl von 10.000 gültigen Unterschriften für das
Zustandekommen der Volksinitiative bereits erreicht. Wir reichen die
Unterschriften dennoch nicht schon jetzt beim Senat ein sondern
sammeln weiter aus folgenden Gründen:

Mit einer sehr hohen Zahl an Unterschriften bauen wir den notwendigen
Druck auf die Bürgerschaft auf, den Gesetzentwurf schon direkt nach
der Volksinitiative zu übernehmen. Dafür brauchen wir ein starkes
politisches Signal aus der Bevölkerung. Aus unserer Sicht ist die
Übernahme unseres Gesetzentwurfs durch die rotgrüne Mehrheit gerade
angesichts des gefährdeten Fernwärmerückkaufs dringend notwendig und
konsequent. Die Regierungsparteien haben schon im Koalitionsvertrag
2015 vereinbart, insbesondere den Neuanschluss des Kohlekraftwerks
Moorburg an Wärmenetze zu verhindern. Unsere Volksinitiative verankert
diese Absicht gesetzlich.

"Vattenfall verschwendet völlig unnötig die kleine Restmenge an CO2,
die weltweit überhaupt noch ausgestoßen werden darf! Gerade angesichts
des gefährdeten Fernwärmerückkaufs muss Rotgrün alle politischen und
gesetzlichen Mittel für den Kohleausstieg nutzen!" so Wiebke Hansen,
Sprecherin der Volksinitiative Tschüss Kohle.

Sollte die Bürgerschaft den Gesetzentwurf nicht annehmen, kommt das
Volksbegehren im Spätsommer/Herbst 2019 und macht den Wahlkampf zur
Bürgerschaftswahl 2020 zum Klimaschutzwahlkampf.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.04.2018

Tschüss Kohle - Hamburger Volksinitiative

Internet: www.tschuess-kohle.de
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GENTECHNIK/206: Umweltrisiken von Gentechnik-Pflanzen wurden unterschätzt (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 6. April 2018 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Neue Forschungsergebnisse 
zeigen: Umweltrisiken von Gentechnik-Pflanzen wurden unterschätzt

Pflanzen, die mittels Gentechnik gegen Glyphosat resistent gemacht
sind, haben ein überraschend hohes Potential für unkontrollierte
Ausbreitung



Aktuelle Forschungsergebnisse aus China zeigen eine neue Dimension der
Umweltrisiken gentechnisch veränderter Pflanzen: Die zusätzlich in die
Pflanzen eingebauten Gene können das Risiko für deren Ausbreitung in
der Umwelt wesentlich erhöhen. Das wurde jetzt bei Gentechnik-Pflanzen
nachgewiesen, die gegen das Spritzmittel Glyphosat resistent gemacht
sind. Kreuzen sich die Gentechnik-Pflanzen mit natürlichen
Populationen, haben die Nachkommen einen deutlichen Überlebensvorteil
und können die transgene DNA wesentlich schneller verbreiten als
bisher angenommen. Die neuen Untersuchungen zeigen, dass dieses
Umweltrisiko einzig vom zusätzlich eingefügten Gen abhängig ist, nicht
aber, wie bisher angenommen, vom Einsatz von Glyphosat. Durch
Stressbedingungen wie Hitze und Trockenheit kann sich der Effekt noch
verstärken.

Gentechnisch veränderte Pflanzen mit einer Resistenz gegenüber
Glyphosat werden seit über 20 Jahren kommerziell angebaut und sind
weltweit die am häufigsten verwendeten Gentechnik-Saaten. Trotzdem
wurde deren erhöhtes Potential für eine unkontrollierte Ausbreitung
bisher in keinem der offiziellen Zulassungsverfahren eingehend
untersucht.

Hinweise auf ein erhöhtes Ausbreitungspotential transgener Pflanzen
hatten sich bereits in früheren Untersuchungen gezeigt: Insbesondere
Gentechnik-Raps und -Reis schafften es bereits mehrfach, ihre Gene in
natürlichen Populationen zu verbreiten. Entgegen den Erwartungen
konnten die daraus entstandenen Nachkommen oft in der Umwelt
überdauern und sich weiter vermehren. Darauf hatte Testbiotech bereits
mehrfach hingewiesen.

Dennoch hatten die Europäische Lebensmittelbehörde EFSA und die
Gentechnik-Industrie stets behauptet, dass das zusätzliche Gen keinen
Überlebensvorteil für die Pflanzen bieten würde, wenn diese nicht
zusätzlich mit Glyphosat behandelt werden. Die Forscher aus China
weisen jetzt ausdrücklich darauf hin, dass das Risiko auch dann
gegeben ist, wenn kein Glyphosat zum Einsatz kommt. Sie fordern auch
weitere Untersuchungen unter Einbeziehung der Nachkommen der
transgenen Pflanzen, um die Umweltauswirkungen genauer zu erforschen.

Das zusätzlich in den Pflanzen gebildete Enzym (abgekürzt EPSPS) führt
nach den neuen Forschungsergebnissen nicht nur dazu, dass die Pflanzen
gegenüber Glyphosat resistent werden. Es greift auch in den
Stoffwechsel der Pflanzen ein, der Wachstum und Fruchtbarkeit steuert.
Das kann dazu führen, dass Nachkommen der Pflanzen mehr Samen bilden
und resistenter gegen Umweltstress sind. Als mögliche Ursache für die
beobachteten Effekte nennen die chinesischen Forscher eine vermehrte
Bildung des Hormons Auxin in den Gentechnik-Pflanzen. Dieses
pflanzliche Hormon ist an der Regulation für Wachstum, Fruchtbarkeit
und die Anpassung an Umweltstress beteiligt.

Interessanterweise können Stressfaktoren wie Hitze und Trockenheit
diese Tendenz zur unkontrollierten Ausbreitung verstärken. Testbiotech
fordert bereits seit Jahren, dass Gentechnik-Pflanzen einer Art
Stresstest ausgesetzt werden müssten, um herauszufinden, wie die
Pflanzen auf veränderte Umweltbedingungen reagieren, wie diese durch
den Klimawandel verursacht werden. Auch hier bestritt die EFSA die
Notwendigkeit für eingehende Untersuchungen bisher stets.
"Es zeigt sich, dass es auch nach über 20 Jahren kommerziellen Anbaus
von Gentechnik-Pflanzen viel Nichtwissen über deren tatsächliche
Umweltrisiken gibt. Jetzt muss die Vorsorge gegen unkontrollierte
Ausbreitung erheblich gestärkt werden", sagt Christoph Then für
Testbiotech. "Gentechnisch veränderte Organismen, deren Ausbreitung
nicht ausreichend kontrolliert werden kann, dürfen auch nicht
freigesetzt werden."

Es gibt weitere Aspekte, die für die Bekämpfung von Unkräutern sehr
wichtig werden können: Manche Unkrautarten verfügen natürlicherweise
über Gene, die das EPSPS-Enzym bilden können. Doch die Aktivität
dieser Gene ist normalerweise zu schwach, um die Unkräuter vor dem
Einsatz von Glyphosat zu schützen. Einige dieser Unkrautarten passen
sich aber sehr erfolgreich an den Gebrauch von Glyphosat an: Sie
können die Aktivität der betreffenden Genabschnitte erhöhen und so die
Wirkung ihrer EPSPS-Enzyme erhöhen. Man spricht von epigenetischer
Anpassung. Die Nachkommen der Unkräuter sind dann oft gegen den
Einsatz des Herbizids geschützt. Die neuen Forschungsergebnisse legen
nahe, dass die Unkräuter auf diesem Weg zusätzlich eine höhere
biologische Fitness erlangen. Der großflächige Anbau der 
Gentechnik-Pflanzen führt demnach dazu, dass Superunkräuter entstehen, 
die sich
schneller auf den Äckern ausbreiten als je zuvor. Dass diese Sorge
berechtigt ist, zeigt eine weitere, noch aktuellere Studie aus den
USA. In jedem Fall sind bereits große Anteile der Anbauflächen für
gentechnisch veränderte Pflanzen von diesen herbizidresistenten
Unkräutern betroffen.




Weitere Informationen:

Studie aus China

https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fpls.2018.00233/abstract

Studie aus den USA

https://www.journals.uchicago.edu/doi/full/10.1086/696701

Testbiotech-Bericht über unkontrollierte Ausbreitung von transgenen
Pflanzen in der Umwelt

https://www.testbiotech.org/node/1338

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 06.04.2018

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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FORSCHUNG/457: Genetische Methoden in der Naturschutz-Praxis angekommen (idw)


Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL -
05.04.2018

Genetische Methoden in der Naturschutz-Praxis angekommen



Genetische Methoden lassen sich heute im Naturschutz vorteilhaft
einsetzen. Sie verraten zum Beispiel, woher sich seltene Kröten zum
Stelldichein treffen und wie gut vernetzt scheinbar isolierte
Vorkommen des Auerhuhns sind. Eine Tagung an der Eidg.
Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL zeigte, dass die
Genetik wichtige Entscheidungsgrundlagen für den Schutz von
Pflanzen- und Tierpopulationen bietet.

Die genetische Vielfalt ist einer der drei Pfeiler der Biodiversität -
neben der Vielfalt von Arten und Lebensräumen. Nur wer diese Vielfalt
kennt, kann wirkungsvolle Massnahmen zur Erhaltung der Biodiversität
in die Wege leiten. Konrad Steffen, Direktor der Eidg.
Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL, geht an einer
in Birmensdorf (Schweiz) durchgeführten Fachtagung zu Fragen der
Naturschutzgenetik noch einen Schritt weiter: "Diese junge genetische
Forschungsdisziplin liefert Erkenntnisse, die bei Entscheiden im
Naturschutz eine ausschlaggebende Rolle spielen."




[image: Frauenschuhpflanzen in Blüte - Foto: © Felix Gugerli, Eidg. Forschungsanstalt WSL]

Daten zur genetischen Vielfalt und der Vernetzung mehrerer Vorkommen
des Frauenschuhs sollen Hinweise auf den Erfolg von Schutzmassnahmen
geben.

Foto: © Felix Gugerli, Eidg. Forschungsanstalt WSL



Genetische Untersuchungen, die im Naturschutz zur Förderung und zum
Schutz von Arten durchgeführt werden, sind heutzutage oft nicht teurer
als andere Methoden, betont Rolf Holderegger, der an der Eidg.
Forschungsanstalt WSL die Forschungseinheit Biodiversität und
Naturschutzbiologie leitet. Oftmals seien diese Methoden sogar die
einzigen, die angewendet werden könnten, beispielsweise um die
Bewegung von Tieren in der Landschaft oder die Vernetzung von lokal
begrenzten Vorkommen abzuschätzen. So wird in der Schweiz die
Wanderung von Wölfen und anderen Tierarten anhand von genetischen
Analysen aus Haaren, Kot oder Speichel nachgewiesen.

Genetische Methoden können vieles, aber nicht alles

Beim Aufbau der wieder angesiedelten Bartgeier-Populationen lässt sich
mit genetischen Methoden auch der Grad der Inzucht gut feststellen.
Ist der Inzuchtwert zu hoch, droht einer Population irgendwann das
Aus. Darüber hinaus ist es in der Praxis wichtig zu wissen, dass
Pflanzen- und Tierpopulationen nicht zu klein werden und genetisch
vielfältig bleiben. Holderegger warnt allerdings vor zu viel
Enthusiasmus: "Genetische Methoden sind zwar in der Naturschutzpraxis
angekommen und können vieles besser als herkömmliche Methoden, doch
sie können auch nicht alles". In der dicht besiedelten Schweiz stellt
sich regelmässig die Frage, ob bestimmte Landschaftselemente wie zum
Beispiel Strassen, Bahnlinien oder Flüsse für einzelne Tierarten
Barrieren darstellen - ein Tummelfeld für naturschutzgenetische
Untersuchungen. Janine Bolliger (WSL) stellte eine Studie vor, die
genetische Daten von Kreuzkröten mit Wanderungsmustern von 50 mit
Peilsendern ausgerüsteten Individuen verglich. Während diese
telemetrischen Daten eher lokale Wanderbewegungen aufzeigten, wies die
genetische Untersuchung nach, dass auch scheinbar isolierte
Populationen mit entfernt lebenden Nachbarn im Austausch stehen und
ihr Erbgut sich so durchmischen kann. "Verwandtschaftsbeziehungen sind
ein gutes Mass für die räumliche Vernetzung von Populationen", fasst
die Biologin zusammen. Auch beim Auerhuhn im Toggenburg (Kanton St.
Gallen) stellten Forschende der WSL fest, dass lokale Populationen und
somit auch ihre genetische Vielfalt grösser sind als erwartet;
offenbar gelingt es dieser Tierart, sich über grössere Distanzen zu
bewegen und fortzupflanzen, so dass sie ihre Gene austauscht.

Lücken bei der praktischen Anwendung

Den Sprung in die Praxis haben die noch neuen naturschutzgenetischen
Methoden, die bislang vor allem von Forschungsinstitutionen angewendet
wurden, noch nicht überall geschafft. Die Bedeutung neuer Methoden
lasse sich nur an konkreten Fragestellungen im Gelände abschätzen,
wobei die in vielen Kantonen regional verankerten Beratungsbüros einen
Standortvorteil hätten, meint Conny Thiel-Egenter von der FORNAT AG.
Darum biete sich eine enge Zusammenarbeit zwischen Forschung und
Praxis an. Thiel-Egenter führt als Beispiel den Frauenschuh an, zu
dessen Förderung es im Kanton Aargau einen Aktionsplan gibt. Die
Fundorte der 18 stark voneinander getrennten Populationen dieser
gefährdeten Orchideenart sollen aufgewertet und neue Populationen
zwischen bestehenden Vorkommen gegründet werden, so dass der
genetische Austausch auf natürliche Weise möglich ist. Ein ähnliches
Projekt zu kleinen Populationen gibt es auch beim
Lungenenzian-Ameisenbläuling , einer seltenen Schmetterlingsart,
die in Flachmooren und somit einem ebenso gefährdeten Lebensraum
vorkommt.

Da die Naturschutzgenetik erst seit kurzem Anwendung in der Praxis
fände, so Thiel-Egenter, gäbe es noch zu wenig Erfolgsgeschichten, und
der Mehrheit der Naturschutzbehörden fehlte deshalb noch das Vertrauen
in genetische Methoden. "Auch im Rahmen von
Umweltverträglichkeitsprüfungen sind genetische Methoden nicht
etabliert, obwohl sie sehr wirksam und darum wichtig wären", sagt die
Biologin.

Genetik als Grundlage für Wirkungsanalysen im Naturschutz

Der an der Fachtagung vorgestellte Kenntnisstand in der noch jungen
Naturschutzgenetik lässt sich nur als Zwischenhalt in einer schnell
verlaufenden Entwicklung bezeichnen. Gemäss Tagungsleiter Felix
Gugerli ist es beeindruckend, dass es nach wenigen Anwendungsjahren
bereits heute möglich ist, genetische Abklärungen für
Naturschutzprojekte konkret zu nutzen oder bei bereits realisierten
Massnahmen den Erfolg genetisch zu beurteilen. "Der Fächer der
möglichen Anwendungen öffnet sich zunehmend", sagte Gugerli. So sei es
beispielsweise in einer Zeit des Klimawandels für die
Naturschutzbiologie besonders wichtig, bei gefährdeten Pflanzen- und
Tierarten auch das Potenzial zur Anpassung an veränderte
Umweltverhältnisse in Betracht zu ziehen.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.wsl.ch/de/newsseiten/2018/04/genetische-methoden-im-naturschutz.html 

Medienmitteilung Eidg. Forschungsanstallt WSL

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news691973

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution799

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL,

Reinhard Lässig, 05.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/456: Pflanzen erobern Europas Gipfel immer schneller (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 05.04.2018

Pflanzen erobern Europas Gipfel immer schneller



Heute wachsen auf Berggipfeln deutlich mehr Pflanzenarten als noch vor
100 Jahren. Viele Studien haben bereits Hinweise darauf geliefert,
dass dies mit der Erwärmung der Klimas zusammenhängt. Doch ein
direkter Zusammenhang zwischen steigenden Temperaturen und zunehmender
Artenzahl konnte bisher nicht großflächig nachgewiesen werden.
Forschern um Prof. Dr. Manuel Steinbauer von der Professur für
System-Paläobiologie der FAU und Dr. Sonja Wipf vom SLF ist es
zusammen mit Wissenschaftlern aus elf Ländern gelungen, erstmals zu
beweisen, dass die Artenvielfalt auf Berggipfeln in ganz Europa
ansteigt und dass dies immer schneller geschieht.




[image: Foto: © Sarah Burg, SLF]

Androsace alpina - Alpen-Mannsschild: Typische Hochgebirgsart, die vor
allem auf saurem Gestein wie Granit und Gneiss wächst. Die Pflanze
wurde nur auf Gipfeln in den Alpen gefunden. Historisch wurde sie auf
57 Gipfeln nachgewiesen und ist auf allen noch präsent. 

Foto: © Sarah Burg, SLF



Dazu nahmen sie die Vegetation auf Berggipfeln in ganz Europa unter
die Lupe und untersuchten drei mögliche Einflussfaktoren: Die
Veränderung der Temperaturen im Sommer, die Veränderung der jährlichen
Niederschlagsmenge sowie Stickstoffablagerungen. Insgesamt erhoben die
Wissenschaftler den Bestand der Arten auf 302 Gipfeln in den Alpen,
den Pyrenäen, den Karpaten sowie in schottischen und skandinavischen
Gebirgen. Ihre Aufzeichnungen verglichen die Forscher mit älteren -
teils historischen - Vegetationsaufnahmen derselben Gipfel. Dadurch
entstand ein einmaliger Datensatz, der eine Zeitspanne von 145 Jahren
umfasst.




[image: Foto: © Veronika Stöckli]

Saxifraga oppositifolia - Gegenblättriger Steinbrech. Wurde von den
Forschern auf 145 Gipfeln gefunden. Kommt im Datensatz bis auf über
3500 m vor. Höchste Art der Alpen und wahrscheinlich sogar Europas,
kommt wenig unterhalb 4500 m vor. 

Foto: © Veronika Stöckli



Veränderung der Artenvielfalt

"Immer mehr Arten ist es möglich, aus tieferen Lagen in höhere
Regionen vorzudringen. Dort konnten sie vor Jahrzehnten noch nicht
überleben. Es gibt deutliche Hinweise, dass dies mit der globalen
Erwärmung zusammenhängt", erklärt FAU-Paläobiologe Steinbauer. Die
Arten sind im Durchschnitt grösser und dadurch konkurrenzstärker als
die angestammten Gipfelbewohner. Diese laufen deshalb auf längere
Sicht Gefahr, verdrängt zu werden. Wie sich die Artenzusammensetzung
auf Gipfeln mit dem Klimawandel langfristig verändert, wird sich
jedoch erst in den nächsten Jahrzehnten zeigen.




[image: Foto: © Cajsa Nilsson, SLF]

Ranunculus glacialis - Gletscherhahnenfuss: Typische Hochgebirgsart,
die vor allem auf saurem Gestein wie Granit und Gneiss wächst. Wurde
in den meisten der untersuchten europäischen Berggebieten auf Gipfeln
gefunden. Die Pflanze war im historischen Datensatz bereits auf 113
Gipfeln präsent und wurde bis auf kleine Abweichungen auf der Mehrzahl
der Gipfel wieder vorgefunden. 

Foto: © Cajsa Nilsson, SLF



Beschleunigte Reaktion auf den Klimawandel

Das Ergebnis zeigt, dass die Zahl der Arten auf europäischen Gipfeln
generell zugenommen hat. Zudem erfolgte dieser Anstieg in den letzten
Jahrzehnten immer schneller. Die Artenvielfalt ist in diesem Jahrzehnt
fünf Mal so hoch wie in den vergangenen 50 Jahren. Grund dafür ist die
Klimaerwärmung, die sich ebenfalls immer mehr beschleunigt hat: Je
stärker die Erwärmung in der Zeitspanne zwischen zwei
Vegetationsaufnahmen auf einem Gipfel war, desto mehr hatte auch die
Zahl der Pflanzenarten zugenommen. "Es ist das erste Mal, dass man
eine solche beschleunigte Reaktion auf den Klimawandel für alpine
Lebensräume nachweisen kann", sagt SLF-Forscherin Wipf. Bisher ist
eine derartige Beschleunigung von Prozessen - verursacht durch die
immer schnellere Klimaerwärmung - vor allem von unbelebten Systemen
wie beispielsweise Gletschern bekannt.




[image: Foto: © Veronika Stöckli]

Taraxacum alpinum - Alpen-Löwenzahn: Eine subalpine Art, die in
Bergwiesen und -weiden hauptsächlich über der Waldgrenze vorkommt.
Sehr nah verwandt mit den Löwenzahn. Kann recht groß und breit werden
und ist deshalb eine mögliche Konkurrenz für die langsam wachsenden,
eher kleinen Gebirgsspezialisten. Früher auf 40 Gipfeln, heute auf 73
von den Forschern gefunden. Früher kaum über 3000 m gefunden (höchster
Fundort 3020), heute auf 12 Gipfeln über 3000m gefunden, der höchste
Standort des Datensatzes ist auf dem Munt Pers, auf 3198m ü.M. 

Foto: © Veronika Stöckli



Die Ergebnisse haben sie nun in der renommierten Fachzeitschrift
Nature publiziert (DOI: 10.1038/s41586-018-0005-6).




Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news691886

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg,

Dr. Susanne Langer, 05.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/361: LBV begrüßt Stopp der Skischaukelpläne am Riedberger Horn (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 6. April 2018

Schäffer: "Ein guter Tag für unsere bayerische Heimat!"

LBV begrüßt Stopp der Skischaukelpläne am Riedberger Horn



Hilpoltstein, 06.04.2018 - Der LBV freut sich über die Entscheidung
der Gemeinden Balderschwang und Obermaiselstein auf den Bau einer
Skischaukel am Riedberger Horn vorerst zu verzichten. Damit könnte
eine langjährige Auseinandersetzung zwischen Naturschützern und den
beiden Allgäuer Gemeinden vorläufig zu Ende gehen. "Heute ist ein
guter Tag für Bayerns Natur", so der Vorsitzende des LBV Dr. Norbert
Schäffer. "Wir begrüßen die Abkehr von der Skischaukel sowie
Vorschläge für einen naturverträglichen Tourismus und ein
Naturerlebniszentrum." Der vorgestellte fünf Punkte Plan von
Ministerpräsident Söder und den beiden Bürgermeistern ist ein
beeindruckender Schritt in die richtige Richtung. Ein Kritikpunkt
bleibt jedoch bestehen: Die Zusage für den Stopp der Skischaukel am
Riedberger Horn ist zeitlich auf zehn Jahre befristet und besitzt
keine Rechtsverbindlichkeit. Auch ist die Änderung des Alpenplanes und
die willkürliche Verschiebung der Grenzen von Schutzgebieten für den
LBV nach wie vor nicht hinnehmbar. Aus diesem Grund halten LBV und BN
die Normenkontrollklage gegen die Änderung des Alpenplans aufrecht.
"Die willkürliche Änderung des Alpenplans und damit verbunden die
Schwächung des Alpenplans veranlassen uns dazu, die
Normenkontrollklage weiterzuverfolgen", ergänzt Schäffer.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 06.04.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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KLIMA/646: CO2 - Emissionsbetrug und Selbsttäuschung ... (SB)




Müßten nicht alle Staaten, die das Klimaabkommen von Paris
unterzeichnet haben, sowie alle zwischenstaatlichen Einrichtungen
ihrem eigenen Anspruch gerecht werden und alles dafür tun, um dessen
Ziele einzuhalten? Zum Beispiel die Internationale Energieagentur
(IEA). Sie wurde ein Jahr nach der Ölkrise 1973 von 16
Industriestaaten der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) gegründet, um gemeinsame Maßnahmen zur
Sicherung der Ölversorgung zu ergreifen. Heute hat die in Paris
ansässige IEA 30 Mitglieder. In dem "New Policies Scenario" (NPS) des
jüngsten World Energy Outlook (WEO) propagiert die IEA jedoch nach
wie vor eine Politik, die unvereinbar mit den Zielen des
Klimaabkommen von Paris ist. Das behaupten die beiden NGOs Oil Change
International und das Institute for Energy Efficiency and Financial
Analysis (IEEFA) in einem Anfang April erschienenen, 44seitigen
Report mit dem Titel "Off Track: How the International Energy Agency
Guides Energy Decisions towards Fossil Fuel Dependence and Climate
Change" [1].

"Die IEA fördert die Vision einer Zukunft, in der die Welt von
fossilen Energieträgern abhängig bleibt", berichtet Greg Muttitt,
Hauptautor des Reports und Forschungsdirektor von Oil Change
International. Als Grundlage für politische und
Investitionsentscheidungen berge das NPS die Gefahr einer "sich
selbsterfüllenden Prophezeiung" [2].

Im Klimaabkommen von Paris haben sich die Staaten darauf festgelegt,
die globale Erwärmung auf unter zwei Grad, möglichst unter 1,5 Grad
Celsius gegenüber der vorindustriellen Zeit zu begrenzen. Wichtigstes
Instrument dazu ist die Reduzierung von Kohlendioxidemissionen aus
dem Verbrennen fossiler Energieträger Kohle, Erdöl und Erdgas.

Die IEA propagiere eine Energiepolitik, die nicht in die Sicherheit
führe, sondern uns über die Klippe bugsiere, kritisiert Muttitt im
Interview mit dem "Guardian" die Organisation [3]. Bei dem "Neuen
Politikszenario" der IEA wäre das Kohlenstoffbudget für das
1,5-Grad-Ziel bereits 2022, also in vier Jahren, ausgeschöpft und das
für das 2-Grad-Ziel im Jahr 2034. Selbst wenn man die
ambitioniertesten Aussichten der IEA zugrunde lege, die im
"sustainable development scenario" beschrieben sind, würde das
2-Grad-Ziel im Jahr 2040 überschritten. Deshalb seien alle
Regierungs- und Finanzinstitutionen, die die IEA-Szenarien zur
Grundlage ihrer Investitionen in Öl und Gas machten, schlecht
beraten, so Muttitt. Es sei schockierend, wie weit sich die Organisation
vom Paris-Abkommen entferne.

Zwei der Autoren des World Energy Outlook befänden sich auf der
Gehaltsliste von Shell, zeigte der Kritiker einen offensichtlichen
Interessenkonflikt der IEA auf. Außerdem monierte er, daß diese
Organisation noch immer den Industriestaaten verpflichtet ist. Als
Beispiel wurde der Widerspruch genannt, daß laut IEA die Europäische
Union ihre Treibhausgasemissionen bis 2040 um 40 Prozent, Indien
jedoch um 46 Prozent senken würde. Das stehe im Widerspruch zur
historischen Verantwortung der Industriestaaten für den Klimawandel.
Muttitt fordert die IEA auf, dem Beispiel der Weltbank zu folgen, die
im Dezember vergangenen Jahres angekündigt hat, Investitionen in Öl
und Gas 2019 auslaufen zu lassen.

Gegenüber dem "Guardian" erwiderte die IEA hinsichtlich der Vorwürfe,
daß ihre zwei Dutzend Autoren und mehrere hundert Gutachter des World
Energy Outlook aus einem "breiten Feld" stammten, aus Regierungen,
NGOs und der Industrie, inklusive der erneuerbaren Energieindustrie.
Im übrigen sei beim jüngsten ministerialen Treffen eine
Modernisierungsstrategie beschlossen worden, um die IEA in ein
"globales Zentrum für saubere Energie" zu wandeln.

Der Guardian hat nicht näher ausgeführt, was die IEA unter "sauberer
Energie" versteht oder verstehen könnte. Das sei hiermit nachgeholt.
Möglicherweise ist damit Kernenergie gemeint, gegenüber der die
Organisation bislang sehr positiv eingestellt war. Weil beim Abbrand
der Kernbrennstäbe keine CO2-Emissionen freiwerden, behauptet die
Industrie, Akws seien klimafreundlich. Das ist zwar an den Haaren
herbeigezogen, weil während der gesamten Prozeßkette, von der
Urangewinnung bis zu Endlagerung abgebrannter Brennelemente - und
nicht zu vergessen der Katastrophenbewältigung wie in Fukushima -
riesige Mengen an CO2-Emissionen erzeugt werden, hat sich aber
inzwischen bis in den Verhandlungsprozeß des internationalen
Klimaschutzes eingeschlichen. Darüber berichtete im Dezember
vergangenen Jahres der russische Umweltschützer Vladimir Slivyak
(Ecodefense, Moskau), der schon an einer Reihe von COPs teilgenommen
hat, auf dem People's Climate Summit in Bonn [4].

Auch Kohle wird von der Industrie als "sauber" gehandelt, wenn sie
nur in Verbindung mit dem Geschäftsmodell des CCS, des Abfangens und
Abscheidens von Kohlenstoff aus der Kohleverbrennung und
anschließenden Lagerung des verflüssigten Treibhausgases etabliert
wird. Nicht zuletzt wird von interessierten Kreisen auch innerhalb
der Europäischen Union behauptet, daß Erdgas eine klimafreundlichere
Alternative zu Kohle und Erdöl darstellt. Das ist jedoch ein Irrtum,
denn dabei würden unter anderem die kurzfristigen Methanemissionen
aus der Gasinfrastruktur unter den Teppich gekehrt, wie im
vergangenen Dezember Frieda Kieninger von der Organisation Food and
Water Europe ebenfalls auf dem People's Climate Summit in Bonn näher
ausführte [5].

Die Zeit spielt der Industrie in die Hände. Je mehr Zeit verstreicht,
in der nicht entscheidende Schritte zur Reduzierung der
CO2-Emissionen ergriffen werden, desto leichter hat es die Industrie,
daß ihre fadenscheinigen Vorschläge zur Bereitstellung vermeintlich
sauberer Energie angenommen und umgesetzt werden. Beispielsweise
erfordert das CCS-Verfahren zur "sauberen Kohle" seinerseits viel
Energie, die dann wiederum von Kohlekraftwerken generiert werden
würde. Die wären also eine richtige Geldmaschine. Man könnte auch von
einer Win-win-Technologie sprechen: In beiden Fällen streichen die
Betreiber der Kohlekraftwerke die Gewinne ein, während die
Gesellschaft das Nachsehen hat.

Der aktuelle Report der beiden NGOs zeigt: Was immer sich die IEA auf
die Fahne schreibt, als Kind der OECD ist sie nach wie vor der
fossilen Energiewirtschaft verbunden.


Fußnoten:

[1] http://priceofoil.org/content/uploads/2018/04/OFF-TRACK-the-IEA-Climate-Change.pdf

[2] https://www.commondreams.org/news/2018/04/05/study-details-how-ieas-rosy-outlook-fossil-fuels-driving-world-towards-climate

[3] https://www.theguardian.com/environment/2018/apr/05/iea-accused-of-undermining-global-shift-from-fossil-fuels

[4] http://schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0101.html

[5] http://schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0102.html
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TOUR/7172: Lippstadt - Führung "Mit der Ackerbürgerin durch die Stadt" am 15.4.2018


Mit der Ackerbürgerin durch Lippstadt

Öffentliche Stadtführung am Sonntag, 15. April



Lippstadt. Am Sonntag, 15. April, bietet die Stadtinformation um 10.30
Uhr eine öffentliche Stadtführung "Mit der Ackerbürgerin durch
Lippstadt" an.

Gewandet in die typische Tracht der Ackerbürgerin versetzt "Liesbeth
Lippenkamp" die Teilnehmer zurück in die guten alten Zeiten. Sie
dürfen sich auf eine außergewöhnliche Zeitreise freuen, bei der die
Historie unserer Lippe-Stadt auf humorvolle und lebendige Weise
erzählt wird.

Treffpunkt ist am Rathaus, die Führung dauert ca. 90 Minuten und
kostet 6,00 Euro für Erwachsene, Kinder, Jugendliche und Studenten
zahlen 3,00 Euro.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941-58515 wird gebeten, da die Teilnehmerzahl für diese Führung
begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 9. April 2018

Stadt Lippstadt

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Tel. 02941/58515

E-Mail: niedner@kwl-lippstadt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. April 2018 
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